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Wege oder Hochspannungsleitungen auf dem erworbenen Grundstück zu bauen, wenn 
produktionstechnische Erwägungen dies verlangten. Zwar wurde in solchen Fällen 
eine Entschädigung gezahlt, aber Einspruch war nicht möglich. Hier wurde weiterhin 
festgelegt, dass die vom Normalpreis abweichende Summe vom Darlehensempfänger 
sofort zurückzuerstatten war, wenn binnen fünf Jahren das Arbeitsverhältnis aufgelöst 
wurde.578 Ähnlich wie in dem aus Neunkirchen herangezogenen Beispiel tritt die Bin-
dungsfunktion der Wohnungspolitik klar zutage. Umso evidenter wird dieser Tatbe-
stand durch den Umstand, dass der Bezug einer Werkswohnung ohnehin schon an ein 
gewisses Dienstalter gekoppelt war.579

Abbildung 16: Grundriss eines Neunkircher Arbeiterhauses für vier Parteien.580

578  AnLux, ADU-U1-83.
579  Vgl. Lorang 2009, S. 39.
580  Die vier Werkswohnungen verfügten jeweils über zwei Zimmer und eine Küche, zusätzlich bot der 
Keller, was zur Entlastung der Wohnräumlichkeiten nicht unbedeutend ist, Stauraum. Die Wohnungen 
im Dachgeschoss waren inklusive Küche etwa 44 m2 groß. Die Wohnungen im Erdgeschoss waren mit 
rund 46 m2 etwas geräumiger. Es zeigt sich, dass diese Werkswohnungen besser ausgestattet waren als 
viele Wohnungen auf dem freien Markt, wo oftmals selbst einfachste Räumlichkeiten wie ein Keller 
oder ein Speicher fehlten. Abbildung aus Gillenberg/Birtel/Meiser 1986, S. 43.
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In diesem Zusammenhang ist ferner zu betonen, dass über die Bezieher von Werkswoh-
nungen oder Darlehen eine massive soziale Kontrolle ausgeübt wurde. Durch die Koppe-
lung von Miet- und Arbeitsverhältnis wurden Privat- und Arbeitsbereich eng verwoben. 
Im Düdelinger Viertel Brill wurden regelmäßige Inspektionen und Kontrollgänge in den 
Häusern durchgeführt. Für die Mieter gab es klare Vorschriften die Haushaltsführung und 
sogar die intime Bedürfnisbefriedigung betreffend. So untersagte die Hausordnung der 
ARBED „das Entleeren des Nachtgeschirrs in die Dachrinne strengstens“581. Außerdem 
entstanden die von den Werken initiierten Wohnkolonien, wie etwa für die Saarbrücker 
Straße in Neunkirchen gezeigt wurde, oftmals in unmittelbarer Nähe zum Werksgelände, 
sodass – wenigstens symbolisch – der Betrieb stets über ‚seine‘ Arbeitskräfte wachte. 

Besonders virulent wurde der Faktor der sozialen Kontrolle und Disziplinierung in 
den werkseigenen Schlafhäusern, die in Neunkirchen zuhauf entstanden, in Düdelin-
gen aber nur eine marginale Rolle spielten. Um 1900 verfügte das Stummsche Werk 
bereits über 39 Säle mit nicht weniger als 936 Betten.582 1895 waren 804 Betten belegt.583 
Die Schlafhäuser blieben bis über den Ersten Weltkrieg hinaus von großer Bedeutung 
und verloren erst im Laufe der 1920er Jahre, auch infolge verbesserter Verkehrswege, 
an Gewicht. Der ARBED-Konzern verfügte 1925 über insgesamt sieben Schlafsäle für 
alle Werke in Luxemburg. 1927 nächtigten in Düdelingen 2,3 Prozent der ledigen und 
0,9 Prozent der verheirateten Arbeiter in einem Schlafsaal.584 In der Werksstatistik des 
Jahre 1913 werden Schlafsäle nicht erwähnt.585 Die untergeordnete Bedeutung dieser 
Wohnform dürfte mit der geringeren Zahl an Wochenpendlern zusammenhängen. Die 
italienischen Arbeiter wiederum dürften sich eher bei Landsleuten als Untermieter ein-
quartiert haben.

In den Schlafhäusern herrschte ein strenges Regiment, heißt es doch in der Allgemei-
nen Arbeitsordnung für das Neunkircher Eisenwerk von 1892, das Disziplinarreglement 
gelte auch für die Örtlichkeiten und Räumlichkeiten der „Wohlfahrtseinrichtungen“, 
werde dort aber gegebenenfalls ergänzt durch spezielle Hausordnungen.586 Im Klartext 
heißt das, die in den Arbeitsordnungen definierte Fabrikdisziplin wurde nicht nur auf 
den Privatbereich ausgedehnt, sondern noch ausgeweitet durch weitere Vorschriften 
und Verbote. Für viele der im Schlafhaus lebenden Arbeiter dürfte die Aussicht auf eine 
vom Werk gestellte Mietwohnung oder ein Baudarlehen, damit die Chance, das Schlaf-
haus zu verlassen, verlockend gewesen sein. Die betriebliche Wohnraumpolitik war 
also auch ein Anreiz sowohl zu disziplinierter, als auch zu sorgfältiger und produktiver 
Arbeit im Betrieb. In der partiell durchlässigen Hierarchie des integrierten Eisen- und 

581  Vgl. Lorang 1994, S. 283 ff., Zitat nach ebd., S. 285; außerdem Lorang 1995, S. 148.
582  Vgl. Geis/Enzweiler/Bierbrauer 1978, S. 98.
583  Siehe Frühauf 2005, S. 105.
584  Zur Bedeutung der Schlafsäle in Düdelingen vgl. Schmitz 1989, S. 52 und 75.
585  AnLux, ADU-U1-93.
586  Siehe Allgemeine Arbeitsordnung NE 1892, S. 17.
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Stahlbetriebs bedeutete ein Aufstieg eine Einkommensverbesserung, damit zugleich die 
Aussicht auf vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten besseren Wohnraum.

Die vom Werk bereitgestellten Unterkünfte sowie die Baudarlehen reichten allerdings 
bei weitem nicht aus, die gesamte Belegschaft gleichermaßen zu versorgen. 56 Prozent der 
Düdelinger Belegschaft lebten 1913 zur Miete bei Fremden oder bei den Eltern, also wohl 
überwiegend nicht in einer vom Unternehmen vermieteten oder bezuschussten Woh-
nung. Hinzu kamen noch 12,2 Prozent, die Eigenheime besaßen.587 Da die betriebliche 
Eigenheimförderung hier erst in der Zwischenkriegszeit einsetzte, wurden diese Häuser in 
Eigenregie erbaut. Folgt man Antoinette Lorang, so wurden die Düdelinger Werkswoh-
nungen vorwiegend an „treu ergebene Facharbeiter“ vergeben.588 Dies ist in der Tendenz 
wohl richtig, sollte aber als Befund nicht verabsolutiert werden. Wie aus einem Düdelinger 
Einwohnerverzeichnis aus dem Jahr 1935 hervorgeht, waren im Viertel Brill die Facharbei-
ter (Schlosser, Elektriker, Dreher u. a.) zwar in der Überzahl, aber es fanden sich durchaus 
auch einfache Produktionsarbeiter (Magazinarbeiter, Konverterarbeiter, Walzwerkarbei-
ter u. a.).589 Die Zahl der zur Verfügung stehenden Wohnungen war limitiert, sodass die 
betriebliche Wohnraumpolitik keineswegs alle sozialen Schieflagen ausgleichen konnte, 
dies auch per definitionem gar nicht wollte, hätte bei flächendeckender Ausstattung die 
Wohnraumpolitik doch ihre Anreizfunktion eingebüßt.590 Wie die Einteilung der Neun
kircher Werkswohnungen in acht Klassen zeigt, traten auch innerhalb der Empfänger 
betrieblicher Wohnungsbaupolitik starke Binnendifferenzierungen auf und insbesondere 
die Meisterhäuser am Schlackenplatz waren überdurchschnittlich gut ausgestattet: Die 
1892 errichteten Wohnungen verfügten über vier Zimmer mit einer Küche im Erdge-
schoss sowie über weitere vier Zimmer mit einem Speicher im Obergeschoss. Außerdem 
waren ihnen ein großer Garten sowie Anbauten für Abort und Gerätschaften beigege-
ben.591 Die im gleichen Zeitraum konstruierten Arbeiterhäuser in der Saarbrücker Straße 
blieben dagegen zurück. Die exponierte Position des Meisters spiegelte sich letztlich auch 
im Stadtbild, innerbetriebliche Hierarchien wurden bewusst in die Industriegemeinde 
projiziert. Im Düdelinger Brillviertel entstanden neben den Arbeiter- auch Beamtenwoh-
nungen sowie eine Direktorenvilla: „[…] les bâtiments reflètent la hierarchie sociale – villa 
du directeur, maison du médecin, de l’ingénieur, de l’employé et de l’ouvrier.“592

Alles in allem wirkte die betriebliche Wohnraumpolitik stark differenzierend und 
verstärkte innerbetriebliche Abstufungen. Außerdem band sie ein bestimmtes Segment 
der Arbeiterschaft eng an den Betrieb. Neben Bindungs-, Produktivitäts- und Diszipli-
nierungsfunktionen erfüllte die betriebliche Wohnungsbaupolitik gerade in den frühe-
ren Phasen der industriellen Entwicklung rekrutierungspolitische Zwecke: Durch die 

587  Alle Daten nach AnLux, ADU-U1-93.
588  Lorang 1995, S. 148.
589  Siehe Einwohnerverzeichnis Dudelange 1935.
590  Siehe Lorang 2009, S. 10.
591  Vgl. Gillenberg/Birtel/Meiser 1986, S. 49.
592  Lorang 2009, S. 20.
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Bereitstellung von günstigem und gutem Wohnraum konnten vor allem rar gesäte Fach-
arbeiter in die werdenden Industriegemeinden gelockt werden.593

Auch die betriebliche Bildungs- und Ausbildungspolitik war Teil des sozialpolitischen 
Kanons. Die Betriebe richteten werkseigene Schulen und Fortbildungsschulen ein, in 
denen vor allem der spätere Facharbeiterstamm herangezogen wurde. Die angehenden 
Schlosser, Dreher, Former oder Modellschreiner erhielten Unterricht in technisch relevan-
ten Fächern, aber auch allgemeinbildende Themen sowie Staatsbürgerkunde standen auf 
dem Curriculum. Jugendliche Arbeiter bis zum 16. Lebensjahr wurden verpflichtet, diese 
Bildungsangebote, die durch Lehrwerkstätten innerhalb der Betriebe ergänzt wurden, 
wahrzunehmen. Die betriebliche Ausbildungspolitik erfüllte neben Bindungs- in starkem 
Maße Produktivitätsfunktionen: Angestrebt wurde ein leistungsfähiger Belegschaftskern 
von gut qualifizierten Facharbeitern. Binnendifferenzierungen innerhalb der Belegschaft 
wurden durch das betriebliche Ausbildungssystem klar präfiguriert, profitierte doch nur 
ein bestimmtes Segment der Arbeiterschaft von den Maßnahmen.594 Dafür spricht auch 
die Einrichtung von Hilfsklassen für körperlich oder geistig „Schwachbefähigte“, die spä-
ter zumeist in Nebenbetrieben wie der Sacknäherei oder Korbflechterei eingesetzt wur-
den. Ihr Lehrplan unterschied sich fundamental von demjenigen der Fachschüler.595

Doch war die Förderung der Produktivität nicht die einzige Intention, die mit der 
Bildungspolitik verfolgt wurde. Ein Teil des werkseigenen Schulsystems ragte eher in 
den karitativen Bereich hinein: Die Unternehmer stellten Bildungsstätten für sozial 
oder gesundheitlich unterprivilegierte Gruppen bereit. Dass hier tatsächlich karita-
tive, christliche oder philanthropische Beweggründe mit hereinspielten, ist einerseits 
nicht abzustreiten. Andererseits erfüllten solche Maßnahmen auch stark legitimatori-
sche Funktionen, indem sich der Betriebsherr zum mildtätigen Vorgesetzten stilisieren 
konnte. Karitative Projekte fanden sich in Neunkirchen wie in Düdelingen zuhauf. So 
wurde in Neunkirchen 1904, drei Jahre nach Stumms Tod, das nach ihm benannte Karl-
Ferdinand-Haus aus der Taufe gehoben. Ursprünglich wurden hier alleinstehende und 
hilfsbedürftige ältere Frauen sowie Waisen aufgenommen. In der Zwischenkriegszeit 
wurde, unter der Ägide der Stumm-Tochter Bertha Gräfin von Franken-Sierstorpff, das 
Altenheim aufgegeben und stattdessen ein Entbindungsheim eingerichtet. 1935 bezahl-
ten Frauen von Werksangehörigen oder weibliche Beschäftigte für eine Entbindung 
einschließlich elftägiger Unterbringung, Pflege und Versorgung 58,50 Mark, wobei die 
Knappschaftskrankenkasse etwa die Hälfte übernahm. Auch Werksfremde wurden in 
der Entbindungsstation aufgenommen, allerdings nicht zu ähnlich günstigen Kondi-

593  Vgl. Schulz 1985, S. 381.
594  Über die betriebseigenen Schulsysteme in Neunkirchen wie Düdelingen wurden in Kapitel III, als 
die Unterschiede der Qualifikationsniveaus diskutiert wurden, bereits einige Ausführungen getroffen. 
Die konkreten Ausgestaltungen der Bildungs- und Ausbildungspolitik können daher an dieser Stelle 
unter Verweis auf die entsprechenden Abschnitte vernachlässigt werden.
595  Vgl. Gergen 2000, S. 492–502.
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tionen. Am Beispiel des Karl-Ferdinand-Hauses zeigt sich, dass sich sozialpolitische 
Maßnahmen nicht immer einer einzigen Kategorie zuteilen lassen, denn es handelte sich 
natürlich auch um eine gesundheitspolitische Einrichtung. Davon abgesehen aber wur-
de die Erziehung und in diesem Sinne auch die Ausbildung von Waisenkindern über-
nommen, die später dem Werk als loyale Arbeitskräfte zugeführt werden konnten. Die 
Erziehung der Waisen übernahmen von Beginn an Kaiserswerther Diakonissinnen.596

In Düdelingen richtete die Werksleitung um Emile Mayrisch mit der sogenannten 
école en forêt eine für die damalige Zeit sehr fortschrittliche Institution ein. Die Wald-
schule wurde 1912 von der ARBED gestiftet, die im Zusammenspiel mit der Gemeinde 
Düdelingen für Unterhalt und Verwaltung verantwortlich war. In den Statuten wur-
de ein doppeltes Ziel formuliert: Sie verfolgte gesundheitspolitische und pädagogische 
Zwecke. Die école bewegte sich damit ebenfalls in der Übergangszone zwischen Gesund-
heits- und Bildungspolitik. Aufgenommen wurden Kinder zwischen dem dritten und 
sechsten Schuljahr, welche vom Schularzt für kränklich befunden wurden. Vor allem 
Kinder mit Lungenbeschwerden wurden berücksichtigt. Der Unterricht dauerte vom 
1. Mai bis zum 1. Oktober, auf dem Lehrplan standen: Religion, Deutsch, Französisch, 
Naturkunde, Geographie, Geschichte, Rechnen, Schönschreiben, Zeichnen, Gesang 
und Turnen. Außerdem wurde auf gesunde Nahrung und Bewegung an der frischen Luft 
Wert gelegt. Die Einrichtung wurde stark frequentiert, so besuchten zwischen 1913 und 
1922 immerhin 867 Kinder die Waldschule.597 

Es wäre gewiss zynisch, sich in der Beurteilung dieser zweifelsohne zu ihrer Zeit sehr 
fortschrittlichen und vorbildhaften Einrichtung, die zu einem Großteil von der AR-
BED selbst finanziert wurde, auf die Benennung möglicher Funktionen im Kontext der 
betrieblichen Sozialpolitik zu beschränken. Klar ist aber ebenso, dass die école en forêt 
ein Prestigeobjekt für den Konzern darstellte und gewissermaßen zum Prunkstück des 
sozialpolitischen Kanons avancierte. In der Düdelinger Stadtchronik ist bezeichnender-
weise zu lesen: „L’école en forêt de Dudelange, établissement modèle, se créa bientôt une 
large renommée et fut visitée par de nombreuses personnalités indigènes et étrangères.“598 
Ob es nun intendiert war oder nicht: Ein solches Projekt verschuf dem Hüttenbetreiber 
eine ideelle und emotionale Legitimation, die seine ökonomisch begründete Führungs-
funktion zusätzlich absicherte. Gleiches gilt für das 1920 eingerichtete „Maison Kreuz-

596  Zum Karl-Ferdinand-Haus vgl. Gillenberg/Birtel/Meiser 1986, S. 21 f. Wie aus einem Do-
kument aus dem Jahr 1927 hervorgeht, wurden auch von Fürsorgestellen vermittelte Frauen im Karl-
Ferdinand-Haus entbunden. Vgl. StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 258-1-6-1927-40.
597  Zur école en forêt vgl. Conrardy 1991, S. 260 f. Außerdem finden sich im Werksarchiv der AR-
BED mehrere Dokumente, aus denen die oben aufgeführten Informationen entnommen wurden. So 
ein in der Révue médicale de l’Est am 13.12.1923 erschienener Aufsatz des Schularztes Urbany in: AnLux, 
ADU-U1-90. Außerdem weitere Dokumente etwa über Administration und Finanzierung der Einrich-
tung sowie ein Statut der Schule: AnLux, ADU-U1-89.
598  Conrardy 1991, S. 260.
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berg“, dem ehemaligen Wohnhaus der Mayrischs, wo von der Tuberkulose betroffene 
Kinder aufgenommen wurden.599

Dass die Konzernleitung bei der Installierung der Waldschule und ähnlicher Projekte 
auch die Außendarstellung einkalkulierte, scheint angesichts der offensiven Imagekam-
pagnen in der Zwischenkriegszeit umso plausibler. Die ARBED und ihre Verkaufsge-
sellschaft Columeta betrieben massiv Eigenwerbung und setzten dabei auf moderne Me-
dien. Unter dem Titel „Columeta“ wurde am 28. Oktober 1921 ein Film uraufgeführt, 
in dem zunächst die inkorporierten Produktionsanlagen, sodann aber auch die sozialen 
Projekte in Szene gesetzt wurden. Neben dem Viertel Brill und dem vom Konzern fi-
nanzierten Kinderheim widmeten sich die Filmemacher auch der école en forêt. „Colu-
meta“ wurde, dem globalen Aktionsradius des Konzerns entsprechend, ins Spanische, 
Portugiesische und Englische übersetzt, das soziale Profil der ARBED sollte gleichsam 
weltweite Anerkennung finden. Auch auf der Weltausstellung in Rio de Janeiro, wo 
die ARBED im luxemburgischen Pavillon vertreten war, wurde der Film vorgeführt. 
Außerdem publizierte man 1923 eine Broschüre unter dem Titel „Œuvres sociales“, in 
welcher das eigene Wirken dargelegt und beworben wurde.600 Zu Recht weist Antoi-
nette Lorang auf die zeitliche Koinzidenz der medialen Offensive mit den sozialen Un-
ruhen der Nachkriegszeit hin: Gerade in dieser Phase suchte das Unternehmen seine 
sozioökonomische Vorrangstellung propagandistisch zu unterfüttern.601 Die öffentliche 
Selbstinszenierung lieferte das ideale Komplement zu der umfangreichen Repressions-
politik, die nach dem großen Märzstreik von 1921 in die Wege geleitet wurde.602 Der 
Konzern führte damit auch, wenigstens indirekt, eine öffentliche Auseinandersetzung 
mit der noch jungen Arbeiterbewegung, die seit dem Ersten Weltkrieg zu einem ernst 
zu nehmenden Konkurrenten herangewachsen war.

Betrieblich vermittelte Bildung fand des Weiteren auch außerhalb von Schulen und 
schulähnlichen Einrichtungen statt. Vor allem die Werksbibliotheken spielten eine zen-
trale Rolle. Sie übertrafen an Größe und Ausstattung die gewerkschaftlichen oder die 
Volksbibliotheken bei weitem, auch wenn die Kruppsche Bibliothek, die 1908/09 circa 
61.500 Bände umfasste, in ihrem enormen Umfang sicherlich nicht repräsentativ war.603 
Über die inhaltliche Gestaltung werkseigener Bibliotheken gibt ein Bestandskatalog des 
Neunkircher Eisenwerks aus dem Jahre 1904 Aufschluss. Laut Umschlagstext befand 
sich der Katalog im Besitz des Hüttenschlossers Wilhelm Alexander Roos und verzeich-

599  Vgl. Schmitz 1989, S. 56.
600  Vgl. Lorang 2009, S. 16 ff.
601  Vgl. ebd., S. 20.
602  Nach dem gescheiterten Ausstand 1921 wurden viele Arbeiter, besonders Funktionäre der Arbeiter-
bewegung, vom Werk entlassen und mittels Schwarzer Listen lange Zeit stigmatisiert. Zum Märzstreik 
1921 vgl. Kap. VI.4 der vorliegenden Arbeit.
603  Vgl. Langewiesche, Dieter/Schönhoven, Klaus: Arbeiterbibliotheken und Arbeiterlektüre im 
Wilhelminischen Deutschland, in: Archiv für Sozialgeschichte 16 (1976), S. 135–204, hier S. 148–151.
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nete 980 Titel.604 Die Bibliothek war, wie es aus den ebenfalls im Katalog abgedruckten 
Bibliotheksstatuten hervorgeht, dem Hüttenpersonal und dessen Angehörigen vorbe-
halten. Die Benutzung der Bücher war kostenfrei, der Katalog kostete 20 Pfennige.605 

Der Bestand war in drei große Abteilungen gegliedert: Es gab Bücher für Erwachsene, 
für Frauen und für Jugendliche. Unter den Büchern für Erwachsene dominierten histori-
ographische Werke, die im Großen und Ganzen den reichsnationalistischen und sozial-
militaristischen Geschichtskonsens des Deutschen Kaiserreichs widerspiegelten. Neben 
den Kriegsdarstellungen Moltkes, den Reden Bismarcks oder Fichtes ‚Reden an die deut-
sche Nation‘ fand sich auch die ‚Saarbrücker Kriegschronik‘ des Gymnasialprofessors Al-
bert Ruppersberg, ein regionalhistorisches Werk, das sich mit der Schlacht von Spichern 
im August 1870 in apologetischer Absicht auseinandersetzte.606 In der belletristischen 
Abteilung überwogen neben Märchen und Sagen kanonische Werke der deutschen Lite-
raturgeschichte. Über die Abteilung für Frauenliteratur wurden massiv geschlechtsspezi-
fische Stereotype kommuniziert, denn hier fanden sich scheinbar ausschließlich seichte 
Liebes- und Unterhaltungsgeschichten mediokrer Schriftsteller und Schriftstellerinnen, 
wie Buchtitel wie etwa „Friedesinchens Lebenslauf “, „Seelenkämpfe eines Landmäd-
chens“ oder „Gertrudens Leid und Sieg“ indizieren. Die Jugendliteratur zielte in die glei-
che Richtung wie diejenige für Erwachsene: Neben Heldensagen und einigen belletristi-
schen Titeln wurde über zahlreiche Titel germanisierendes, reichsnationalistisches und 
auch imperialistisches Gedankengut vermittelt. Auf der Liste standen Werke wie „Kur-
brandenburg in Afrika“, „Luise, Preußens Engel“ oder „Die Befreiungskriege“.607 Dies 
entspricht dem Lehrplan aller Klassen der Hüttenschule: Unter dem Punkt „Staatskun-
delehre“ standen Fragen wie „Warum muss Deutschland Kolonien haben?“ oder „Warum 
muss Deutschland zu Wasser und zu Lande schlagfertig sein?“608 

Die Sozialdemokraten und Freien Gewerkschaften bekämpften aus naheliegenden 
Gründen solche Werksbibliotheken unter dem Hinweis, es handele sich um „literarische 
Bevormundung durch das Unternehmertum“.609 Sicherlich versuchten die Unterneh-
mer über die Bibliotheksbestände geistig-politisches Gedankengut zu transportieren, 
zumal ein teilweise durch ideologische Wertmaßstäbe motivierter Fabrikherr wie Karl 

604  Katalog der Hüttenbibliothek des Neunkircher Eisenwerks 1904. In: StA Nk, Bestand Kleine Schrif-
ten NE, Karton 2.
605  Zum Statut der Werksbibliothek vgl. ebd., S. If.
606  Ruppersberg, Albert: Saarbrücker Kriegschronik. Ereignisse in und bei Saarbrücken und St. Jo-
hann sowie am Spicherer Berge 1870, Saarbrücken 1895 (Neuauflage St. Ingbert 1978. Mit einem Vorwort 
von Wilfried Loth). Zur Schlacht von Spichern vgl. neuerdings auch: Trinkaus, Fabian: Nationaler 
Mythos und lokale Heldenverehrung. Die Schlacht von Spichern und ihre kulturpolitische Rezeption in 
Saarbrücken während des Kaiserreichs (Geschichte & Kultur. Kleine Saarbrücker Reihe, Bd. 3), Trier 2013
607  Alle Angaben zum in dem Katalog geführten Kanon siehe Katalog der Hüttenbibliothek NE 1904, 
passim.
608  Vgl. Gergen 2000, S. 497.
609  Zitiert nach Langewiesche/Schönhoven 1976, S. 150.
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Ferdinand Stumm.610 Andererseits muss aber konstatiert werden, dass die Werksbiblio-
theken gerade mit dem Angebot an Belletristik und Populärwissenschaft wohl eher den 
Nerv des lesenden Arbeiters trafen als viele bildungspolitische Funktionäre der Arbei-
terbewegung. Die von ihnen projektierte Diffusion sozialistischer Schriften – etwa dem 
‚Kapital‘ von Karl Marx – scheiterte am Desinteresse ihrer Klientel, sodass sich in den 
Ausleihstatistiken ihrer Bibliotheken ebenfalls ein klares Übergewicht belletristischer 
Literatur abzeichnete. „Zwischen dem Anspruch der parteioffiziösen Ideologie“, so Die-
ter Langewiesche und Klaus Schönhoven in einem grundlegenden Beitrag, „und der 
in [den] Berichten ablesbaren Realität der Lektüregewohnheiten organisierter Arbeiter 
[bestand] eine unübersehbare Distanz“.611 Selbst organisierte Arbeiter brachten also nur 
wenig Interesse für theoretische Schriften des ‚wissenschaftlichen‘ Sozialismus auf. Die 
Ausleihgewohnheiten von Wilhelm Alexander Roos bestätigen dieses Bild. Roos mar-
kierte mit Bleistift Bücher als „gelesen“. Die vier so markierten Texte waren – durchaus 
bemerkenswerterweise – Fichtes ‚Reden an die deutsche Nation‘, Bismarcks Reden, eine 
Bismarck-Biographie sowie ein Buch mit dem Titel „Ernste und heitere Erinnerungen 
eines Ordonnanz-Offiziers“.612 Letztlich ist nicht abzuschätzen, wie erfolgreich etwaige 
gesellschaftspolitische Indoktrinationsversuche waren, die von den Unternehmern bei 
der Zusammenstellung des Bücherkanons verfolgt wurden. Dass sie verfolgt wurden, die 
betriebliche Sozialpolitik hier also auch eine ideologische Komponente aufwies, dürfte 
außer Frage stehen. Auch in Düdelingen existierte eine solche Hüttenbibliothek, über 
deren Bestand aber nichts bekannt ist.613

Auf dem Feld der Versorgungspolitik gingen selbst in Unternehmerkreisen die Mei-
nungen und Konzeptionen weit auseinander. So lehnte Stumm die Einrichtung be-
triebseigener Ökonomate – Läden, in welchen Werksangehörige zu verbilligten Preisen 
einkaufen konnten – mit der Begründung ab, dadurch werde der lokale Einzelhandel 
geschädigt.614 Emile Mayrisch hingegen erhob den Ökonomat zu einem Eckpfeiler sei-
ner Sozialpolitik, sah sich durch heftige Kritik aber gleichzeitig veranlasst, dessen Ein-
richtung in einer apologetischen Streitschrift zu rechtfertigen: „Wir konnten es uns ja 
nicht verhehlen, dass die Gründung des Economates der Geschäftswelt manchen Scha-
den bringen würde, stets aber haben wir unser möglichstes getan, um diesen Schaden 

610  Zur weltanschaulichen Disposition Stumms, die sich unter anderem auch in seiner Kulturpolitik 
äußerte, vgl. Marschall, Kristine: Die Kirchenbauwerke des Carl Ferdinand Stumm – Stilwahl 
im Zeichen sozialpolitischer Ideologie?, in: Zeitschrift für die Geschichte der Saargegend 47 (1999), 
S. 302–330, bes. S. 302 f.; Marschall, Kristine: Sakralbauten des Historismus in Neunkirchen – 
Sponsorenkirchen in der Ära Stumm, in: Knauf, Rainer/Trepesch, Christof (Hrsgg.): Neunkircher 
Stadtbuch, Neunkirchen 2005, S. 471–482, bes. S. 472.
611  Vgl. Langewiesche/Schönhoven 1976, S. 166–171. Zitat S. 166.
612  Siehe Katalog der Hüttenbibliothek NE 1904.
613  Vgl. Mayrisch 1906, S. 13.
614  Vgl. Gergen 2000, S. 143.
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auf ein Minimum zu beschränken.“ Im Ökonomat habe man deshalb „vorwiegend An-
gehörige von Geschäftsinhabern eingestellt“.615 In der vierzehnseitigen Abhandlung, 
die im Anhang noch etliche Tabellen enthält, erweist sich Mayrisch abermals als von 
ökonomischen Kriterien gesteuerter und in ausgesprochen modernen und rationalen 
Kriterien denkender Geschäftsmann, indem er dem eingesessenen Kleinhandel vor-
hält, dieser genüge nicht mehr den Ansprüchen einer wachsenden Industriegemeinde. 
Er unterstreicht, „dass die Erkenntnis sich Bahn gebrochen hat, dass in allen Indust-
riecentren der Kleinhandel als Bezugsquelle nicht mehr in Betracht zu ziehen sei und 
den genossenschaftlichen oder Warenhäusern den Platz räumen müsse“.616 Seine Politik 
fand er darin bestätigt, „dass in den letzten Jahren, trotz einer bedeutenden allgemeinen 
Verteuerung, die Lebensbedingungen hier [in Düdelingen] sich verbilligt haben“. Der 
ortsansässige Kleinhandel hingegen sei „soweit er die Deckung des Bedarfes der Arbei-
ter übernommen, seiner Aufgabe nicht gerecht geworden“.617 Die von Mayrisch mit viel 
Verve geführte Auseinandersetzung mit seinen Kritikern aus den Reihen des lokalen 
Kleinhandels kann hier weder weiter verfolgt, noch abschließend beurteilt werden. 
Seine Apologien belegen aber, dass er äußere Einflussnahmen auf seine sozialpolitische 
Aktivität, und handelte es sich nur um verbale Kritik, abzuwehren bemüht war. Der 
Ökonomat erfüllte überhaupt die Funktion der partiellen Autonomisierung des Hüt-
tenwerks, indem er ihm und seinen Arbeitern ein Stück weit Unabhängigkeit von der 
Außenwelt bescherte: Einkäufe konnten im Rahmen des Betriebs erledigt werden, das 
Unternehmen übernahm damit ursprünglich außerbetriebliche Funktionen.

Konkret sah der Ökonomat drei Abteilungen vor: eine Fleischerei mit Wurstfabri-
kation, eine Spezereiabteilung mit Bäckerei sowie eine Konfektionsabteilung mit einer 
Schuhmacherwerkstatt. Des Weiteren wurden Brennstoffe (Holz, Briketts) und Arbeits-
kleidung angeboten. Ausdrücklich ausgeschlossen waren Luxusartikel und Alkoholika. 
Üblicherweise konnten die Waren in diesen Verkaufsstellen auch erworben werden, 
ohne sie gleich bezahlen zu müssen. Die Zahlungen wurden dann über den Arbeitslohn 
abgewickelt. Dieses Arrangement war für viele Arbeiter sicherlich vorteilhaft und ver-
schuf dem Ökonomat gegenüber dem freien Handel zusätzlich Attraktivität. Zugleich 
jedoch erhöhte es seine Bindung an und seine Abhängigkeit vom Arbeitgeber.618 „Der 
Grundgedanke“ war es nach Mayrisch, „den Consumenten zu möglichst billigen Prei-
sen, in bestmöglicher Beschaffenheit diejenigen Gegenstände zu liefern, welche sie zum 
täglichen normalen Leben brauchten“.619 Der beim Werk in Lohn und Brot stehende 

615  Mayrisch 1906, S. 5.
616  Ebd., S. 13.
617  Ebd., S. 12.
618  So schildert es etwa Serge Bonnet für derartige Einrichtungen im lothringischen Industrierevier. 
Zur Wirkung der Ökonomate meint Bonnet: „Les ouvriers […] estiment que le système les lie trop 
étroitement à leur employeur.“ Vgl. Bonnet 1981, S. 40. Zitat ebd.
619  Zum Warenangebot des Düdelinger Ökonomats vgl. Mayrisch 1906, S. 8. Zitat ebd.
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Arbeiter wurde gleichzeitig zu dessen Kunde: Die Abhängigkeit vom Betrieb wurde auf 
den privaten Bereich ausgedehnt. 

In Neunkirchen gab es diesen systematisch betriebenen werkseigenen Warenverkauf 
infolge der Stummschen Ablehnung lange Zeit nicht, doch auch hier konnten Arbeiter 
verbilligt zu Waren des alltäglichen Bedarfs kommen. Aus einer Lohnliste des Hoch-
ofenwerks aus dem Jahr 1913 geht hervor, dass im Januar immerhin 133 Beschäftigte (von 
hier aufgeführten 361, das sind 36,8 %) verbilligte Kartoffeln und 55 (15,2 %) verbilligte 
Kohlen bezogen.620 Bereits 1867 wurde eine werkseigene Speiseanstalt, von den Arbei-
tern als ‚Menasch‘ bezeichnet, eingerichtet.621 Eine Fleischsuppe mit 180 Gramm Rind-
fleisch, Kartoffeln und Gemüse kostete hier um die Jahrhundertwende 26 Pfennige, ein 
Stück Brot fünf Pfennige, eine Tasse Kaffee zwei Pfennige ohne und drei Pfennige mit 
Zucker. In den Sommermonaten wurde außerdem kostenlos Mineralwasser für ‚Hitze-
arbeiter‘ ausgeschenkt.622 Ein Jahr später, 1868, wurde der „Neunkircher Consumverein 
eG“ ins Leben gerufen, der laut Philipp W. Fabry „zahlreiche Hüttenarbeiter zu seinen 
Mitgliedern“ zählte. Der Hüttendirektor, also Stumm, habe dem Verein vorgestanden. 
Es ist nicht ganz klar, ob der Konsumverein offiziell eine Werkseinrichtung war; in jedem 
Falle aber wurde er von der Hüttendirektion kontrolliert und ist daher dem sozialpoli-
tischen Kanon der Hütte zuzurechnen.623 Ein systematischer Warenverkauf im Rahmen 
eines Ökonomats wurde in Neunkirchen allerdings erst während des beziehungsweise 
unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg eingeführt. Um das Jahr 1920 wurde hier eine 
‚Hüttenkonsumanstalt‘ gegründet, welche mehrere Verkaufsstellen auf dem Werksge-
lände und eine weitere in der Viktoriastraße, wo sich auch das werkseigene Viktoriahos-
pital befand, unterhielt. Die Geschäfte hatten unter anderem Brot, Wurst, Süßigkeiten 
und alkoholfreie Getränke im Sortiment.624 Die Einrichtung der Hüttenkonsumanstalt 
war eindeutig der allgemeinen Krisensituation und der Versorgungsprobleme in Krieg 
und Nachkriegszeit geschuldet. „In dieser Zeit gingen die Unternehmen“, wie Günther 
Schulz formuliert, „bis zu subsistenzwirtschaftlichen Formen sozialer Sicherung“.625 

Beide Unternehmen entfalteten gerade während des Krieges und in der krisenhaften 
Nachkriegszeit eine beachtliche Aktivität. Bereits während des Krieges, ab 1916, hatte 
die ARBED Bauernhöfe aufgekauft oder angemietet, um die Ernährung ihrer Arbeiter 
und Beamten sicherzustellen.626 Unter der Überschrift „Allgemeines über [das] Lebens-
mitteldepot“ wurde am 5. September 1918, wahrscheinlich von Beauftragten der Düde-

620  Daten siehe Lohnliste Hochöfen NE 1913.
621  Dies scheint im Vergleich zu anderen Werken ein recht früher Zeitpunkt gewesen zu sein. Vgl. dazu 
und vor allem zu den vielfältigen Motiven, eine Betriebskantine einzurichten Uhl 2012, passim.
622  Die Daten nennt Heinz Gillenberg in einem im Neunkircher Stadtarchiv überlieferten Manuskript: 
StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 407-1-4-1873-40.
623  Vgl. Fabry 1986, S. 44 und 48.
624  Vgl. ebd.; zur Viktoriastraße vgl. Schlicker 2009, S. 291 f.
625  Schulz 1991, S. 164.
626  Vgl. Schmitz 1989, S. 54. Das verstärkte Engagement im Kontext des Krieges war kein Alleinstel-
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linger Werksleitung, ein Schreiben angefertigt, in dem es gleich zu Beginn heißt: „Auch 
im Laufe des Geschäftsjahres 1917/18 bestanden die Schwierigkeiten zur Beschaffung 
von Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen für den täglichen Bedarf in erhöhtem 
Maße fort, und wurde, da ein Kriegsende nicht abzusehen ist, nach Möglichkeit eine 
Ergänzung der bestehenden Vorräte erstrebt.“ Sodann werden die Vorratsbestände auf-
geführt, die an die Arbeiter verteilt wurden, darunter Fleisch, Obst, Gemüse, Kartoffeln 
und Zucker. Außer den Lebensmitteln wurden auch Schuhe, Stiefel und Kleidungsstü-
cke gelagert.627 Es geht aus dem Dokument allerdings nicht hervor, ob diese ganzen Wa-
ren verbilligt abgesetzt oder gar kostenlos an die von der allgemeinen Krise besonders 
hart betroffenen Arbeiter verteilt wurden. Im November und Dezember des gleichen 
Jahres jedenfalls wurden die Arbeiter per Anschlag darüber in Kenntnis gesetzt, dass ein 
ganzes Quantum Schuhe zum Verkauf stünde. Die Leder- und Holzschuhe wurden zu 
verbilligten Preisen an den Mann gebracht.628 

Das Neunkircher Eisenwerk blieb in seinen Anstrengungen zu dieser Zeit nicht hinter 
Düdelingen zurück. So wurden die Preise der Kochanstalt angepasst und größere Men-
gen an Kartoffeln, aber auch an Milch akquiriert.629 Zum zentralen Träger der Lebens-
mittelversorgung im Krieg avancierte der Nationale Hüttenverein, der immer wieder die 
Verteilung von Lebensmitteln anzeigte. So brachte der Verein größere Mengen an Erb-
sen, Haferflocken, Graupen, Weizen- und Gerstenmehl, Runkelrüben, Bohnen, Wurst-
waren, Eiern, Milch, Margarine, Speck und Handkäse in Umlauf. Die Waren wurden 
verbilligt gegen Lebensmittelkarten ausgegeben. Der Bezug stand dabei wohl nicht allen 
Hüttenarbeitern gleichermaßen zu, denn am 27. Februar 1917 wurde ein Rundschreiben 
herausgegeben mit folgendem Wortlaut: „Wir haben bisher das uns zugewiesene Mehr 
für die Feuer- ausser an diese, auch in kleineren Mengen an die Schwerarbeiter und ge-
wöhnlichen Hüttenleute abgegeben. Dieser Modus scheint einigen Feuerarbeitern nicht 
recht zu sein und beanspruchen dieselben das ganze ihnen zustehende Quantum.“ Bevor-
zugte Adressaten waren wohl die Schwer-, Schwerst-, Ofen- oder Feuerarbeiter, wobei 
diese Kategorien nicht näher spezifiziert wurden.630 Auch wenn die Mitglieder der Gel-
ben Gewerkschaft nicht allein berechtigt zum Bezug der Lebensmittel waren, so dürften 
sie doch privilegierte Zugriffsrechte genossen haben. Der werkstreue Verein war somit 
gerade in dieser Krisenzeit als Mittel vorgesehen, die Arbeiter zu domestizieren und an 
den Betrieb zu binden. Im gleichen Kontext wie die Verteilung von Sachwaren ist die 
Zahlung von Teuerungszulagen in der Krisenzeit zu sehen.631

lungsmerkmal der hier betrachteten Werke, wie Vera Steinborn am Beispiel der Gutehoffnungshütte zu 
Oberhausen demonstriert. Vgl. Steinborn 2011, S. 51.
627  AnLux, ADU-U1-78.
628  Ebd.
629  Vgl. StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 407-1-4-1873-40.
630  Zu den sozialpolitischen Aktivitäten des Nationalen Hüttenvereins Neunkirchen in der Nach-
kriegszeit vgl. StA Nk, Best. Akten A I, Nr. 482-2.
631  Für Luxemburg vgl. Trausch 1974, S. 23.
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Hier manifestiert sich einer der zentralen Beweggründe für die Versorgungspolitik in 
der krisenhaften Kriegs- und Nachkriegszeit: Während des Krieges erlebte die sozialde-
mokratische Arbeiterbewegung – wie in vielen anderen Städten auch – in Neunkirchen 
und Düdelingen ihren Durchbruch. Indem gerade dem Nationalen Hüttenverein, dem 
als Gelbe Gewerkschaft632 ja ganz wesentlich die Aufgabe zukam, andere Organisatio-
nen auszubremsen, die Lebensmittelverteilung anvertraut wurde, sollte die Werksloya-
lität der Belegschaft in Zeiten soziopolitischer Unwägbarkeiten sichergestellt werden. 
Außerdem boten gerade Krisenzeiten den sozialpolitisch ambitionierten Schwerindus
triellen ein ideales Forum, die Leistungsfähigkeit ihres Versorgungsmanagements unter 
Beweis zu stellen und diese gegenüber anderen gesellschaftlichen wie auch den staat-
lichen Instanzen zu profilieren. Andererseits ist zu konstatieren, dass der Nationale 
Hüttenverein nach dem Krieg auf das Drängen der aufstrebenden Gewerkschaften hin 
aufgelöst wurde. Hier offenbarten sich dann die Grenzen der anvisierten Steuerung und 
Einflussnahme.

Zur Versorgungspolitik im weiteren Sinne zählen auch die verschiedenen Stiftungen, 
die in Neunkirchen von Stumm und seinen Nachfolgern eingerichtet wurden. So sah 
die Ludovicastiftung die Unterstützung junger Familien bei der Haushaltsgründung vor, 
während sich der Landwehrfonds an im Militärdienst befindliche Hüttenbeschäftigte 
oder deren Angehörige richtete. Die nach Stumms Tod gegründete Stumm-Halberg-
Stiftung wiederum widmete sich ebenfalls der Unterstützung bedürftiger Werksange-
höriger.633 In Düdelingen existierten ähnliche Stiftungen etwa für Erstkommunionemp-
fänger unter den Arbeiterkindern oder ein 1929 eingerichtetes „Œuvre Saint-Nicolas“, 
mit dessen Hilfe Geschenke für kranke Kinder von Werksangehörigen finanziert wur-
den.634

In der Regel wird – folgt man der einschlägigen Forschung – der Bereich der betrieb-
lichen Sozialpolitik begrenzt auf materielle Versorgungsleistungen. So wurde auch im 
Verlauf dieses Kapitels hauptsächlich die Sorge um das materielle und gesundheitliche 
Wohl der Arbeiterschaft thematisiert: Es ging um die gesundheitspolitische Absiche-
rung, die Versorgung mit Wohnraum oder die Bereitstellung verbilligter Waren und 
Lebensmittel. Demgegenüber sollte der Begriff der betrieblichen Sozialpolitik flexibler 
und weiter gefasst werden, denn die Hüttenunternehmer suchten auch auf andere Weise 
Einfluss auf ‚ihre‘ Arbeiter zu nehmen und diese – über das reine Arbeitsverhältnis hi-
naus – an den Betrieb zu binden. So hegten die Unternehmen zum Teil weitreichende 

632  Der Terminus bezeichnet die von den Betriebsherren implementierten und geförderten Werkver-
eine, die einerseits der Anbindung der Arbeiter an den Betrieb, andererseits der Bekämpfung der So-
zialdemokratie dienen sollten. Die Werkvereine verbreiteten vor allem nationalistisches und militaris-
tisches Gedankengut im Sinne der Vorkriegseliten. Vgl. Mattheier, Klaus J.: Die Gelben. Nationale 
Arbeiter zwischen Wirtschaftsfrieden und Streik, Düsseldorf 1973.
633  Vgl. Gergen 2000, S. 283.
634  Vgl. Schmitz 1989, S. 67.
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freizeit- und kulturpolitische Ambitionen, die sich zwar von der klassischen Eingrenzung 
betrieblicher Sozialpolitik auf materielle Versorgungsleistungen klar abhoben, im End-
effekt aber ähnliche Ziele der Anbindung, Herrschaftslegitimierung und Verhaltens-
steuerung verfolgten. Günther Schulz definiert die betrieblichen Sozialleistungen als 
„diejenigen Güter und Dienstleistungen […], die der Betrieb seinen gegenwärtigen und 
ehemaligen Mitarbeitern und deren Familienangehörigen neben dem Arbeitsentgelt 
gewährt“.635 Dehnt man den Begriff der „Dienstleistung“ aus, so fallen auch kulturelle 
und freizeitbezogene Angebote darunter.636

Das Neunkircher Eisenwerk entwickelte schon recht früh eine breit angelegte Kul-
tur- und Freizeitpolitik, zu der auch die oben beschriebene Werksbibliothek gehörte. 
Die arbeitsfreie Zeit sollte möglichst unter den Einfluss der Werksleitung gebracht 
werden. So stand etwa der Hüttenpark den Arbeitern an Sonntagen zur Verfügung. Im 
Park gab es neben Musikaufführungen die Möglichkeit, im Grünen spazieren zu gehen. 
Überdies existierten Unterhaltungsangebote für die Kinder der Werksangehörigen, 
darunter Karussells, Schaukeln und Turngeräte.637 Kulturelles Leben wurde besonders 
in diversen Vereinen gepflegt, die unter Initiative und Schirmherrschaft des Unterneh-
mens gegründet wurden. Die wohl älteste Vereinigung dieser Art war die Werkssänger-
schaft. Glaubt man einem Artikel der Neunkircher Zeitung vom 11. Juli 1928, der sich 
dem 69-jährigen Bestehen des Vereins widmete, so gingen dessen Wurzeln auf das Jahr 
1852 zurück. Als Gründervater wird der damalige Co-Leiter der Firma Karl Böcking 
angegeben. Nach der zwischenzeitlichen Auflösung des Vereins 1857 wurde er 1859 neu 
gegründet, um dann dauerhaft bestehen zu bleiben. Der Verein organisierte Konzerte 
und beteiligte sich an regionalen wie überregionalen Gesangswettstreiten. Die Mitglie-
der waren ausnahmslos Werksangehörige, wobei über Zahl und Zusammensetzung nur 
sehr spärliche Informationen fließen.638 Obwohl nach Angaben der Neunkircher Zei-
tung der Verein bis 1918 „eine gute Entwicklung durchgemacht“ habe, heißt es in einem 
Artikel der Saarbrücker Zeitung vom 12. Oktober 1933, die Zahl der Mitglieder sei zwi-
schenzeitlich auf zwölf geschrumpft, dann aber immerhin wieder auf 50 angewachsen. 
Für 1888 ist von 60 Mitgliedern die Rede.639 Die Zahl scheint eher bescheiden, aber es 
existierten wohl weitere Gesangsvereine eher inoffizieller Art. So weiß die Saarbrücker 
Zeitung hier von einem neu gegründeten Werkverein in der Adjustage Süd zu berich-
ten, der „sich offen als Gesangsverein entpuppt“ und 30 Mitglieder zählte.640 Solche Ver-

635  Schulz 1991, S. 138.
636  Elisabeth Kosok demonstriert dies am Beispiel der von verschiedenen Ruhrzechen und -hütten ins 
Leben gerufenen Gesangs- und sonstigen Freizeitvereinen. Vgl. Zumdick 1990, S. 406–412.
637  Vgl. Gergen 2000, S. 135.
638  Alle Informationen entnommen aus Neunkircher Zeitung, 11.7.1928. Artikel „69 Jahre Hütten-
Gesangsverein“.
639  Vgl. Gergen 2000, S. 137.
640  Informationen und Zitate aus: Saarbrücker Zeitung, 12.10.1933. Artikel „Hüttengesangverein Neun
kirchen“.
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einsgründungen waren Kreationen der Werksleitung und daher in gewissem Umfang 
deren Instrumente. Somit ist klar, dass hier keineswegs das bekannte, emanzipatorische 
Liedgut der Arbeiterbewegung,641 sondern volkstümlicher und romantisierender Ge-
sang gepflegt wurde. Das erste von der Werkssängerschaft einstudierte Lied trug den 
beredten Titel „Die Täler dampfen, die Höhen glühn“.642

Der bereits erwähnte Verein „Die Werkstätte“, der seit Oktober 1903 bestand, sah 
in Paragraph 3 seiner Satzung als Vereinszweck unter anderem die „Pflege des Gesan-
ges“ und die „Abhaltung von Festlichkeiten, Ausflügen, Vorträgen etc.“ vor.643 In seinem 
Inventar befanden sich dementsprechend: 15 Liedernotenblätter, 23 Liedermappen, 
28 Sängerabzeichen, acht Liederbücher, 50 kleine Festliederbücher, zwei Liederpartitu-
ren, eine Geige mit Kasten, ein Lichtbilderapparat, ein Rednerpult, 19 humoristische 
Theaterbauten sowie 55 blaue Liederumschläge. Aus den Liedernotenblättern gehen die 
Titel einiger Gesänge hervor, sie trugen Namen wie „Lob des Frühlings“, „Gönn mir 
den Frühlingstraum“, „O ewig schöne Maienzeit“ oder „Wein Lied“. Auch hier wurde 
über folkloristischen Gesang ein romantisierendes Weltbild vermittelt.644 Der Verein, 
der im Oktober 1904 immerhin 450 Mitglieder zählte und unter der Schirmherrschaft 
der Werksdirektion stand, entfaltete, so zeigt es das Inventar, eine breite Aktivität, die 
von Musik und Gesang über Theateraufführungen bis hin zu belehrenden Vorträgen 
und Lichtspielaufführungen reichte. 

Auch der „Nationale Hüttenverein Neunkirchen“ tat sich auf kulturellem Gebiet 
hervor, indem er eine eigene Musikkapelle unterhielt. Außerdem hatte der Verein eine 
eigene Jugendabteilung sowie eine Athletenriege, die wohl hauptsächlich turnte und 
Leichtathletik betrieb. Über die Jugendabteilung sollten schon die Jugendlichen an den 
Betrieb gebunden und im Sinne des Vereins in ihrem Denken und Verhalten beeinflusst 
werden.645 In welchem geistig-politischen Sinne die Gelbe Gewerkschaft Ideenwerbung 
betrieb, deutet sich am Titel eines zu Beginn des Jahres 1918 organisierten und vom Ers-
ten Vorsitzenden gehaltenen Vortrags an, der unter dem Motto stand: „Der Arbeiter-
stand in seinem Verhältnis zu Staat und Gesellschaft.“646 Der Terminus Arbeiterstand 
wurde hier nicht willkürlich gewählt, suggeriert er doch – ganz im Gegensatz zu dem in 
der Arbeiterbewegung üblichen Begriff der Arbeiterklasse – Staatsnähe und harmoni-
sche Eingliederung in die gerade zu dieser Zeit militarisierte und nationalistisch gepräg-
te Reichsgesellschaft.

641  Vgl. dazu Dowe, Dieter: Die Arbeitersängerbewegung in Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg 
– eine Kulturbewegung im Vorfeld der Sozialdemokratie, in: Ritter, Gerhard A. (Hrsg.): Arbeiter-
kultur (Neue Wissenschaftliche Bibliothek, Bd. 104), Königstein 1979, S.122–144, zum Liedgut vgl. 
bes. S. 134–137.
642  Siehe Neunkircher Zeitung, 11.7.1928. Artikel „69 Jahre Hütten-Gesangsverein“.
643  Vgl. Hüttenverein Die Werkstätte NE, S. 5.
644  Vgl. ebd., S. 13 f.
645  Nationaler Hüttenverein NE, S. 5 ff.
646  Ebd., S. 14.
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Im Depositum der Saarstahl AG sind einige Programme überliefert, die über die von 
der Hütte selbst, ohne intermediäre Funktion der Vereine organisierten kulturellen Ver-
anstaltungen aus den früheren 1930er Jahren informieren. Zugleich geben sie Auskunft 
über die jeweiligen Zuschauerzahlen. Höhepunkte im Theaterbereich waren ein Passi-
onsspiel am 2. November 1934, das von 855 Zuschauern besucht wurde, sowie eine Insze-
nierung von Schillers ‚Wilhelm Tell‘ mit 723 Teilnehmern. Außerdem wurden 1933/34 
drei Konzerte gegeben mit bis zu 678 Zuhörern. Insgesamt fanden in den Dokumenten 
sechs größere kulturelle Veranstaltungen Erwähnung, zu denen sich zusammengerech-
net 3.589 Besucher einfanden. Allerdings stießen diese Angebote in ihrer Wirkung auch 
an Grenzen: Jeder Hüttenbeschäftigte hatte zwar kostenlosen Eintritt; zu einem Hüt-
tenkonzert am 17. Dezember 1933 wurden sogar 1.077 Gutscheine im Vorfeld verteilt, 
von denen allerdings nur 678 wahrgenommen wurden.647 

Zu dieser Zeit war die Kulturpolitik des Neunkircher Eisenwerks bereits in nationalso-
zialistisches Fahrwasser geraten. Zwar erfolgte die Rückgliederung des Saargebiets an das 
Deutsche Reich erst am 1. März 1935 im Anschluss an die Saarabstimmung vom 13. Januar, 
aber bereits im Laufe des Vorjahres begann die heiße Phase des Abstimmungskampfes,648 
in welchem sich die Neunkircher Werksleitung klar positionierte: Sie ergänzte ihre eigene 
Freizeit- und Kulturpolitik durch nationalsozialistisch indoktrinierte und gesteuerte Ak-
tivitäten und ließ die NS-Funktionäre scheinbar frei schalten und walten. Allein im Jahr 
1934 bot die Organisation ‚Kraft durch Freude‘ unter anderem Reisen nach Norwegen, 
Norderney, in den Schwarzwald, nach Oberbayern, ins Allgäu und aufs Münchener Ok-
toberfest an. 634 Personen – „aktive Hüttenleute“ und Ehefrauen – nahmen, glaubt man 
einem entsprechenden Bericht, an diesen Reisen und Ausflügen insgesamt teil. Über die 
Reise in den Schwarzwald im Februar 1934 berichteten angeblich 16 Hüttenleute, deren 
Erfahrungen in einem kurzen Text zusammengefasst wurden. Der Report schließt mit 
der Formel „Mit deutschem Gruß Heil Hitler“ und es heißt darin unter anderem: „Eine 
Begeisterung wie bei Auszug der Truppen im Jahre 1914“ sei angesichts der Abordnungen 
von SA, SS, HJ, BDM, von denen man an den Bahnhöfen empfangen worden sei, aufge-
kommen. Bis Juni 1934 wurden außerdem 210 aktive Hüttenarbeiter und 291 Arbeitslose 
an den ‚Reichsarbeitsdienst‘ vermittelt.649

Auch die bereits seit längerer Zeit existierenden Hüttenvereine folgten in dieser 
weltanschaulich aufgeladenen Periode nationalsozialistischer Propaganda. Die Vorsit-
zenden der Werkssängerschaft wurden einem Artikel der Neunkircher Volkszeitung aus 
dem Jahr 1934 zufolge als „Führer“ tituliert, während die verantwortlichen Redakteure 
zum Abschluss ihrer Ausführungen den Hüttensängern folgende Empfehlung an die 

647  Alle Informationen, Daten und Zahlen siehe: StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 745-1-6-1935-37, Tafel 
Nr. 8, S. 2.; StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 775-1-6-1931-37.
648  Dieser Themenkomplex wird in Kap. VI.5 der Arbeit noch intensiver zu behandeln sein.
649  Alle Informationen zu den nationalsozialistischen Aktivitäten auf dem Hüttenwerk finden sich in 
einem Dossier zu belegschaftsstatistischen Angelegenheiten, das im Neunkircher Depositum des Ar-
chivs der Saarstahl AG überliefert ist: StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 745-1-6-1935-37.
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Hand gaben: „Da dem Hüttengesangverein in diesem Jahre noch große kulturelle Auf-
gaben im Dienste unserer deutschen Sache zufallen, wünschen wir ihm ein weiteres Em-
porsteigen auf der neu eingeschlagenen Bahn, um am Tage der Wiedervereinigung mit 
unserem Vaterlande würdig in der Abwehrfront gegen undeutschen Geist zu stehen.“650 
In einer hochbrisanten politischen Ausnahmesituation, wie sie im Jahr 1934 im gesam-
ten Saargebiet vorherrschte, offenbarten sich nicht nur die politischen Ambitionen der 
Werksleitung, unter deren Ägide diese Vereinigungen ja standen, sondern auch die ge-
nerelle Intention werkseigener Kulturpolitik, die dahin zielte, neben folkloristischem 
Kultur- auch handfestes politisches Gedankengut zu kommunizieren: Der Extremfall 
belegt die grundlegende gesellschaftspolitische und ideologische Dimension betriebli-
cher Sozial- und Kulturpolitik. 

In Düdelingen scheint die Kultur- und Freizeitpolitik sehr viel weniger intensiv ge-
pflegt worden zu sein. Einige wenige Hinweise deuten aber darauf hin, dass sich das 
Unternehmen in gewissem Umfang im Bereich des Sports engagiert hat. Lucien Blau 
legte einen Aufsatz unter dem paradigmatischen Titel „Kicken im Schatten der AR-
BED“ vor.651 Nicht nur waren die meisten Spieler und Funktionäre der seit 1912 gegrün-
deten Düdelinger Fußballvereine – es gab bis 1916 deren drei – Arbeiter und Beamte des 
Werks, auch gehörten die Spielstätten zumeist dem Unternehmen. Darüber hinaus trat 
die Firma als Sponsor der Mannschaften auf.652 In der Schrift zum 50-jährigen Jubilä-
um der Stadterhebung Düdelingens ist außerdem davon die Rede, die Hüttendirektion 
habe lokalen Kleingarten- und ähnlichen Vereinen Land zum Vorzugspreis zur Verfü-
gung gestellt.653 Überdies verfügte die Hütte über ein Schwimmbad, das von Werksan-
gehörigen und deren Angehörigen genutzt werden konnte. Das Unternehmen beförder-
te außerdem die lokale Pfadfinderbewegung, tat sich also in der Jugendpflege hervor.654 
Es ist anzunehmen, dass weitere ähnliche Aktivitäten von der Werksleitung ausgingen, 
sie fanden aber weder Erwähnung in der lokalhistorischen Forschungsliteratur, noch 
sind sie archivarisch bezeugt. Aussagen über etwaige gesellschaftspolitische Ambitionen 
des Betriebs, wie sie in Neunkirchen zweifelsfrei festzustellen sind, sind im Düdelinger 
Fall angesichts fehlender Quellen nicht seriös zu treffen. Klar ist aber, dass, als Folge 
des Engagements in dem gerade unter Arbeitern so beliebten Fußballsport, das Unter-
nehmen weit in den Privat- und Freizeitbereich hineinragte, mithin mehr sein wollte 
und wohl auch mehr darstellte als einen reinen Arbeitgeber. Über das Bemühen um die 
populärste Freizeitbetätigung ihrer Beschäftigten verschuf sich die Firma Legitimation 
und Ansehen über ihre Rolle als Brotgeber hinaus.

650  Siehe Neunkircher Volkszeitung 22/1934. Artikel „Jahreshauptversammlung des Hüttengesangver-
eins“.
651  Vgl. Blau 2007a.
652  Vgl. ebd., S. 183.
653  Vgl. Robert, Henri: Freizeitgestaltung, in: Livre du cinquantenaire de la ville de Dudelange 1907–
1957, Esch-sur-Alzette 1957, S. 117–124, hier S. 118.
654  Siehe Lorang 2009, S. 9 (Abbildungen).
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Die Sozialpolitik beider Werke wuchs sukzessive und verdichtete sich zu einem ge-
schlossenen System. Wirkte im Saarrevier der fiskalische Bergbau im 19. Jahrhundert 
noch vorbildhaft, so konnte gerade das Neunkircher Eisenwerk während des 20. Jahr-
hunderts seinerseits den sozialpolitischen Kanon im Bergbau überflügeln. So schaffte 
man es vor dem Bergfiskus, die Versicherungen auch auf die Angehörigen auszudeh-
nen.655 In Luxemburg hatte die Düdelinger Sozialpolitik von Beginn an einen Vorsprung 
vor dem Staat und allen anderen privaten Trägern.

1.3  Differenzierung der Belegschaft und Festigung des Arbeiterstamms: 
Folgeerscheinungen betrieblicher Sozialpolitik

Günther Schulz pointiert die „statusdifferenzierende Wirkung“656 der betrieblichen So-
zialpolitik: Ganz im Gegensatz zur staatlichen Sozialpolitik habe das unternehmerische 
Pendant eben nicht die Funktion erfüllt, Personen mit sozial schwächerem Status zu 
unterstützen, damit soziale Ungleichgewichte ein Stück weit auszugleichen, sondern 
„Nutzer der betrieblichen Sozialleistungen waren vornehmlich die stetigen und die ‚bes-
seren‘ Arbeitskräfte“.657 In zahlreichen Abstufungen und Schattierungen profitierten die 
verschiedenen Teile der Belegschaft von den unternehmerischen Unterstützungsleistun-
gen. Das sozialpolitische System der Industriebetriebe glich damit einer Elitenförderung 
und war nicht geeignet, tatsächliche soziale Missstände wie die Wohnungsnot flächen-
deckend zu bekämpfen. Dies hätte den Intentionen der Unternehmer sogar widerspro-
chen, da man den Erwerb einer Werkswohnung gewissermaßen als Belohnung in Aus-
sicht stellen wollte: Die Werkswohnung musste einen gewissen Seltenheitswert haben, 
um einen Leistungsanreiz setzen zu können.658

Der Anteil der Arbeiter, die tatsächlich in den Genuss einer ‚Rundumversorgung‘ 
kamen, dürfte entsprechend eher gering gewesen sein. Im Idealfall bezogen sie eine Ab-
sicherung gegen Krankheit, Alter, Invalidität, Arbeitsunfähigkeit und sonstige Lebens-
risiken, von der zum Teil auch ihre Angehörigen profitierten. Zudem waren sie vom 
Werk ausgestattet mit preisgünstigem und qualitativ ordentlichem Wohnraum. Das 
Gros der alimentierten Stammbelegschaft dürfte sich aus gelernten Facharbeitern oder 
zumindest gut angelernten Arbeitskräften rekrutiert haben.659 Leider lässt sich diese 

655  Vgl. Sander 2012, S. 202.
656  Schulz 1991, S. 149.
657  Ebd., S. 151. Hervorhebung im Original.
658  Vgl. Lorang 1994, S. 271 f.
659  Denis Scuto sieht in den qualifizierten Facharbeitern diejenigen Arbeitskräfte, die am meisten von 
der betrieblichen Wohnraumversorgung profitiert haben: „Les ouvriers qualifiés sont ceux – la réparti-
tion des logements le montre clairement –, qui sont visés par la politique sociale du patronat.“ Hier muss 
allerdings darauf hingewiesen werden, dass auch ungelernte Kräfte in einem gewissen Rahmen von den 
sozialpolitischen Maßnahmen profitieren konnten, allerdings in ungleich geringerem Umfang. Zitat 
siehe Scuto 1992, S. 54.
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Hypothese nicht einwandfrei stützen, da aussagekräftige Dokumente, beispielsweise 
Mietverträge, nur sehr spärlich überliefert sind. Einige Indizien liefert etwa die bereits 
aufgeführte Lohnliste des Neunkircher Stahlwerks aus dem Jahr 1916. Hier werden in 
die Lohnberechnung bisweilen Abzüge für das Schlafhaus oder für die Miete der Werks-
wohnungen aufgeführt. Der monatliche Abzug für einen Platz im Schlafhaus betrug 
in der Regel 2,75 Reichsmark, manchmal wurde auch der doppelte Betrag, 5,50 Reichs-
mark, abgezogen. Die monatliche Miete variierte, häufig tauchen aber Beträge von 14 
oder 15,50 Reichsmark auf, bisweilen auch 22 Reichsmark. Tendenziell lässt sich sagen, 
dass der Schlafhausbetrag häufiger bei dezidiert ungelernten oder nur wenig angelernten 
Arbeitern verbucht wurde, etwa Ausladern, Aufräumern, Tagelöhnern, Handlangern 
oder verschiedenen III. Leuten, wie sie zahlreich vertreten waren im Thomasstahlwerk. 
Hausmiete hingegen bezahlten in der Regel eher die besser angelernten I. Leute.660 Dies 
würde, da das Miethaus die zweifelsfrei hochwertigere Wohnform darstellte, den sta-
tusabhängigen Disparitäten durchaus entsprechen. 

Diese durch die betriebliche Wohnraumpolitik geschaffenen Disparitäten offenbar-
ten sich allenthalben im Stadtbild: Dort ragten die Meisterhäuser gegenüber den nor-
malen Arbeiterhäusern hervor, blieben aber gegenüber den Häusern der Beamten, die 
in der Hierarchie noch weiter oben standen, zurück. In Düdelingen existierten eben-
falls verschiedene Kategorien von Werkswohnungen für Privatbeamte, Ingenieure und 
Arbeiter.661 Die Statusdifferenzierungen waren durch die betriebliche Bildungspolitik 
bereits präfiguriert: Der Betrieb bildete seine eigene Facharbeiterschaft, die zugleich 
den Kern der besser versorgten Stammbelegschaft stellte, aus. Die „Fraktionierung der 
Belegschaft“662 als Resultat der betrieblichen Sozialpolitik lässt sich weiterhin recht an-
schaulich mit Blick auf die unternehmerische Gesundheits- und Versicherungspolitik 
nachvollziehen: Erst nach fünfjähriger ununterbrochener Betriebszugehörigkeit, wie 
am Beispiel des Neunkircher Hüttenschlossers Heinrich Hemmer gezeigt wurde, war 
der Aufstieg in die ständige Belegschaft, mithin der Bezug einer umfassenderen Gesund-
heitsversorgung, möglich. Die Versorgungsansprüche für Invaliden, Ruheständler oder 
Witwen von Betriebsangehörigen waren streng gestaffelt nach Länge der Betriebszuge-
hörigkeit. Da die Fluktuation und damit der Anteil der (hoch)mobilen Arbeiter gerade 
vor dem Ersten Weltkrieg sehr hoch war, rückte ein großer Teil der Beschäftigten nie in 
den Status eines Stammarbeiters auf. Die ständigen Mitglieder selbst waren in verschie-
dene Klasse mit variierenden Ansprüchen untergliedert.

Mehrere Tendenzen lassen sich mit relativer Sicherheit für die Entwicklung der be-
trieblichen Sozialpolitik sowie für die Konstituierung der Stammbelegschaft ausma-
chen. Erstens wuchs der Arbeiterstamm im Laufe der Zeit, wie anhand der Fluktuations-

660  Vgl. Lohnliste Stahlwerk NE, 2. Jahreshälfte 1916.
661  Vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 89 f.
662  Schulz 1991, S. 149 f.
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berechnungen für Düdelingen gezeigt wurde, an, ebenso wie der sozialpolitische Kanon 
der Werke erst allmählich systematischen Charakter gewann. Dieses sozialpolitische 
System löste sich zweitens in der Zwischenkriegszeit, wie gelegentlich behauptet,663 trotz 
zunehmender Konkurrenz vor allem durch die staatliche Sozialpolitik keineswegs auf. 
Vor allem die Wohnraum- und Bildungspolitik wurden in Neunkirchen und Düdelin-
gen bis in die Dreißigerjahre hinein ungemindert forciert. Drittens dürften gelernte oder 
besser angelernte Arbeiter eher zum Stamm mit längerer Betriebszugehörigkeit gezählt 
haben. Ihre Position auf dem Arbeitsmarkt war wesentlich stärker als die ihrer unge-
lernten Kollegen, das heißt, sie waren viel weniger anfällig für konjunkturell bedingte 
Entlassungen in Zeiten einer wirtschaftlichen Baisse. Viertens setzte mit der Zeit eine 
natürliche Reproduktion der Stammbelegschaft ein, die sich allerdings früh abzeichne-
te. Schon in seinem 1863 publizierten amtlichen Verwaltungsbericht bemerkte der Ott-
weiler Landrat von Schlechtendal, die ständigen Arbeiter bildeten „einen Stock von Va-
ter zu Kind“.664 Charlotte Glück-Christmann zeigt dies am Beispiel der im Neunkircher 
Eisenwerk über drei Generationen hinweg vertretenen Familie Strobel, die ursprünglich 
aus dem rund zehn Kilometer von Neunkirchen entfernten Dorf Altstadt, gelegen im 
bayerischen Kanton Waldmohr, stammte. Philipp Strobel, Jahrgang 1850, durchlief eine 
für die Zeit und die Region ganz typische Karriere: Er konnte seine Familie infolge der 
Realerbteilung und Besitzzersplitterung nicht mehr ernähren und suchte sich eine An-
stellung auf der Neunkircher Hütte. Zunächst kam er in einem Schlafhaus unter, später 
konnte er täglich pendeln, nachdem in seinem Heimatdorf ein Bahnhof gebaut worden 
war. Fünf seiner Söhne fanden später ebenfalls Arbeit auf der Hütte, und zwar allesamt 
in besseren, das heißt qualifizierteren Tätigkeiten. Zwei Söhne lernten den Beruf des 
Elektrikers, einer wurde Lokomotivführer. Ein Enkel Philipp Strobels war gelernter 
Schmied und arbeitete in der Zwischenkriegszeit ebenfalls im Neunkircher Eisenwerk. 
Es handelte sich um eine Familie, die zum einen ein generationenübergreifendes Avance-
ment erreichte, zum anderen geradezu prototypisch die Stammbelegschaft verkörperte. 
Sinnbildlich dafür war der Umstand, dass der Lokomotivführer Philipp Strobel II. 1939 
eine Urkunde für 40-jährige Betriebszugehörigkeit erhielt. Dennoch, auch dies sollte 
erwähnt werden, kam es auch zu Konflikten: Zwei Söhne Philipp Strobels I. wurden 
gekündigt, da einer von ihnen es ablehnte, ein von ihm entwickeltes Patent an die Firma 
zu verkaufen. Letztlich war auch der Status als Stammarbeiter keine Garantie dafür, dass 
die Loyalität zwischen Arbeitgeber und -nehmer dauerhaft anhielt. Nichtsdestotrotz 
stehen die Strobels als pars pro toto für eine ganze Reihe vergleichbarer Familien, welche 
als Nukleus der Neunkircher Stammbelegschaft gelten dürfen.665 Stumm selbst rühmte 

663  Vgl. Welskopp 1994a, S. 338; Fiedler 1996, passim.
664  Von Schlechtendal 1863, S. 152.
665  Zur Familie Strobel vgl. Glück-Christmann, Charlotte: Das häusliche Leben. Die Hüttenarbei-
ter und ihre Familien, in: Dülmen, Richard van/Jacob, Joachim (Hrsgg.): Stumm in Neunkirchen. 
Unternehmerherrschaft und Arbeiterleben im 19. Jahrhundert. Bilder und Skizzen aus einer Industrie-
gemeinde (Saarland-Bibliothek, Bd. 5), St. Ingbert 1993, S. 61–78, hier S. 66 ff. In Anlehnung an Josef 
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sich bisweilen der Tatsache, dass „drei, vier, ja fünf Generationen im Dienst des Hau-
ses Stumm ständen“,666 durfte dies doch auch als Erfolg seiner Arbeiterpolitik gelten. 
Die betriebliche Sozialpolitik trug, indem sie gewissermaßen vom Vater auf den Sohn 
vererbt wurde, zur Festigung dieser Generationenfolgen bei. Nadine Schmitz fasst dies 
mit Blick auf Luxemburg so zusammen: „Les institutions sociales devaient assurer une 
continuité dans la main-d’œuvre; les fils succèderaient aux pères pour travailler dans la 
même usine.667

Die „Erzeugung von Verhaltensänderungen und -dispositionen in Adressaten
gruppen“668 war eine ganz wesentliche Intention und Folgeerscheinung betrieblicher 
Sozialpolitik. Der privilegierte Stammarbeiter wurde an das Werk gebunden, indem die 
Trennungskosten für ihn sukzessive erhöht wurden. Loyalität wurde über materielle Be-
friedung erzeugt. Am sinnfälligsten manifestierte sich dies wohl in den Mietverträgen 
der Werkswohnungen, die direkt an den Arbeitsvertrag gekoppelt waren: Verhaltens-
weisen, die eine Kündigung nach sich zogen, bedeuteten zugleich eine massive Gefähr-
dung auch der außerbetrieblichen Existenz. Verhaltensmodifizierend wirkte sich die 
betriebliche Sozialpolitik aber auch auf diejenigen Segmente der Belegschaft aus, die 
nicht in vollem Umfang von ihr erfasst wurden: Da die Werkshierarchie wenigstens ein 
Stück weit durchlässig war, war ein Aufstieg in eine höhere Position und damit auch 
in einen höheren Versorgungsstatus prinzipiell möglich, und zwar durch zuverlässige 
Arbeit, Fügsamkeit, Wohlverhalten und längere Betriebstreue. Gerade vor dem Ersten 
Weltkrieg, als das Saarrevier und Luxemburg zumindest teilweise noch strukturellen 
Nachholbedarf hatten und vor allem die Landbevölkerung von sozialen Widrigkeiten 
bedroht war,669 stellte die Aussicht auf eine sozialpolitische Versorgung im Zusammen-
spiel mit den teilweise guten Löhnen, die auf den Werken bisweilen gezahlt wurden, 

Ehmer operiert Glück-Christmann mit dem Modell der „respektablen Arbeiterfamilie“, die unter an-
derem die traditionell, das heißt patriarchalisch organisierte Struktur kennzeichnete. Dieses Modell sei 
„gut geeignet“, um die Stammarbeiterschaft des Neunkircher Eisenwerks insgesamt zu beschreiben. Vgl. 
ebd., S. 68. Die Informationen über die Familie Strobel verdankt Glück-Christmann nach eigenen An-
gaben „den Erzählungen älterer Bürger aus dem Umfelde des Neunkircher Eisenwerkes“, unter denen 
sich auch eine Nachfahrin Philipp Strobels befand.
666  Vgl. Hellwig 1986, S. 171. Zitat ebd.
667  Schmitz 1989, S. 116.
668  Welskopp 1994a, S. 333.
669  Zu Luxemburg vgl. Franz, Norbert: Durchstaatlichung und Ausweitung der Kommunalaufgaben 
im 19. Jahrhundert. Tätigkeitsfelder und Handlungsspielräume ausgewählter französischer und luxem
burgischer Landgemeinden im mikrohistorischen Vergleich (1805–1890) (Trierer historische For-
schungen, Bd. 60), Trier 2006, S. 200–221. Franz beschäftigt sich mit der kommunalen Armenfürsorge 
in zwei ausgewählten Luxemburger Landgemeinden und zeichnet dabei ein Bild der sozialen Probleme 
im noch nicht industrialisierten Großherzogtum. Die Situation gerade der ländlichen Unterschichten 
wurde aber bislang noch nicht hinreichend untersucht: „Die Erforschung der Geschichte der Armut 
in […] Luxemburg ist von einer Dominanz städtegeschichtlicher Arbeiten gekennzeichnet, bei denen 
überdies ein deutlicher Schwerpunkt in Mittelalter und Früher Neuzeit zu erkennen ist.“ Siehe ebd., 
S. 25.
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eine reizvolle Perspektive dar. Trotz aller Härten, welche die industrielle Arbeit mit sich 
brachte und trotz der gesellschaftlichen und politischen Entmündigung, denen sich die 
Arbeiterschaft zweifelsohne gegenüber sah: Kritiker der unternehmerischen Domes-
tizierungsstrategien hatten argumentativ gegen die sozialpolitischen Maßnahmen der 
Betriebe einen schweren Stand.

Beinahe alle Hüttenbeschäftigten, egal welchem Status sie angehörten, waren in ge-
wissem Umfang Empfänger betrieblicher Sozialleistungen, etwa indem sie bei Firmen-
eintritt automatisch Mitglied der Knappschaft wurden. Auf der anderen Seite blieben 
etliche Facetten des sozialpolitischen Kanons vielen Werksangehörigen verschlossen. 
Sie mussten mit Problemen und Gefährdungen umgehen, die sich den privilegierten 
Stammarbeitern in diesem Maße nicht stellten, entwickelten zugleich aber Strategien, 
diese Schwierigkeiten zu lösen oder wenigstens abzumildern. Die Situation unständiger 
Arbeiter, die sich partiell außerhalb der unternehmerischen Versorgungspolitik beweg-
ten, ist Gegenstand des folgenden Kapitels.

2  Arbeiterexistenzen jenseits der betrieblichen Sozialpolitik: 
Gefährdungen und Bewältigungsstrategien

Die Lohnfrage war ein zentrales Agitationsfeld der zeitgenössischen Gewerkschaften 
und wurde entsprechend breit in der bereits aufgeführten Erhebung des Deutschen 
Metallarbeiterverbandes behandelt. Es kam den Autoren nicht zuletzt darauf an, eini-
ge kursierende, aus ihrer Sicht zu positive Schilderungen über die Lebensverhältnisse 
der Hüttenarbeiter zu revidieren: „Die Löhne der Arbeiter der Schwereisenindustrie 
werden vielfach als sehr gut und ungewöhnlich hoch bezeichnet. Für einige hochqua-
lifizierte Arbeitergruppen mag diese Annahme zutreffen, ein großer Teil der Hüttenar-
beiter hat aber ganz schlechte Lohnbedingungen […].“670 Zentrales Anliegen hier wie 
an anderen Stellen dieser umfangreichen Abhandlung war es, die inneren Disparitäten 
der Hüttenarbeiterschaft herauszustellen. Die Lohnunterschiede wurden weiter oben 
bereits betont und für Neunkirchen wie Düdelingen verifiziert. Die Kritik des DMV 
ließe sich ohne weiteres auch auf den Bereich der betrieblichen Sozialpolitik, die im-
mer wieder Objekt gewerkschaftlicher Kritik war und in der Studie ebenfalls diskutiert 
wurde,671 übertragen. Im vorangegangenen Kapitel wurde betont, dass die Tragweite der 
sozialpolitischen Maßnahmen erheblich differierte. Entsprechend ist es nicht zulässig, 
bei der Hüttenarbeiterschaft in ihrer Gesamtheit von einer privilegierten Arbeitergrup-
pe auszugehen: Weite Teile der Eisen- und Stahlarbeiterschaft hatten mit den typischen 

670  Die Schwereisenindustrie 1912, S. 305.
671  So in einem Abschnitt über die Pensionskassen, deren „Hauptmotiv“ es gewesen sei, die Arbeiter 
„an die Betriebe zu fesseln“. Siehe ebd., S. 524, der ganze Abschnitt S. 524–541.
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Existenzproblemen der Industriearbeiterschaft im Zeitalter der expandierenden kapita-
listischen Produktion zu kämpfen. 

Ein gewisses Gefährdungspotenzial für viele Industriearbeiter stellte das Alter und 
die damit einhergehende Verminderung der Leistungsfähigkeit dar.672 Viele Tätigkeiten 
im Hüttenwerk waren bei schwindender Arbeitskraft nicht mehr zu bewerkstelligen. Ba-
sierte ein Teil des Lohnes auf Leistungsprämien oder Akkorden, so sank der Verdienst 
sukzessive mit nachlassendem Leistungspotenzial. Es folgten häufig betriebsinterne 
Versetzungen auf altersgemäße Posten.673 Auffällig in der Düdelinger Werksstatistik 
von 1913 ist der Umstand, dass der mit Abstand höchste Dienstaltersdurchschnitt in der 
Kesselhaus-Abteilung vorlag: Die dort beschäftigten Arbeitskräfte gehörten dem Betrieb 
durchschnittlich 14½ Jahre an, während der Werksdurchschnitt insgesamt bei gerade mal 
6½ Jahren lag.674 Offensichtlich diente das Kesselhaus als Refugium alternder Arbeiter, 
die aus anderen Teilbetrieben dorthin versetzt wurden. Die Aufgaben des Kesselwärters 
bestanden im Wesentlichen aus Aufsichtsfunktionen und waren daher auch bei nachlas-
sender Konstitution zu bewältigen.675 Auch die Werksaufsicht bot, wie am Falle Neun-
kirchens gezeigt wurde, etliche Altersposten als Portier, Nachtwächter oder Aufseher.676 
Auf vielen dieser Stellen konnten die alten Löhne nicht mehr in vollem Umfang erzielt 
werden, auch wenn das nicht unbedingt eine zwangsläufige Entwicklung war. Die alters-
gemäßen Posten blieben in der Regel hinter dem Bedarf zurück, sodass älteren Arbeitern 
auch Arbeitsunfähigkeit, Entlassung und unter Umständen Altersarmut drohten.

Heinz Reif zeichnet ein dezidiert negatives Bild mit Blick auf die Perspektive altern-
der Fabrikarbeiter: „Die Alterserwartung blieb […] bis 1914 dominant pessimistisch, 
von Erwartungen wie physischem Niedergang, völliger Arbeitsunfähigkeit, Ausliefe-
rung an Armenpflege, sinnloser Existenz als Last der Familie, Warten auf den Tod etc. 
bestimmt.“677 Erneut muss festgestellt werden, dass zwischen verschiedenen Segmenten 
der Arbeiterschaft zu differenzieren ist. Die Betriebsleitungen waren durchaus um die 
Alters- und Invaliditätsvorsorge ihrer Beschäftigten bemüht, aber eben nur die Stamm-
arbeiter mit langer Betriebszugehörigkeit erfreuten sich einer gewissen Absicherung, 
die aber bei genauerer Betrachtung auch nur einen Teil des Auskommens ausmachen 
konnte. Die monatliche Unterstützung eines Invaliden betrug laut Neunkircher Knapp-
schaftsstatut von 1885 im Optimalfall 39 Reichsmark, das wären 468 Mark im Jahr. Die-

672  In diesem Zusammenhang ist in der Regel von einer „Lebensverdienstkurve“ die Rede. Demnach 
folgte auf eine Zeit als Lehrling oder jugendlicher Arbeiter eine Hochverdienstphase, die allerdings 
zwischen dem 40. und 55. Lebensjahr, je nach Art der Beschäftigung, wieder endete. Danach setzte 
unter Umständen eine prekäre Altersperiode mit verminderter Leistungsfähigkeit und vermindertem 
Lohn ein. Vgl. Borscheid/Schomerus 1981, S. 126 ff.
673  Vgl dazu Reif 1982, S. 32–37; Borscheid 1986, S. 260 ff.
674  Siehe AnLux, ADU-U1-93.
675  Vgl. Gergen 2000, S. 191.
676  Siehe dazu die entsprechenden Akten in: StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 224-1-6-1927-50.
677  Reif 1982, S. 94.
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se volle Summe bezog allerdings nur ein Arbeiter mit 50-jähriger (!) Betriebszugehörig-
keit, der zudem der I. Klasse der Knappschaftsmitglieder angehörte. Zum Vergleich: Ein 
Kollege, der ‚nur‘ 30 Jahre im Betrieb arbeitete und der II. Klasse angehörte, erhielt nur 
gut die Hälfte des Betrags, nämlich 20,50 Reichsmark im Monat und 246 Mark im Jahr; 
ein Arbeiter der III. Klasse mit ebenfalls 30 Jahren Firmenzugehörigkeit musste mit nur 
17 Mark im Monat und 204 Mark per annum auskommen. Die niedrigste betriebliche 
Invalidenrente bezogen Vertreter der III. Klasse mit 15-jähriger Betriebszugehörigkeit – 
dies war die Mindestarbeitszeit für den Bezug einer Invalidenrente – mit nur elf Reichs-
mark pro Monat, also 132 Mark pro Jahr.678 

Zweifelsohne bedeuteten die betrieblichen Pensionen und sonstigen Versicherungs-
leistungen einen signifikanten Fortschritt gegenüber der vorindustriellen Zeit, in wel-
cher die Armutsgefährdung in der Regel wesentlich höher war. Dennoch deckten die 
ausbezahlten Summen zumeist nur einen Teil des Bedarfs und waren allein keineswegs 
dazu angetan, den Lebensunterhalt zu finanzieren. Zeitgenössische Schätzungen gin-
gen davon aus, dass eine fünfköpfige Arbeiterfamilie im Jahr 1887 650,52 Reichsmark 
für Nahrungsmittel ausgab. Eine andere Schätzung kalkuliert für eine sieben- bis acht-
köpfige Familie eine Summe von 646,53 Mark im Jahr 1888.679 Einerseits muss in Rech-
nung gestellt werden, dass Invaliden in der Regel keine derart große Familie mehr zu 
versorgen hatten, sondern oftmals nur noch eine Frau, vielleicht auch noch ein Kind. 
Andererseits kamen natürlich neben den Nahrungsmitteln andere Kosten hinzu, vor 
allem für Wohnung, Kleidung, Heizung und Beleuchtung. Der prozentuale Anteil 
der Nahrungskosten an den gesamten Lebenshaltungskosten dürfte für die Familie ei-
nes Invaliden, geht man von zwei bis drei Personen aus, zwischen 40 und 44 Prozent 
gelegen haben.680 Heinz Gillenberg nennt für das Jahr 1900 einige durchschnittliche 
Ladenpreise für Neunkirchen. Demnach kostete das Kilogramm Weizenmehl 35 Pfen-
nige, die gleiche Menge an Roggenmehl 27 Pfennige. Der Kilopreis für Butter lag bei 
2,07 Reichsmark, während sich die Fleischpreise zwischen 1,33 und 1,50 Reichsmark be-
wegten. Die durchschnittlichen Mietpreise in den Werkswohnungen beziffert Gillen-
berg für die Jahrhundertwende auf 180 Reichsmark jährlich.681 Zieht man erneut den 
Invaliden der II. Klasse mit 30-jähriger Betriebszugehörigkeit, welcher 246 Mark Rente 
jährlich bezog, als Beispielfall heran, so zeigt sich, dass ein großer Teil der Rente, hier 

678  Alle Zahlen entnommen aus: Statut des Neunkircher Knappschaftsvereins von 1885, Paragraph 44, 
S. 23.
679  Zahlen und Berechnungen zitiert nach Hohorst, Gerd/Kocka, Jürgen/Ritter, Gerhard A.: 
Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch. Band II: Materialien zur Statistik des Kaiserreichs 1870–1914, Mün-
chen ²1978, S. 118 f.
680  Die Schätzung beruht auf Daten, die Brüggemeier und Niethammer nennen. Siehe Brüggemei-
er/Niethammer 1976, S. 82
681  Alle Preise nach: Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, S. 6. Die genannten Mietpreise entspre-
chen den aus den Lohnlisten des Hochofenbereichs von 1913 entnommenen und oben aufgeführten 
Zahlen.
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beinahe drei Viertel, allein für die Miete ausgegeben werden musste. Die Mietpreise wa-
ren auf dem freien Markt, wie ebenfalls bereits gezeigt wurde, noch teurer als diejenigen 
der Werkswohnungen. In vielen Unternehmen, darunter Düdelingen, war es überdies 
üblich, dass pensionierte Arbeiter die Werkswohnungen räumen und sich auf dem frei-
en Markt nach einer neuen Unterkunft umsehen mussten.682 Es zeigt sich alles in allem, 
dass selbst Stammarbeiter im Invaliditätsfall nur partiell versorgt waren durch die be-
triebliche Versicherungspolitik, die, das muss man generell feststellen, an Grenzen stieß. 
Aber immerhin: Ein Teil der Belegschaft verfügte wenigstens über einen soliden Grund-
stock an Alterssicherung, während dies für viele andere ältere Arbeiter nicht zutraf.

Besonders virulent wurde diese Problematik für solche Arbeiter, die erst in relativ ho-
hem Alter eingestellt wurden, also gar nicht die Möglichkeit hatten, genügend Dienst-
jahre zu sammeln, bevor die biologische Leistungsgrenze erreicht war. In der Literatur 
wird immer wieder behauptet, die Großbetriebe hätten keine Arbeiter jenseits des 
40. Lebensjahres eingestellt.683 Dies ist nur zum Teil richtig. Zwar ergab etwa die Analyse 
der Neunkircher Fremdenbücher, dass das Gros der zuwandernden und im Neunkircher 
Eisenwerk Anstellung findenden Arbeiter zwischen 20 und 30 Jahre zählte; andererseits 
waren 9,8 Prozent der Referenzgruppe jenseits der 30, immerhin 3,3 Prozent jenseits der 
40.684 Diese Arbeiter konnten, sofern sie nicht bereits vorher auf dem Werk arbeiteten 
und erst nachträglich ihren Wohnsitz anpassten, aus Altersgründen nicht mehr genü-
gend Dienstjahre absolvieren, um günstige Versicherungsmodalitäten zu erzielen. Für 
sie war die von Heinz Reif beschworene Altersarmut eine sehr reale Bedrohung. 

Neben Alter und Invalidität war längere Krankheit eine weitere ernsthafte Bedro-
hung. Krankheit bedeutete zugleich Verdienstausfall,685 denn Fehltage wurden in der 
Regel nur mit Krankengeld bezahlt, das deutlich unter dem normalen Lohn lag. Dafür 
zahlte zumindest das Neunkircher Eisenwerk „freie Kur und Arznei“, und zwar für alle 
Knappschaftsmitglieder. Die Zahlung von Krankengeld variierte allerdings: Nur die 
ständigen Mitglieder mit wenigstens fünf Jahren Werkszugehörigkeit hatten Anspruch 
auf scheinbar unbegrenzte Zahlung, während die Zahlungsräume für unständige und 
jugendliche Mitglieder auf sechs beziehungsweise drei Monate begrenzt waren.686 Alles 
in allem wird offensichtlich, dass schichtspezifische Lebensrisiken wie Alter, Invalidität 

682  Vgl. Lorang 1994, S. 281 f.
683  So etwa bei Reif 1982, S. 13.
684  Daten aus: Neunkircher Fremdenbücher, Buchstabe A, 1861–1900; Neunkircher Fremdenbücher, 
Buchstabe A, 1901–1911; Neunkircher Fremdenbücher, Buchstabe M, 1861–1900; Neunkircher Frem-
denbücher, Buchstabe M, 1901–1911.
685  Gleiches gilt etwa auch für Produktionsstockungen infolge von Defekten oder Schäden an Maschi-
nen. Solche Risiken wurden in aller Regel auf die Arbeiter abgewälzt. Vgl. dazu beispielhaft Lemburg, 
Jens-Uwe: Arbeit auf der Hütte. Zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Rendsburgs 1850–1914 
unter besonderer Berücksichtigung der Arbeiterschaft der Carlshütte (Studien zur Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 18), Neumünster 1990, S. 57 f.
686  Siehe Statut des Neunkircher Knappschaftsvereins von 1885, Paragraph 27, S. 15 f.
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und Krankheit ungleich über die Belegschaft verteilt waren: Die Stammarbeiter genos-
sen zumindest partielle Absicherung, ein großes Segment hingegen musste mit latenter 
Prekarität zurecht kommen.

Ein weiteres großes Risiko besonders in Zeiten starker konjunktureller Schwankun-
gen stellte die drohende Arbeitslosigkeit dar. Auch hier waren die nicht zur Stammbeleg-
schaft zählenden Teile eher gefährdet. Besonders betroffen waren hier ungelernte Arbei-
ter, die leicht ersetzbar waren und damit eine schwache Position auf dem Arbeitsmarkt 
hatten. In Neunkirchen galt dies wohl in starkem Maße für die Hüttentagelöhner, die 
zwar per definitionem nicht zur Belegschaft im engeren Sinne zählten – sie waren bei-
spielsweise nicht verpflichtet zum Beitritt in die Knappschaft –, aber stets zahlreich be-
schäftigt wurden. In der ersten Schicht des Stahlwerks während der zweiten Jahreshälfte 
1916 waren immerhin 115 von 310 erfassten Arbeitskräften, die ausnahmslos im Tagelohn 
eingesetzten Frauen nicht mitgerechnet, wenigstens vorübergehend als Tagelöhner be-
schäftigt.687 In Phasen von Produktionsstockungen dürften diese Arbeitskräfte wohl als 
erste von Entlassungen bedroht gewesen sein. So sah die Allgemeine Arbeitsordnung des 
Neunkircher Eisenwerks von 1892 ganz ausdrücklich vor, dass Arbeiter bei Betriebsstö-
rungen, Arbeitsmangel und ähnlichen Tatbeständen bis zu drei Schichten ohne Entschä-
digung abgelegt werden konnten, im Falle längerer Suspendierung wurde dann das Kran-
kengeld bezahlt, das sich aber wiederum den gestaffelten Sätzen anpasste, für unständige 
Arbeiter also sehr gering war.688 Tagelöhner und ungelernte Arbeitskräfte erfüllten wohl 
ähnliche Funktionen wie die ausländischen Arbeitskräfte in Düdelingen: Sie waren, be-
zogen auf die Gesamtbelegschaft, eine Art ‚Sicherheitsventil‘, das in Krisenzeiten immer 
dann bedient wurde, wenn es galt, konjunkturelle Probleme zu kanalisieren.

In gewisser Hinsicht darf die hohe Fluktuation durchaus als Symptom für die Kri-
senanfälligkeit eines Teils der Belegschaft aufgefasst werden. Mobilität und Unstetigkeit 
waren vor allem vor dem Ersten Weltkrieg allgegenwärtig innerhalb der Industriearbei-
terschaft, wie sich terminologisch in dem schon im Neunkircher Knappschaftsstatut for-
mulierten Gegensatz von „ständigen“ oder Stammarbeitern auf der einen und „unstän-
digen“ Arbeitern auf der anderen Seite offenbart: Den alimentierten und konstant für 
den Betrieb arbeitenden Stammarbeitern wurde das (hoch)mobile Segment der nicht 
permanent oder nur vorübergehend Beschäftigten entgegengesetzt. Wie am Düdelinger 
Fall gezeigt wurde, war die Fluktuation vor 1914 sehr stark und unter den Italienern be-
sonders hoch. Dies war aber wohl nur zum Teil der Beschäftigungspolitik der Unterneh-
mensführung geschuldet. Nicht wenige Italiener waren wahrscheinlich gar nicht bestrebt, 
dem Betrieb längere Zeit am Stück anzugehören. Vielmehr war es das Ziel, turnusmäßig 
genügend Geld zu verdienen, um einige Zeit wieder in der Heimat verbringen zu können 
oder auf einem anderen Werk, möglicherweise auch in einer anderen Branche, Anstellung 

687  Vgl. Lohnlisten Stahlwerk NE, 2. Jahreshälfte 1916.
688  Allgemeine Arbeitsordnung NE 1892, S. 10.
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zu finden.689 Dies lässt sich aber wohl auch für etliche autochthone Arbeiter ländlicher 
Provenienz sagen, die regelmäßig den Weg zurück in die Heimatgemeinde oder andere 
Beschäftigungsmöglichkeiten suchten. Fluktuation, Mobilität und Unstetigkeit können 
in diesen Fällen auch als eine Lebensstrategie aufgefasst werden, wenigstens bis zu einem 
gewissen Alter, ehe sich das Bestreben darauf richtete, sesshaft zu werden und eine Familie 
zu gründen.690 Genau dies betonen Franz J. Brüggemeier und Lutz Niethammer wenigs-
tens implizit, wenn sie von „Mobilität als Lebensform“691 sprechen: Durch Arbeitsplatz-, 
Wohnungs- und Ortswechsel reagierten vor allem (aber nicht nur) junge Arbeiter auf 
unerträgliche Arbeitsbedingungen oder sonstige Pressionen. 

Die ständige Bewegung manifestierte sich nicht zuletzt auch in einer hohen inner-
städtischen Umzugsmobilität. In den Neunkircher Fremdenbüchern kamen auf 2.090 
erfasste Arbeiter immerhin 869 Umzüge, die nicht verzeichnete Dunkelziffer dürf-
te nicht unbeträchtlich gewesen sein. Zwei Personen wechselten siebenmal innerhalb 
Neunkirchens die Wohnung, fünf Hüttenbeschäftigte sechsmal. Sechs Arbeiter brach-
ten es auf fünf Umzüge und 16 auf immerhin noch vier. Wenn man bedenkt, dass nur 
ein Teil der Fremdenbücher berücksichtigt wurde und auch unter den hier nichter-
fassten Arbeitern der Wohnort häufig gewechselt wurde, so ist zu erahnen, wie hoch 
die innerstädtische Mobilität im Betrachtungszeitraum, insbesondere vor dem Ersten 
Weltkrieg, war.692 Die Wohnungen wurden, sofern sie nicht vom Werk zur Verfügung 
gestellt und damit preiswert und gut waren, nicht selten als Provisorium angesehen: Die 
unständigen Arbeiter suchten permanent ihre Lebenssituation zu verbessern, wobei sich 
Umzüge wohl recht problemlos gestalteten, da der Bestand an Habseligkeiten zumeist 
überschaubar war. Die mobile Lebensform kontrastierte dabei in auffälliger Weise mit 
der sesshaften Existenz etwa in den Werkskolonien, wo nicht nur ein bequemes Heim, 
sondern auch ein gewisser Hausstand aufgebaut werden konnte.693

Überhaupt klaffte die Lücke zwischen ständigen und unständigen Arbeitern am 
deutlichsten und am besten sichtbar in der Wohnungsfrage, wo sich sehr plastisch die 
Problemlagen von Arbeiterexistenzen außerhalb der betrieblichen Sozialpolitik mani-
festierten. Während das alimentierte Segment der Belegschaft vom Werk mit gutem 
und preiswertem Wohnraum versorgt wurde, so galt das nicht für die Masse der nicht 
zur engeren Stammbelegschaft zählenden Arbeiter. Für die rapide wachsenden Indus

689  Vgl. Scuto 1995a, passim.
690  Vgl. Schomerus, Heilwig: Lebenszyklus und Lebenshaltung in Arbeiterhaushaltungen des 
19. Jahrhunderts, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hrsgg.): Arbeiter im Industrialisierungs-
prozeß. Herkunft, Lage und Verhalten (Industrielle Welt, Bd. 28), Stuttgart 1979, S. 195–200, passim.
691  Brüggemeier/Niethammer 1978, S. 148.
692  Alle Zahlen aus: Neunkircher Fremdenbücher, Buchstabe A, 1861–1900; Neunkircher Fremdenbü-
cher, Buchstabe A, 1901–1911; Neunkircher Fremdenbücher, Buchstabe M, 1861–1900; Neunkircher 
Fremdenbücher, Buchstabe M, 1901–1911.
693  Vgl. dazu noch einmal die Ausführungen Antoinette Lorangs zum Brill-Viertel in Düdelingen, 
bspw. Lorang 2009, S. 48–55.
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triegemeinden war die Bereitstellung von Wohnkapazitäten für die zuziehenden Arbei-
termassen ein infrastrukturelles Problem ersten Ranges. Die Industriebetriebe konnten 
und wollten mit ihrer Wohnraumpolitik nur sehr partiell Abhilfe schaffen. Dies galt 
auch für Neunkirchen: Um die Jahrhundertwende wohnten von 3.718 Hüttenleuten le-
diglich 178 in Werkswohnungen, 1.661 in Eigenheimen, vermutlich zu einem nicht un-
beträchtlichen Teil außerhalb des Stadtgebiets. 342 Personen hatten einen Platz in den 
Werksschlafhäusern. Immerhin 1.537 aber (41 %) wohnten zur Miete.694 Die Wohnver-
hältnisse der zur Miete auf dem freien Wohnungsmarkt lebenden Arbeiter dürften sich 
ungleich schlechter gestaltet haben als diejenigen der mit werkseigenem Wohnraum ver-
sorgten Beschäftigten. Sehr plastisch schildert der Bericht einer Wohnungsenquete für 
Neunkirchen aus dem Jahr 1902 die Zustände:

„Die Erhebungen erstreckten sich auf drei Arbeiterviertel des Ortes […]. Es wurden 127 Woh-
nungen in ebensoviel Häusern untersucht. Die Wohnungen bestanden zusammen aus 377 
Räumen und waren von 709 Personen bewohnt, so daß auf 1 Wohnung 2,9 Räume und 5,58 
Personen kommen. Es wohnten in 2 Räumen 78, in 3 Räumen 39, in 4 Räumen 8 und in 6 
Räumen 2 Familien. Durchschnittlich entfällt auf die Wohnung 81,45 cbm Luftraum, und 
14,59 cbm/Person. Betten wurden 347 gezählt, so daß durchschnittlich 2 Personen auf 1 Bett 
angewiesen sind. In den kontrollierten Häusern waren 153 Aborte, auf einen Abort [kamen] 
14 Personen […].“695 

Die Annahme, die Hüttenbesitzer des Saarreviers hätten durch ihre Sozial- und 
Wohnraumpolitik die „Bildung eines Industrieproletariats“ verhindert, muss angesichts 
solcher Berichte revidiert werden.696 Der Bericht ähnelt sehr stark verschiedenen Aus-
sagen aus Düdelingen. Am 13. März 1897 meldete die Düdelinger Gendarmerie an den 
Bürgermeister der Stadt: „Es herrscht hier wirklich Mangel an Arbeiterwohnungen, ob-
gleich zwei Drittel der Arbeiter unverheiratet sind oder keine Familie bei sich haben; 
jedes Stübchen, ja selbst jede Dachluke oder Kellerraum ist bewohnt und zwar zu Prei-
sen, welche fast alle um die Hälfte zu hoch gegriffen sind.“697 Die Mietwohnungen für 
Arbeiter waren also nicht nur qualitativ erbärmlich, sondern auch überteuert. Werks-
statistiken bestätigen dieses Bild, indem sie zeigen, dass die vom Betrieb bereitgestellten 
Wohnungen nicht nur besser, sondern auch günstiger waren. So kostete im Jahre 1913 
eine Werkswohnung mit durchschnittlich 3,9 Zimmern 14,92 Reichsmark, eine Miet-
wohnung auf dem freien Markt mit nur 3,0 Zimmern aber 16,67 Mark monatlich.698 

Um die Innenausstattung der Arbeiterwohnungen jenseits der betrieblichen Wohn-
raumpolitik war es in der Regel schlecht bestellt. Auch darüber informiert der zitierte 

694  Zahlen entnommen aus: Jacob 1993a, S. 128.
695  Zitiert nach ebd., S. 129.
696  So behauptet es etwa Gergen 2000, S. 81.
697  Zitiert nach Conrardy/Krantz 1991, S. 83.
698  Siehe AnLux, ADU-U1-93.
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Polizeibericht. Als „möbliert“ gekennzeichnete Zimmer hätten lediglich „ein aus vier 
rauhen Brettern zusammengeschlagenes Bett, welches mit Strohsack und notdürftiger 
Decke belegt ist, einen alten Tisch, ein[en] Stuhl und eine alte Kochmaschine […]“. Ein 
Mietshaus, das exemplarisch herausgegriffen und geschildert wird, sei „in einem derart 
schlechten Zustand, daß es fast nicht zu bewohnen ist; kein Abort, kein Keller befindet 
sich bei demselben“.699 Im Wohnviertel Italien sahen die Verhältnisse noch schlechter 
aus als in den übrigen Straßen. Die Italiener wurden massenhaft angeworben, um den 
rapide steigenden Arbeitskräftebedarf zu decken. Adäquate Unterbringungen waren al-
lerdings nicht vorhanden, sodass barackenähnliche Konstruktionen zum Teil als Schlaf- 
und Wohnraum herhalten mussten.700 

Die Wohnproblematik scheint auch in der Zwischenkriegszeit latent wirksam gewe-
sen zu sein. So bezogen sich diverse Neunkircher Baukonzessionen aus der Zwischen-
kriegszeit auf sogenannte ‚Notstandswohnungen‘, die auf Versorgungsprobleme hindeu-
ten. Im Juni 1919 wurde die Einrichtung von Notwohnungen mitsamt Abortanlage, die 
sich außerhalb befand, in einer bestehenden Baracke auf der Oberschmelz vom Werk 
beantragt und von der Bauaufsichtsbehörde genehmigt.701 Möglicherweise war die In-
stallation solcher Behelfsunterkünfte der krisenhaften Situation der Nachkriegszeit ge-
schuldet. Allerdings hatten die Notwohnungen, die drei kleine Zimmer und eine Küche 
umfassten, noch lange Jahre Bestand. Ende des Jahres 1924 wurde eine Erhöhung des 
Daches der Baracken konzessioniert, die Notwohnungen sollten also dauerhaft einge-
richtet und aufgerüstet werden.702 Auch in Düdelingen gibt es Hinweise darauf, dass die 
Wohnungsfrage virulent blieb. Die Arbeiterdelegierten drängten immer wieder in den 
gemeinsam mit Vertretern der Betriebsführung abgehaltenen Sitzungen, frei gewordene 
Arbeiterwohnungen auszuschreiben, damit suchende Arbeitskräfte umgehend versorgt 
werden könnten. In einer Zusammenkunft vom 8. Oktober 1925 gab der Firmendirektor 
Beissel auf eine entsprechende Forderung eines Delegierten zu bedenken, die Fälle, in 
denen Wohnungen frei würden, seien „minim“. Er wolle aber dafür Sorge tragen, dass 
wenigstens besonders kinderreiche Familien mit ausreichendem Wohnraum versorgt 
würden.703 Generell ist davon auszugehen, dass sich die sozialen Probleme insgesamt 
in der Zwischenkriegszeit, obwohl gerade die staatliche Sozialpolitik ausgebaut wurde 
und die betriebliche Versorgungspolitik weiter Bestand hatte, keineswegs auflösten. 
Vielmehr waren die ohnehin gefährdeten Teile der Belegschaft regelmäßig wiederkeh-
renden Krisenphänomenen ausgesetzt. So reagierten beide Unternehmen auf die Welt-

699  Vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 83. Alle Zitate ebd.
700  Die miserablen Wohnbedingungen im Wohnviertel Italien legt Jean-Paul Lehners auf der Basis ei-
ner Wohnungsenquete aus den Jahren 1905/06 dar. Vgl. Lehners 1991, S. 47–52; außerdem Gallo 
1987, S. 116 f.
701  Siehe StA Nk, Dep. Saarstahl AG, Konzessionen. Mappe 54, Nr. 10.
702  Siehe StA Nk, Dep. Saarstahl AG, Konzessionen. Mappe 55, Nr. 22.
703  Vgl. AnLux, ADU-U1-336. Delegationssitzung vom 8.10.1925, 10 Uhr, Tagesordnungspunkt 10. 
Ähnlich etwa auch in der Sitzung vom 16.11. desselben Jahres unter Tagesordnungspunkt 3.
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wirtschaftskrise mit Entlassungen, wovon in Düdelingen in stärkerem Maße die aus-
ländischen, in Neunkirchen wohl die leicht ersetzbaren unständigen und ungelernten 
Arbeitskräfte bedroht waren.704

Es zeigt sich an zwei für ihre ambitionierte Arbeiterpolitik bekannten Werken, wie 
deutlich die betriebliche Sozialpolitik an Grenzen stieß. Es konnten und es sollten bei 
weitem nicht alle Beschäftigten mit Wohnraum versorgt werden. Die geschilderten 
Zustände standen in krassestem Gegensatz zum Bild einer in hohem Maße alimentier-
ten Arbeiterexistenz, wie sie nur (kleinere) Teile der Stammbelegschaft führen konn-
ten. Durch die Personalreihen integrierter Eisen- und Stahlbetriebe verliefen tiefe Ris-
se. Für einen Teil der Belegschaft waren Arbeit wie Alltag ein täglicher Kampf gegen 
zahlreiche Existenzrisiken und -widrigkeiten. Zurecht verwirft Jean-Paul Lehners mit 
Blick auf die Wohnverhältnisse die ältere These einer in Luxemburg „ausgebliebenen 
Proletarisierung“: Die in anderen Industrierevieren verbreiteten Übelstände seien im 
Großherzogtum, so die Grundlinie dieser Argumentation, weitgehend ausgeblieben. 
Vielmehr sei der luxemburgische Arbeiter auf sein Eigenheim fixiert und materiell bes-
ser gestellt gewesen. „Die Ergebnisse der Häuser- und Wohnungsuntersuchung [von 
1905/06]“, so setzt Lehners erstaunlich vorsichtig entgegen, „weisen eindeutig nicht in 
diese Richtung“.705 Ähnliches ließe sich für Neunkirchen sagen. Das vorherrschende 
Bild des hausbesitzenden ‚Arbeiterbauern‘, das von Stumm selbst mitentworfen und in 
der Forschung häufig aufgegriffen wurde, ist nur zum Teil angemessen. Demgegenüber 
muss konstatiert werden – die zitierten Wohnungsenqueten und Gendarmerieberichte 
sprechen diesbezüglich eine deutliche Sprache –, dass an beiden Untersuchungsorten 
die zeittypischen sozialen Probleme Gültigkeit hatten, und zwar trotz aller versorgungs-
politischen Anstrengungen der Betriebe.

Im Zusammenhang mit den Wohnverhältnissen wurde von zeitgenössischen Be-
richterstattern immer wieder das Problem des Kost- und Schlafgängerwesens benannt 
und erläutert: „[…] diejenigen, welche drei oder mehr Zimmer haben, halten Kostgän-
ger, so daß alles, vom Keller bis zum Dachstübchen, überfüllt ist.“706 Am Phänomen des 
Schlaf- und Kostgängerwesens manifestiert sich ein ambivalenter Befund, der sich prä-
gend durch die Sozialgeschichte der Arbeiterschaft zieht: Es handelte sich einerseits um 
einen augenfälligen Beleg der sozialen Probleme, von denen das städtische Industriepro-
letariat betroffen war; zugleich jedoch, scheinbar im Widerspruch, war das Schlaf- und 
Kostgängerwesen andererseits eine Strategie der Existenzbewältigung, die in gewissem 
Sinne Leben und Überleben ermöglichte. Das Schlaf- und Kostgängerwesen folgte im 

704  Zu Luxemburg allgemein und damit auch zu Düdelingen im Besonderen vgl. Pauly 1985, S. 14 f.; 
zum Saargebiet und Neunkirchen vgl. Behringer/Clemens 2009, S. 97. Besonders die saarländi-
schen Hüttenarbeiter seien von der Krise hart getroffen worden, ihre Zahl insgesamt sei im Saargebiet 
von 37.000 im Jahre 1929 auf 28.000 im Jahre 1934 gesunken. Vgl. ebd.
705  Vgl. Lehners 1991, S. 35 und 53. Zitat ebd., S. 53.
706  Zitiert nach Conrardy/Krantz 1991, S. 83.
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Grunde genommen einfach verständlichen Prinzipien. Ein Arbeiterhaushalt, meistens 
eine Familie, nahm einen familienfremden Arbeiter bei sich auf und gewährte ihm ge-
gen ein Entgelt Kost und Logis. In Extremfällen wurden Schlafstellen auch doppelt ver-
mietet: Die Arbeiter gingen dann nicht nur in Schichten zum Betrieb, sondern teilten 
sich auch schichtweise eine Schlafstelle.707 

Behörden und kirchliche sowie bürgerliche Vertreter meldeten zwar immer wieder 
moralische Bedenken gegen diese Form des Zusammenlebens an. So hieß es in der be-
sagten Neunkircher Wohnungsenquete: „Die ziemliche Trennung in den Schlafstellen 
der Personen verschiedenen Geschlechts konnte im allgemeinen als genügend bezeichnet 
werden. Verstöße gegen die Bestimmung betr. das Schlafgängerwesen wurden nur verein-
zelt vorgenommen.“708 Hauptargumente gegen das Schlafgängertum waren vor allem das 
beengte Zusammenleben der Geschlechter ohne verwandtschaftliche Beziehungen und 
die Auflösung der klassischen Familienform oder, wie es ein häufig verwendeter Terminus 
auf den Punkt bringt, die „halboffene Familienstruktur“.709 In der Praxis wurden Restrik-
tionen gegen diese Form des Zusammenlebens aber bestenfalls halbherzig zur Anwen-
dung gebracht. Sanktionen wurden nur selten ausgesprochen, da sich Polizei und sonstige 
Funktionsträger der allgemeinen Wohnraumproblematik durchaus bewusst waren. Diese 
war schlichtweg nur unter Rückgriff auf solche Mehrfachbelegungen zu lösen. 

Für die betroffenen Arbeiter und ihre Familien hatte das Schlaf- und Kostgänger-
wesen höchst ambivalenten Charakter. Ohne Zweifel stellte diese Form des Wohnens 
eine ständige hygienische, nicht zuletzt aber auch psychische Belastung dar. Die Be-
wohner waren auf zum Teil engstem Raum zusammengeballt. Platz zu individueller 
Entfaltung und Intimität blieb unter diesen Umständen kaum. Das von bürgerlichen 
Reformern und Behörden so häufig angeprangerte Zusammenleben der Geschlechter 
konnte für die Betroffenen selbst ein großes Belastungspotenzial sein. Für die Frau als 
„Haushaltsmanagerin“710 bedeutete das Bekochen eines zusätzlichen Essers und das Wa-
schen seiner Kleidung, wie dies in den meisten Fällen Usus war, weitere Arbeit. Auf der 
anderen Seite aber war die Schlaf- und Kostgängergemeinschaft für beide Parteien – die 
Wohnungsinhaber wie die Schlafgänger – ein Vorteil bringendes Arrangement: Der Un-
termieter brachte zusätzliche Einnahmen in die Familienkasse und besserte damit den 

707  Zum Schlaf- und Kostgängerwesen allgemein vgl. Brüggemeier/Niethammer 1978, S. 151 ff.
708  Zitiert nach Jacob 1993a, S. 129. Zur Rolle der Frau in Hüttenarbeiterhaushalten vgl. für Neunkir-
chen auch Trinkaus, Fabian: Neunkircher Hüttenfrauen. Arbeit und Leben von Frauen in der Eisen- 
und Stahlindustrie (ca. 1880–1935), in: Saarbrücker Hefte 107, Sommer 2012, S. 89–94.
709  Zu diesem Terminus siehe Brüggemeier, Franz: Leben in Bewegung. Zur Kultur unständiger Ar-
beiter im Kaiserreich, in: Dülmen, Richard van (Hrsg.): Armut, Liebe, Ehre. Studien zur historischen 
Kulturforschung (Studien zur historischen Kulturforschung, Bd. 1), Frankfurt a. M. 1988, S. 225–257, 
hier S. 243.
710  Zitiert nach Welskopp, Thomas: Leben im Rhythmus der Hütte. Geschlechterbeziehungen in 
Stahlarbeitergemeinden des Ruhrgebiets und Pennsylvanias, 1890–1920, in: Westfälische Forschungen 
45 (1995), S. 205–241, hier S. 223.



364

Familienhaushalt auf, außerdem konnte das zusätzliche Einkommen als Absicherung in 
Krisenzeiten, etwa bei vorübergehender Arbeitslosigkeit des Familienoberhaupts, die-
nen. So gesehen gehörte die Aufnahme von Schlafgängern zu einer rationalen Finan-
zierungs- und Existenzbewältigungsstrategie.711 Für den Kostgänger selbst war zwar die 
Miete meistens teurer als im Schlafhaus; andererseits hatte das private Mietverhältnis 
aber den Vorteil, der Werksdisziplin und Aufsicht, die durch die Fabrikordnungen auf 
die betriebseigenen Schlafhäuser erweitert wurden, zu entgehen.712 Des Weiteren brach-
te das private Mietverhältnis ein Stück weit Unabhängigkeit vom Brotherrn, der über 
die Mietverträge Einfluss auch auf das Privatleben nehmen konnte. 

Gerade für den Schlaf- und Kostgänger sollte ferner die emotionale Komponente 
nicht unterschätzt werden. Es handelte sich oftmals um sehr mobile, noch junge Ar-
beitskräfte, die fernab ihres Heimatortes und ihrer Familie ein Auskommen suchten. 
Nur den ortsansässigen Arbeitern und den Tagespendlern war es möglich, täglich in ihr 
familiäres Umfeld zurückzukehren. Die aufnehmende Familie konnte, zumindest, wenn 
das Verhältnis harmonisch war, zu einer Art Familienersatz werden.713 Von den 2.090 
in den Neunkircher Fremdenbüchern erfassten Personen konnte nur bei 69 Einträ-
gen, das sind gerade mal 3,3 Prozent, Namensgleichheit mit dem Vermieter festgestellt 
werden. Explizite Verwandtschaft lag bei lediglich zwölf Personen vor. In diesen Fällen 
wurden neben die Wohnadresse Bemerkungen wie „bei seinem Vater“ oder „bei den 
Eltern“ notiert.714 Nur recht wenige Arbeiter aus dieser Referenzgruppe konnten also 
bei Verwandten unterkommen. Vermutlich handelte es sich nicht selten um Folgemi-
gration: Ein Verwandter zog zu einem früheren Zeitpunkt nach Neunkirchen, mietete 
oder erwarb eine Wohnung, in welcher er sodann einen nachgezogenen Angehörigen als 
Untermieter aufnahm. In Düdelingen waren 1907 mit Blick auf die Gesamtbelegschaft, 
also nicht bloß auf die Neuankömmlinge, 305 Personen (10,31 % aller Beschäftigten) in 
Kost und Logis bei den Eltern. 1909 waren es 463 (19,1 %), 1913 625 (27,3 %). Die Zahl 
derjenigen, die bei Fremden in Kost und Logis standen, also Kost- und Schlafgänger im 
eigentlichen Sinne waren, war bis zum Ersten Weltkrieg höher, wenngleich zwischen 
1907 und 1913 ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen war: 1907 lebten noch 1.367 
Düdelinger Hüttenbeschäftigten zur Untermiete bei Fremden, 1913 waren es nur noch 

711  Vgl. Brüggemeier/Niethammer 1978, S. 152 f.
712  Vgl. Brüggemeier 1988, S. 244. Beispielhaft kann die Hausordnung der Schlafhäuser der königli-
chen Steinkohlegruben gesehen werden. Siehe dazu Lander 2005, S. 213.
713  Brüggemeier und Niethammer schreiben hierzu: „Auch für die Schlafgänger waren in erster Linie 
ökonomische Gründe dafür maßgebend, daß sie zu einer Familie zogen; ebenso wichtig aber war, daß 
sie auf diese Weise nicht isoliert wohnten, sondern immer wieder Kontakt hatten, sich schnell ein-
gewöhnen und sogar ‚zu Hause‘ fühlen konnten.“ Siehe Brüggemeier/Niethammer 1978, S. 153. 
Hervorhebung im Original.
714  Daten nach: Neunkircher Fremdenbücher, Buchstabe A, 1861–1900; Neunkircher Fremdenbücher, 
Buchstabe A, 1901–1911; Neunkircher Fremdenbücher, Buchstabe M, 1861–1900; Neunkircher Frem-
denbücher, Buchstabe M, 1901–1911.
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659 (28,7 %). Die durchschnittlich an die Vermieter bezahlte Summe, die neben der 
Miete auch die Verköstigung und sonstige Leistungen enthielt, stieg von 1,48 Mark auf 
1,92 Mark täglich.715 Die Mehrheit der zur Miete wohnenden Arbeiter konnte also nicht 
auf familiären Rückhalt setzen. Die familienfremden Vermieter, bisweilen waren dies 
Arbeitskollegen, übernahmen mit ihren Angehörigen für die Kost- und Schlafgänger 
nicht selten die Rolle eines Familienersatzes.

Aus naheliegenden Gründen war das Schlaf- und Kostgängerwesen in Düdelingen 
bei den Zuwanderern, besonders den Italienern, relativ gesehen weit stärker verbreitet als 
bei den autochthonen Luxemburgern: Die Arbeitsmigranten hatten nicht die Möglich-
keit, regelmäßig nach Hause zurückzukehren, mussten somit bei einer fremden Familie 
Unterschlupf finden. So war der Anteil der Haushaltungen mit Fremden, das heißt mit 
Schlaf- und Kostgängern, im Quartier Italien inklusive Gafelterstraße prozentual höher 
als in den anderen Vierteln. In Italien beherbergten 1905/06 79 von 159 Haushaltungen 
Fremde, das war fast die Hälfte. Im übrigen Düdelingen waren es 156 von 486 Haus-
haltungen, also nur 32,1 Prozent.716 Das enge Zusammenleben hatte, sieht man von den 
Belastungsfaktoren ab, in den italienischen Haushaltungen den Begleiteffekt, die Her-
kunftsgemeinschaft zu festigen. Die Italiener trafen in ihrer Unterkunft mit Landsleuten 
zusammen, die die gleiche Sprache sprachen und die gleichen Sitten pflegten. Das noch 
so kärgliche Heim konnte damit zum Refugium in einer als fremd und oftmals feindselig 
erlebten Umwelt werden. Da die Italiener in ihren Wohnungen weitgehend unter sich 
blieben, festigten die Wohnverhältnisse die soziokulturelle wie nationale Segmentierung 
der Hüttenbelegschaft. Ergänzt wurde das Zusammenwohnen, das für die Italiener also 
durchaus auch kompensatorische Funktion hatte, durch eine eigene Infrastruktur im 
Viertel: Man traf sich in den Cafés, um den beengten Wohnverhältnissen eine zeitlang 
zu entgehen und die Gemeinschaft mit Landsleuten zu pflegen, kaufte in italienischen 
Geschäften ein und gründete eigene Vereine. All diese Einrichtungen halfen, die an Zu-
mutungen reiche Existenz in der Industriegemeinde zu bewältigen. Die Italiener, die 
zwar fremd, aber doch sehr zahlreich vertreten waren in Düdelingen, waren dabei klar 
im Vorteil gegenüber den vor wie nach dem Ersten Weltkrieg immer wieder nur verein-
zelt auftauchenden Ost- oder Südosteuropäern, denen sich nicht die Möglichkeit bot, 
sich in die community zurückzuziehen und dort Rückhalt und Ausgleich zu finden.

In materieller Hinsicht trug vor allem die am 3. Dezember 1899 ins Leben gerufene 
italienische Unterstützungskasse, die Società italiana di mutuo soccorso, zur Existenzbe-
wältigung bei. Glaubt man Benito Gallo, so war die Explosion eines Hochofens und 
deren Folgen der unmittelbare Anlass, eine solche Kasse zu begründen.717 Die auf priva-
ter Initiative und privater Assoziation beruhenden Versicherungskassen, die allerdings 

715  Alle Daten und Zahlen nach: AnLux, ADU-U1-93.
716  Zahlen nach: Grossherzogtum Luxemburg 1909, S. 110.
717  Vgl. Gallo 1987, S. 127.
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auf der Basis eines Gesetzes von 1891 staatliche Anerkennung fanden,718 entstanden 
im gesamten Minettebezirk. Den Anfang machte Esch-sur-Alzette im Jahre 1892, ins-
gesamt wurden etwa zehn italienische mutui soccorsi in Luxemburg gegründet.719 Die 
Mitglieder zahlten vor dem Ersten Weltkrieg fünf Mark im Monat ein und erhielten 
dafür im Unfall- oder Krankheitsfalle eine Unterstützung. Die Mutualitätskasse, aus 
der auch zahlreiche kulturelle Vereinigungen hervorgingen, zählte am Anfang rund 
50 Mitglieder und hielt ihre Sitzungen in italienischen Cafés im Stadtviertel Italien ab. 
Gallo zitiert einen Zeitzeugen, der noch Mitglied des Düdelinger mutuo soccorso war: 
„En ce temps-là, nous étions comme ‚des orphelins‘. Seule la Société de Secours Mutuel 
s’occupait de nous.“720 Zwar schien der Bedarf an einer derartigen Einrichtung unter den 
Italienern, die von Arbeitslosigkeit und sonstigen Existenzgefährdungen stärker tangiert 
waren, besonders groß gewesen zu sein, doch entstanden auch nichtitalienische Unter-
stützungskassen, die nach ähnlichen Prinzipien funktionierten. In Düdelingen war dies 
vor allem der 1898 ins Leben gerufene „Arbeiterunterstützungsverein Dideleng“.721 
In den Gründungsstatuten dieses Vereins vom 1. Februar 1898 wurden unter anderem 
„unentgeltliche Auskunft in allen Rechtsfragen sowie Rechtsschutz in allen Fragen der 
Arbeiterversicherung und Arbeiterverträge“ sowie „Gewährung von Kranken- und 
Sterbeunterstützungen“ als Vereinszwecke formuliert. Neben den sozialpolitischen 
Zielen verfolgte man auch kulturelle und bildungspolitische Zwecke. Seit 1913 gab der 
Arbeiterunterstützungsverein dann sein eigenes Publikationsorgan heraus. Im gleichen 
Jahr wurde eine neue Satzung verabschiedet, in welcher den Mitgliedern ausdrücklich 
untersagt wurde, an einem weiteren Verein dieser Art zu partizipieren. Außerdem wurde 
1918 das Mindestalter der Mitglieder auf 16 Jahre festgeschrieben. Alles in allem wäre es 
verfehlt, hier von einer reinen Selbsthilfeorganisation der Arbeiterschaft auszugehen, 
denn man wurde finanziell massiv von der Hüttenleitung, genauer gesagt von Emile 
Mayrisch, unterstützt, der zugleich Ehrenvorsitzender des Vereins war. Außerdem stand 
die Vereinigung mit dem Gesetz über die Mutualitätskassen unter staatlicher Aufsicht 
und Protektion.722 So gesehen bewegte sich der Arbeiterunterstützungsverein Dideleng 
in der Grauzone zwischen betrieblicher Sozialpolitik und Selbshilfemaßnahmen auf 
Mutualitätsbasis. Die Entstehung solcher Vereinigungen zeigte die Möglichkeiten der 

718  Vgl. Schmitz, Michel: La mutualité: précurseur de la sécurité sociale, in: Caldognetto, Maria 
Luisa/Gera, Bianca (Hrsgg.): L’histoire c’est aussi nous. Actes des Journées internationales d’études 
Dudelange (Luxembourg) 20 octobre 2007 et 11 octobre 2008, Turin 2009, S. 17–24, hier S. 20 f.; au-
ßerdem Fédération Nationale de la Mutualité Luxembourgeoise (Hrsg.): 100 Joër Mutu-
alitéits-Gesetz 1891–1991, Luxembourg 1992.
719  Vgl. Caldognetto 2009, S. 25 ff.
720  Siehe Gallo 1987, S. 126.
721  Vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 255.
722  Vgl. Arbeiter-Unterstützungsverein Dideleng 1898–1978, Düdelingen 1978, Chronik S. 39–58. Zi-
tate aus dem Gründungsstatut ebd., S. 39; außerdem Fédération Nationale de la Mutualité 
Luxembourgeoise (Hrsg.) 1992.
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Arbeiterschaft auf, in Zeiten defizitärer staatlicher Sozialpolitik – die Versicherungsge-
setzgebung setzte in Luxemburg erst ab 1902/03 allmählich ein723 – autonome Strategi-
en der solidarischen Selbsthilfe außerhalb der nicht flächendeckend wirksamen betrieb-
lichen Sozialpolitik zu entwickeln und wenigstens die gröbsten Lebensrisiken ein Stück 
weit zu dämpfen.

Nicht ganz klar ist, ob die Neunkircher Hüttenarbeiter aus eigener Initiative ähn-
liche Formen der Selbsthilfe kreierten. Die Rahmenbedingungen hierfür schienen 
denkbar ungünstig gewesen zu sein, unterband die Werksführung unter Stumm doch 
lange Zeit alle Formen selbständiger Organisation, selbst wenn sie nur sozialen und 
nicht politischen Zwecken dienten. Dennoch existierten möglicherweise autonome 
Unterstützungskassen auf Mutualitätsbasis. In der Chronik von Neunkirchen, Jahrgang 
1913, findet sich eine Auflistung sämtlicher Vereinsgründungen von 1847 bis 1909. Hier 
werden die von der Hütte ausgehenden Gründungen, unter anderem die Initiation der 
Knappschaft 1861, explizit aufgeführt, daneben aber auch andere soziale Einrichtun-
gen für Arbeiter. Genannt werden im Jahre 1873 ein „Krankenunterstützungsverein für 
Hüttenarbeiter“, 1896 eine „Sterbekasse der Hüttenarbeiter der Bürgermeisterei“ und 
1898 eine weitere „Arbeitersterbekasse“.724 Nichts deutet hier direkt darauf hin, dass es 
sich um vom Werk selbst ausgehende Institutionen handelte. Der Mutualitätsgedanke 
scheint also auch in Neunkirchen, trotz aller Kontrollambitionen der Hüttenoberen, 
Raum gegriffen zu haben.

Exkurs: Zur Problematik generalisierender Konzepte  
in der Eisen- und Stahlarbeiterhistoriographie

Die Arbeiterschaft avancierte im Zuge der sozialgeschichtlichen Wende seit den späteren 
1960er Jahren zu einem der am intensivsten untersuchten Forschungsobjekte der Ge-
schichtswissenschaft.725 Die Forschung traf dabei allerdings auf eine äußerst vielschich-
tige, zunächst schwer greifbare gesellschaftliche Formation mit disparaten Wurzeln und 
vielfältigen Erscheinungsformen, über deren definitorische Eingrenzung schon in der 
zeitgenössischen Diskussion Unklarheit herrschte: „Über die mangelhafte Eindeutig-
keit des Begriffes ‚Arbeiter‘ wurde vielfach geklagt“, stellte Werner Conze in einem 1972 

723  Zur Genese und Entwicklung der luxemburgischen Sozialversicherung vgl. Braun, Michael: Ent-
wicklungsphasen der luxemburgischen Sozialversicherung bis zum Zweiten Weltkrieg, in: Hémecht 34 
(1982), S. 63–92, zur Entstehung vgl. bes. S. 63 f.
724  Vgl. Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 2, 1913, S. 9–16; Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 3, 
1913. S. 17–21.
725  Vgl. dazu Ziemann 2003, bes. S. 84–97. Wann sich wissenschaftliche Strömungen durchsetzten, ist 
generell schwer festzulegen. So gab es auch hier grundlegende Arbeiten, die der breiteren Durchsetzung 
des Forschungsparadigmas zeitlich voraus gingen. Beispielhaft genannt sei Conze 1954.
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publizierten Lexikonartikel unter Bezugnahme auf die Mitte des 19. Jahrhunderts fest.726 
Gerhard A. Ritter gibt im Vorwort der nicht vollendeten, aber dennoch außerordentlich 
opulenten Reihe „Geschichte der Arbeiter und der Arbeiterbewegung in Deutschland 
seit dem Ende des 18. Jahrhunderts“, einem der ambitioniertesten Projekte der Arbei-
terhistoriographie wenigstens im deutschsprachigen Raum, zu bedenken, „daß der au-
ßerordentlich großen inneren Differenziertheit der Arbeiterschaft Rechnung getragen 
werden soll“. Zu unterscheiden sei insbesondere „nach ihrer Tätigkeit in verschiedenen 
Wirtschaftssektoren, Branchen und Berufen, nach Herkunft, Alter, Geschlecht, Quali-
fikation, Konfession und Nationalität und nach der Art der Arbeit“.727 Der Sperrigkeit 
und Unübersichtlichkeit des Forschungsgegenstands begegnete die Wissenschaft mit 
verschiedenen Versuchen, die Arbeiterschaft als (relativ) geschlossene soziale Formation 
gleichsam ‚auf einen Nenner‘ zu bringen. Zu diesem Zweck bediente man sich vielfach 
des Theorieimports, besonders aus der Soziologie,728 und entwickelte beziehungsweise 
adaptierte mehrere generalisierende Konzepte, um die disparate Empirie zu ordnen und 
zu bündeln. 

Am wirkmächtigsten war dabei zweifelsohne das auf Marx und Engels zurückgehen-
de Klassenkonzept. Den Begriff der Klasse definierte Marx ökonomisch über eine allen 
Klassenangehörigen gemeinsame Klassenlage, die sich über den Besitz oder Nichtbesitz 
an Produktionsmitteln – das heißt an Kapital, Maschinen, Rohstoffen und ähnlichen 
Dingen – bestimmte. Im Wesentlichen gingen Marx und Engels von drei Klassen aus: 
der Bourgeoisie, dem Proletariat und den Grundeigentümern. Die industrielle Ge-
sellschaft beschrieben sie im Sinne der dialektisch angelegten Geschichts- und Gesell-
schaftskonzeption als Dichotomie zwischen besitzender Bourgeoisie und nichtbesitzen-
der Arbeiterschaft („Proletariat“). Letztere verfüge demnach nur über ihre Arbeitskraft, 
die sie gegen einen Lohn an den Produktionsmittelinhaber veräußere. Diese an objek-
tiven Besitzkriterien festzumachende Klassenlage bezeichneten Marx und Engels auch 
als Klasse an sich.729 Eduard Bernstein, der Vordenker der revisionistischen Strömung 

726  Conze, Werner: Arbeiter, in: Brunner, Otto/Conze, Werner/Kosellek, Rainer (Hrsgg.): Ge-
schichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 1, 
Stuttgart 1972, S. 216–242, hier S. 222. Hervorhebung im Original.
727  Siehe Kocka 1989, S. 12.
728  Vgl. dazu Mergel, Thomas: Geschichte und Soziologie, in: Goertz, Hans-Jürgen (Hrsg.): Ge-
schichte. Ein Grundkurs, Hamburg 32007, S. 688–717. Mergel umschreibt Ziel und Funktion des 
soziologischen Theorieimports wie folgt: „Die soziologische Anreicherung der Geschichtswissen-
schaft sollte diese mit tragfähigen Begriffen versorgen und Kategorien zur Analyse der vergangenen 
Wirklichkeit liefern.“ Siehe ebd., S. 695. Genau dazu dienten die hier kursorisch vorgestellten Kon-
zeptionen.
729  Marx und Engels äußerten sich nicht konsistent zu ihrem Klassenbegriff, der sicherlich umfassen-
der und differenzierter war, als es hier dargestellt wird. Zu den Grundzügen des marxschen Klassenbe-
griffs vgl. überblicksartig: Conze, Werner/Walther, Rudolf: Stand, Klasse, in: Brunner, Otto/
Conze, Werner/Kosellek, Rainer (Hrsgg.): Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon 
zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 6, Stuttgart 1990, S. 155–284, hier S. 265–269; 
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innerhalb der deutschen Sozialdemokratie, erklärte in einem Aufsatz über „Klasse und 
Klassenkampf “ 1905, Marx habe den Begriff allerdings „in zwei streng unterschiede-
nen Deutungen [ge]braucht“: „das eine Mal wirtschaftlich-sozial und das andere Mal 
politisch-sozial, respektive das eine Mal nach dem objektiven Merkmal der Lage […], das 
andere Mal zugleich nach dem subjektiven Merkmal des Bewußtseins, und zwar eines 
ganz bestimmten, in sozialpolitischer Stellungnahme sich äußernden Bewußtseins.“730 
Bernstein verweist auf den Teil des Klassenbegriffs, den Marx und Engels als Klasse für 
sich (selbst) bezeichneten und zugleich auf die damit einhergehende politische Kompo-
nente des Terminus und der ganzen Konzeption. Die Marxsche Geschichtsphilosophie 
ist im Ganzen teleologisch angelegt und formuliert die klassenlose Gesellschaft, mithin 
die Emanzipation und Erhebung der besitzlosen Lohnarbeiterschaft, als Zielvision. Die 
Arbeiterklasse werde sich demnach – auch durch die sich zuspitzenden Klassenantago-
nismen als Folge von Monopolisierung und Aufreibung des Kleinbürgertums – ihrer 
unterprivilegierten Klassenlage bewusst, sie entwickele ein Klassenbewusstsein. Das Be-
wusstsein schlage schließlich in (revolutionäres) Handeln um.

Marx und Engels wurden zu wichtigen Inspiratoren der Arbeitergeschichtsschrei-
bung. Der Marxsche Einfluss auf die sozialgeschichtliche Arbeiterhistoriographie 
manifestierte sich im Klassenbildungstheorem, das vielen grundlegenden Studien als 
Analyserahmen diente. Geradezu paradigmatisch ist beispielsweise Jürgen Kockas 1983 
erschienene Monographie über „Lohnarbeit und Klassenbildung“. Kocka spricht sich 
für die Anwendung des Klassenbegriffs in der Geschichtswissenschaft aus und zeich-
net die Grundlinien des Klassenbildungsprozesses in vier größeren Schritten nach.731 
Am Anfang stünden demnach die säkularen Transformationsprozesse, die besonders 
das 19. Jahrhundert prägten: Industrialisierung, Urbanisierung und, damit eng ver-
knüpft, Auflösung der überkommenen Ständegesellschaft. Sodann und damit einher-
gehend entstehe in einem zweiten Schritt die industrielle Lohnarbeiterschaft als genuin 
neue soziale Formation. Diese zeichne sich aus durch eine gemeinsame, sozioökono-
misch definierte Klassenlage, entspräche also der Marxschen Klasse an sich. In einem 
dritten Schritt entwickele die Arbeiterschaft in Kockas Modell ein gemeinsames Klas-
senbewusstsein, auch durch die „Entstehung eines proletarischen Erfahrungs- und 
Lebenszusammenhangs“,732 der durch Faktoren wie die gemeinsam erfahrene Marktab-
hängigkeit, Fremdbestimmung und Diskriminierung oder die proletarische Wohn- und 

Küttler, Wolfgang/Lozek, Gerhard: Der Klassenbegriff im Marxismus und in der idealtypischen 
Methode Max Webers, in: Kocka, Jürgen (Hrsg.): Max Weber, der Historiker (Kritische Studien zur 
Geschichtswissenschaft, Bd. 73), Göttingen 1986, S. 173–192, hier S. 176–179; außerdem entsprechende 
Stichworte in Lieber/Helmer (Hrsgg.) 1988.
730  Bernstein, Eduard: Klasse und Klassenkampf, in: Sozialistische Monatshefte 9 (1905), S. 857–
864, hier S. 859.
731  Die ganze Argumentation, wie sie im Folgenden holzschnittartig wiedergegeben wird, ist zu verfol-
gen in Kocka 1983, passim.
732  Ebd., S. 137.
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Familiensituation konstituiert werde. In einem letzten Schritt schlage das gemeinsame 
Bewusstsein in gemeinsame politische Aktion und Organisation um, Parteien und Ge-
werkschaften erscheinen demnach „als institutionell geronnenes Bewußtsein“.733

Kocka und andere Sozialhistoriker erkannten aber die immanenten Schwächen 
des Konzepts und modifizierten es entsprechend.734 In der erwähnten Studie werden 
folglich mehrere Einwände erhoben. Zunächst ist zu konstatieren, dass nur ein Teil 
der Arbeiterschaft den Umschlag von Klasse an sich in Klasse für sich vollzieht: Viele 
Arbeiter würden sich ihrer Klassenlage eben nicht bewusst. Außerdem spricht Kocka 
von „konkurrierenden Strukturen“, welche „Klassen intern gliedern, unterteilen, ja frag-
mentieren“. Er nennt „berufliche, ethnische, konfessionelle, nationale und andere nicht-
klassenmäßige Trennungslinien bzw. Zugehörigkeiten“.735 Des Weiteren betont er: „Das 
Modell ist nicht teleologisch.“736 Der Verzicht auf Teleologie zeichnete westdeutsche 
Sozialhistoriker gegenüber den ideologisch imprägnierten Studien vieler ostdeutscher 
Vertreter aus.737 Weiterhin wurde am Marxschen Klassenbildungstheorem die weitge-

733  Welskopp 1998, S. 302.
734  Neben der Arbeit von Kocka entstanden zahlreiche ähnliche Studien, die nicht alle Erwähnung fin-
den können. Beispielhaft wären noch zu nennen: Breuilly, John: The Making of the European Wor-
king Class, in: Konrad, Helmut (Hrsg.): Probleme der Herausbildung und politischen Formierung 
der Arbeiterklasse (Geschichte der Arbeiterbewegung, Bd. 25), Wien 1989, S. 1–19; Hardach, Gerd: 
Klassen und Schichten in Deutschland (1848–1970). Probleme einer historischen Sozialstrukturanaly-
se, in: Geschichte und Gesellschaft 3 (1977), S. 503–524; Kocka, Jürgen: Stand – Klasse – Organisa-
tion. Strukturen sozialer Ungleichheit in Deutschland vom späten 18. bis zum frühen 20. Jahrhundert 
im Aufriß, in: Wehler, Hans-Ulrich (Hrsg.): Klassen in der europäischen Sozialgeschichte, Göttin-
gen 1979, S. 137–165; Stuke, Heinrich: Bedeutung und Problematik des Klassenbegriffs. Begriffs- und 
sozialgeschichtliche Überlegungen im Umkreis einer historischen Klassentheorie, in: Engelhardt, 
Ulrich (Hrsg.): Soziale Bewegung und politische Verfassung, Stuttgart 1977, S. 46–82. In all diesen 
Studien wurde das auf Marx und Engels zurückgehende Klassenbildungstheorem in kritischer Weise 
rezipiert, indem die Teleologie weitgehend aufgegeben wurde.
735  Kocka 1983, S. 29.
736  Ebd., S. 28.
737  Dass die DDR-Geschichtsforschung sich für Arbeitergeschichte interessierte und sich dabei dezi-
diert auf das Marxsche Klassenkonzept berief, bedarf kaum der Erläuterung. Stellvertretend erwähnt 
seien die Studien von Hartmut Zwahr. Zwahr setzte sich in mancherlei Hinsicht von der in der DDR-
Historiographie gängigen Praxis ab, reine Organisationsgeschichte als Helden- und Vorgeschichte der 
SED zu betreiben und verfolgte stärker sozialgeschichtliche Ansätze, näherte sich damit durchaus den 
im Westen gängigen Fragestellungen an. Diese wurden allerdings im Sinne der vorherrschenden Dok-
trin beantwortet, etwa wenn es in einem Beitrag heißt: „Diese [eine Strukturanalyse] vermag unseres 
Erachtens zu zeigen, wie sich die jeweilige Klasse, beginnend mit der Entstehung erster ökonomischer 
Klassenelemente, zu einem fest strukturierten ökonomischen, sozialen und politischen Organismus 
aufbaut und wie sie schließlich zu einer stabilen Gesamtstruktur wird.“ Siehe Zwahr 1981, S. 204. Der 
Mechanismus der Klassenbildung von einer ökonomisch bestimmten Klasse an sich zu einer bewuss-
ten Klasse für sich als „politischer Organismus“ wird gleichzeitig als Erkenntnisziel formuliert und als 
Untersuchungsergebnis vorweggenommen. Vgl. auch die anderen Beiträge in dem von Zwahr heraus-
gegebenen Sammelband. Einen Überblick über die Argumentationslinie des Klassenbildungstheorems 
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hende Fixierung auf die Ökonomie kritisiert. So wurde der Klassenbegriff durch Max 
Weber und in jüngerer Vergangenheit etwa durch Pierre Bourdieu weiter entwickelt. 
Eine genaue Erläuterung des Weberschen oder Bourdieuschen Klassenkonzepts kann 
an dieser Stelle nicht erfolgen.738 Wichtig festzustellen ist aber, dass beide erstens auf 
die Teleologie verzichteten und zweitens das Klassenverständnis um nicht-ökonomi-
sche Kategorien erweiterten beziehungsweise es für solche anschlussfähig machten.739 
Bourdieu spricht etwa von „Habitusklassen“, die sich über die Art der Lebensstile de-
finieren.740 Zwar werden nicht-ökonomische Aspekte oftmals durch die ökonomische 
Lage entscheidend beeinflusst, dies ist aber kein zwangsläufiger Mechanismus.741 Den 
Weberschen Klassenbegriff machte vor allem Hans-Ulrich Wehler für zahlreiche Bei-
träge fruchtbar.742 

Weitere Modifikationen des Klassenkonzepts gingen vor allem von der angelsäch-
sischen Literatur aus. In seiner fast schon kanonisch zu nennenden Monographie „The 
making of the english working class“ kritisiert Edward P. Thompson die seiner Auffas-
sung nach zu stark strukturalistischen Ansätze, die das Individuum als passives ‚Opfer‘ 
anonymer Prozesse darstellen. „Klasse“ wird von ihm nicht als feststehende und mono-
lithische Entität aufgefasst, sondern als gewissermaßen aktiver Prozess, der durch die 
Beziehungen handelnder Menschen entstehe: „I do not see class as a ‚structure‘, nor even 
as a ‚category‘, but as something which in fact happens […] in human relationships.“743 
Damit nimmt Thompson Argumente der später im Zuge des cultural turn aufkommen-

und die wichtigsten inhaltlichen Aspekte sowie die hauptsächlichen Kritikpunkte liefert Welskopp 
1994b, S. 52–61.
738  Zu Weber vgl. Küttler/Lozek 1986, passim; Bendix, Reinhard: Max Weber – das Werk: Dar-
stellung, Analyse, Ergebnisse, München 1964, S. 68 ff. Zu Bourdieu vgl. Rehbein, Boike: Die Sozio-
logie Pierre Bourdieus, Konstanz 2006; Artikel „Klasse“ in: Fröhlich, Gerhard/Rehbein, Boike 
(Hrsgg.): Bourdieu-Handbuch. Leben –Werk – Wirkung, Stuttgart 2009. Dort S. 140–147.
739  Zur Kritik Pierre Bourdieus am marxistischen Klassenverständnis vgl. Bourdieu 1985, bes. S. 30 ff.
740  Zu dem Terminus vgl. Rehbein 2006, S. 142.
741  Vgl. Bendix 1968, S. 69.
742  Für die zahlreichen Beiträge Wehlers seien stellvertretend genannt: Wehler, Hans-Ulrich: Vor
überlegungen zur historischen Analyse sozialer Ungleichheit, in: Wehler, Hans-Ulrich (Hrsg.): 
Klassen in der europäischen Sozialgeschichte, Göttingen 1979, S. 9–32; Wehler, Hans-Ulrich: Max 
Webers Klassentheorie und die neuere Sozialgeschichte, in: Kocka, Jürgen (Hrsg.): Max Weber, der 
Historiker (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 73), Göttingen 1986, S. 193–203. Webers 
Klassentheorie biete „systematisch und pragmatisch-historisch so unübersehbare Vorzüge, daß sie […] 
anderen, konkurrierenden Klassentheorien überlegen“ sei. Siehe ebd., S. 193. Vor allem die größere Fle-
xibilität und die Einbeziehung nicht-ökonomischer Kriterien hebt Wehler lobend hervor.
743  Thompson, Edward P.: The Making of the English Working Class, Hammondsport 1963, S. 8. 
Nicht weniger bedeutend in der Diskussion des Klassenbegriffs in der angelsächsischen Literatur war 
Eric J. Hobsbawm, der der gleichen Forschungsströmung angehörte wie Thompson. Vgl. etwa seine 
Ausführungen zur „Labour Aristocracy“: Hobsbawm 1964, S. 272–315.
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den Kritik an strukturorientierter Sozialgeschichte vorweg.744 Außerdem verwirft auch 
er jegliche Teleologie und Gesetzmäßigkeit: „[…] we cannot predict any law.“745 Ande-
rerseits fußten aber alle vorgestellten Klassenkonzepte auf Marx und Engels: Die Basis 
des Klassenbegriffs blieb ökonomisch definiert, allerdings wurde das Modell ausgebaut 
und entteleologisiert.

Der Klassenbegriff verlor spätestens seit den 1990ern merklich an Attraktivität.746 
Dafür wurden zwischenzeitlich andere Konzepte stärker rezipiert. Vor allem der aus 
der Soziologie importierte Milieubegriff gewann an Bedeutung und wurde in der Ge-
schichtswissenschaft zunehmend fruchtbar gemacht. Der Milieubegriff hielt vor allem 
über die historische Wahlforschung Einzug in die Geschichtswissenschaft und wurde 
in der allgemein gebrauchten Form besonders von M. Rainer Lepsius geprägt. Lepsius 
unternahm den Versuch, das historisch gewachsene Parteiensystem Deutschlands als 
politische Manifestation gesellschaftlich verankerter „sozialmoralischer Milieus“ zu de-
finieren. Der Milieubegriff wird verwendet als „Bezeichnung für soziale Einheiten, die 
durch eine Koinzidenz mehrerer Strukturdimensionen wie Religion, regionale Traditi-
on, wirtschaftliche Lage, kulturelle Orientierung, schichtspezifische Zusammensetzung 
der intermediären Gruppen gebildet werden“. Der Milieubegriff habe gegenüber dem 
Klassenbegriff den „Vorteil eines explizit weiter gesteckten Bezugrahmens“, da er neben 
ökonomischen auch soziale, kulturelle und andere Dimensionen integriere: „Das Milieu 
ist ein sozio-kulturelles Gebilde“ sowie „eine komplexe Konfiguration religiöser, regio-
naler, sozialer und wirtschaftlicher Faktoren“.747

Neben dem konservativ-protestantischen und dem liberal-protestantischen Milieu 
waren in der Lepsiusschen Gesellschafts- und Parteienanalyse besonders das katholische 

744  Die Kultur- und in diesem Zusammenhang die seit den 1980er Jahren immer stärker aufkommende 
Alltagsgeschichte erhob den Anspruch, das Individuum auf Kosten strukturorientierter Ansätze in den 
Mittelpunkt zu rücken. Vgl. dazu u. a. Lüdtke (Hrsg.) 1989. Zum Verhältnis von Kultur- und Sozial-
geschichte vgl. Ulbricht, Otto: Neue Kulturgeschichte, Historische Anthropologie, in: Dülmen, 
Richard van (Hrsg.): Das Fischer-Lexikon Geschichte, Frankfurt a. M. 2003, S. 56–83.
745  Thompson 1963, S. 9.
746  1994 stellte Thomas Welskopp fest: „Seit Jahren scheint die Klassentheorie in Soziologie und Sozial-
geschichte an allen Fronten in die Defensive geraten zu sein.“ Siehe Welskopp 1994b, S. 48.
747  Vgl. Lepsius, M. Rainer: Parteiensystem und Sozialstruktur. Zum Problem der Demokratisie-
rung der deutschen Gesellschaft, in: Lepsius, M. Rainer: Demokratie in Deutschland. Soziologisch-
historische Konstellationsanalysen. Ausgewählte Aufsätze (Kritische Studien zur Geschichtswissen-
schaft, Bd. 100), Göttingen 1993, S. 25–50, bes. S. 37 ff. Alle Zitate ebd., S. 38; vgl. außerdem Rohe, 
Karl: Wahlen und Wählertraditionen in Deutschland. Kulturelle Grundlagen deutscher Parteien und 
Parteiensysteme im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 1992, S. 19 ff.; Blaschke, Olaf/Kuhle-
mann, Frank-Michael: Religion in Geschichte und Gesellschaft. Sozialhistorische Perspektiven für die 
vergleichende Erforschung religiöser Mentalitäten und Milieus, in: Blaschke, Olaf/Kuhlemann, 
Frank-Michael (Hrsgg.): Religion im Kaiserreich. Milieus – Mentalitäten – Krisen (Religiöse Kulturen 
der Moderne, Bd. 2), Gütersloh 1996, S. 7–56, hier S. 22 f.
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und nicht zuletzt das sozialdemokratische Arbeitermilieu von zentraler Bedeutung. 
Mit Blick auf die Arbeitergeschichtsschreibung ist in erster Linie letztgenanntes Milieu 
von Interesse, da es seine soziale Basis in der Industriearbeiterschaft hatte. Konstituti-
ve Merkmale des sozialdemokratischen Milieus sind neben der Partei als politischem 
Arm die (frei)gewerkschaftliche Organisation, das Arbeitervereinswesen, Orte der Ge-
selligkeit und öffentliche oder halböffentliche Treffpunkte wie Arbeiterkneipen und 
-gaststätten, milieuspezifische Wohnformen und Familienstrukturen, Kleidungs- und 
Ernährungsgewohnheiten, gegenseitige Solidarität und ein Gefühl der Zusammenge-
hörigkeit, das nicht zuletzt auch durch die Wahrnehmung von Marginalisierung und 
Ausgrenzung gefestigt wurde, ferner ein eigener Werte- und Normenhorizont sowie ein 
spezifischer Festkalender und Symbolhaushalt.748 Die sozialmoralischen Milieus ten-
dieren nach Lepsius unter bestimmten Umständen zur Homogenisierung, Festigung, 
Schrumpfung und Absonderung.749 Aufgrund seiner gesellschaftlichen Außenseiterpo-
sition war diese Homogenisierungstendenz innerhalb des sozialdemokratischen Milieus 
vor dem Ersten Weltkrieg besonders ausgeprägt, was mit dem Terminus der „negativen 
Integration“ umschrieben wird: Der Begriff umreißt das dialektische Zusammenspiel 
von Exklusion aus der Gesamtgesellschaft und Inklusion in das Bezugsmilieu.750 Milieus 
sind – ganz im Gegensatz zu den von Marx und Engels definierten Klassen – in sozialer 
Hinsicht nicht unbedingt homogen. So waren Arbeiter keineswegs nur im sozialdemo-
kratischen, sondern auch im katholischen Milieu vertreten. Dieses umfasste seinerseits 
von Adel und Großbürgertum bis hin zu Bauern und Arbeitern alle soziale Schichten, 
der Zusammenhang ist konfessionell-religiös über den katholischen Glauben fundiert.

Klassen- und Milieubegriff bildeten sicherlich die am intensivsten rezipierten und in 
der konkreten Forschungsarbeit am häufigsten angewandten Konzepte. Daneben wur-
de zur Analyse sozialer Ungleichheit auch mit dem Begriff der sozialen Schicht(ung) 
operiert, welcher „in der empirischen Sozialforschung als beliebige, ‚objektive‘ Klassi-
fikation einer Mehrzahl von Menschen mit Hilfe einer Skala, gewöhnlich der Einkom-
mensverteilung, festgelegt wird.“751 Schichtungsmodelle sind zwar recht übersichtlich, 
lassen aber die notwendige Differenzierung vermissen. Sie lassen zwar die gesellschaft-
liche Stratifikation erkennen, integrieren aber nur sehr unzureichend Aspekte wie 
Mentalitäten, Werte, Normen und sonstige Faktoren der Gruppenkohärenz. Der Be-
griff des Standes wiederum bezieht sich vor allem auf die vorindustrielle Gesellschaft. 
Ein Stand konstituierte sich, außer durch materielle Faktoren, gemeinsame Sitten und 
Gewohnheiten vor allem durch Geburt und einen gemeinsamen Rechtsstatus: In ei-
ner nach ständischen Prinzipien gegliederten Gesellschaft genoss jeder Stand spezifi-
sche verbriefte Rechte, die durch Geburt („geburtsständisch“) erworben wurden und 

748  Vgl. Lepsius 1993, S. 45 ff.
749  Vgl. ebd., S. 38 f.
750  Vgl. ebd., S. 46.
751  Wehler 1986, S. 16. Hervorhebung im Original.
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unveräußerlich waren.752 Da ständische Rechtsprivilegien mit der Herausbildung der 
industriellen Gesellschaft wenn nicht ganz verschwanden, so doch viel von ihrer vor-
maligen Bedeutung einbüßten, taugt der Terminus nur bedingt als Analyseinstrument 
sich industrialisierender Gesellschaften. Neuerdings gewannen weitere Konzepte an Be-
deutung, beispielsweise das der Identität. Der Terminus wird vorwiegend zur Analyse 
postmoderner Gesellschaften angewandt und unterteilt in „personale“ und „kollektive“ 
Identität. Das Konzept einer kollektiven Identität drängt zur Vereinheitlichung und Zu-
sammenfassung größerer Gruppen, während der personale Ansatz vom Individuum aus-
geht. Die Idee einer kollektiven Identität wird aufgrund ihrer Unvereinbarkeit mit der 
vielschichtigen Empirie, aber auch aufgrund politisch-ideologischer Implikationen, die 
der Ausdruck birgt, eher skeptisch betrachtet. Letztlich geht es in allen Identitätskon-
zepten darum, „Ordnung(en) herzustellen […] aufgrund zunehmender Differenzierung, 
Individualisierung und Pluralisierung der Gesellschaften“.753 In der sozialhistorischen 
Forschung scheitert die Rekonstruktion von Identitäten nicht selten an fehlenden Quel-
len. Besonders, wenn es um die Untersuchung von unterbürgerlichen Schichten geht, 
besteht ein latenter Mangel an Ego-Dokumenten, die aber für die empirische Analyse 
historischer Identitäten zwingend erforderlich sind.

Im bisherigen Verlauf der Studie wurde geradezu leitmotivisch die Heterogenität der 
Eisen- und Stahlarbeiterschaft als ihr prägendstes Strukturmerkmal herausgearbeitet 
und betont. Sich aus verschiedenen Wurzeln und Herkunftstraditionen speisend, zerfiel 
die Belegschaft integrierter Hüttenbetriebe in eine Vielzahl verschiedenster Berufe und 
Tätigkeiten. Von einer einheitlichen Klassenlage, wie sie die Marxsche Klassenkonzepti-
on behauptet hat, konnte, wie an den divergierenden Löhnen sowie an der unterschied-
lichen Tragweite betrieblicher Sozialleistungen gezeigt wurde, nicht die Rede sein, auch 
wenn die Hüttenarbeiter den Typus des ‚reinen Lohnarbeiters‘, der in Ermangelung ei-
gener Produktionsmittel allein auf die Veräußerung seiner Arbeitskraft angewiesen war, 
weitgehend verkörperten. Es fehlte – um in der Argumentation von Marx und Engels zu 
bleiben – die Basis gemeinsamer Bewusstseinsbildung und gemeinsamer solidarischer 
Aktivität. Die etwa von Weber und Bourdieu in die Modellierung des Klassenkonzepts 
eingebrachten Aspekte der Lebensstile und Lebensführung greifen in einer Analyse der 
Hüttenarbeiterschaft, die auf Vereinheitlichung zielt, ebenso wenig: Die Lebenswelten 
der Hüttenarbeiter gestalteten sich höchst unterschiedlich, man denke vor allem an die 
Unterschiede begründende betriebliche Wohnraumpolitik und die sehr verschieden 
verlaufenden Lebensentwürfe ständiger und unständiger Arbeiter. 

752  Vgl. ebd., S. 17 ff.
753  IPSE – Identités Politiques Sociétés Espaces (Hrsg.): Doing Identity in Luxemburg. 
Subjektive Aneignungen – institutionelle Zuschreibungen – sozio-kulturelle Milieus, Bielefeld 2010, 
S. 11. In der luxemburgischen Gesellschaftswissenschaft wird der Identitätsbegriff intensiv diskutiert. 
Konzeptionelle und methodische Überlegungen sowie ein breiter Überblick über die einschlägige For-
schungsliteratur finden sich in dem zitierten Sammelband.
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Sozialmoralische Milieus wie Lepsius sie definiert hat zeichneten sich nicht zuletzt 
auch durch die gemeinsamen, das Milieu begründenden und festigenden politischen 
Äußerungsformen aus, ebenso wie durch einen geteilten Werte- und Normenkanon und 
gemeinsame Riten und Traditionen. Am Beispiel Düdelingens wurde gezeigt, dass sich 
derartige Strukturen eher innerhalb einzelner Teilgruppen – hier innerhalb der italieni-
schen Immigrantengemeinde – formierten. Man könnte daher unter Umständen von 
Teilmilieus sprechen. Nimmt man aber die Gesamtheit der Hüttenarbeiterschaft in den 
Blick, so verliert die Vorstellung eines (relativ) geschlossenen Hüttenarbeitermilieus an 
Plausibilität: Zu sehr divergierten Lebenswelten, Lebensentwürfe, Gewohnheiten und 
Attitüden. Definiert man den Schichtbegriff, wie es in der Regel der Fall ist, nach Maß-
gabe des Einkommens, so ist er ebenso untauglich wie die Annahme einer kollektiven 
Hüttenarbeiteridentität: Herkunft, Traditionen, materielle Lage und Stellung zum Ar-
beitgeber variierten zu sehr, um eine gemeinsame Identität – sofern dies überhaupt eine 
zulässige Konzeption ist – auszubilden. Das Modell der personalen Identität wiederum 
ist für die historische Sozialwissenschaft kein anwendbares Konzept, solange sie sich mit 
unterbürgerlichen Schichten beschäftigt: Um individuelle Identitäten rekonstruieren zu 
können, wäre man angewiesen auf Ego-Dokumente, auf Briefe, Tagebücher, Memoiren 
oder ähnliche autobiographische Zeugnisse, die bestenfalls für hochqualifizierte Fach-
arbeiter oder Funktionäre der Arbeiterbewegung, nicht aber für die breite Masse der 
Industriearbeiter überliefert sind.754

Keinesfalls soll hier dem Verzicht auf Makrotheorien oder einer kulturalistisch 
verengten akteurszentrierten Perspektive das Wort geredet werden. Letztere scheitert 
ohnehin an fehlendem Quellenmaterial, außerdem mangelt es alltagsgeschichtlichen 
Ansätzen allzu häufig an Anschlussfähigkeit. Für sozialgeschichtliche Analysen sind 
Makrotheorien unersetzlich, um die ungeheure Vielfalt an empirischen Befunden (ein)
ordnen und bündeln zu können und darüber zu validen und aussagekräftigen Ergebnis-
sen zu kommen. Anspruch der vorliegenden Studie ist es, in typologisierender Hinsicht 
Strukturmerkmale und Besonderheiten der Hüttenarbeiterschaft herauszustellen, es 
geht also ganz dezidiert um strukturelle Aspekte. Allerdings – dies ist die Kernaussage 
des voranstehenden Kapitels – greifen die klassischen Konzepte nicht zur Beschreibung 
der Eisen- und Stahlarbeiterschaft. Weder kann von einer (relativ) geschlossenen Hüt-
tenarbeiterklasse, noch von einem Hüttenarbeitermilieu, noch von einer (kollektiven) 
Hüttenarbeiteridentität die Rede sein. Wie im bisherigen Verlauf der Studie an Kern-
momenten der Lebens- und Arbeitswelt der Hüttenarbeiter gezeigt wurde, war ihre He-
terogenität, Segmentierung und bisweilen sogar Fragmentierung ihre prägende struktu-
relle Eigenschaft.

754  Vgl. dazu Emmerich (Hrsg.) 1974, S. 18–30; Federlein 1987, S. 66–70.
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3  Der lange Arm des Hüttenwerks: 
außerbetriebliche Einflussnahme und Repression

In der Schlussbetrachtung der mehrfach aufgeführten Untersuchung des Deutschen 
Metallarbeiterverbandes aus dem Jahre 1912 gehen die Autoren auf das Verhältnis zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in den Großbetrieben der Eisen- und Stahlindus-
trie ein. Auch wenn übergreifende Beobachtungen zur Sprache kommen, greifen sie das 
Neunkircher Eisenwerk ganz explizit als signifikantes Beispiel heraus:

„Auch die Bevormundung der Hüttenarbeiter ist eine ungeheure. […] Die Firma Stumm in 
Neunkirchen ist sogar so weit gegangen, ihren Meistern und Arbeitern das Heiraten ohne Er-
laubnis des Dienstherrn zu verbieten, auch dürfen die Arbeiter ohne Erlaubnis keine gericht-
liche Klage gegeneinander führen. Mit Leib und Seele sollen die Hüttenarbeiter den Werken 
untertan sein. Von Untertanen muß man reden, denn in den Domänen der Hüttenwerke hat 
sich ein neues Feudalsystem herausgebildet, unter dem der einzelne Arbeiter den Herren der 
Werke genau so machtlos gegenübersteht, wie im Mittelalter der leibeigene Bauer seinem 
Fürsten.“755

Zwar wurden diese Formulierungen ganz bewusst gewählt, um die Arbeitsverhält-
nisse in den Eisen- und Stahlbetrieben möglichst nachteilig aus Sicht der Arbeiter zu 
schildern, entstammten sie doch der Feder zeitgenössischer Arbeiterfunktionäre zur 
Charakterisierung einer Branche, in der sie bis dato so gut wie überhaupt nicht reüssie-
ren konnten. Für die Gewerkschaften ging es schließlich darum, in der Schwerindustrie 
Mitglieder zu werben und die Leser von der Notwendigkeit gewerkschaftlicher Orga-
nisation zu überzeugen. Entsprechend negativ und einseitig fällt die Beschreibung der 
industriellen Beziehungen in der Eisen- und Stahlindustrie aus. Dennoch wird hier am 
Beispiel Neunkirchens ein Faktum aufgezeigt, das den Industriezweig unzweifelhaft 
prägte: Die Arbeiterschaft fand sich einem ungemein starken Unternehmertum gegen-
über, das Ambitionen weit über den eigentlichen Produktionsbereich hinaus hegte. Das 
Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer endete in der Großeisenindustrie 
folgerichtig nicht am Fabriktor, ersterer beanspruchte Zugriff auf die ‚ganze Person‘ des 
Lohnempfängers. Insofern ist die von den Gewerkschaftern hier gewählte Analogie zum 
Feudalismus – bei aller polemischen Zuspitzung und Inkompatibilität des Konzepts mit 
den Funktionsprinzipien des expandierenden Industriekapitalismus – nicht gänzlich 
von der Hand zu weisen.756 Zugleich aber – und dies zeichnete die unternehmerische 
Arbeiterpolitik gegenüber anderen Formen von Disziplinierung aus – intendierte die 

755  Die Schwereisenindustrie 1912, S. 634 f.
756  In Neunkirchen und der Person Stumms offenbart sich die Symbiose kapitalistischer und feudaler 
Ideologeme, wie Abraham Ascher in einem programmatisch betitelten Aufsatz darlegt: Ascher 1962. 
Ascher kommt zu dem Ergebnis: „[…] his [Stumms] program was clearly an attempt to apply feudal 
values to the solution of problems and tensions emerging in an industrial society.“ Siehe ebd., S. 284.
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außerbetriebliche Einflussnahme stets Folgen für die betriebliche Ebene, denn auch die 
Disziplinierung außerhalb der Werksmauern geschah in der Regel in der Absicht, eine 
produktive Arbeiterbelegschaft zu generieren.

Neunkirchen stellte im Bereich der Arbeiterpolitik gewiss einen Extremfall dar, denn 
die außerbetriebliche Einflussnahme ging weiter als an anderen Industriestandorten und 
dauerte auch nach der Ära Stumm an, wie die Erhebung des DMV wenige Jahre vor 
dem Ersten Weltkrieg belegt. In oben aufgeführtem Exzerpt wurden zwei Maßnahmen 
konkret benannt, welche häufig im Zusammenhang mit der unternehmerischen Bevor-
mundungspolitik aufgeführt werden: Der vielfach zitierte und von Stumm eingeführte 
‚Heiratskonsens‘757 sowie das Verbot, gerichtliche Klage gegen einen Kollegen zu füh-
ren. In einem Zirkular vom 31. März 1892 führte Stumm aus: „Wir erwarten von allen 
Arbeitern, dass sie sich auch außerhalb des Dienstes in einer Weise aufführen, welche 
unserem Hause zur Ehre gereicht. Sie können gewärtig sein, dass ihr Privatleben von uns 
stets im Auge behalten und dass eine schlechte Aufführung außer Dienst die Kündigung 
nach sich ziehen wird.“758 Sodann nennt er insgesamt sieben Punkte, die gegebenenfalls 
eine Kündigung nach sich ziehen und betont in Punkt 2, jeder habe die Kündigung zu 
gewärtigen, der „sich verheiratet oder gerichtliche Klage gegen Mitarbeiter führt, ohne 
uns seine Absicht zuvor angezeigt zu haben“.759

Die Strategie, die Arbeiter über das eigentliche Arbeitsverhältnis hinaus an den Be-
trieb zu binden, wurde bereits ausführlich an der betrieblichen Sozialpolitik aufgezeigt, 
wobei die Wohnungsbaupolitik als besonders einschlägig gelten darf: Zum einen waren 
die Mietverträge an das Arbeitsverhältnis gekoppelt, das heißt, nonkonformes Verhal-
ten am Arbeitsplatz konnte schwerwiegende lebensweltliche Konsequenzen nach sich 
ziehen und umgekehrt konnten Insubordination oder unerwünschtes Verhalten jenseits 
des Betriebes die Kündigung zur Folge haben. Auch über das Gesundheits- und Vorsor-
gewesen ragte das Unternehmen in die private Lebenswelt hinein, denn der Arbeiter war 
im Krankheits- oder Invaliditätsfall angesichts fehlender oder defizitärer staatlicher Po-
litik auf die Versorgung durch den Betrieb schlichtweg angewiesen. Der Anspruch, auch 
jenseits der Werksmauern auf die Belegschaft Einfluss zu nehmen und nach Möglichkeit 
Sozialkontrolle auszuüben, manifestierte sich des Weiteren in der unternehmerischen 
Kreditpolitik, die wohl eng verwoben, aber nicht gleichzusetzen war mit der Förderung 

757  Im Anekdotenschatz der Stadt Neunkirchen ist die Begebenheit um den Arbeiter Johann Gross 
überliefert, der sich ohne Stumms Einwilligung verheiratete und daraufhin fristlos entlassen wurde. Er 
verlor daraufhin auch seinen Platz im Schlafhaus und musste, da er in Neunkirchen keine Arbeit mehr 
fand, die Stadt verlassen. Wegen Landstreicherei wurde er schließlich verhaftet, im Gefängnis wurde 
ihm zudem eine Nähe zur Sozialdemokratie angedichtet. Johann Gross erhängte sich in seiner Zelle. 
In dieser Geschichte, deren Authentizität nicht geklärt ist, wird auf die repressive Seite des Systems 
Stumm Bezug genommen. Sie wurde von dem Schriftsteller Bernt Engelmann literarisch verarbeitet in 
der Erzählung „Der König von Saarabien“. Vgl. Schmitt 2005, S. 671 f.
758  Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, n. n., 31.3.1892, S. 49.
759  Ebd.



378

von Eigenheimen im Rahmen der Wohnungsbaupolitik. Das Neunkircher Eisenwerk 
trat einigen seiner Beschäftigten gegenüber als Gläubiger auf, indem es Kredite an Arbei-
ter mit Finanzbedarf ausstellte. Insgesamt zwanzig solcher Obligationen aus dem Zeit-
raum zwischen 1846 und 1888, manche auch zusammengefasst als Sammelobligationen, 
sind im Depositum der Saarstahl AG, Werk Neunkirchen, überliefert. Vor der Reichs-
gründung betrugen die Darlehen zwischen 300 und 800 preußischen Thalern bei einem 
Durchschnittswert von rund 455 Thalern, es handelte sich also um durchaus beachtliche 
Summen. Ein Pilotprojekt an der Universität des Saarlandes über ländliche Kreditverga-
be in der Saarregion hat für den preußischen Landkreis Merzig gezeigt, dass die zwischen 
1840 und 1870 vergebenen privaten Kredite im jährlichen Durchschnitt 268 Thaler be-
trugen, also deutlich hinter den betrieblichen Krediten zurückblieben.760 Nach 1870/71 
wurden zwischen dem Neunkircher Eisenwerk und einzelnen Beschäftigten noch fünf 
Obligationen abgeschlossen: Dreimal betrug die Kreditsumme 2.400 Reichsmark und 
jeweils einmal 2.100 beziehungsweise 600 Mark. Zwischen der letzten Obligation vor 
der Kaiserreichszeit und der ersten nach der Reichsgründung klaffte eine Lücke von im-
merhin 15 Jahren.761 Es ist davon auszugehen, dass weitere solche Kreditgeschäfte vollzo-
gen wurden, der hier berücksichtigte Korpus ist aber für sich schon aussagekräftig.

Der Kreditakt wurde jeweils von einem Notar beglaubigt. Der Zinssatz betrug die 
allgemein üblichen fünf Prozent im Jahr,762 während, wie oben angesprochen, die von 
der Bausparkasse des Unternehmens vergebenen Kredite nur mit drei Prozent verzinst 
wurden. Was den Rückzahlungsmodus betrifft, wurde in der Regel eine beiderseitig 
wahrnehmbare Kündigungsfrist von drei Monaten festgeschrieben. Ebenso wurde zu-
meist monatlich eine gewisse Summe vom Lohn abgezogen, um den Kredit allmählich 
abzubezahlen. Bei der fälligen Rückzahlung musste der Betrag in barem Geld erstattet 
werden.763 Aufschlussreich sind die Rückzahlungsbedingungen für die Eheleute Niko-
laus und Maria Stöhr, geborene Mellot: Die Schuldsumme von 800 Thalern, die am 

760  Die Ergebnisse des von der Deutschen Forschungsgesellschaft geförderten Projekts „Kreditverga-
be im 19. Jahrhundert. Geldleihe in privaten Netzwerken“ werden in mehreren zur Zeit entstehenden 
Forschungsarbeiten publiziert. Über die Thematik wie das Projekt informieren Clemens, Gabriele B./
Reupke, Daniel: Kreditvergabe im 19. Jahrhundert zwischen privaten Netzwerken und institutioneller 
Geldleihe, in: Clemens, Gabriele B. (Hrsg.): Schuldenlast und Schuldenwert. Kreditnetzwerke in der 
europäischen Geschichte 1300–1900 (Trierer historische Forschungen, Bd. 65), Trier 2008, S. 211–238. 
Einschränkend hinsichtlich des hier vorgenommenen Vergleichs ist anzumerken, dass die Menge an 
ausgewerteten Kreditvergaben in dem Projekt wesentlich größer war.
761  Siehe StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 357-1-2-1840-46. Die einzelnen Obligationen sind noch mit 
Nummern versehen, wobei sich die Systematik der Nummerierung allerdings nicht erschließt.
762  So geht es aus den ausgewerteten Obligationen hervor. Landrat von Schlechtendal sprach 1863 von 
vier Prozent. Siehe von Schlechtendal 1863, S. 152.
763  Zum Kreditwesen im 19. Jahrhundert allgemein, seinen Grundprinzipien, Wirkmechanismen und 
zentralen vertraglichen Komponenten vgl. Clemens/Reupke 2008. Da die Sparkassen erst ganz all-
mählich seit dem späteren 19. Jahrhundert das Kreditwesen an sich zogen, spielte der private Kredit-
markt lange Zeit eine zentrale Rolle in der Geldverleihung. Vgl. ebd., S. 212 f. Für die kapitalkräftigen 
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13. Mai 1868 als Darlehen ausgezahlt wurde, wurde sofort fällig, wenn der als Schweißer 
auf dem Neunkircher Eisenwerk beschäftigte Nikolaus Stöhr seinen Arbeitsplatz verlor 
– sei es, dass er selbst kündigte oder gekündigt wurde. Die Summe sei sofort zurück zu 
bezahlen, „ohne daß es einer Kündigung oder Beobachtung einer sonstigen Formali-
tät bedürfte, wenn Schuldner Stöhr ohne Zustimmung der creditorischen Hüttenge-
sellschaft den Dienst verlassen sollte“.764 Nikolaus Stöhr musste sich langfristig an den 
Betrieb binden, andernfalls er sich vor einem kaum zu tilgenden Schuldenberg respek-
tive vor dem Verlust seines zur Sicherheit gegebenen Besitzes sah. Bei dem Aufgeber 
Heinrich Berberich, der am 15. Oktober 1887 einen Kredit von 2.100 Reichsmark entge-
gen nahm, wurden als mögliche Gründe für eine sofortige Aufkündigung des Darlehens 
eigenwillige Kündigung der Arbeitsstelle, „die Werksregularien verletzendes Vorgehen“ 
und „gemeines Verbrechen“ festgelegt.765 Das außerbetriebliche Betragen wurde zum 
Maßstab für letztlich betriebsinterne Vorgänge erhoben, die Werksregularien ganz ex-
plizit auch auf den arbeitsfreien Raum ausgedehnt. 

Die Bindung über außerbetriebliche Instrumente – sprich Kredite – wurde biswei-
len über Generationen hinweg gefestigt. So hieß es in der frühesten erhaltenen Obli-
gation vom 19. Juni 1846 – also noch einige Jahre vor der Geschäftsübernahme durch 
Karl Ferdinand Stumm – welche drei Schwestern betraf, von denen eine die Ehefrau 
eines auf dem Werk beschäftigten und namentlich nicht genannten Hammerschmieds 
war, dass auch die Verwandten und Erben für die Schuldsumme von 300 Thalern haften 
würden.766 Wie am Beispiel der Familie Strobel aus Altstadt gezeigt wurde, bildeten sich 
regelrechte ‚Dynastien‘ von Hüttenarbeitern aus; mitunter war es sogar möglich, dass 
nicht nur der Arbeitsplatz, sondern auch die Schuldabhängigkeit vom Werk ‚geerbt‘ 
wurde. Dazu trug auch bei, dass die Kredite unbegrenzt liefen, manchmal war lediglich 
ein Stichtag angegeben, an dem die Laufzeit verlängert werden musste. Als Sicherheit 
für den Gläubiger wurde immer – sofern vorhanden – ein Haus mit Zubehör, also mit 
Innenausstattung, zugehörigen Schuppen oder Landparzellen, angegeben. Bisweilen 
wurde ein Baugrund als Sicherheit eingesetzt, was darauf hindeutet, dass die Kredite 
zum Bau eines Hauses aufgenommen wurden. Um Hauserwerb ging es auch in folgen-
dem Fall: In einer Schuld- und Pfandverschreibung an den Hüttenarbeiter Georg Du-
pré, die auf den 1. April 1867 datiert ist, wird die Information beigefügt, die Obligation 
gehe zurück auf einen Vorgang aus dem Jahr 1859. Die Schuldner hätten zu dieser Zeit 
mit Unterstützung der Firma ein Haus ersteigert.767 

Die Debitoren waren zum größten Teil, aber nicht ausschließlich in Neunkirchen 
selbst wohnhaft. So fanden sich auch die Nachbarorte Wellesweiler und Wiebelskirchen, 

Großunternehmen, die sich irgendwo an der Schnittstelle zwischen privatem und öffentlichem Kredit-
markt befanden, tat sich hier ein weites Betätigungsfeld auf.
764  StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 357-1-2-1840-46, Nr. 5156.
765  Siehe ebd., Nr. 3522.
766  Siehe ebd., Nr. 399.
767  Siehe ebd., Nr. 142.
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aber auch die etwas weiter entfernten Dörfer Stennweiler, Bechhofen und Rohrbach un-
ter den Herkunftsorten der Kreditempfänger.768 Die betriebliche Einflussnahme reichte 
nicht nur über die Werks-, sondern auch über die Stadtgrenzen hinaus. Als Kreditemp-
fänger tauchen zwei Puddlermeister, drei Puddler, vier Schweißer, ein Walzendreher, ein 
Magazinarbeiter, ein Platzknecht, ein Tagelöhner, ein Coakszieher, ein Aufgeber sowie 
vier Hüttenarbeiter ohne nähere Spezifizierung auf. Daneben wurde noch die Frau eines 
Hammerschmieds genannt. Es zeigt sich also, dass keineswegs nur die gelernten oder 
besser angelernten, das heißt in der Werkshierarchie besser gestellten Arbeiter Kredite 
empfingen. Wie die am 24. Juli 1863 an den Tagelöhner Johannes Schiel aus Rohrbach 
ausgestellte Obligation zeigt, zählten ebenso wenig nur die klassischen Stammarbeiter 
zu den Schuldnern.769 Alles in allem illustriert die Kreditpolitik des Neunkircher Eisen-
werks in exzellenter Weise, wie die unternehmerische Personalpolitik über den engeren 
Rahmen des Betriebes hinausgriff und ein oftmals langfristiges Abhängigkeitsverhältnis 
begründete. Zwar handelt es sich bei dem hier vorgestellten Quellenkorpus nur um eine 
überschaubare Menge von 20 Fällen. Da aber zwischen den dokumentierten Obliga-
tionsvorgängen zum Teil sehr lange Zeiträume lagen, ist es wahrscheinlich, dass noch 
wesentlich mehr Darlehensvergaben vollzogen wurden, die aber aufgrund fehlender 
Überlieferung nicht mehr bezeugt werden können.

Die über die Rolle des reinen Arbeitgebers hinausgehenden Ambitionen der Hüt-
tenunternehmer wurden in der Regel schon in den Fabrikordnungen und in ähnlichen 
werksoffiziellen Dokumenten unmissverständlich formuliert. Die wenigstens indirekte 
Sanktionsgewalt der Unternehmer außerhalb ihres Betriebs basierte dabei im Wesentli-
chen auf dem Prinzip des „freien Arbeitsvertrages“, das im Saarrevier wie in Luxemburg 
vorherrschte und die industriellen Beziehungen entscheidend präfigurierte: Der Arbeit-
geber setzte weitgehend autonom die Bedingungen der Zusammenarbeit, welche von 
den Arbeitern im Sinne eines Arbeitsvertrags akzeptiert oder abgelehnt werden konn-
ten. Zwar waren die Betriebsherren nicht direkt berechtigt, zivilrechtliche Strafen gegen 
ihre Beschäftigten aufgrund irgendwelcher Verhaltensweisen im Privatbereich zu ver-
hängen; da ihnen aber die unumstrittene Hoheit über das Arbeitsverhältnis respektive 
über dessen Kündigung zukam, waren sie de facto in der Position, auch jenseits der Fa-
brikmauern Verhaltensrichtlinien verbindlich zu diktieren.770 So thematisierte Stumm 
in zahlreichen Zirkularen die private Führung seiner Arbeiter, etwa am 15. August 1887: 

768  Vermutlich handelt es sich um eine Ortschaft in der Nähe von St. Ingbert.
769  Siehe StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 357-1-2-1840-46, Nr. 331.
770  Vgl. zu Preußen beziehungsweise zum Deutschen Reich Flohr 1981, S. 19 ff. Wie in diesem Ka-
pitel noch zu zeigen sein wird, nahm die Düdelinger Fabrikordnung immer wieder Bezug auf den au-
ßerbetrieblichen Bereich: Das Prinzip des „freien Arbeitsvertrags“ bestimmte auch in Luxemburg die 
industriellen Beziehungen und gestattete es dem Unternehmer, auch jenseits der Fabriktore auf seine 
Beschäftigten einzuwirken.
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„In letzter Zeit habe ich mehrfach Verurtheilungen von Arbeitern zu schweren Strafen erst 
aus den Blättern ersehen und mir persönlich die Mühe machen müssen, die betreffenden 
Leute ausfindig zu machen. Auf Grund des Art. 38 des Disciplinar-Reglements ist das Verhal-
ten der Arbeiter außer Dienst speziell im Auge zu behalten und muß ich die Herren für die 
Überwachung ihrer Untergebenen in Bezug auf Schlägereien und sonstige Excesse außerhalb 
des Dienstes ebenso verantwortlich machen, wie hinsichtlich der Vergehen im Dienste, wel-
che meistens weit unerheblicherer Natur sind. Ich verlange also von jedem Beamten welcher 
Arbeiter unter sich hat unbedingt, daß er mir grobe Excesse und Pflichtwidrigkeithen, wel-
che die ihm untergebenen Arbeiter außerhalb des Dienstes verüben insoweit er sie zu ermit-
teln vermag, meldet.“771

Die Aufsichtspflicht der Beamten, Meister und Werksaufseher wird explizit auf den 
außerbetrieblichen, das heißt den Privatbereich, ausgedehnt. Stumm selbst wollte in 
außerbetrieblichen Angelegenheiten als oberster Richter fungieren, denn in einem von 
ihm nicht selbst verfassten Zirkular vom 13. Oktober 1898 heißt es: „Aus Veranlassung 
eines vorliegenden Falles theile ich Ihnen mit, das [sic!] die Androhung der Kündigung 
nur für außerhalb des Betriebs liegende Vergehen ausgesprochen werden darf und Herrn 
Geheimrat Stumm alleine dieses Recht zusteht.“772 Dieses Zirkular zeigt, dass die Verfü-
gungsgewalt des Arbeitgebers jenseits des Betriebs auch durch das Arbeiterschutzgesetz 
von 1891, das die Kodifizierung von Fabrikordnungen im Deutschen Reich vorsah, nicht 
eingeschränkt wurde. Im Gegenteil wurde es durch die schriftliche Fixierung eher noch 
verbindlicher gemacht: „Der Arbeitgeber setzte weiterhin autonom Betriebsrecht in 
Form der Arbeitsordnung […].“773 Interessant ist, dass Vergehen außerhalb des Betrie-
bes offensichtlich noch härter geahndet wurden als während der Arbeitszeit, da fristlose 
Kündigungen, wie aus obigem Zirkular hervorgeht, nur externe Vorfälle betrafen. Dies 
erklärt sich wohl durch den Umstand, dass für die außerbetriebliche Disziplinierung 
schärfere Sanktionsdrohungen einfach notwendig erschienen, da die Kontrolle nicht in 
dem Maße aufrecht erhalten werden konnte wie im Betrieb selbst: Der Verlust an unmit-
telbarem Zugriff wurde kompensiert durch härtere Strafandrohungen. Es zeigt sich aber 
auch hier, dass Stumms Alleinbestimmungsanspruch scheiterte: In einem nicht numme-
rierten Rundschreiben wurde festgestellt, dass die oben bemühte Aufsichtspflicht über 
das Privatleben der Beschäftigten nicht ausreichend berücksichtigt werde.774 

Auch wenn die außerbetriebliche Einflussnahme in Düdelingen nicht so weitrei-
chend konzipiert und praktiziert wurde wie in Neunkirchen, so reihte sich die dortige 
Unternehmensleitung doch in den allgemeinen Branchenkontext ein und beaufsich-
tigte ebenfalls die private Lebensführung. Dies geht etwa aus den in den Stammlisten 

771  Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, Nr. 45, 15.8.1887, S. 37.
772  Ebd., n. n., 13.10.1898, S. 68.
773  Flohr 1981, S. 21.
774  Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, n. n., 28.6.1894, S. 53.
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verzeichneten Entlassungsgründen hervor. So wurde beispielsweise in der Stammrolle 
von 1901 der Eintrag „inconduite“, was auf einen ‚lasterhaften‘ Lebenswandel hindeutet, 
mehrfach vermerkt.775 In der Liste von 1891 hieß es über einen Arbeiter, er habe zu viele 
Schulden („trop de dettes“).776

Die Bereiche, die das Unternehmen zu beaufsichtigen beanspruchte und auf die sich 
entsprechend die Sanktionen bezogen, können in mehrere Felder gegliedert werden. 
Aus dem oben zitierten Stummschen Zirkular, in dem von „Schlägereien“ und „Exces-
sen“ die Rede ist, geht hervor, dass alles, was unter dem Schlagwort Störung der öffentli-
chen Ordnung zusammengefasst werden könnte, geahndet wurde. Präzisiert wurde dies 
in den Arbeitsordnungen, wenn „Tätlichkeiten“, „Ungezogenheiten gegen Mitarbeiter 
und Vorgesetzte“ oder „Ruhestörungen und Raufhändel“ außerhalb des Betriebs, oder 
aber das Abschießen von Feuerwerkskörpern in der Sylvesternacht strengstens untersagt 
wurden.777 Zwar waren diese Bestimmungen in der Neunkircher Arbeitsordnung von 
1892 auf minderjährige Arbeiter beschränkt, dies war aber wohl eher den Vorgaben des 
Arbeiterschutzgesetzes von 1891 die Inhalte der Arbeitsordnungen betreffend geschul-
det. In der Praxis ist davon auszugehen, dass auch die volljährigen Arbeiter von diesen 
Geboten und Verboten tangiert waren. 

Andere Bestimmungen und Strafen tangierten eine von den Werken nach einem dif-
fusen bürgerlichen Wertekanon definierte unsittliche Lebensführung. Der zitierte Ein-
trag „inconduite“ in der Düdelinger Stammrolle von 1901 belegt die Relevanz dieses 
Themenkomplexes. In der Allgemeinen Arbeitsordnung des Neunkircher Eisenwerks 
werden „Verstöße gegen die Sittlichkeit“ unter Verbot gestellt.778 Diese Stelle bleibt vage, 
wohingegen die Stummschen Zirkulare abermals konkreter werden: 

„Mit Rücksicht auf den heutigen Werksanschlag ersuche ich die Betriebsbeamten ein Auge 
auf die sittliche Führung der ihnen unterstellten Arbeiter zu richten. Conkubinate derselben 
sind anzuzeigen. Es bedarf dazu keiner Spionage, die Erkundigungen der Meister etc. werden 
vollkommen genügen wenn sie gewissenhaft angestellt werden. Jedenfalls erwarte ich mit vol-
ler Bestimmtheit, daß mir kein Arbeiter zu irgendwelcher Vergünstigung vorgeschlagen oder 
ihm eine solche innerhalb der Competenz der Betriebsbeamten gewährt wird, wenn er sich 
nicht eines durchaus sittlichen Lebenswandels befleißigt.“779

Hier manifestiert sich direkt ein in bürgerlichen Kreisen verbreiteter Sittenkodex, 
indirekt aber ebenso latente Stereotype, die sich gegen eine vermeintliche ‚Sittenlosig-

775  Siehe AnLux, ADU-U1-113, Buchstaben B, P und Sch.
776  Siehe AnLux, ADU-U1-110, Buchstaben B und Sch.
777  So in: Allgemeine Arbeitsordnung NE 1892, S. 17 f.
778  Vgl. ebd.
779  Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, Nr. 65, 11.7.1892, S. 50.
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keit‘ der Arbeiterschaft, nicht zuletzt in sexueller Hinsicht, richteten.780 Die Arbeit-
geber sahen sich bemüßigt, diesen Bereich im Auge zu behalten und gleichsam bis in 
die Schlafzimmer ihrer Beschäftigten hineinzuregieren. Interessanterweise distanzierte 
man sich zwar vom Vorwurf der „Spionage“, hielt aber zugleich die „Meister etc.“ dazu 
an, „Erkundigungen“ einzuholen und weiter zu leiten. Es wurde demnach als vollkom-
men normal angesehen, dass Vorgesetzte auch das Privatleben der Lohnabhängigen be-
aufsichtigten. Die Unternehmer nahmen sich, so geht aus den bisherigen Betrachtungen 
hervor, nicht bloß als ökonomische Führungskräfte wahr. Sie traten vielmehr als Garant 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit auf, sahen sich selbst also in einer Verantwor-
tung gegenüber Staat und Gesellschaft.

Ein anderes Stereotyp offenbart sich in Paragraph 15 der Düdelinger Fabrikordnung, 
wo es heißt: „Celui qui ne se présente pas à l’ouvrage ou s’y présente en état d’ivresse le 
lendemain d’un dimanche, d’un jour férié ou d’un jour de paie, sera puni d’une amende 
en rapport avec son salaire ou les pertes qui en résultent pour la Société.“781 Diese Ver-
ordnung wird implizit durch den Verdacht motiviert, das Gros der Arbeiter verbringe 
seine Freizeit mit exzessivem Alkoholkonsum und ähnlichen Ausschweifungen. Zwar 
war es dem Unternehmen nicht möglich, direkt einzugreifen und Sanktionen gegen das 
vermutete Freizeitverhalten der Arbeiter zu ergreifen; durch die klare Bezugnahme auf 
die arbeitsfreie Zeit jedoch wird der Konnex zwischen betrieblichem und außerbetrieb-
lichem Handlungsfeld klar hergestellt. Interessant ist ferner der Hinweis auf den Zahl-
tag („jour de paie“), der einen verantwortungslosen Umgang der Beschäftigten mit dem 
erhaltenen Lohn suggeriert. So stereotyp derartige Verordnungen sind, so kann doch 
nicht ausgeschlossen werden, dass sie auf gewissen Erfahrungswerten beruhten.

Auch in Bezug auf verschiedene juristische Angelegenheiten wurden die Werksbe-
schäftigten – neben den Arbeitern betraf dies ebenso die Meister und Privatbeamten – 
ein Stück weit entmündigt. Es war den Mitarbeitern des Neunkircher Eisenwerks wohl 
nicht prinzipiell untersagt, gegen Kollegen zivilrechtliche Klage zu führen, aber sie muss-
ten dazu ausdrücklich die Genehmigung der Betriebsleitung einholen.782 Hier zeigt sich 
weiterhin, dass die Beziehungen der Werksbeschäftigten untereinander ein Themenfeld 
außerbetrieblicher Bevormundung darstellten, betrafen doch die genehmigungspflich-
tigen Prozesse Rechtsangelegenheiten zwischen Werksangehörigen. Dabei scheinen 
hier allerdings die Eingriffe auch sachlich, das heißt betriebswirtschaftlich motiviert zu 
sein, denn außerbetriebliche Gerichtshändel konnten das Betriebsklima vergiften und 

780  Vgl. dazu Nipperdey, Thomas: Deutsche Geschichte 1866–1918. Erster Band: Arbeitswelt und 
Bürgergeist, München 1990, S. 95–112; außerdem am Beispiel des Diskurses um sogenannte Animier-
kneipen Linse, Ulrich: „Animierkneipen“ um 1900. Arbeitersexualität und bürgerliche Sittenreform, 
in: Kift, Dagmar (Hrsg.): Kirmes – Kneipen – Kino. Arbeiterkultur im Ruhrgebiet zwischen Kom-
merz und Kontrolle (1850–1904) (Forschungen zur Regionalgeschichte, Bd. 6), Paderborn 1992, S. 83–
118, bes. S. 91, 102 und 111–115.
781  Zitiert nach Conrardy 1991, S. 206.
782  Vgl. Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, n. n., 31.3.1892, S. 49.
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darüber die Produktivität einschränken. Was die Beziehungen der Beschäftigten außer-
halb der Werkstore betrifft, so wollte man ferner Bestechung und Günstlingswirtschaft 
bekämpfen. So war es den Meistern strikt verboten, Geschenke von Untergebenen an-
zunehmen oder Arbeiter zu privaten Diensten heranzuziehen. Am 30. Dezember 1896 
wurde in Neunkirchen per Zirkular publik gemacht, dass ein Beamter, der „Geschenke 
von solchen Personen [annahm], welche in Geschäftsverbindungen mit uns stehen“, ent-
lassen wurde.783 In der Düdelinger Fabrikordnung wurde festgelegt: „Il est strictement 
défendu aux contremaîtres et surveillants de prendre des ouvriers en pension. Le cas de 
non-observance peut entraîner le renvoi.“784 Den Neunkircher Meistern wurde schon in 
einem sehr frühen Zirkular untersagt, „die unter ihnen stehenden Arbeiter zu irgend-
welchen Privatzwecken zu verwenden“. Hierzu gehöre „selbstverständlich das Verbot, 
die betreffenden Arbeiter in Kost und Logis zu nehmen, oder sich Naturalien mit oder 
ohne Bezahlung von ihnen liefern zu lassen“.785 In erster Linie wollte man hier Amtsmiss-
brauch durch die Privatbeamten vermeiden, doch können diese Bestimmungen auch in 
entgegengesetzter Richtung gelesen werden: Dem Arbeiter wurde dadurch die Mög-
lichkeit genommen, über Gefälligkeiten im Privatbereich eine Vorzugsbehandlung im 
Betrieb zu erwirken. Die im betrieblichen Handlungsfeld vorgezeichnete hierarchische 
Distanz von Vorgesetzten und Arbeitern sollte nach Möglichkeit auch in der Industrie-
gemeinde gewahrt bleiben. Gleiches gilt für die innerbetrieblichen Disziplinierungsme-
chanismen. Es waren, wie die ausgewählten Exzerpte zeigen, die Meister, Beamten und 
sonstigen innerbetrieblichen Aufsichtsorgane, die auch außerhalb des Werks für Diszi-
plin zu sorgen hatten.786 Betriebshierarchie und Fabrikordnung wurden in die Indus
triegemeinde hinein verlängert, einmal mehr wird die Verschränkung von betrieblichem 
und außerbetrieblichem Handlungsfeld deutlich. Das Handeln der einzelnen Akteure, 
die innerbetrieblich wie außerbetrieblich über spezifische abgestufte Machtressourcen 
verfügten, wurde auf allen Feldern durch ein bestimmtes Set an Regeln und Verhaltens-
postulaten präfiguriert. Diese wurden von den Firmenoberen gesetzt, aber im Alltag von 
den einzelnen Akteuren jeweils neu interpretiert.

Auch geschäftliche Angelegenheiten konnten Werksbeschäftigte nicht nach eigenem 
Gutdünken betreiben. In der Regel verbot der Betrieb außerdienstliche Tätigkeiten, 
es sei denn, es handelte sich um den aus sozialer wie gesellschaftspolitischer Erwägung 
heraus durchaus erwünschten landwirtschaftlichen Nebenerwerb. „Nebengeschäfte mit 
Ausnahme des Ackerbaus“ waren gemäß der Allgemeinen Arbeitsordnung des Neunkir-
cher Eisenwerks von 1892 untersagt,787 und schon vorher hatte Stumm gemahnt: „Alle 
Nebenarbeiten, Doppelschichten, Überschichten etc. zur Aufbesserung des Lohnes 
eines Arbeiters oder einer Arbeiterklasse sind absolut unzulässig und ersuche ich die 

783  Siehe ebd., Nr. 79, 30.12.1896, S. 59.
784  Règlement de service du 1er janvier 1891, Paragraph 28. Zitiert nach Conrardy 1991, S. 206.
785  Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, Nr. 2, 13.11.1873, S. 9.
786  Vgl. Gillenberg 1992, S. 37.
787  Allgemeine Arbeitsordnung NE 1892, S. 17 f.
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Herren dringend diese alten Mißbräuche endlich abzustellen.“788 Der Arbeiter sollte 
seine Energie in der Weise investieren, die der Werksleitung am günstigsten erschien. 
Nebentätigkeiten bargen aus dieser Perspektive die Gefahr in sich, die Arbeitskraft zu 
verschleißen und damit die Produktivität des Betriebs zu gefährden. Weiterhin mag ein 
Grund für die Bekämpfung des Nebenerwerbs gewesen sein, die (Lohn-)Abhängigkeit 
des Arbeiters vom Unternehmer zu zementieren: Mehr Verdienst hätte mehr Unabhän-
gigkeit bedeutet, mithin die projektierte umfassende Domestizierung in Frage gestellt.

Geradezu sinnbildlich für den Stummschen Betrieb war der Kontrollanspruch über 
sämtliche politische Angelegenheiten. Häufig thematisiert und herausgestellt wurde 
Stumms Antisozialismus. In dem bereits erwähnten Zirkular vom 31. März 1892 droh-
te er jedem Werksbeschäftigten mit Kündigung, der „Sozialdemokratische Blätter hält 
oder verbreitet, an sozialdemokratischen Versammlungen oder Vereinen theilnimmt, 
oder auch Wirtshäuser frequentiert, in welchen sozialdemokratische Versammlungen 
abgehalten werden oder Blätter dieser Richtung ausliegen“.789 In diesem Rundschreiben 
wurden einige der bereits 1877 durch das von Stumm geleitete „Kommitee zur Bekämp-
fung der sozialdemokratischen Bewegung“ gefassten Beschlüsse, die als „Sozialistenge-
setz der Saarindustrie“ länger als das Reichsgesetz Gültigkeit hatten, aktualisiert. In der 
ursprünglichen Bestimmung wurde ferner ergänzt, dass „Arbeiter, welche in Ausfüh-
rung dieses Beschlusses entlassen werden, […] auf keinem anderen Werke Anstellung 
finden“ sollen.790 Im Klartext heißt das, dass Schwarze Listen mit politisch unliebsamen 
Personen geführt wurden. Ähnlich schilderte der Hüttenmeister Rudolf Grenner: „Ges-
tern ließ Herr von Stumm einen Thoranschlag machen, laut welchem die Wirtschaft 
Joh. Herrmann auf dem oberen Marktplatze den Hüttenarbeitern verboten ist und 
derjenige, der diesem zuwieder [sic!] handelt gekündigt wird, weil in dem Saal dieser 
Wirtschaft zwei sozialdemokratische Versammlungen abgehalten worden seien.“791 Tat-
sächlich wurden diese intransigenten Maßnahmen in ihrer ganzen Rigorosität in die Tat 
umgesetzt: Arbeitern, die beim Besuch entsprechender Wirtshäuser ‚erwischt‘ wurden, 
wurde gekündigt. Dabei spielte es keine Rolle, ob sie selbst sozialdemokratische Blätter 
zur Hand nahmen oder nicht. 1877, als der antisozialdemokratische Text erstmals publi-
ziert wurde, wurden die Werksbeschäftigten verpflichtet, die Bestimmungen persönlich 
zu unterschreiben.792 

Die politische Repression war aber viel prinzipieller und hatte keineswegs nur die 
Sozialdemokratie im Visier. Vielmehr wollte die Betriebsführung um den freikonser-
vativen Politiker und zeitweiligen Reichstagsabgeordneten jede Form eigenständiger 
politischer Aktivität unterbinden. Als der Rechtsschutzverein der Bergleute um 1890 

788  Siehe Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, Nr. 55, 3.7.1889, S. 46.
789  Siehe ebd., n. n., 31.3.1892, S. 49.
790  Zitiert nach Ebenau 2005, S. 225.
791  So ein Tagebucheintrag vom 20.5.1899. Zitiert nach Jung 1993, S. 150.
792  Vgl. Borsdorf, Ulrich: Hans Böckler. Band 1: Erfahrungen eines Gewerkschafters 1875–1945 
(Veröffentlichungen des Instituts für Soziale Bewegungen, Bd. 31), Essen 22005, S. 75.
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versuchte, in Neunkirchen Fuß zu fassen, ergriff die Hütte Gegenmaßnahmen. Vor ei-
ner entsprechenden Versammlung hatte die Unternehmensführung per Anschlag am 
Werkstor den Besuch der Zusammenkunft sowie die Teilnahme am Rechtsschutzverein 
überhaupt ausdrücklich verboten. Zu der Versammlung entsandte sie dann Aufseher, 
die eventuell anwesende Hüttenleute bei der Direktion anzeigen sollten. Die Prävention 
war offensichtlich erfolgreich, denn der Ottweiler Landrat wusste zu berichten: „Von 
den Hüttenarbeitern war ohne besonderen Auftrag niemand in der Versammlung.“ Ei-
ner der vortragenden Redner war zuvor bereits wegen seiner Tätigkeit im Rechtsschutz-
verein vom Werk entlassen worden.793 

Außerdem richtete Stumm den Bannstrahl auch gegen den „undeutschen Demago-
gen Hirsch“ und die sich um ihn scharenden „gewissenlosen Agitatoren“: „Am hiesigen 
Orte soll sich ein Ableger jener berüchtigten [Hirsch-Dunckerschen] Gewerkvereine 
gebildet haben, deren englische Vorbilder weit über das Mass der sozialdemokratischen 
Ausschreitungen hinaus nicht vor den gewalttätigsten Verbrechen zur Erreichung ihrer 
Ziele zurückgeschreckt sind.“ Die Gewerkvereine hätten „das Verhältnis der Arbeiter 
zu ihren Arbeitgebern vergiftet“ und „hunderte bis dahin fleissige und solide Arbeiter 
in Wut und Elend gestürzt und eine noch weit grössere Zahl derselben dazu verlei-
tet, ihre mühsam ersparten Groschen in Invalidenkassen überzuführen, welche keine 
Versicherungen für die übernommenen Verpflichtungen gewähren“.794 In den Hirsch-
Dunckerschen Gewerkvereinen sah Stumm also auch eine Konkurrenz zu den eigenen 
Versorgungsanstalten: Ein Erfolg ihrer Angebote unter den Arbeitern hätte seine eigene 
Autorität und Autonomie, die sich ja gerade auf die vergleichsweise umfassende Sozial-
politik stützten, gefährdet. Der Schutz der autonomen betrieblichen Herrschaftsgewalt 
vor äußerer Einflussnahme war ein essenzielles Motiv der gegen sozialdemokratische 
oder sozialreformerische Bewegungen gerichteten Bestimmungen. Dies sollte bei aller 
ideologischen Rhetorik gerade von Stumm stets berücksichtigt werden.

So schritt man auch gegen die insgesamt doch eher gemäßigte und wirtschaftsfried-
liche Hirsch-Dunckersche Organisation, die in Neunkirchen zwar eine Filiale gründe-
te, aber überhaupt keine Hüttenarbeiter anwerben konnte,795 rigoros ein und bediente 
sich dabei der gleichen Mittel wie im Kampf gegen die Sozialdemokratie: „Unter diesen 
Umständen halte ich es für meine Pflicht, die bisher von meiner Firma gegen sozial-
demokratische Agitationen gerichtete Bekanntmachung auf die Hirsch-Dunkerschen 
Gewerkvereine und alle diejenigen, welche dieselben direkt oder indirekt unterstützen, 
auszudehnen.“ Folgerichtig wurden einige Gaststätten und Geschäfte genannt, deren In-

793  Vgl. Labouvie (Hrsg.) 2001, S. 336.
794  Dieser Aushang ist datiert auf den 9.7.1881. Siehe Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, S. 16. 
Alle Zitate ebd.
795  Zum Hirsch-Dunckerschen Gewerkverein, seiner Programmatik und seiner Organisation im Allge-
meinen vgl. Engelhardt, Ulrich: „Nur vereinigt sind wir stark.“ Die Anfänge der deutschen Gewerk-
schaftsbewegung 1862/63 bis 1869/70, Bd. 1, Stuttgart 1977 (Industrielle Welt, Bd. 23), S. 659–684. Zu 
dessen Aktivitäten in Neunkirchen vgl. Bungert/Mallmann 1978, S. 239.
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haber im Verdacht standen, mit dem Gewerkverein zu sympathisieren und deren Besuch 
fortan strikt untersagt war. Es waren dies drei Wirtshäuser und sechs Geschäfte, wobei 
man sich Ergänzungen der Liste ausdrücklich vorbehielt.796 

Generell richtete sich Stumms Kampf gegen alle Strömungen, die sozialreformerisch 
aktiv waren oder vorgaben, es zu sein. Am 4. Juli 1892 ließ er verkünden: „Ich warne 
alle Angestellten und Arbeiter vor der Theilnahme an der sogenannten deutschsozia-
len (antisemitischen) Bewegung.“797 Vermutlich bezog er sich auf die 1889 gegründete 
Deutschsoziale Partei, an der unter anderem Paul Förster und Max Liebermann von 
Sonnenberg federführend beteiligt waren.798 Entscheidend war die von dieser Gruppie-
rung ausdrücklich betonte Ambition, sozialreformerisch tätig zu werden, weniger ihr 
Antisemitismus: Stumm sah eine potenzielle Konkurrenz seiner eigenen Arbeiterpoli-
tik. Aus diesem Grund lieferte er sich des Weiteren intensive Gefechte mit Vertretern 
sozialreformerischer Strömungen beider christlicher Konfessionen.799 

Neben Politikern und Sozialreformern befehdete Stumm Presseorgane, die gegen 
ihn Partei ergriffen. Am 29. Juni 1898 dekretierte er per Anschlag: „An alle Arbeiter! 
Infolge der von der ‚Neunkirchener Zeitung‘ in letzter Zeit gegen mich geschleuder-
ten Verleumdungen betrachte ich es als selbstverständlich, dass kein treuer Arbeiter ein 
solches Blatt fernerhin in seinem Hause duldet.“800 Hüttenmeister Grenner notierte am 
28. März 1900 in sein Tagebuch: „Von denjenigen Arbeitern, die die Neunk. Zeitung 
halten, sind einige von Herrn Stumm am Montag gründlich ausgefegt worden […].“801 
Der Konflikt zwischen Stumm und dem katholischen Publikationsorgan, einer Grün-
dung Georg Friedrich Dasbachs, zog sich über einen längeren Zeitraum hin. Das Zen-
trumsorgan, dessen Leserschaft und Einfluss über Neunkirchen hinaus reichte, bezog 
immer wieder offensiv Stellung gegen die Politik des überzeugten Protestanten und 
Kulturkämpfers Stumm und hatte dabei propagandistisch begabte Autoren wie die Ge-
brüder Ludwig und Jakob Lehnen in seinen Reihen. Die Gebrüder Lehnen äußerten 
sich gerade zur sozialen Frage sehr offensiv und kritisierten die im Saarrevier herrschen-
den Verhältnisse mitunter scharf.802 Außer gegen die Neunkircher Zeitung trug der 1888 
nobilitierte Hüttenunternehmer auch ein schweres Gefecht gegen das 1880 gegründete 
Neunkircher Tageblatt, ein der liberalen Fortschrittspartei nahe stehendes Organ, aus. 

796  Vgl. Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, S. 16. Zitat ebd.
797  Ebd., n. n., 4.7.1892, S. 51.
798  Vgl. dazu: Puschner, Uwe/Schmitz, Walter/Ulbricht, Justus H. (Hrsgg.): Handbuch zur 
„Völkischen Bewegung“ 1871–1918, München 1996, u. a. S. 454 f.
799  Stumms umfassenden Antisozialismus analysiert Brakelmann 1993, passim.
800  Siehe Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, S. 65. Hervorhebung im Original.
801  Zitiert nach Jung 1993, S. 156.
802  Ludwig Lehnen prozessierte im Jahre 1903 gegen den Vorsitzenden der Saarbrücker Bergwerksdi-
rektion, Geheimrat Hilger. Im „Hilger-Lehnen-Prozess“ prangerte er vor allem die Wahlbeeinflussun-
gen durch den Bergfiskus sowie dessen offene Katholikenfeindlichkeit an. Vgl. Stadtverwaltung 
Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 253 f.; Britz 2005, S. 729 f.
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Der Konflikt zwischen Stumm und dem Neunkircher Tageblatt schwelte von dessen 
Gründung an, da die Zeitung vor allem Stumms ‚Herr-im-Haus‘-Anspruch kritisierte. 
Zum Eklat kam es, als das Blatt ein Gedicht abdruckte, das die Arbeitsverhältnisse in 
der Großeisenindustrie anprangerte.803 Zwar konnte sich Stumm zunächst nicht damit 
durchsetzen, das Neunkircher Tageblatt durch die Regierungsbehörden verbieten zu 
lassen, aber er untersagte in bekannter Manier allen seinen Beschäftigten, das Organ zu 
abonnieren oder Wirtshäuser aufzusuchen, in denen es auslag. Der Firmenchef erhob in 
weitgehendem Maß den Anspruch, die Lektüregewohnheiten und damit die Einstellun-
gen sowie Verhaltensdispositionen seiner Beschäftigten zu kontrollieren.

Die Verbote und Sanktionsmaßnahmen gegen politische und gesellschaftliche Geg-
ner wurden flankiert durch handfeste Manipulationsversuche. Vor der Reichstagswahl 
vom 21. Februar 1887 gab Stumm die Order aus, dass sämtliche Beamte „mit allen Kräf-
ten selbst und durch geeignete Einwirkung auf die Arbeiter in den Wahlkampf einzutre-
ten und für die Wahl des Herrn Regierungsrat Bormann zu wirken“ haben.804 Dass eine 
solche Einflussnahme auch am Wahltag selbst ausgeübt wurde, ist mehr als wahrschein-
lich. Die Beamten fungierten zu dieser Gelegenheit gewissermaßen als ‚Wahlhelfer‘ und 
politische Propagandisten ihres Firmenchefs. So trug der Hüttenmeister Rudolf Gren-
ner am 3. November 1898 in sein Tagebuch ein: „Um 9.50 Uhr kam ich in Neunkirchen 
an, ging aufs Werk, hatte aber kaum angefangen zu arbeiten, als ich wieder gerufen wur-
de, um nach Ottweiler, woselbst eine Wahl war, zu fahren. Chr. Psotter, Lehrmeister, 
und ich fuhren in einem Landauer dort hin, vertheilten Zettel und blieben dort, bis das 
Resultat verkündet wurde.“805 Am 21. Juni desselben Jahres wurde Grenner damit beauf-
tragt, zusammen mit anderen Meistern und Angestellten 36.000 Wahlzettel aus einer 
Druckerei in St. Wendel abzuholen und im Wahlkreis zu verschicken. Am 9. März 1901, 
ein Tag nach Stumms Tod, gibt Grenner in der Rückschau ganz direkt Auskunft über die 
vom Betriebschef ausgegangenen massiven Wahlbeeinflussungen: „Sein Gegner bei der 
Wahl war ein Zentrumskandidat, der beinahe gewählt gewesen wäre, wenn der fürchter-
liche Druck nicht gewesen wäre, der auf die Hütten- und Bergleute ausgeübt wurde.“806 

803  Zu dem ganzen Konflikt vgl. Bungert/Mallmann 1978. Das besagte Gedicht mit dem Titel 
„Der alte Arbeiter“ entstammte nicht der Feder eines Tageblatt-Redakteurs, sondern wurde aus der 
Berliner Zeitschrift „Die Wahrheit“ übernommen. Das lyrische Ich, ein alt gewordener und abgearbei-
teter Fabrikarbeiter, klagt, dass er aufgrund nachlassender Leistungsfähigkeit von seinem Arbeitgeber 
ausgemustert wurde, obwohl er „alt in Ehren ward“ und sich für den Betrieb „müd geschafft“ hat. In 
der vorletzten von insgesamt sieben Strophen heißt es, gleichsam als Kulminationspunkt: „Wir sind 
verbrauchte Maschinen,/die man beiseite fährt./Wir können nicht mehr dienen:/Alt Eisen hat wenig 
Wert.“ Zitiert nach ebd., S. 238.
804  Siehe Die Circulare des Carl Ferdinand Stumm, n. n., 17.1.1887, S. 32 f. Friedrich Bormann, Kandidat 
der konservativen Deutschen Reichspartei, ging als Sieger aus der Wahl hervor und eroberte damit das 
Reichstagsmandat. Vgl. dazu und zu der Rolle Stumms im Wahlkampf Bellot 1954, S. 175 f.
805  Zitiert nach Jung 1993, S. 148.
806  Zitiert nach ebd., S. 160. Zu den Wahlbeeinflussungen vgl. auch Gergen 2000, S. 113 und 116 f.
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Dass auch nach Stumms Ableben die Werksverantwortlichen politischen Druck 
ausüben, zumindest aber Einfluss nehmen wollten, ist sehr wahrscheinlich, auch wenn 
kein ähnlich ambitionierter Unternehmer-Politiker in dessen Fußstapfen trat. Die wei-
ter oben aufgezeigte offene Parteinahme für den Nationalsozialismus während der Zwi-
schenkriegszeit deutet klar in diese Richtung. Vertreter der kommunistischen Roten 
Gewerkschaftsopposition wurden in dieser Phase aufgrund ihrer politischen Betätigung 
vom Werk entfernt.807 Allerdings war nach dem Ersten Weltkrieg direkte Repression 
angesichts der erstarkten Arbeiterbewegung, ihrer offiziellen Anerkennung unter an-
derem in Form des ersten Tarifvertrages für die Schwerindustrie808 und der sich wan-
delnden gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen nicht mehr in diesem 
Maße möglich. Darauf könnte hindeuten, dass sich in dem umfangreichen, mehrfach 
herangezogenen Strafkatalog des Walzwerks aus der Zwischenkriegszeit unter mehreren 
Hunderten Fällen nicht eine einzige Strafe für Vergehen außerhalb der Dienstzeit fin-
det. Die außerbetriebliche Repression und Entmündigung der Hüttenarbeiterschaft war 
in Neunkirchen sicher kein Alleinstellungsmerkmal der Ära Stumm, fand aber in dieser 
unzweifelhaft ihren Höhepunkt.

In Düdelingen wurde insgesamt nicht das Neunkircher Ausmaß der (versuchten) 
Einflussnahme und Repression erreicht, aber zeitgenössische Gewerkschaftsfunktionäre 
betonten dennoch das repressive Potenzial der dortigen Arbeits- und Lebenssituation. 
Nicolas Biever, einer der führenden Köpfe der jungen luxemburgischen Arbeiterbewe-
gung, sah sich in der 1925 publizierten Schrift „8 Jahre Arbeiterbewegung in Düdelin-
gen“ gezwungen, „auf die dortigen Zustände aufmerksam zu machen, wie zur Zeit, wo 
keine gewerkschaftliche Organisation bestand, die Lage der Arbeiterschaft war“. Biever 
führte aus:

„Damals war die Lage der Arbeiter geradezu verzweifelt. Der Arbeitgeberterror [!] schlug die 
Arbeiter so in Fesseln, wie dies in keinem Ort des Landes zu finden war. Die Rede- und Koaliti-
onsfreiheit bestanden dort nicht, da dies die Hüttendirektion nicht zuließ. Die Arbeiter hatten 
nur ein Recht, das in mühseliger Fron, im Schweiße ihrer Arbeitskraft gebadet, 12, 14 und 24 
Stunden zu schuften und dabei das Maul zu halten. Rechtlos, verachtet von jedermann, mußte 
der Arbeiter sein Dasein fristen. […] Es herrschte die schwärzeste Reaktion, die Arbeiter waren 
willenlose Sklaven, auf Gedeih und Verderb ihrem Ausbeuter ausgeliefert.“809 

Selbstverständlich sind diese aus der Feder eines Gewerkschaftsaktivisten stammen-
den Sätze tendenziös und verzerrend, außerdem blenden sie das positive Gegenange-
bot der Betriebsleitung, die Sozialpolitik, komplett aus. Allerdings spiegelt sich in dem 
Exzerpt sehr anschaulich das zeitgenössisch verbreitete Bild von den ‚Düdelinger Ver-

807  Vgl. Ebenau 1990, S. 83.
808  Vgl. Gabel 1921, S. 283–287.
809  Biever 1925, S. 3 ff.
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hältnissen‘: Die Arbeiterpolitik Emile Mayrischs und der weiteren Düdelinger Hütten-
verantwortlichen umgab die Aura des Exzeptionellen, im Positiven wie im Negativen. 
Tatsächlich gibt es Hinweise, dass das politische Verhalten der Werksangehörigen stets 
im Auge behalten wurde, dass politische Repression mithin Bestandteil des Betriebs
alltags war. So finden sich in den Stammlisten mitunter Hinweise auf Schwarze Listen 
(„listes noires“).810 Mittels dieser Proskriptionslisten wurden nicht zuletzt politisch un-
liebsame Arbeiter registriert und von den Werken entfernt. Auch existierten nicht sel-
ten regionale Absprachen zwischen den Unternehmen: Wer auf einer Schwarzen Liste 
stand, wurde auf einem Werk der Region, zumindest während einer Sperrfrist, nicht 
wieder eingestellt. Für das Saarrevier sind solche Repressionsinstrumente, die Unterneh-
mertum und Staat gemeinsam bedienten, klar nachzuweisen,811 und auch im luxembur-
gischen Minettebassin gab es derlei Einrichtungen. In der frühen Zwischenkriegszeit 
zeigte sich die Düdelinger Werksleitung schließlich intransigent gegenüber denjenigen 
Werksbeschäftigten, die an der großen Streikwelle 1921 als Protagonisten teilhatten, er-
wiesen sich also gleichermaßen als entschlossene Kämpfer gegen politische Emanzipa-
tions- und Partizipationsansprüche, die ihre eigenen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Hegemonieansprüche gefährden konnten.812 

Jürgen Kocka kommt zu dem Urteil: „Die bekannten illiberalen Versuche von Krupp 
und vor allem von Stumm, durch Verbote und Gebote ins Privatleben ihrer Arbeiter ein-
zugreifen – durch das Verbot der Lektüre sozialdemokratischer Zeitungen oder gar durch 
die Verpflichtung, vor der Heirat die Zustimmung der Unternehmensleitung einzuho-
len –, standen vermutlich nicht allein, aber typisch waren sie nicht.“813 Tatsächlich sollte 
man Stumm nicht als Parade-, sondern als Extrembeispiel betrachten: Kaum ein anderer 
Schwerindustrieller ging in der außerbetrieblichen Einflussnahme so weit. Die meisten 
der hier aufgezeigten Beispielfälle stammen folgerichtig aus dem Neunkircher Eisenwerk 
unter der Ägide Karl Ferdinand Stumms. Stumms Nachfolger und die Düdelinger Werks-
verantwortlichen blieben demgegenüber deutlich zurück. Dennoch war man auch in Dü-
delingen darum bemüht, in die Privatsphäre der Werksbeschäftigten hineinzuwirken. Dies 
geschah hier wie dort durch ein kalkuliertes Zusammenspiel aus betrieblicher Sozialpoli-
tik und Disziplinierung, das sich für Neunkirchen in dem Schlagwort System Stumm ver-
dichtet. Die eine Säule des Systems habe die Sozialpolitik – das System der milden Hand 
– gebildet, die andere, komplementär zu verstehende Säule die gesellschaftliche Domesti-
zierung mittels Repression, welche als das System der strengen Hand bezeichnet wurde.814 

810  So in der Liste von 1901: AnLux, ADU-U1-113, Buchstaben B, P und Sch. Außerdem in derjenigen 
von 1915: AnLux, ADU-U1-117, Buchstaben B, M, K und P.
811  Vgl. Mallmann 1987, S. 66.
812  Der große Märzstreik 1921 und dessen Folgen werden in Kapitel VI noch thematisiert.
813  Kocka 1990, S. 428.
814  Zu dem Terminus, seiner Zusammensetzung und seinen Implikationen vgl. Jacob 1993a, S. 31–35; 
aus der älteren Literatur: Gabel 1921, S. 36–50.
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Im Bereich der Disziplinierung konnten die Unternehmer mit der Unterstützung 
durch die Behörden rechnen. Die Düdelinger Gendarmerie war ständiger Beobachter 
der örtlichen Arbeiterversammlungen815 und stand darüber – so ist zu vermuten – in 
engem Austausch mit der Werksleitung, die ökonomisch, sozial und politisch ein kom-
munaler Machtfaktor aller ersten Ranges darstellte. Mit dem berüchtigten Artikel 310 
des luxemburgischen Strafgesetzbuches, der unter anderem das Versammlungsrecht 
stark einschränkte, Streiks ächtete und bis weit in die Dreißigerjahre zur Anwendung 
kam, verfügten Patronat und staatliche Behörden über ein schlagkräftiges Instrument.816 
Dass ein Mann wie Stumm, der als Politiker, Arbeitgeber und Steuerzahler Neunkir-
chen wie keine andere Person dominierte, Einfluss auf die lokalen Behörden hatte und 
bei der Bekämpfung ihm ungelegener Strömungen auf deren Wohlwollen und Hilfe 
zählen konnte, bedarf kaum der Erläuterung. Die Disziplinierung der Arbeiterschaft 
machte nicht an den Werkstoren halt und war ein universaler Anspruch der Betriebs-
führung. Sie geschah allerdings ebensowenig wie die innerbetriebliche Disziplinierung 
zum Selbstzweck, sondern in der Regel mit Blick auf den Produktionsbereich. So wurde, 
etwa durch das Verbot eigenständiger Prozessführung gegen Kollegen, die Harmonie 
zwischen Werksangehörigen gleichsam erzwungen mit der Absicht, eine funktionstüch-
tige und produktive Belegschaft zu gewährleisten.

815  Auch dazu folgen in Teil C noch einige Ausführungen.
816  In dem Artikel hieß es: „Sera puni d’un emprisonnement de huit jours à trois mois et d’une amende 
de vingt-six francs à mille francs, ou d’une de ces peines seulement, toute personne qui, dans le but de 
forcer la hausse ou la baisse des salaires, ou de porter atteinte au libre exercice de l’industrie ou du travail, 
aura commis des violences, proféré des injures ou des menaces, prononcé des amendes, des défenses, des 
interdictions ou toute proscription quelconque, soit contre ceux qui travaillent, soit contre ceux qui 
font travailler. Il en sera de même de tous ceux qui, par des rassemblements près des établissements où 
s’exerce le travail ou près de la demeure de ceux qui le dirigent, auront porté atteinte à la liberté des maî-
tres et des ouvriers.“ Zitiert nach Lentz 1992, S. 188. Es erschließt sich recht eindeutig, dass sich diese 
Bestimmungen ohne Weiteres gegen die Gewerkschaften anwenden ließen. In der Tat wurden dann 
auch viele Aktivisten beispielsweise im Zuge von Ausständen auf der Basis dieses Artikels verurteilt. 
Vgl. auch Stoffels, Jules: Le syndicalisme au Luxembourg et en Europe, Luxembourg 1972, S. 70 ff.
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Teil C: Arbeiterbewegung: Determinanten 
und Formen politischer Partizipation

Im dritten Teil der Arbeit steht die politische Dimension der Arbeitergeschichte im 
Mittelpunkt des Interesses. Da der Erste Weltkrieg an beiden Orten eine scharfe Zä-
sur markierte, dient er in der Darstellung als chronologischer Einschnitt. In Kapitel V 
wird die weitgehend ausgebliebene Organisationsgeschichte vor 1914/18 reflektiert 
und dabei, im Sinne einer integrativen Arbeitergeschichte, unter Rückgriff auf die vo
rangegangenen Kapitel nach den Gründen für den verspäteten Durchbruch von sozial
demokratischen Parteien und Gewerkschaften gefragt. Zudem soll nach alternativen 
oder nicht-institutionalisierten Formen von Protest und Organisation gefragt werden. 
In Kapitel VI ist dann zunächst nach den besonderen Umständen zu fragen, die der Ar-
beiterbewegung an beiden Orten während Krieg und krisenhafter Nachkriegszeit zum 
Durchbruch verhalfen. Sodann wird die weitere Entwicklung im Betrachtungszeitraum 
in ihren wichtigsten Aspekten diskutiert, wobei zum einen die allgemeinen Tendenzen 
der Zwischenkriegszeit, zum anderen die jeweiligen lokalen Besonderheiten zu berück-
sichtigen sind.

Die Organisationsgeschichte, mithin die organisatorische, personale und program-
matische Entwicklung verschiedener Parteien, Gewerkschaften und Vorfeldorganisati-
onen bildete lange Zeit das zentrale Paradigma der Arbeiterhistoriographie. Arbeiter-
geschichte war demnach in erster Linie Arbeiterbewegungsgeschichte.1 Dabei herrschte 
(und herrscht) nicht selten Unklarheit darüber, was unter dem Terminus ‚Arbeiterbe-
wegung‘ überhaupt zu verstehen ist.2 Die Forschungspraxis eilte einer theoretischen 
Fundierung des Begriffs oftmals voran. Eine operationalisierbare und anschlussfähige 
Begriffsbestimmung legte unter anderem Hans Mommsen vor: Als Arbeiterbewegung 
könnten „die auf politische und soziale Emanzipation gerichteten Bestrebungen des Teils 
der handarbeitenden Bevölkerung, der seit Durchsetzung der industriellen Revolution 
vorwiegend in Industrie und Gewerbe abhängiger Lohnarbeit nachging“, bezeichnet 
werden. Der Begriff Arbeiterbewegung umfasse so „die Gesamtheit der auf dem Prin-
zip kollektiven Zusammenschlusses beruhenden Bemühungen der handarbeitenden 
Schichten, ihre soziale Lage zu verbessern und sich politische Rechte zu erkämpfen“. So-
dann nennt Mommsen drei (weltanschauliche) Richtungen, die der Definition genügen 
und damit unter dem Sammelbegriff ‚Arbeiterbewegung‘ firmieren könnten. Neben der 
dominanten sozialistischen Strömung bezieht Mommsen eine christlich-konfessionelle, 
vor allem katholische, und eine bürgerlich-liberale Richtung in die Analyse ein.3 Damit 

1  Vgl. Schildt 1996, S. 65 f.
2  Eine kompakte Annäherung an den Begriff und das Phänomen leistet Brandt 2002, bes. S. 10–15.
3  Vgl. Mommsen, Hans: Typologie der Arbeiterbewegung, in: Mommsen, Hans (Hrsg.): Arbeiter-
bewegung und Nationale Frage. Ausgewählte Aufsätze (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, 
Bd. 34), Göttingen 1979, S. 221–259, passim. Zitate ebd., S. 221.
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vertritt Mommsen einen, so könnte man sagen, weiten Begriff von Arbeiterbewegung. 
Demgegenüber steht ein enger gefasstes, aber häufiger anzutreffendes Verständnis, wo-
nach als Arbeiterbewegung im eigentlichen Sinne lediglich die sozialistischen Richtun-
gen gelten. Hartmut Zwahr etwa fragt in einem Aufsatz nach der territorialen Ver- und 
Ausbreitung der deutschen Arbeiterbewegung, bezieht sich dabei aber ausschließlich 
auf sozialdemokratische und sozialistische Vereinigungen.4 Freilich trägt Zwahr als Ver-
treter der DDR-Historiographie ideologischen Erwägungen Rechnung. Die engere De-
finition des Begriffs findet aber in der westdeutschen Geschichtsschreibung beziehungs-
weise auch in der neueren Forschung in den meisten Fällen Anwendung. 

In der vorliegende Studie wird ein Verständnis von Arbeiterbewegung postuliert, 
das sich dem enger verstandenen Begriff annähert, ohne aber die nicht sozialdemokra-
tisch-sozialistischen Richtungen aus dem Auge zu verlieren. Den emanzipatorischen 
Anspruch, von dem Mommsen und andere sprechen, vertrat in gewisser Hinsicht und 
unter bestimmten Zeitumständen auch der politische Katholizismus: Im protestantisch 
geprägten Deutschen Kaiserreich der Kulturkampfzeit wohnte dem Katholizismus eine 
dezidiert oppositionelle und emanzipatorische Komponente inne. Die Auseinanderset-
zungen Karl Ferdinand Stumms mit dem katholischen Klerus, sein Kampf gegen die ul-
tramontane Presse und gegen sozialreformerische Strömungen aus dem Katholizismus 
brachten die Katholiken in Opposition zu den lokalen Funktionseliten. Für Arbeiter 
stellte der Katholizismus ferner mit den christlichen Gewerkschaften und katholischen 
Arbeitervereinen ein eigenes Partizipationsangebot bereit.5 Insofern wäre es nicht ange-
bracht, die katholische Strömung vollständig auszublenden. Ebenso sollen auch bürger-
lich-liberale Bestrebungen, das heißt in erster Linie die Hirsch-Dunckerschen Gewerk-
vereine, ins Blickfeld gerückt werden, wo dies angemessen und notwendig erscheint. 

Dennoch konzentriert sich die Analyse klar auf die sozialdemokratisch-sozialistische 
Richtung. Sie vertrat den Anspruch, speziell die Anliegen der (Industrie)Arbeiterschaft 
zu vertreten, wohingegen der politische Katholizismus zwar einen Arbeitnehmerflügel 
ausbildete, letztlich aber keine spezifische Bewegung der Arbeiter war. Es ging im Ka-
tholizismus weniger um Emanzipation und Partizipation der Arbeiterschaft, als viel-
mehr um die Bekämpfung sozialer Missstände im Sinne der katholischen Soziallehre. 
Seit der „Trennung von bürgerlicher und proletarischer Demokratie“ in den 1860er Jah-
ren grenzte sich die sozialdemokratische Arbeiterbewegung zudem ganz dezidiert ab 

4  Vgl. Zwahr, Hartmut: Die deutsche Arbeiterbewegung im Länder- und Territorienvergleich 1875, 
in: Geschichte und Gesellschaft 13 (1987), S. 448–507, passim.
5  Vgl. Loth 1991, S. 298–304. Loth spricht hier auch von einer „eigenständigen Arbeiterbewegung“ 
(S. 298), was aber aufgrund der Verwurzelung im katholischen Milieu und der Verbindung zu Klerus 
und Kirche nicht angebracht ist. Einen Überblick über Formen der christlichen Arbeiterbewegung so-
wie eine Forschungsübersicht liefert Schneider, Michael: Christliche Arbeiterbewegung in Europa. 
Ein vergleichender Literaturbericht, in: Tenfelde, Klaus (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung im 
Vergleich (Historische Zeitschrift, Sonderhefte Bd. 15), München 1986, S. 477–505. Zur besonderen 
Situation an der Saar vgl. u. a. Mallmann 1984.
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vom bürgerlichen Sozialreformflügel und wurde zu der expliziten Interessenvertretung 
der industriellen Lohnarbeiterschaft.6 Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass die so-
zialdemokratischen Freien Gewerkschaften die anderen Richtungsgewerkschaften bei 
weitem überragten. So übertraf allein der Deutsche Metallarbeiterverband, der ja nur 
ein Segment der freigewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft umfasste, im Jahre 
1913 sämtliche christlichen Einzelgewerkschaften zusammengenommen in seiner Mit-
gliederzahl.7 Die Vorrangstellung der Freien Gewerkschaften, die auch an den beiden 
Untersuchungsorten festzustellen war, rechtfertigt die thematische Fokussierung.

Die institutionell fassbare Arbeiterbewegung war gekennzeichnet durch ihre „doppel-
polige politische Konstituierung“8. Ihre Eckpfeiler bildeten die Partei(en) als politischer 
Arm und die Freien Gewerkschaften. Zwar barg die Frage, welcher Organisationsform 
die Führungsrolle zustünde, zeitweise reichlich Konfliktpotenzial;9 letztlich waren beide 
aber nur im Zusammenspiel denkbar, verfolgten sie doch weitgehend die gleichen Ziele 
und bildeten durch personale Überschneidungen eine kohärente soziopolitische Kraft. 
Komplettiert und vernetzt wurde die sozialdemokratische Arbeiterbewegung durch 
zahlreiche Vorfeldorganisationen, die verschiedene lebensweltliche Bedürfnisse befrie-
digten und ebenfalls personell mit Partei und Gewerkschaft eng verflochten waren.

Da im Sinne einer typologisierenden Arbeitergeschichte die Hüttenarbeiterschaft im 
Mittelpunkt des Interesses steht, soll nach dem Organisationsverhalten speziell der Ei-
sen- und Stahlarbeiter in Neunkirchen und Düdelingen gefragt werden. Somit muss 
die Organisationshistoriographie sozialempirisch geerdet werden. Diesem aus der Fra-
gestellung der Studie resultierenden Anspruch stehen aber – dies muss gleich vorweg 
genommen werden – erhebliche und zum Teil überhaupt nicht lösbare Quellenprob-
leme entgegen. Zwar ist an beiden Orten, wenigstens zeitweise, einiges bekannt zum 
Werdegang von Parteien und Gewerkschaften in ihrer Gesamtheit; über ihre soziale 
Zusammensetzung nach Arbeiterkategorien und Branchen schweigen die einschlägigen 
Quellen aber weitgehend. Hier muss sich die Darstellung bisweilen auf der Ebene von 
Hypothesen und auf der Basis von Indizien bewegen. Generell ist festzustellen – die So-
zialstrukturanalysen im ersten Teil der Studie haben es gezeigt –, dass Neunkirchen und 

6  Siehe dazu Kocka, Jürgen: Die Trennung von bürgerlicher und proletarischer Demokratie im euro-
päischen Vergleich, in: Kocka, Jürgen (Hrsg.): Europäische Arbeiterbewegungen im 19. Jahrhundert. 
Deutschland, Österreich, England und Frankreich im Vergleich, Göttingen 1983, S. 5–20.
7  Vgl. Schönhoven 2002, S. 66.
8  Wehler 1995, S. 158.
9  Unter anderem ging es um die Frage nach der angemessenen Strategie gegenüber der bestehen-
den Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Während einige Parteitheoretiker wenigstens bis zum 
Durchbruch des Revisionismus auf eine möglichst schnelle Überwindung der bestehenden Ordnung 
drängten, fuhren die Gewerkschaften einen reformorientierten Kurs, der auf schrittweise materielle 
Verbesserungen innerhalb des bestehenden Systems setzte. Vgl. Schönhoven 2002, S. 51–65. Außer-
dem wurde lange Zeit um die Führungsrolle innerhalb der Arbeiterbewegung gestritten, ehe auf dem 
Mannheimer Parteitag von 1906 ein Kompromiss erzielt wurde. Siehe dazu Tenfelde/Schönho-
ven/Schneider u. a. 1987, S. 236–243.
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Düdelingen Hüttenstädte im soziodemographischen Sinne waren, das heißt, dass die 
Hüttenarbeiterpopulationen ein beträchtliches Quantum der Gesamteinwohnerschaft 
und der lokalen Arbeiterschaft im Speziellen stellten. Wenn also die sozialistisch-sozial-
demokratischen Organisationen mit der Zeit immer mehr Zulauf fanden, so ist davon 
auszugehen, dass sich der Organisationsgrad und damit die Politisierung auch innerhalb 
der Hüttenarbeiterschaft selbst erhöht haben.

V  Blockierte Bewegung: Organisationsgeschichte bis 1914

1  Organisationsansätze vor dem Ersten Weltkrieg

1.1  Politische Friedhofsruhe im „saarabischen 
System der Eisenindustrie“: Neunkirchen

„Dies Gebiet ist bis jetzt noch eine vollständige terra incognita“, kommentierte August 
Bebel im Jahr 1891 die Situation der politischen und freigewerkschaftlichen Arbeiterbe-
wegung im Saarrevier, wo die von ihm geführte Sozialdemokratie bis dahin so gut wie 
überhaupt nicht reüssieren konnte.10 Bis zu diesem Zeitpunkt und noch einige Jahre da-
rüber hinaus kam die Sozialdemokratie trotz der rapiden industriellen Entwicklung des 
Reviers nicht über einige wenige zarte Organisationsansätze hinaus.11 Diese beschränkten 
sich allerdings geographisch auf die noch nicht vereinigten drei Saarstädte, besonders auf 
St. Johann, und in sozialer Hinsicht auf die Handwerksgesellen. So wurden im Verlaufe 
der 1870er Jahre verschiedene Versammlungen abgehalten und kleinere protogewerk-
schaftliche Ortsvereine etwa für Klempner (1874) und Buchbinder (1876) gegründet.12 
Diese überschaubaren Zirkel, die mangels eigener Räumlichkeiten in Hintersälen von 
Wirtshäusern tagten,13 tangierten in keinerlei Weise die lokal und regional ansässigen In-
dustriearbeiter. Zwar existierten daneben noch einige kleine mehr oder weniger im Unter-
grund operierende Vereinigungen. Außerdem zirkulierten von Zeit zu Zeit Presseerzeug-
nisse und Flugblätter im Raum Saarbrücken. 1898 wurde ferner ein „Sozialdemokratischer 
Wahlverein für das Saarrevier“ gegründet. Dies alles schlug sich aber nicht in steigenden 
Wahlresultaten nieder und die Sozialdemokratie des Saarreviers kam im 19. Jahrhundert 
insgesamt nicht über den Status einer „politischen Sekte“14 hinaus, was sich bis zum Ersten 
Weltkrieg auch nicht grundsätzlich änderte. Trotz dem Wirken einiger exponierter Ver-

10  Zitiert nach Mallmann 1987, S. 65.
11  Vgl. Ritter 1989, S. 323–327.
12  Zu den ersten Organisationsbemühungen an der Saar vgl. Mallmann 1980, passim. Hier: S. 129. 
Vgl. außerdem Kühn, Hans-Joachim: „Freiheit, Brot, Gerechtigkeit!“ Die Arbeiterbewegung an der 
Saar. Katalog zur Ausstellung der Stiftung Demokratie Saarland, Saarbrücken 2007, S. 55.
13  Zur Rolle der Wirtshäuser gerade für die frühe Arbeiterbewegung vgl. Roberts 1980.
14  Mallmann 1987, S. 70.
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treter der politischen und vor allem der gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung an der Saar 
– August Bebel referierte 1892 in Bildstock, ab 1903 warb der hochrangige Gewerkschafts-
funktionär Hans Böckler im Auftrag des DMV an der Saar um Mitglieder15 – konnte eine 
organisatorische Infrastruktur ansatzweise lediglich in dem seit 1909 vereinigten Saarbrü-
cken ausgebildet werden. Um ihre Aktionen zu koordinieren, mussten sich die wenigen 
im Saarrevier aktiven Gewerkschafter nicht selten über die preußisch-bayerische Grenze 
nach St. Ingbert zurückziehen, herrschte doch in Bayern ein liberaleres Vereinsrecht als 
in Preußen. So mussten in den preußischen Gebieten Mitgliederlisten eingeschriebener 
Gewerkschafter vorgelegt werden, in Bayern entfiel diese Regelung.16

Trotz der defizitären organisatorischen Entwicklung kam es genau zu jener Zeit, als 
Bebel die eingangs zitierten Zeilen verfasste, zu einer größeren Ausstandsbewegung an 
der Saar, in deren Verlauf sich wenigstens vorübergehend auch festere Organisations-
strukturen ausbildeten. In Reaktion auf die Massenstreiks ihrer Berufskollegen im Ruhr-
gebiet und in Schlesien traten 1889 die Bergarbeiter an der Saar in den Ausstand. Die 
Streikwelle zog sich immerhin knapp vier Jahre bis zu ihrer endgültigen Niederschlagung 
im Jahr 1893 hin. Auf dem Höhepunkt der Proteste, Anfang Januar 1893, befanden sich 
nicht weniger als 25.000 Bergleute – das waren rund 84 Prozent der Belegschaften – im 
Ausstand. Organisatorisch getragen wurde die Bewegung vom „Rechtsschutzverein für 
die Bergleute des Oberbezirksamtes Bonn“, der Anfang August 1889 seine Tätigkeit im 
Saarrevier aufnahm und seinen Sitz in Bildstock hatte, an jenem Ort also, wo Bebel 1892 
sprach.17 Sollte der sozialdemokratische Gründervater Hoffnungen gehegt haben, im 
Windschatten des Rechtsschutzvereins die eigene Organisation endlich im Saarrevier 
etablieren zu können, sah er sich getäuscht. Der Rechtsschutzverein selbst, der nach der 
Niederschlagung des Streiks schnell einging, distanzierte sich ganz ausdrücklich von 
den Sozialdemokraten, obwohl der Ottweiler Landrat in einem Lagebericht über den 
Verein in Neunkirchen vom 4. Juli 1890 die Prüfung ankündigt, ob einer der Redner 
„sozialistischen Ideen zuneigt“.18 So hieß es in einem Aufruf: 

„Lasset euch nicht irre machen, wir sind keine Sozialdemokraten, wir sind nur Vertreter un-
serer Rechte und Pflichten, die uns Gott auferlegt hat, indem wir für unsere Familien sorgen, 
aber auch für die Religion, die ein jeder Mensch haben muß und welche die erste Polizei des 
Staates ist. Darum Kameraden: Wir werden nie in das Fahrwasser der Sozialdemokraten 
übergehen […].“19 

15  Zum Wirken von Hans Böckler an der Saar vgl. Heinz, Joachim: „Die Hunde der Herren führen ein 
schöneres Leben als Ihr.“ Hans Böcklers gewerkschaftliche Tätigkeit an der Saar 1903–1907. Kommen-
tierte und bebilderte Reprintausgabe der Böcklerschen Werbeschrift „Es werde Licht!“ aus dem Jahr 
1906 (Beiträge zur Regionalgeschichte, Bd. 1), St. Ingbert 1992, S. 9–41.
16  Sander 2012, S. 184 f. und 204.
17  Zum Streik der Bergleute 1889 bis 1893 vgl. Mallmann/Steffens 1989, S. 69–94.
18  Zitiert nach Labouvie (Hrsg.) 2001, S. 336.
19  Zitiert nach Ebenau 1990, S. 30.
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Entsprechend ging es in dem Ausstand hauptsächlich um bessere Arbeitsbedingungen, 
kürzere Arbeitszeiten und einen höheren Gedingeverdienst. Mit dem Abebben des Streiks 
brach der Rechtsschutzverein rasch auseinander. Der organisatorische Niedergang und die 
knappen programmatischen Verlautbarungen lassen erkennen, dass es sich nicht um einen 
geeigneten Humus für sozialdemokratische Organisationsversuche handelte.

Obwohl die Bergarbeiterbewegung letztlich scheiterte und insgesamt doch als apoli-
tisch zu kennzeichnen ist, schafften es die Bergleute immerhin, organisatorische Ansätze 
und Streikaktivitäten zu generieren, während die frühen sozialdemokratischen Zirkel, 
vor allem in den drei Saarstädten, von Handwerksgesellen getragen wurden. Nur sehr 
wenige in diese Richtung zielende Befunde können für die Hüttenarbeiterschaft regis
triert werden. Im November 1883 wurden in Saarbrücken, Malstatt und Burbach Filialen 
der „Allgemeinen Kranken- und Sterbekasse der Metallarbeiter“, die ihren Hauptsitz 
in Hamburg hatte, eingerichtet, ohne allerdings auf die Hütten auszustrahlen. Bei den 
ungefähr 150 Mitgliedern handelte es sich größtenteils um Arbeiter der Saarbrücker 
Maschinenbaufabrik Ehrhardt & Sehmer und der ebenfalls in Saarbrücken gelegenen 
Eisenbahnwerkstätte. Bis 1890 waren dann alle Filialen wieder verschwunden.20 

Verstärkt nach der Jahrhundertwende versuchten christliche Metallarbeiterorganisa-
tionen im Saarrevier Fuß zu fassen, hatten aber, was die Eisen- und Stahlgroßindustrie 
betrifft, lediglich in Burbach einige Erfolge zu verzeichnen. 1904 richtete der Christ-
liche Metallarbeiterverband (CMV) dort eine Zahlstelle ein und konnte bis zum ers-
ten Halbjahr 1906 immerhin rund 600 Mitglieder anwerben. Anfang Juni 1906 war 
der CMV dann wesentlich an der Organisierung eines Ausstandes beteiligt, an dem, 
nach Arbeitgeberinformationen, bis zu 2.000 Arbeiter teilnahmen. Zwar gilt diese Be-
wegung, die sich an dem Protest gegen die Entlassung einiger Gewerkschaftsmitglieder 
auf der Burbacher Hütte entzündete, als „der erste ernstliche Hieb gegen das ‚saarabi-
sche System‘ der Eisenindustrie“ im Saarrevier, aber sie wurde recht schnell niederge-
schlagen und hatte keine direkten Folgen für die Organisationskultur, geschweige denn 
Auswirkungen über Burbach hinaus.21 Die Zahlen belegen die überschaubare Dimen-
sion des christlichen Verbandes in den Folgejahren: Am 1. Oktober 1910 standen etwa 
10.000 Mitgliedern der wirtschaftsfriedlichen Gelben Gewerkschaften im Saarrevier 
gerade mal 700 Anhänger der christlichen Verbände gegenüber.22 

Noch bescheidener waren die Erfolge der Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine: 
1906 waren in den existierenden Ortsvereinen von Saarbrücken, St. Johann, Malstatt, 
Burbach, St. Arnual und Brebach zusammen lediglich 200 Metallarbeiter erfasst. Nach 
dem Scheitern des Burbacher Ausstands und dem Aufkommen der Gelben Gewerk-
schaften gingen die Zahlen sogar noch zurück, die Filialen an den Hüttenstandorten 

20  Vgl. Mallmann 1980, S. 139 f.
21  Zum Burbacher Ausstand von 1906 vgl. Gabel 1921, S. 137 ff.; Borsdorf 22005, S. 88 ff.; Gergen 
2000, S. 432–435.
22  Zur Entwicklung des CMV im Saarrevier vor dem Ersten Weltkrieg vgl. Gabel 1921, S. 129–150. 
Obiges Zitat ebd., S. 143. Hervorhebung im Original.
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Burbach und Brebach verschwanden wieder.23 Die Freien Gewerkschaften blieben in der 
saarländischen Schwerindustrie ebenfalls hinter ihrer christlich-katholischen Konkur-
renz zurück. Nach Angaben des DMV wuchs die Zahl der eingeschriebenen Mitglieder 
zwischen 1903 und 1912 zwar von 65 auf 412 Mitglieder im gesamten Revier;24 allerdings 
ist auch diese Zahl äußerst bescheiden, zumal über die branchenmäßige Zusammen-
setzung nichts bekannt ist und es sich zum allergrößten Teil nicht um Hüttenarbeiter 
gehandelt haben dürfte. Michael Sander jedenfalls konstatiert, dass „die freien Gewerk-
schaften auf die Handwerksberufe und das Baugewerbe beschränkt“ blieben.25 Unter 
den Anhängern des DMV dürften zu dieser Zeit die Beschäftigten kleinerer oder mitt-
lerer Metallbaufirmen überwogen haben.

Alles in allem lässt sich festhalten, dass das Saarrevier ein Stück weit abgekoppelt 
war von der allgemeinen politischen Entwicklung des Deutschen Reichs, wo die Sozial-
demokratie und die Richtungsgewerkschaften, besonders aber die Freien Gewerkschaf-
ten, einen stetigen Aufstieg feierten: 1912 stellte die SPD erstmals die stärkste Partei im 
Reichstag und die Freien Gewerkschaften zählten 1913 rund 2,5 Millionen Mitglieder.26 
Der Kampf um soziale wie politische Emanzipation und Partizipation wurde – wenigs-
tens auf institutioneller Ebene – lediglich von den Bergleuten in gewissem Umfang, 
vor allem zwischen 1889 und 1893, ausgetragen. Die zahlenmäßig so bedeutende Hüt-
tenarbeiterschaft beteiligte sich daran kaum, sieht man von dem kurzen Intermezzo in 
Burbach nach der Jahrhundertwende ab. In diesem Punkt wiederum scheint sich das 
Saarrevier aber durchaus im gesamtdeutschen Kontext zu bewegen, hatten doch gerade 
die Freien Gewerkschaften auch in anderen Industrieräumen massive Organisationspro-
bleme in den zentralisierten Großbetrieben der Eisen- und Stahlindustrie.27 Es wäre also 
verfehlt, die Absenz politischer Bestrebungen auf den Hütten als regionalspezifisches 
Phänomen zu kennzeichnen. Vielmehr handelte es sich um eine Problemstellung, die 
den gesamten Industriezweig prägte.

Die Probleme der Arbeiterbewegung an der Saar im Allgemeinen und in der Groß-
eisenindustrie im Besonderen schienen sich in Neunkirchen brennspiegelartig zu 
verdichten. So konnte der Ottweiler Landrat wenige Monate vor dem Ausbruch des 
Ersten Weltkriegs vermelden: „Schon seit Jahren ist es hier der Sozialdemokratie nicht 
gelungen, Fortschritte zu erzielen.“ Im gesamten Kreis Ottweiler zähle die Organisation 

23  Zur Entwicklung des Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereins bis 1914 vgl. ebd., S. 150–155.
24  Vgl. ebd., S. 155–162. Zahlen ebd., S. 161 f.
25  Sander, Michael: Gewerkschaftsbewegung im Montanrevier – Arbeiter und ihre Organisation an 
der Saar, in: Herrmann, Hans-Walter (Hrsg.): Das Saarrevier zwischen Reichsgründung und Kriegs-
ende (1871–1918). Referate eines Kolloquiums in Dillingen am 29./30. September 1988 (Veröffentli-
chungen der Kommission für Saarländische Landesgeschichte und Volksforschung, Bd. 18), Saarbrü-
cken 1990, S. 40–53, hier S. 56.
26  Vgl. Grebing, Helga: Arbeiterbewegung. Sozialer Protest und kollektive Interessenvertretung bis 
1914, München 1985, S. 194. Zu den Freien Gewerkschaften vgl. Schönhoven 2002, S. 66.
27  Vgl. Domansky-Davidsohn 1980.
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rund 100 Anhänger.28 Bereits 1881 wurde in Neunkirchen zwar eine Filiale des Hirsch-
Dunckerschen Gewerkvereins gegründet, die dann aber wenig später, wohl noch im sel-
ben Jahr, bereits wieder aufhörte zu existieren. Die Hüttenarbeiter erreichte die kleine 
Vereinigung ohnehin nicht. 1912, also über drei Jahrzehnte später, wurde dann ein neuer 
Hirsch-Dunckerscher Ortsverein ins Leben gerufen, der dann immerhin 24 Hüttenar-
beiter anwerben konnte. Über diese 24 Personen ist nichts weiter bekannt. Allerdings 
verlor die Gruppierung wohl wenig später einige Mitglieder an den von der Betriebslei-
tung gegründeten Nationalen Hüttenverein.29 Für das Jahr 1906 wird berichtet, dass der 
lokale katholische Arbeiterverein nicht weniger als rund 1.300 Mitglieder zählte, sich 
das Gros aber aus Bergarbeitern rekrutierte.30 Zwei Jahre zuvor war eine Filiale des Ge-
werkvereins christlicher Bergarbeiter Deutschlands in Neunkirchen gegründet worden, 
dem 1906 316 Personen angehörten.31 

Wenn Karl Alfred Gabel behauptet, die christlichen Arbeiterorganisationen seien in 
Neunkirchen „ohne sonderlichen Erfolg gewesen“,32 so bezog er sich vornehmlich auf die 
Hüttenarbeiter. Die Bergleute hingegen waren im Bereich der Organisation wesentlich 
aktiver. Schon der große Bergarbeiterstreik von 1889 bis 1893 hatte sich in der Stadt be-
merkbar gemacht. Im gesamten Kreis Ottweiler waren immerhin 75 Prozent der Bergleu-
te im Rechtsschutzverein organisiert (6.605 von 8.799), in Neunkirchen selbst war eine 
Zahlstelle eingerichtet worden. Auf der anderen Seite aber scheiterten hier wie andern-
orts sämtliche Versuche, die Rechtsschutzbewegung auf die Hüttenarbeiterschaft auszu-
dehnen.33 Die Freien Gewerkschaften tauchten auf der Hütte vor 1914 überhaupt nicht 
auf.34 Eine Statistik des DMV aus dem Jahre 1909 fasst die gewerkschaftlichen Organisati-
onsverhältnisse folgendermaßen zusammen: Im Neunkircher Eisenwerk waren demnach 
1.000 von 4.870 Arbeitern organisiert, und zwar ohne Ausnahme im (gelben) Nationa-
len Hüttenverein. Damit blieb Neunkirchen selbst in einer wenig organisationsfreudigen 
Branche gegenüber vergleichbaren Werken aus der Region zurück. In Völklingen konnte 
der DMV immerhin 100 freigewerkschaftlich organisierte Hüttenleute zählen, auf der 
Halberger Hütte 60 und in Burbach wenigstens noch 40. Der Hirsch-Dunckersche Ge-
werkverein hatte, glaubt man der Statistik, in Völklingen 242 Mitglieder, in Burbach 200 

28  Zitiert nach Ebenau 2005 S. 223.
29  Vgl. Gabel 1921, S. 150–153.
30  Vgl. Pfarr-Kalender der katholischen Kirchengemeinde Neunkirchen (Bezirk Trier) für das Jahr 
1908, S. 38.
31  Vgl. Ebenau 1990, S. 35 f.
32  Gabel 1921, S. 133.
33  Vgl. Ebenau 1990, S. 26 f.
34  Gerhard Paul und Klaus-Michael Mallmann schreiben: „Gänzlich verschlossen blieb dem DMV bis 
zum Ersten Weltkrieg noch die Neunkircher Hütte […].“ Siehe Paul, Gerhard/Mallmann, Klaus-
Michael: Milieus und Widerstand. Eine Verhaltensgeschichte der Gesellschaft im Nationalsozialismus, 
Bonn 1995, S. 165.
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und in Halberg 150.35 Selbst innerhalb der freigewerkschaftlichen Diaspora, die das Saar-
revier darstellte, fiel Neunkirchen bis zum Ersten Weltkrieg nach unten ab.

Der Landrat des Kreises Ottweiler konnte dementsprechend noch 1906 vermelden: 
„Weder in der Zeit der in anderen Bezirken veranstalteten Wahlrechts-Demonstratio-
nen, noch zwecks Veranstaltung einer Maifeier sind im Kreise Ottweiler Versuche von 
socialdemokratischer Seite unternommen worden, sodass von socialdemokratischer 
Bewegung im Kreise Ottweiler bisher nicht die Rede sein kann.“36 Der Landrat wuss-
te lediglich von zwei abgelegten Bergleuten zu berichten, die Flugblätter in Neunkir-
cher Kneipen verteilt hätten. Möglicherweise resultierten die weiter oben aufgeführten 
Sanktionsmaßnahmen Stumms gegen diverse Wirtshäuser wenige Jahre zuvor aus ähn-
lichen Flugblattaktionen. Erst das Jahr 1907 gilt dann als Geburtsstunde der Neunkir-
cher Sozialdemokratie. Schon am 17. Dezember 1906 wurde Nikolaus Osterroth von 
den wenigen Parteimitgliedern aus dem Wahlkreis Ottweiler-St. Wendel-Meisenheim 
als Kandidat für die Reichstagswahl nominiert. Osterroth, ein Bergarbeiter und später 
erster besoldeter Parteisekretär im Saarrevier, erhielt bei der Wahl im Januar 1907 571 
Stimmen. Am 3. März 1907 schließlich wurde eine Konferenz einberufen, in der sich ne-
ben einer Wahlkreisorganisation eine SPD-Ortsgruppe für Neunkirchen formierte. Die 
Pioniere der Neunkircher SPD waren mit ziemlicher Sicherheit keine Hüttenarbeiter, 
sondern Vertreter verschiedener Handwerksberufe. Unter den Gründungsmitgliedern 
befanden sich beispielsweise Buchdrucker und Pflasterer.37 An der Hütte gingen alle frü-
hen Organisationsversuche spurlos vorüber. So mussten die Verfasser mehrerer Jubilä-
umsbroschüren des SPD-Ortsvereins Neunkirchen, die ansonsten die Frühzeit der Par-
tei heroisch verklären und die in derartigen Publikationen übliche Parteihagiographie 
betreiben, eingestehen: „Bis zum 1. Weltkrieg blieb die SPD in Neunkirchen, wie im 
Saarrevier allgemein, eine politische Randerscheinung“,38 und speziell in Neunkirchen 
konnte die Partei, die andernorts im Reich auf breiter Front im Vormarsch war, „bis zum 
ersten Weltkrieg […] keine breitere Basis gewinnen“.39

Es ist immer problematisch, ex negativo zu argumentieren, mithin Belege für die 
Nichtexistenz eines Phänomens zu sammeln. Dennoch dürfte klar geworden sein, dass 
gerade unter den Neunkircher Hüttenarbeitern politische Organisation im Sinne der in-
stitutionalisierten Arbeiterbewegung – selbst wenn man mit dem weit gefassten Begriff 

35  Alle Zahlen nach Ebenau 1990, S. 43. Der Autor beruft sich auf eine vom DMV 1910 publizierte 
Studie.
36  Zitiert nach 100 Jahre SPD Neunkirchen. Zusammengestellt von Peter Bierbrauer und Sören 
Meng, Bexbach 2008, S. 8.
37  Zur Gründungsgeschichte der Neunkircher SPD vgl. ebd., S. 7–10; außerdem 75 Jahre SPD Neun-
kirchen/Saar, o. O. 1982, S. 15 ff.; 40 Jahre SPD-Ortsverein Neunkirchen-Zoo, o. O. 1997, S. 15 f. Alle 
drei Broschüren finden sich unter anderem im Stadtarchiv der Kreisstadt Neunkirchen, Bestand Kleine 
Schriften, Schlagwort Parteien/SPD.
38  100 Jahre SPD Neunkirchen, S. 10.
39  Ebd., S. 7.
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operiert und die nicht-sozialistischen Organisationen mit einbezieht – praktisch nicht 
vorhanden war. Die wenigen Ansätze beschränkten sich wohl auf Handwerksgesellen 
außerhalb des Eisenwerks, während die christlichen Organisationen in der Bergarbeiter-
schaft ein gewisses Rekrutierungspotenzial vorfanden. Unter der Hüttenarbeiterschaft 
herrschte bis 1914 in politisch-emanzipatorischer Hinsicht eine veritable Friedhofsruhe.

1.2  Versammlungstätigkeit, Organisationsbemühungen, 
Rückschläge: Düdelingen

Im ersten Teil eines zweiteiligen Aufsatzes bemerkte der luxemburgische Gewerkschafts-
historiograph Henri Koch: „Der Syndikalismus war um 1914 eine Bewegung von klei-
nen Minoritäten. […] [Bis 1914] blieb die Luxemburger Arbeiterorganisation unan-
sehnlich und ohne Einfluß.“40 Tatsächlich feierten die Organisationen der politischen 
Arbeiterbewegung erst im Zuge des Ersten Weltkriegs ihren vollständigen Durchbruch. 
Dennoch gab es auch vorher durchaus bereits Ansätze, die es zwar an Breitenwirksam-
keit weitgehend vermissen ließen, an die sich organisatorisch allerdings anknüpfen ließ.

Die luxemburgische Gewerkschaftsbewegung bildete im 19. Jahrhundert Vorformen 
aus, die mit den späteren Massenorganisationen eher wenig gemein hatten. Überliefert 
sind unter anderem protogewerkschaftliche Gruppierungen der Brauer, Buchdrucker 
(1864), Tabakarbeiter (1889) oder Handschuhmacher (1894). Bisweilen gelang es – wie 
1871 den Buchdruckern – Tarifverträge mit dem Patronat abzuschließen.41 Zu den frü-
hen Organisationsformen sind auch die weiter oben beschriebenen Arbeiterunterstüt-
zungsvereine zu zählen. Die frühen Vereine funktionierten auf genossenschaftlicher 
Basis. Es handelte sich um Berufsvereine, weniger um Gewerkschaften im eigentlichen 
Sinne, schon gar nicht um Industrieverbände mit einer hochkomplexen Organisations-
struktur. Den wirtschaftlichen und politischen Gegebenheiten des Großherzogtums 
entsprechend lag der Schwerpunkt der Organisationen seit dem industriellen Take-off 
– außer in Luxemburg-Stadt – im Kanton Esch.

Erst nach der Jahrhundertwende, im August 1903, wurden Gewerkschaften im engeren 
Sinne aus der Taufe gehoben. Neben Organisationen für Maurer, Maler und Anstreicher, 
Holzarbeiter und Schuhmacher entstand in diesem Jahr auch die Metallarbeiter-Gewerk-
schaft (MAG), die sich „an die Massen der Industriearbeiter“ wenden sollte.42 Die quantita-
tive Entwicklung bis 1914 indiziert aber, dass dieser Anspruch nicht erfüllt werden konnte: 
Spätestens 1908 wurde ein Gewerkschaftskartell aller freien Vereinigungen gegründet,43 
dem zum Zeitpunkt der Gründung gerade mal 888 Personen angehörten. Bedenkt man, 

40  Koch 1977, S. 495. Unter „Syndikalismus“ wird hier ganz allgemein die Gewerkschaftsbewegung 
verstanden, nicht etwa die anarcho-syndikalistische Richtung innerhalb des linken Spektrums.
41  Vgl. ebd., S. 483 f. Zur Vorgeschichte des luxemburgischen Gewerkschaftswesens vgl. auch Vom 
Berg- und Hüttenarbeiterverband über den LAV zum OGB-L 1986, S. 4.
42  So jedenfalls gemäß Koch 1977, S. 494.
43  Die Datierung schwankt: Ben Fayot gibt 1908 als Gründungsdatum an. Siehe Fayot 1979, S. 135. 
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dass in dem Kartell auch Arbeiter anderer Sektoren und die genannten Handwerkergrup-
pen vertreten waren, so scheint der Anteil der freigewerkschaftlich organisierten Hüt-
tenarbeiter, gemessen an der Beschäftigungsintensität des Sektors, verschwindend gering 
gewesen zu sein. Die industriellen Zentren des Südens und Südwestens, damit aber die 
expandierenden Großbetriebe blieben der Metallarbeiter-Gewerkschaft weitgehend ver-
schlossen. Um den eigenen Einfluss zu mehren beschlossen die Führungskräfte am 21. Au-
gust 1904 den Anschluss an den Deutschen Metallarbeiterverband, der auch vom linken 
Flügel der luxemburgischen Sozialdemokratie vehement vorangetrieben wurde.44 

Das Kartell sowie die MAG setzten sich unter anderem die Aufgabe, ihre Mitglieder 
in Rechtsfragen zu beraten, ihnen Rechtsbeistand zu leisten und gegebenenfalls Streiks 
finanziell zu unterstützen. Gerade die anvisierte Streikunterstützung wirkte allerdings 
angesichts der dünnen Mitgliederbasis und der damit einhergehenden restringierten 
finanziellen, personellen und logistischen Ressourcen einerseits sowie der geballten 
Arbeitgebermacht in der expandierenden Schwerindustrie andererseits kaum durch-
schlagskräftig. Das Gewerkschaftskartell sah weiterhin die Einrichtung von Arbeiter
sekretariaten und Bibliotheken vor.45 

Hinzu kamen noch verschiedene Organisationsansätze der anderen Richtungsge-
werkschaften, allen voran der katholischen Strömung. Die katholischen Arbeiterorgani-
sationen scheinen im katholischen Luxemburg vor dem Ersten Weltkrieg klar im Vorteil 
gegenüber der sozialdemokratisch-sozialistischen Konkurrenz geblieben zu sein. Nach-
dem bereits 1864 in der Hauptstadt ein katholischer Meister- und Gesellenverein, der 
sich ausdrücklich und ausschließlich an Handwerker richtete, gegründet worden war, 
entstanden ab 1906 zahlreiche katholische Arbeitervereine. Bis zum Ersten Weltkrieg 
gab es 32 solcher Vereine mit zusammen nicht weniger als 3.700 Mitgliedern, mehr als 
viermal so viele als im freigewerkschaftlichen Kartell zusammen also. Kurz zuvor war 
bereits ein katholischer Volksverein im Großherzogtum entstanden, der wohl als eine 
Art Motor und Koordinator der sozialpolitischen Maßnahmen des Katholizismus fun-
gierte. Die katholischen Arbeitervereine, die sich explizit auch an die Industriearbeiter 
richteten, verfolgten religiös-seelsorgerische, kulturelle, bildungspolitische, soziale und 
berufsbezogene Zielsetzungen. Gegliedert war die Organisation – wie in Deutschland 

Henri Koch hingegen nennt das Jahr 1906. Siehe Koch 1977, S. 494. Janine Wehenkel-Frisch nennt ein 
noch früheres Jahr, 1905. Siehe Wehenkel-Frisch 1992, S. 88.
44  Raymond Steil fasst zusammen: „Es gelingt der MAG vor allem nicht, im eigentlichen industriellen 
Zentrum des Landes, im Minettebecken, Fuß zu fassen.“ Siehe Steil, Raymond: Einer für Alle, Alle für 
Einen! Der Deutsche Metallarbeiter-Verband in Luxemburg (1904–1918), in: 75 Joër fräi Gewerkschaf-
ten. Contributions à l’histoire du mouvement syndical luxembourgeois. Beiträge zur Geschichte der 
luxemburgischen Gewerkschaftsbewegung, Esch-sur-Alzette 1992, S. 103–139, hier S. 106. Zur Grün-
dungsgeschichte und zum Anschluss an den DMV vgl. ebd.
45  Zum Gewerkschaftskartell, seiner Zusammensetzung und seinen Zielen und Inhalten vgl. ebd.; 
Koch 1977, S. 495; Fayot 1979, S. 135 ff.
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auch – nach Fachvereinen.46 Im selben Jahr, in dem die ersten katholischen Arbeiterver-
eine gegründet wurden, wirkten wohl auch erstmals Emissäre des Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkvereins im luxemburgischen Minettebassin: Am 18. November 1906 wurde in 
Differdingen durch einige Drahtwalzer eine Ortsgruppe gegründet. Es ist nicht klar, 
welcher Nationalität die im Gewerkverein organisierten Differdinger Drahtwalzer ange-
hörten, aber es ist nicht unwahrscheinlich, dass es sich um deutsche Arbeiter handelte.47

Die Trennung von bürgerlicher und proletarischer Demokratie, die in Deutschland 
bereits in den 1860er Jahren vonstatten ging, wurde im Großherzogtum formal mit der 
Gründung der Sozialdemokratischen Partei (SDP) in den Jahren 1902/03 vollzogen.48 
Dennoch blieben Linksbürgerliche und Sozialdemokraten über Wahlbündnisse, die 
das geltende Mehrheitswahlrecht erforderlich machte, aber auch programmatisch etwa 
durch ihren Antiklerikalismus eng verflochten. Neben der Hauptstadt war Esch-sur-
Alzette, die Kantonshauptstadt des Minettereviers, das Zentrum der jungen luxembur-
gischen Sozialdemokratie. Nach der Gründung bemühte man sich allerdings mittels 
zahlreicher Versammlungen Sektionen etwa in Schifflingen, Düdelingen, Rodingen, Pe-
tingen, Tetingen und Differdingen aufzubauen. Organisatorisch waren die siebenköp-
fige Parteileitung und der Parteitag die wohl wichtigsten zentralen Führungsgremien. 
Programmatisch war die luxemburgische Sozialdemokratie ausgesprochen reformistisch 
und pragmatisch ausgerichtet: Als „Hauptpunkte unseres Programms“ wurden unter 
anderem „allgemeines, direktes, gleiches und geheimes Stimmrecht“, eine progressive 
Einkommenssteuer und verschiedene sozialpolitische Maßnahmen gefordert. Unmit-
telbar nach ihrer Gründung, noch im Sommer 1903, bemühte sich die Sozialdemokrati-
sche Partei um Aufnahme in die II. Internationale.49 

Insgesamt handelte es sich vor dem Ersten Weltkrieg noch um eine ausgesprochen 
kleine Partei. Laut Ben Fayot, einem der schreibfreudigsten Chronisten der luxemburgi-
schen Arbeiterbewegung, existierten bis 1914 lediglich drei Ortsvereine, die einigerma-
ßen regelmäßige Tätigkeiten nachweisen konnten: der Verein der Hauptstadt mit schät-
zungsweise 400 Mitgliedern, die Tetinger Sektion mit lediglich 20 bis 40 Mitgliedern 
sowie die Escher Sektion mit etwa 40 bis 50 Personen.50 Letztgenannte Gruppe schaffte 
es immerhin bereits im Jahre 1903, ein Volkshaus einzurichten. Zusammen dürfte sich 
die Mitgliederzahl der Partei vor dem Ersten Weltkrieg zwischen 450 und 500 Personen 

46  Zur katholischen Gewerkschaftsbewegung in Luxemburg vor 1914 vgl. Koch 1977, S. 492 f.
47  Vgl. Fayot 1979, S. 137.
48  Die Gründungsgeschichte der Sozialdemokratischen Partei Luxemburgs vgl. ausführlich ebd., 
S. 62–78; vgl. außerdem La vie politique au Grand-Duché de Luxembourg, Luxembourg 1998, S. 67.
49  Die Organisationsgeschichte soll hier nicht detailliert wiedergegeben werden. Im Rahmen der vor-
liegenden Studie scheint die Herausarbeitung einiger grundlegender Tendenzen und Strukturprinzipi-
en, die für den konkreten Untersuchungsfall Düdelingen von Relevanz sind, ausreichend zu sein. Zur 
organisatorischen Entwicklung und zum Aufbau der Partei vgl. ausführlich Fayot 1979, S. 79–146. Die 
Zitate aus dem Programm vgl. ebd., S. 97.
50  Zu den genannten Mitgliederzahlen vgl. ebd., S. 117–120.
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bewegt haben. Über die soziale Zusammensetzung der Mitglieder ist so gut wie nichts 
bekannt, allerdings scheinen zumindest auf der Führungsebene bürgerliche Persönlich-
keiten und Handwerker überwogen zu haben. Die Sozialdemokratische Partei war vor 
dem Ersten Weltkrieg sicherlich keine Organisation der Hüttenarbeiterschaft. 

Trotz ihrer Überschaubarkeit wurde die Partei bereits vor dem Ersten Weltkrieg von 
Rissen und Spaltungstendenzen durchzogen: Protagonisten des linken Flügels kritisier-
ten die bei allen Urnengängen praktizierten Wahlbündnisse mit den gemäßigten Li-
beralen und sammelten sich rund um die satirische Zeitung Der Arme Teufel, einem 
sozialistischen Blatt, das gewissermaßen in Konkurrenz zum führenden Organ der Ar-
beiterbewegung, dem Escher Journal, initiiert wurde. So kann das Publikationsorgan in 
gewisser Hinsicht als „Vorläufer der Spaltung“ angesehen werden, die sich dann in der 
Nachkriegszeit vollzog.51 Um den Armen Teufel herum formierte sich im Mai 1904 die 
Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SAP), die einen dezidierteren Linkskurs propagier-
te. Außerdem wollte man im Gegensatz zur SDP die Gewerkschaftsarbeit mehr in den 
Vordergrund rücken und sich klarer als Partei des luxemburgischen Industrieproletariats 
profilieren. Die SAP-Funktionäre forcierten in diesem Zusammenhang den Anschluss 
an den Deutschen Metallarbeiterverband, dessen Organisation man als vorbildhaft ein-
schätzte.52 Mit der Tendenz zu Sezessionen, Häresien und Spaltungen reihte sich die frü-
he luxemburgische Arbeiterbewegung, so sehr sie noch in den Kinderschuhen steckte, 
in den Kontext der europäischen Arbeiterbewegung ein.

Zwei Aspekte bestimmten die luxemburgische Arbeiterbewegung in ihrer Inku-
bationsphase und darüber hinaus ganz entscheidend und sollen daher hier unbedingt 
noch thematisiert werden: zum einen der Austausch mit Deutschland, das in vielerlei 
Weise als Vorbild und Inspirator wirkte; zum anderen die Bedeutung vor allem der ita-
lienischen Immigration für die Entwicklung der Arbeiterbewegung, insbesondere der 
Gewerkschaften. Der Austausch mit Deutschland war eine wichtige Voraussetzung für 
den schnellen Vollzug der luxemburgischen Industrialisierung, profitierte die luxem-
burgische Industrie doch über den Zollverein und später die Zollunion von der Teilha-
be am deutschen Wirtschaftsraum sowie vom Bezug deutscher Gelder und Expertise. 
Außerdem halfen vor allem deutsche Facharbeiter bei der Einrichtung der luxembur-
gischen Fabrikanlagen.53 Die Austauschbeziehungen erstreckten sich aber auch auf die 
entstehende Arbeiterbewegung. Henri Koch fasst dies prägnant zusammen: 

51  Zur Spaltung vgl. ebd., S. 120 f.; außerdem Wehenkel-Frisch, Janine: Der arme Teufel. Sozialde-
mokratische Zeitung. Monographie d’un journal socialiste luxembourgeois (1903–1924), Luxembourg 
1978, S. 4 f. und 191 f. Zitat ebd., S. 4. Im französischsprachigen Original heißt es, der Arme Teufel sei 
„peut-être précurseur de la scission“.
52  Vgl. Wehenkel-Frisch 1992, S. 81–86.
53  Zum deutschen Einfluss auf die luxemburgische Industrialisierung vgl. noch einmal die entsprechen-
den Ausführungen in Kapitel I.



406

„So wie das deutsche Kapital die luxemburgische Wirtschaft beherrschte, wie große Verwal-
tungen z. B. Zoll und Eisenbahn unter deutscher Direktion standen, so wirkten auch die po-
litischen Parteien und die Gewerkschaften attraktiv über die Grenze hinweg. Sozialistische 
Partei und freie Gewerkschaften, Zentrum und christliche Gewerkschaften galten auch im 
Großherzogtum als nachahmenswerte Beispiele.“54

Wie oben aufgeführt, schloss sich die MAG 1904 auf Betreiben der Gruppe um den 
Armen Teufel dem DMV an. Organisatorisch war Luxemburg in den 8. Agitationsbezirk 
mit Sitz in Frankfurt am Main eingebettet, damit gehörte das luxemburgische Minette-
bassin zum selben Bezirk wie das Saarrevier. Vom Saarrevier aus kamen Funktionäre wie 
Hans Böckler immer wieder über die Grenze, um Vorträge und Werbeveranstaltungen 
durchzuführen. Die ersten Verwaltungsstellen des DMV in Luxemburg entstanden in 
der Hauptstadt, in Esch und in Differdingen, das lange Zeit gewissermaßen das Zen
trum der Verbandsaktivitäten darstellte.55 Die Bedeutung Differdingens ist nicht zuletzt 
auf die hohe Zahl der hier beschäftigten deutschen Arbeiter zurückzuführen, die es ver-
stärkt in den DMV zog. Später entstanden allerdings weitere Filialen im Großherzog-
tum, nicht zuletzt auch in Düdelingen. 

Die Anstrengungen des DMV dürfen allerdings nicht über die nach wie vor vor-
handenen strukturellen Probleme hinwegtäuschen. Zum einen hielten sich die Mitglie-
derzahlen weiterhin in engen Grenzen: 1907 zählte man im Großherzogtum 267 An-
hänger, im Juni 1914 waren es 231.56 Zum anderen ist festzustellen, dass der DMV bei 
Kriegsausbruch eine überwiegend deutsche Einrichtung war, wurde doch der Zulauf 
unter den Einheimischen seit etwa 1908 immer schwächer. Zu einer genuin luxembur-
gischen Industriegewerkschaft kam es im Endeffekt erst 1916, der Weltkrieg stellte dies-
bezüglich eine Zeitenwende dar, auch wenn die Kontinuitätslinien zur Vorkriegszeit 
keinesfalls zu vernachlässigen sind.57 

Auch die anderen Richtungsgewerkschaften lehnten sich eng an die deutschen, aber 
auch an belgische Modelle an. Dafür spricht schon die Gliederung der katholischen Ar-
beitervereine in Fachvereine, wie sie in Deutschland ebenfalls üblich war. Auch die christ-
lichen Gewerkschaften sendeten, wie die freigewerkschaftliche Konkurrenz, Emissäre ins 
luxemburgische Minettebassin. Wie oben gezeigt wurde, waren die katholischen Funk-
tionäre bei ihrer Werbearbeit bis 1914 wohl deutlich erfolgreicher. Was die Hirsch-Dun-
ckerschen Gewerkvereine betrifft, so erfolgte die oben erwähnte Vereinigung der Draht-

54  Koch 1977, S. 499.
55  Über das Wirken des DMV in Luxemburg informiert ausführlich Steil 1992, passim. Zur organisa-
torischen Einbettung in die deutsche Gewerkschaft siehe ebd., S. 114 f.
56  Zur Mitgliederentwicklung siehe ebd., S. 119, 126 f. und 132 (Tabellen).
57  Zur deutschen Dominanz im DMV, aber auch zu den Kontinuitätslinien zur später entstehenden 
rein luxemburgischen Organisation vgl. ebd., S. 127–136. Zum deutschen Einfluss auf die junge luxem-
burgische Gewerkschaft vgl. auch Krieps, Robert jun.: Die Arbeiterbewegung Luxemburgs vor dem 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Hintergrund (1848–1925), Luxemburg 1982, S. 53–56.
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walzer in Differdingen auf Veranlassung des Bezirksleiters aus Kaiserslautern. „Insgesamt 
kann man behaupten“, fasst Ben Fayot zusammen, „daß die gesamte deutsche Gewerk-
schaftsbewegung auf Luxemburg abfärbt“.58 Auf allen Ebenen der Arbeiterorganisation 
– so kann man hinzufügen – war der Einfluss aus dem Nachbarland deutlich spürbar.

Die luxemburgische Arbeiterbewegung musste ferner auf die Problematik der Ein-
wanderung reagieren – und sie tat dies höchst ambivalent.59 Zum einen war man der 
internationalistischen Ideologie und Rhetorik, welche sämtliche europäischen Arbeiter-
bewegungen mehr oder weniger auszeichnete, verpflichtet und versuchte entsprechend, 
auch italienische Arbeiter für die gewerkschaftliche und parteipolitische Organisation 
zu gewinnen. Dies geschah zunächst auf Funktionärsebene, indem Kontakte – in der 
Regel über Vermittlung deutscher Aktivisten – zu im lothringischen und luxemburgi-
schen Minettebassin tätigen italienischen Arbeiterfunktionären geknüpft wurden. Der 
Wille zur Anwerbung italienischer Arbeiter fand seinen Niederschlag nicht zuletzt in 
zweisprachig formulierten Werbeplakaten.60 Auch die Linksabweichler um den Armen 
Teufel bemühten sich um internationale Verständigung, richteten sie doch in ihrem 
Blatt eine italienische Seite unter dem Titel „la pagina dei fratelli italiani“ ein. Außer-
dem fanden hier und da gemeinsame Maifeiern statt.61 

Auf der anderen Seite aber musste die Führung mit nicht zu leugnenden xenophoben 
Ressentiments an der Basis – sprich unter den Industriearbeitern – umgehen. Recht dras-
tisch formuliert Ben Fayot, „der Haß der Luxemburger auf die lohndrückenden Italiener“ 
habe dazu beigetragen, „daß der Verband nicht zur festen Massenorganisation wurde“.62 

58  Fayot 1979, S. 138.
59  Vgl. dazu einen Beitrag mit programmatischem Titel: Scuto, Denis: Entre solidarité et concur-
rence: Syndicalisme ouvrier luxembourgeois et immigrants dans l’entre-deux-guerres, in: Fondation 
Bassin Minier (Hrsg.): Solidarité entre étrangers. Solidarité avec les étrangers. Du mutualisme associatif 
à l’engagement politique et syndical (Mutations, Mémoires et Perspectives du Bassin Minier, 4/2012), 
Luxembourg 2012, S. 49–65.
60  Vgl. ebd., S. 141. Fayot erwähnt unter anderem die drei italienischen Sozialisten und Gewerkschafter 
Tullio Cavalazzi, Anselmo Ungari und Dino Rondani, die, über Vermittlung des DMV, ins luxemburgi-
sche Revier geschickt wurden, um dort Werbearbeit zu betreiben. Ein Beispiel für ein Werbeplakat findet 
sich ebd., S. 139. Hierbei handelt es sich um ein von der „Verwaltungsstelle Luxemburg des Deutschen Me-
tallarbeiter-Verbandes“ in deutscher und italienischer Sprache verfasstes Exemplar, das die Industriearbei-
ter angesichts drohender Entlassungen aufforderte, in die Gewerkschaft einzutreten. Zu Tullio Cavalazzi 
als einem beispielhaften Vertreter italienischer Arbeiterfunktionäre im lothringisch-luxemburgischen Mi-
netterevier vgl. Bonnet 1981, S. 87–91. Cavalazzi bereiste im Auftrag der Umanitaria die Minettegegend.
61  Vgl. Fayot, Ben: Les forces politiques et sociales face à l’immigration (1880–1940), in: Pauly, 
Michel (Hrsg.): Lëtzebuerg de Lëtzebuerger? Le Luxembourg face à l’immigration, Luxemburg 1985, 
S. 49–61, hier S. 55; außerdem Lorenzini, Marcel: Mouvement ouvrier italien au Luxembourg et dans 
la Grande Région: thèmes, problèmes, documentation, in: Caldognetto, Maria Luisa/Gera, Bian-
ca (Hrsgg.): L’histoire c’est aussi nous. Actes des Journées internationales d’études Dudelange (Luxem-
bourg) 20 octobre 2007 et 11 octobre 2008, Turin 2009, S. 221–233, hier S. 232.
62  Fayot 1979, S. 140. Vgl. dazu auch Koch 1977, S. 497. Dort heißt es: „Man warf ihnen [den Italie-
nern] vor die Arbeitsbedingungen herabzudrücken.“



408

Neben der von Fayot erwähnten Lohndrückerei warf man den Italienern im Allgemei-
nen vor, die von den Betriebsherren oktroyierten Arbeitsbedingungen unter allen Um-
ständen, mangels Qualifikation und Bildung, willfährig zu akzeptieren, mithin willen-
lose Manövriermasse in den Händen der Eisen- und Stahlbarone zu sein. Allenthalben 
wurde, auch wenn derartige Stereotype nicht artikuliert wurden, die nationale Diversität 
in den luxemburgischen Betrieben als gravierendes Organisationsproblem identifiziert. 
Geradezu paradigmatisch mutet ein am 11. Juli 1914 in der Deutschen Metallarbeiterzei-
tung veröffentlichter Artikel an, in welchem die Grundprobleme der Schwerindustrie in 
Luxemburg umrissen werden. Hierin hieß es:

„Unter der Vielsprachigkeit der Belegschaften der Hüttenwerke wird aber die Möglichkeit, 
die Massen zu organisieren, sehr erschwert, wozu noch kommt, daß die Unternehmer die für 
sie günstige Lage mit allen Kräften ausnutzen, indem sie durch Schürung des Nationalitäten-
hasses fortgesetzt Gegensätze zu schaffen suchen. Der Italiener wird gegen den Luxemburger, 
der Luxemburger gegen den ‚Preuß‘ aufgehetzt, und dadurch leider bei den unaufgeklärten 
Arbeitern erreicht, daß sie sich mit scheelen Augen ansehen und für die Organisation nicht 
zu haben sind.“63

Die xenophoben Stereotype werden allein durch den Umstand negiert, dass gera-
de unter den italienischen Immigranten die Ideen der Arbeiterbewegung zum Teil viel 
früher Raum griffen und in der italienischen community zahlreiche linksproletarische 
Ideen, Flugblätter, Broschüren und sonstige Druckerzeugnisse zirkulierten. Seit 1902 
bereits wirkte die sozialistisch orientierte Organisation Umanitaria mit einigem Erfolg 
im Minettebezirk, indem sie Inspektionsreisen unternahm und sich um die Belange der 
italienischen Emigranten kümmerte. Marcel Lorenzini, ein ausgewiesener Kenner der 
politischen Dimension der italienischen Einwanderung nach Luxemburg, kommt an-
gesichts der mannigfaltigen italienischen Aktivitäten zu dem Urteil, dass „bien avant 
l’histoire officielle du syndicalisme il existait un mouvement ouvrier parmi le monde 
cosmopolite des immigrés“.64

Die Führung von Partei und Gewerkschaft musste aber dennoch – ob sie die Ressen-
timents nun teilte oder nicht – auf xenophobe Strömungen an der Basis reagieren und 

63  Artikel zitiert nach Steil 1992, S. 103.
64  Lorenzini 2009, S. 226; zur politischen Dimension der italienischen Einwanderung im Allgemei-
nen und den verschiedenen sozialistischen Strömungen im Besonderen vgl. außerdem Gallo 1987, 
S. 31–40; Fayot, Ben: Le rôle politique de l’immigration italienne au Luxembourg de 1871 à 1914, in: 
Dumoulin, Michel/Trausch, Gilbert (Hrsgg.): Le rôle politique de l’immigration italienne dans les 
pays de l’Europe du Nord-Ouest (1861–1945): Actes du colloque de Luxembourg (Risorgimento. Euro-
päische Zeitschrift für die neuere Geschichte Italiens, 1983/1–2), Brüssel 1984, S. 77–82. Fayot kommt 
in dem letztgenannten Beitrag zwar zu dem Urteil, dass der Politisierungsgrad unter den italienischen 
Einwanderern recht hoch war und vor allem die Sozialisten starken Anklang fanden, bemerkt aber zu-
gleich: „[…] les liens avec le prolétariat luxembourgeois sont faibles.“ Siehe ebd., S. 82.
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selbst hier und da Maßnahmen ergreifen, die der internationalistischen Ideologie diame-
tral zuwider liefen. Diese Entwicklung kulminierte in der krisenhaften Nachkriegszeit, 
als die Gewerkschaften angesichts drohender Massenarbeitslosigkeit eine Quotenrege-
lung für die Beschäftigung ausländischer Arbeiter einforderten: Fortan sollten nur noch 
fünf Prozent [!] der Belegschaften der Industriebetriebe ausländischer Herkunft sein. 
Auf Intervention der Arbeitgeber hin scheiterten diese Pläne, die – so kann man be-
haupten – einem ökonomischen Suizid geglichen hätten.65 Bei anziehender Konjunktur 
war das kleine und bevölkerungsarme Land schlichtweg auf ausländische Arbeitskräfte 
angewiesen. Am Verhältnis zu den ausländischen Beschäftigten lässt sich am ‚Mikrokos-
mos Luxemburg‘ eine übergreifende Tendenz innerhalb der europäischen Arbeiterbe-
wegung feststellen: Einer internationalistischen Ideologie und Rhetorik stand oftmals, 
zumal in Krisenzeiten, ein Denken in betont nationalen Kategorien gegenüber.

Düdelingen blieb, was die Aktivitäten der institutionalisierten Arbeiterbewegung 
betrifft, mehr oder weniger deutlich hinter der Hauptstadt Luxemburg und der Kan-
tonshauptstadt Esch-sur-Alzette, aber auch hinter anderen luxemburgischen Indus-
triegemeinden wie Differdingen zurück. Glaubt man den Ausführungen Ben Fayots, 
so existierte hier kein Ortsverein der jungen Sozialdemokratie. Folglich waren auf den 
Parteitagen vor 1914 keine Düdelinger Delegationen vertreten.66 Unter den ersten Zahl-
stellen des DMV in Luxemburg war Düdelingen ebensowenig vertreten, aber die Ein-
richtung einer Filiale erfolgte dann doch im Jahre 1908. Zum Zeitpunkt ihrer Gründung 
umfasste die Ortsgruppe gerademal 17 Personen, 1909 waren es 24, 1910 32 und 1911 18. 
Die Zahlstelle wurde „dank der Gleichgültigkeit der dortigen Mitglieder“, wie es DMV-
Bezirksleiter Fritz Ehrler formulierte, im Jahre 1912 wieder aufgelöst. Nicht nur blieb 
die Düdelinger Organisation vor dem Ersten Weltkrieg numerisch schwach, sie verfügte 
auch über keinen institutionellen Kern. Entsprechend hoch war die Fluktuation: Zwi-
schen dem 31.12.1910 und dem 31.12.1911 schieden 40 Personen aus der Ortsgruppe aus, 
obwohl der Ausgangswert nur bei 32 Mitgliedern lag. Dem standen 25 Neuaufnahmen 
gegenüber. Überdies standen neun abgereisten Verbandsmitgliedern, die wohl andern-
orts Arbeit suchten, zehn Zugereiste gegenüber.67 

Schon für die Zeit vor der Gründung der Düdelinger Zahlstelle des DMV finden 
sich im Nationalarchiv Luxemburg, Abteilung „département de la justice“, im Bestand 
„mouvement ouvrier“ Hinweise auf die ein oder andere Versammlung von Gewerkschaft 
und Partei. Es wurden durchaus Versuche unternommen, in dieser für Luxemburg so 
exponierten Industriegemeinde mit ihrer umfangreichen Arbeiterpopulation anzukom-
men. Am 14. Januar 1906 lud der DMV zu einer Versammlung in das Düdelinger Wirts-

65  Zu diesem gescheiterten Gesetzesprojekt vgl. Hoffmann, Serge: L’immigration au Grand-Duché 
de Luxembourg. De l’époque industrielle à aujourd’hui, in: Luxembourg: histoires croisées des migra-
tions, Paris 2002, S. 60–69, hier S. 65.
66  Vgl. Fayot 1979, S. 123 f.
67  Vgl. Steil 1992, S. 126 f. (Mitgliederentwicklung) und 125 (obiges Zitat von Fritz Ehrler).
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haus Bour-Gaasch, wo neben Hans Böckler Jacques Thilmany, ein Exponent der Links-
fraktion um den Armen Teufel, sowie der italienische Gewerkschafter Anselmo Ungari 
sprachen. Über die Versammlung informiert ein Protokoll, das ein lokaler Gendarm an 
die Generalstaatsanwaltschaft zu Luxemburg-Stadt sandte.68 Diese Polizeiberichte stel-
len einen exzellenten Quellenkorpus zur Rekonstruktion der Luxemburger Arbeiterbe-
wegungsgeschichte dar, war doch bei jeder noch so kleinen Veranstaltung mindestens 
ein Ordnungshüter anwesend, der protokollierte und Meldung an die übergeordneten 
Stellen erstattete. Allerdings sollten diese Dokumente auch mit der notwendigen Vor-
sicht beurteilt und verarbeitet werden, denn oftmals fanden sich hier klare politische 
Fehleinschätzungen. So überschätzte man regelmäßig die Tragweite der vorgetragenen 
politischen Ideen und sprach etwa von Anarchisten, obwohl es sich, wenigstens bis zum 
Ersten Weltkrieg, um überaus gemäßigte Vorträge sozialdemokratischen Zuschnitts 
handelte. Außerdem ist man, wenn man die Reden der Versammlungsteilnehmer wie-
dergibt, auf die Mitschriften der Protokollanten angewiesen, wobei der Originalwort-
laut nicht erhalten ist. Besonders problematisch erscheint dies bei den in ihrer Mutter-
sprache gehaltenen Vorträgen der italienischen Vertreter. Insgesamt handelt es sich aber 
um eine wertvolle Quellengattung, die Aufschlüsse liefert über die lokale Organisati-
onsentwicklung.69

Anlässlich der Versammlung vom 14. Januar 1906 wusste der „Brigadier Stations 
Kommandant“ von Düdelingen von 120 Teilnehmern zu berichten, „meistens Luxem-
burgern, gröstenteils [sic!] jungen Burschen und auch älteren Leuten, die ohne Interesse 
an der Sache zu nehmen, erschienen waren, um einmal zu hören, was dort gesprochen 
werde“.70 „Nur wenige Italiener und Deutsche“ seien anwesend gewesen, sodass Ansel-
mo Ungari in seiner in italienischer Sprache gehaltenen Rede71 klagte: 

„Es ist unnötig, dass ich viele Worte verliere, denn zu meinem Bedauern muss ich sehen, dass 
diejenigen die meine Sprache verstehen, hier nur in einzelnen Personen vertreten sind. Die 
Italiener können sich ein Beispiel an den Luxemburger Arbeitern nehmen; diese haben unse-
rem Aufrufe in die Versammlung zu kommen, Folge geleistet. Für meine Landsleute wäre es 
aber noch viel notwendiger, sich dem Verbande anzuschliessen. Ich bitte desshalb [sic!] meine 

68  AnLux, J 76/76, S. 15–18.
69  Adelheid von Saldern, die ebenfalls zumindest komplementär mit Polizeiprotokollen gearbeitet hat, 
befindet, diesen Dokumenten komme „im großen und ganzen ein hoher Grad an Glaubwürdigkeit zu“. 
Siehe Saldern, Adelheid von: Auf dem Wege zum Arbeiter-Reformismus. Parteialltag in sozialdemo-
kratischer Provinz Göttingen (1870–1920), Frankfurt a. M. 1984, S. 13.
70  AnLux, J 76/76, S. 15.
71  Es ist sehr unwahrscheinlich, dass der Düdelinger Ortsgendarm der italienischen Sprache mächtig 
war. Denkbar wäre, dass er einen ortsansässigen Italiener als ‚Dolmetscher‘ verpflichtet hat, oder dass er 
spontan die Dienste eines anwesenden Italieners in Anspruch nahm. In jedem Falle ist bei der Wieder-
gabe italienischer Reden mit noch mehr Verzerrungen zu rechnen als ohnehin. 
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Landsleute bei den Italienern dahin zu wirken, dass sie mit ihren luxemburger Genossen ver-
eint handeln und dem Verband beitreten.“72

Derlei Veranstaltungen zeigen sehr plastisch die Segmentierung der Düdelinger 
Arbeiterschaft entlang nationaler und soziokultureller Grenzlinien. Bei den Versamm-
lungsteilnehmern dürfte es sich in erster Linie um Hüttenarbeiter gehandelt haben, aber 
über die branchenmäßige Zusammensetzung der Zuhörerschaft schweigen die Polizei-
berichte. Am 23. Januar desselben Jahres fand, wiederum in der Schenke Bour-Gaasch, 
eine Versammlung mit Jacques Thilmany statt, der laut Polizeibericht 25 Leute, „meis-
tens Luxemburger und einige Franzosen“, folgten.73 Hier wie neun Tage vorher blieben 
die Italiener fern, eine gemeinsame Aktion fand nicht statt, obwohl dies auf Funktio-
närsebene – die geplante italienische Rede Ungaris zeigt es – sehr wohl vorgesehen war. 
So belegt das lokale Beispiel aus Düdelingen sehr deutlich eine grundlegende Problem-
stellung der luxemburgischen Arbeiterbewegung infolge der starken Immigration und 
nationalen Diversität.

Für die Gewerkschaftsfunktionäre war in Düdelingen rudimentäre Grundlagenar-
beit zu leisten. Entsprechend sah sich Hans Böckler bemüßigt, die basalen Ideen des 
Gewerkschaftsgedankens, die andernorts sicherlich bereits Gemeingut waren, umständ-
lich zu erklären: „Um eure Lage erträglicher zu machen, müsst ihr euch organisieren 
und vereinigen. Der einzelne Arbeiter ist ohnmächtig gegenüber dem Arbeitgeber. […] 
Gegen die Masse vermag er [der Arbeitgeber] nichts auszurichten und ist gezwungen, 
uns nachzugeben.“74 Sodann nennt Böckler einige konkrete Ziele, darunter kürzere Ar-
beitszeit, höhere Löhne, verbesserte Arbeitsschutzvorrichtungen und humane Behand-
lung durch Vorgesetzte, außerdem verspricht er die Einrichtung effektiverer Kranken- 
und sonstiger Kassen durch den DMV. Durch letztgenannten Aspekt wendet er sich 
zugleich gegen die betriebliche Sozialpolitik, wenn er hinzufügt: „In unserm Verbande 
seid ihr nicht auf die Mildtätigkeit anderer angewiesen, ihr habt nicht nötig betteln zu 
gehen. Wir geben bei Arbeitslosigkeit, bei Aussperrung, bei Krankheit, bei Streiks etc. 
Unterstützung; auch gewähren wir unentgeltlichen Rechtsschutz.“75 Der mehr oder we-
niger unverhohlene Angriff auf die unternehmerische ‚Wohlfahrtspolitik‘ ist eindeutig 
dem Versammlungsort geschuldet, war doch die vom Düdelinger Werk ausgehende So-
zialpolitik stilbildend für das gesamte Revier. In die gleiche Richtung zielte während der 
späteren Versammlung Jacques Thilmany: „[…] Hr. Mayrisch [hätte] besser getan, euch 
allen 10 % von eurem verdienten Lohn beizugeben, und ihr alle wäret damit einverstan-
den gewesen.“76 Generell sahen die Gewerkschaften – dies kommt hier klar zum Aus-

72  AnLux, J 76/76, S. 17.
73  Ebd., S. 40.
74  Ebd., S. 15 f.
75  Ebd., S. 16. Über das gewerkschaftliche Unterstützungswesen allgemein vgl. Schönhoven 2002, 
S. 107–164. 
76  AnLux, J 76/76, S. 41.
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druck – die betrieblichen Sozialleistungen nicht nur als Entmündigung und Bindung 
der Arbeiter an den Betrieb sowie als versteckte Lohndrückerei an, sondern auch als ein 
Instrument, das die eigenen Ambitionen blockierte. Entsprechend versuchte man dies 
der Arbeiterschaft zu vermitteln.77

Man war sich allerdings – aus der Perspektive der Gewerkschaft gesprochen – über 
die Stärke des Gegners bewusst: Gerade die noch nicht etablierte Arbeiterbewegung 
sah sich einem enorm starken Unternehmertum gegenüber, das in Düdelingen zudem 
durch einen seiner führenden Köpfe repräsentiert wurde. So galt es nicht zuletzt, eigene 
Erfolge zu untermauern. Diese Gelegenheit ergab sich schon bald, freilich aber eher in-
direkt. Am 15. und 16. Januar 1906, also zeitlich zwischen den beiden gewerkschaftlichen 
Versammlungen, rief die Hüttendirektion zu nicht weniger als vier eigenen Kundgebun-
gen auf, die bemerkenswerterweise ebenfalls polizeilich beaufsichtigt wurden.78 Emile 
Mayrisch selbst eröffnete die Veranstaltung mit folgenden Worten: 

„In letzter Zeit wurden Versuche gemacht das gute Einvernehmen, das bisher zwischen Di-
rektion und Arbeiterschaft bestand zu stören. Wir haben desshalb [sic!] beschlossen eine Ein-
richtung zu treffen, die dazu bestimmt ist eine stetige Verbindung zwischen Arbeiterschaft 
und Direktion herzustellen und alle Klagen, welche von irgend einer Seite erhoben werden 
könnten, sachlich zu verhandeln und etwaige Missstände abzustellen.“79

Im weiteren Verlauf seiner Ansprache erläuterte Mayrisch Zusammensetzung, Funk-
tionsprinzipien und Aufgaben der projektierten Arbeiterdelegation. Zugleich unter-
strich er seine Verdienste um ‚seine‘ Arbeiter, wie der Protokollant paraphrasiert: „Vor 7 
Jahren als er die Direktion des Werkes übernommen, habe der Durchschnittslohn blos 
[sic!] 3,50 Franken betragen, jedoch sei derselbe seither auf 4,50 gestiegen obwohl das 
Werk inzwischen schwere Zeiten mit durchzumachen gehabt habe.“80 Dass sich May-
risch zu einer Apologie seiner eigenen Personalpolitik sowie zur Einrichtung einer Ar-
beiterdelegation motiviert sah, deuteten die Gewerkschaftsvertreter als Erfolg. Jacques 
Thilmany erklärte am 23. Januar: 

„Kameraden, wie ich in den letzten Tagen vernommen, hat die Direktion hiesigen Hütten-
werkes sich erniedrigt, und sprach Hr. Direktor Mayrisch in mehreren durch ihn selbst ein-
berufenen Versammlungen mit euch. Wie ihr nun sehet Kameraden, haben unsere bereits 
abgehaltenen Versammlungen dahin gewirkt, dass die Direktion sich genötigt sah, ebenfalls 
eine Versammlung einzuberufen um euch zu zeigen, dass das zwischen ihnen und den Arbei-
tern bestehende gute Einverständnis noch weiter dauern solle.“81

77  Vgl. Die Schwereisenindustrie 1912, S. 524–541.
78  Siehe AnLux, J 76/76, S. 25–29.
79  Ebd., S. 25.
80  Ebd., S. 26.
81  Ebd., S. 41.
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Indem man hier auf verbalen Konfrontationskurs mit der Betriebsleitung ging, 
versuchte man sich gewissermaßen in Position zu bringen: Die junge und noch nicht 
etablierte Gewerkschaftsbewegung brauchte – so lässt sich etwas plakativ formulieren 
– Anfangserfolge, schon allein aus dem Bedarf heraus, Mitglieder anzuwerben. Aus die-
sem Grund sah sich Thilmany dazu veranlasst, die Tatsache der Gründung einer Arbei-
terdelegation im Düdelinger Werk – dem Prinzip nach eine Gelbe Gewerkschaft – als 
eigenen Erfolg zu verbuchen. 

Immerhin, so ließe sich im Sinne der Gewerkschaft argumentieren, handelte es sich 
um gewisse erste ,Lebenszeichen‘ einer bis dato quasi inexistenten Arbeiterbewegung, 
die auch die Aufmerksamkeit der Betriebsleitung auf sich lenkten. Außerdem schaffte 
man es, die Frontlinien zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern abzustecken, was 
dann die aufgeladene Situation der Nachkriegszeit in ganz kleinem Rahmen präfigu-
rierte: Suggeriert wurde das dichotome Verhältnis von Arbeitgeber und Gewerkschaft, 
indem die eigenen Aktionen aufgewertet und diejenigen des Unternehmens in eigene 
Erfolge umgedeutet wurden. Andererseits wirken die Zahlen doch ernüchternd: 120 
Zuhörer fanden sich auf der Versammlung vom 14. Januar ein, von denen sich gerade 
mal ein halbes Dutzend für den DMV anwerben ließ;82 neun Tage später, auf der zwei-
ten Versammlung, waren es lediglich 25 Teilnehmer, von denen sich „mehrere junge 
luxemburgische Arbeiter“ anwerben ließen.83 Bei den vier von der Betriebsleitung ein-
berufenen Veranstaltungen hingegen waren jeweils bis zu 600 Hüttenleute zugegen.84 
Freilich erfolgte die Teilnahme an werksinternen Versammlungen nicht unbedingt 
freiwillig. Dennoch: Die Werksdirektion erreichte mit ihrer Aktion die breite Masse 
der Hüttenarbeiter, die sich zudem, auch das geht aus dem Polizeibericht hervor, mit 
der Einrichtung der Arbeiterdelegation und deren Satzung einverstanden erklärten. 
Demgegenüber wurden die gewerkschaftlichen Versammlungen von nur ganz kleinen 
Zirkeln, die ihrerseits lediglich Teile der national segmentierten Hüttenbelegschaft re-
präsentierten, frequentiert. Die Betriebsleitung konnte sich zu diesem Zeitpunkt noch 
auf die Loyalität des Gros ihrer Beschäftigten verlassen. So kam in den Reihen der 
werksinternen Versammlung sogar der Wunsch auf, statt über die zu gründende Delega-
tion lieber direkt mit der Werksführung zu verhandeln, da man dieser vertraue: „Einige 
Arbeiter [erklärten], sie würden es vorziehen ohne Zwischenpersonen mit dem Direktor 
verhandeln zu können, indem sie volles Vertrauen zu ihm hätten.“85

Gut zwei Jahre später, am 4. Mai 1908, zeigte auch die Sozialdemokratische Partei in 
Person einiger führender Protagonisten in Düdelingen Präsenz. Im alten Schulgebäude 
waren 200 Personen erschienen, über deren soziale oder berufliche Zusammensetzung 
allerdings nichts bekannt ist. Ebenso wenig wird ersichtlich, ob sich einzelne Arbeiter 

82  Ebd., S. 18.
83  Ebd., S. 41.
84  Ebd., S. 25.
85  Ebd., S. 26.
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für die Partei anwerben ließen. In den Funktionärsreden ging es hauptsächlich darum, 
das eigene Wahlprogramm vorzustellen und die bisher errungenen Erfolge zu betonen. 
Bei den programmatischen Ausführungen bestätigte sich die dezidiert reformistisch 
orientierte Haltung: Ganz oben auf der Agenda standen eine Wahlrechtsreform, der 
Ausbau der Infrastruktur sowie ein gerechteres, progressiv ausgerichtetes Steuersystem. 
Außerdem gab man sich betont antiklerikal und präsentierte sich überraschend deut-
lich als Partei des Kantons Esch, indem man immer wieder die eigenen Leistungen für 
diesen Teil des Landes herausstellte.86 Es ist davon auszugehen, dass diese Veranstaltung 
hauptsächlich von autochthonen Arbeitskräften besucht wurde, während unter den Ita-
lienern, glaubt man Benito Gallo, bereits seit 1904 umbrische Sozialisten in gewissem 
Rahmen aktiv waren. Diese versuchten Arbeiter für die italienische Partei zu rekrutieren 
und verfassten Artikel und Lageberichte in verschiedenen italienischen Parteiblättern.87 
Wie auf gewerkschaftlicher Ebene liefen die Strömungen parallel, ohne tatsächliche Ko-
operationsstrukturen.

Es bleibt festzuhalten, dass die Organisationsgeschichte in Neunkirchen und Dü-
delingen vor 1914 ähnliche Züge trug. An beiden Orten war die politische Arbeiter-
bewegung nur schwach ausgeprägt. Dabei bewegte man sich durchaus im Kontext der 
jeweiligen Industriereviere, die in dieser Hinsicht Brachland waren. Dennoch blieb man 
gegenüber anderen Industriegemeinden der Region sogar noch zurück. Frühe Ansätze 
in Neunkirchen liefen an der Hüttenbelegschaft vollständig vorbei, lediglich die Berg-
arbeiter entwickelten besonders während der „großen Streikzeit“88 1889 bis 1893 gewisse 
Aktivitäten. Weder die kleine sozialdemokratische Gruppierung noch die Freien Ge-
werkschaften konnten unter den Hüttenarbeitern irgendwelche Erfolge erzielen. Von 
Organisationsaffinität kann auch unter der Düdelinger Belegschaft nicht die Rede sein. 
Hier fanden zwar kleinere Versammlungen statt – immerhin ein gewisser ‚Vorsprung‘ 
gegenüber Neunkirchen –, aber diese punktuellen Ereignisse konnten nicht in nachhal-
tige Strukturen transformiert werden, wie der marginale Status und das schnelle Einge-
hen der lokalen DMV-Formation beweist.

2  Zwischenfazit: Determinanten politischer Partizipation und  
Organisation in den Hüttenstädten Neunkirchen und Düdelingen 

Im Jahre 1908 unternahm Otto Hue,89 gelernter Schlosser und ehemaliger Hüttenarbei-
ter, eine Inspektionsreise in ein nicht namentlich genanntes Hüttenrevier. Auftraggeber 

86  Das Protokoll über diese Sitzung in: AnLux, J 76/81, S. 33 ff.
87  Vgl. Gallo 1987, S. 125.
88  Mallmann/Steffens 1989, S. 69.
89  Bisweilen auch Hué, etwa in Die Schwereisenindustrie 1912.
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waren der DMV und dessen Publikationsorgan, die Metallarbeiter-Zeitung, in welcher 
er anschließend seine Reiseimpressionen festhielt. Über die Arbeiterschaft der von ihm 
inspizierten Industriegemeinden schrieb er:

„Und die Arbeitermasse lebt in der Anschauung, so müsse es sein, ‚weil es immer so gewesen 
ist‘. Regelmäßige Zwölfstundenschicht im glühend-heißen Betrieb, in Hochkonjunkturen, 
wenn die Betriebseinrichtungen es erlauben, am Wochenschluß vierundzwanzigstündige 
Schicht; zu Zeiten der infolge einer maßlosen Produktionsforcierung eingetretenen Ab-
satzkrise (wie jetzt) gelegentlich auch eine bis zwei Feierschichten die Woche. Daß hier eine 
gemeinnützige Regelung Platz greifen müßte, nicht einmal der Gedanke daran kommt dem 
gewaltigen Gros der Proletarier, die wir nach Schichtschluß müde die Straße dahinziehen 
sehen. […] [Diese Masse] vegetiert dahin im dumpfen Ertragen [ihres] Loses, beugt sich devot 
vor dem ‚gnädigen Herrn‘ – und findet nur zu oft Vergessen im miserabelsten Alkohol! Bitter 
not tut diesen Zehntausenden die aufrichtende Botschaft von der kulturhebenden Kraft der 
Arbeitersolidarität, der gewerkschaftlichen Organisation.“90

Hue, obwohl ehemaliger Hüttenarbeiter und nie selbst als Bergmann aktiv gewesen, 
war zu diesem Zeitpunkt bereits Funktionär des freigewerkschaftlichen Alten Verban-
des der Bergleute, außerdem seit 1903 sozialdemokratischer Reichstagsabgeordneter. 
Hue repräsentierte also in geradezu prototypischer Weise den zeitgenössischen Sozial-
typus des „Arbeiterbeamten“,91 zumal in einer durchaus gehobenen Position. Typisch 
für die zeitgenössische politische Arbeiterbewegung – wenn auch in der Form sehr dras-
tisch verbalisiert – waren Hues Einschätzungen der großindustriellen Eisen- und Stahl-
arbeiterschaft: Mit Befremden, Unverständnis und sogar wachsendem Unmut blickte 
man auf die Hüttenarbeiter, die sich, entgegen aller ideologiegeleiteten Prognosen, einer 
organisatorischen Erfassung weitestgehend verschlossen. Die Eisen- und Stahlarbeiter 
in der Schwerindustrie repräsentierten den – wie unter anderem Jürgen Kocka definiert 
– „reinen Typus des Lohnarbeiters“:92 Sie waren demnach, sieht man vom häufig betrie-

90  Zitiert nach Moore 1982, S. 347 f.
91  Zu dem Begriff vgl. Schröder, Wilhelm-Heinz: Die Lebensläufe der sozialdemokratischen Reichs-
tagskandidaten: Ausgewählte Fragen und Materialien, in: Ritter, Gerhard A. (Hrsg.): Der Aufstieg 
der deutschen Arbeiterbewegung. Sozialdemokratie und Freie Gewerkschaften im Parteiensystem und 
Sozialmilieu des Kaiserreichs (Schriften des Historischen Kollegs/Kolloquien, Bd. 18), München 1990, 
S. 185–217, bes. S. 203 ff. Der Begriff bezeichnet einen (sozialdemokratischen) Multifunktionär, der in 
Partei, Gewerkschaft und Vorfeldorganisationen zugleich mehrere Ämter bekleidet. Die Arbeiterbe-
amten fungierten gewissermaßen als Schaltstellen innerhalb des verzweigten sozialdemokratischen Mi-
lieus und verliehen diesem ein hohes Maß an Kohärenz. Vgl. dazu auch Welskopp 2000, S. 419–461. 
Otto Hue repräsentierte genau diesen Sozialtypus.
92  Jürgen Kocka verwendet den Begriff des „Lohnarbeiters“ in idealtypischer Weise, indem er verschie-
dene Branchen unter der Leitfrage untersucht, wie weit sich die dort beschäftigten Arbeiter diesem 
Typus, der unter anderem durch seine vollständige Abhängigkeit vom Lohn, damit vom Unternehmer, 
gekennzeichnet ist, annähert. Vgl. Kocka 1990, passim. Die Hüttenarbeiter hätten sich, auch aufgrund 
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benen landwirtschaftlichen Nebenerwerb ab, vollständig abhängig von ihrem Arbeits-
lohn, mithin, in marxistischer Terminologie, vollkommen dem in der Schwerindustrie 
hochakkumulierten Kapital unterworfen. Zudem handelte es sich um eine in hohem 
Maße zentralisierte Branche, die auf weit fortgeschrittener Arbeitsteilung und inten-
sivem Maschineneinsatz beruhte. Diese und andere Aspekte hätten – folgt man einer 
verkürzten Auslegung von Marx und Engels, wie sie in der Arbeiterbewegung weit ver-
breitet war93 – eigentlich ein besonders günstiges Terrain für sozialdemokratische und 
freigewerkschaftliche Organisationsversuche bereiten sollen.

Die Praxis jedoch sah anders aus. Die schwerindustriellen Großbetriebe blieben dem 
DMV weitgehend verschlossen. Einige Zahlen mögen dies belegen. In Gesamtpreußen, 
das 64,3 Prozent aller Metallarbeiter im Deutschen Reich stellte, waren nur 9,0 Prozent 
der Metallarbeiter im DMV organisiert. In der Rheinprovinz waren es sogar nur 5,7 Pro-
zent. In diesen aggregierten Daten waren allerdings sämtliche Metallarbeiter, auch die-
jenigen der Klein- und Mittelbetriebe, erfasst. Der Organisationsgrad unter den Hüt-
tenarbeitern, also der Beschäftigten der Großunternehmen, war noch deutlich geringer: 
Zwischen 1904 und 1913 machten die Hochofen- und Hüttenarbeiter lediglich 0,4 bis 
0,5 Prozent der DMV-Mitglieder aus, die Walzwerkarbeiter stellten 0,6 bis 0,7 Pro-
zent.94 Elisabeth Domansky-Davidsohn fasst zusammen: „Es bleibt also festzuhalten, 
daß der DMV in die Großbetriebe der Schwerindustrie im Rheinland, im Saarland und 
in Schlesien vor dem Ersten Weltkrieg keinen Eingang fand.“95 Die defizitäre Organi-
sationsgeschichte in Neunkirchen wie in Düdelingen, wie sie oben geschildert wurde, 
bedeutete damit weniger ein regionales Spezifikum – wie gerade für das Saarrevier oft 

des hohen Grades an Zentralisierung und Arbeitsteilung in der Branche, diesem Idealtypus stark ange-
nähert. Vgl. ebd., S. 514 ff.
93  Zur Rezeption des Marxismus in der deutschen Arbeiterbewegung und dessen partieller Vulgarisie-
rung, wenigstens aber Vereinfachung vgl. Winkler, Heinrich August: Der Weg der deutschen Sozial-
demokratie ins 20. Jahrhundert, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 36 (1985), S. 814–830, 
hier S. 814 f.; ausführlich bei Welskopp 2000, S. 668–711. Einen Überblick über Literatur und Inter-
pretationsansätze liefert Hanisch, Ernst: Neuere Studien zur Marxismus-Rezeption in der deutschen 
und österreichischen Arbeiterbewegung, in: Tenfelde, Klaus (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung 
im Vergleich. Berichte zur internationalen historischen Forschung (Historische Zeitschrift, Sonderheft 
Bd. 15), München 1986, S. 581–610. Hanisch kommt zu dem Urteil, dass „auf eine Phase des Eklektizis-
mus eine Phase des Vordringens marxistischer Ideen [folgte] – ohne daß andere sozialistische Strömun-
gen völlig verdrängt wurden“. Dies habe allerdings nur für „eine schmale Gruppe von Parteiführern“ 
gegolten, während sich aufgrund der schwierigen Quellenlage kaum gesicherte Aussagen über die Marx-
Rezeption in der Arbeiterschaft insgesamt treffen ließen. Die marxistische Theorie wurde demnach eher 
punktuell anhand weniger Termini, Theorien und Gedankengängen rezipiert. Zitate ebd., S. 609.
94  Alle Daten und Zahlen nach: Domansky-Davidsohn 1980, S. 97 ff. Vgl. zu der Problematik auch 
Ditt, Karl: Probleme gewerkschaftlicher Organisierung in der Metall- und Textilindustrie Bielefelds 
1890–1914, in: Langewiesche, Dieter/Schönhoven, Klaus (Hrsgg.): Arbeiter in Deutschland. 
Studien zur Lebensweise der Arbeiterschaft im Zeitalter der Industrialisierung, Paderborn 1981, S. 221–
239, bes. S. 221 f.
95  Domansky-Davidsohn 1980, S. 101.
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behauptet wurde96 – sondern entsprach den branchenspezifischen Entwicklungstenden-
zen. In dem mehrfach aufgeführten Beitrag aus dem Jahre 1989 machte Gerhard Ames 
auf ein in der saarländischen Sozialgeschichtsschreibung wie generell in der Regionalge-
schichtsschreibung häufig zu konstatierendes Problem aufmerksam: 

„Wenn auch unbestreitbar ist, daß regionale Spezifika zur Analyse der konkreten gesellschaft-
lichen Verhältnisse herangezogen werden müssen, so sollte dies auf der anderen Seite nicht 
den Blick dafür verstellen, daß auch überregionale Aspekte Teil von Erklärungsansätzen sein 
müssen. So singulär, wie die zeitgenössische Debatte um ‚Saarabien‘ unterstellte und bis in die 
jüngere Regionalgeschichtsschreibung behauptet worden ist, waren die Lebensbedingungen 
und die Verhaltensweisen der Arbeiter an der Saar, insbesondere der Hüttenarbeiter, jeden-
falls nicht.“97

Die beiden hier verhandelten Fälle teilten die strukturellen Merkmale des Industrie-
zweigs, dennoch scheinen verschiedene Aspekte besonders signifikant ausgeprägt wor-
den zu sein und auch im direkten Vergleich offenbarten sich in der bisherigen Untersu-
chung Unterschiede oder unterschiedliche Gewichtungen einzelner Faktoren.

Entgegen den theoriegeleiteten Erwartungen zeitgenössischer Arbeiterfunktionäre 
wurde die organisatorische Entwicklung – oder besser: Nichtentwicklung – in mehr-
facher Hinsicht prädisponiert: Die soziokulturelle und nationale Zusammensetzung 
der Arbeiterbevölkerung, die Spezifika der Arbeitssituation und die von der betrieb-
lichen Arbeiterpolitik durchwirkte Lebenswelt bildeten in ihrer Summe, aber auch in 
ihrer wechselseitigen Verschränkung und Dynamisierung ein ganzes Faktorenbündel, 
das die Organisation der Hüttenarbeiterpopulationen von Neunkirchen und Düde-
lingen bis zum Ersten Weltkrieg massiv blockierte. Im Folgenden sollen die wichtigs-
ten Determinanten der politischen Arbeiterbewegung, unter Rekurs auf die bisherige 
Darstellung, diskutiert werden. Dabei soll keinesfalls einem Determinismus oder einer 
gerade in älteren Studien häufig postulierten ‚Normalentwicklung‘ das Wort geredet 
werden, wonach die Organisation in Parteien und Gewerkschaften gewissermaßen zur 
zwangsläufigen Entwicklung deklariert wird und Abweichungen als erklärungsbedürf-

96  So spricht etwa Richard van Dülmen von einem spezifischen „saarländischen Weg der Modernisie-
rung“ und bezieht sich dabei unter anderem auf das Sozialprofil und -verhalten der wachsenden Indus-
triearbeiterschaft: „[…] in kaum einer anderen Industrieregion blieb die entstehende Arbeiterschaft so 
lange obrigkeitlich orientiert, katholisch fromm und sozialkonservativ eingestellt, so daß auch von ihrer 
Seite gewerkschaftliche bzw. sozialdemokratische Aktivitäten keinen Boden finden konnten.“ Vgl. Dül-
men, Richard van: Sozialprofil und politische Kultur. Der saarländische Weg der Modernisierung, in: 
Dülmen, Richard van (Hrsg.): Industriekultur an der Saar. Leben und Arbeit in einer Industrieregion 
1840–1914, München 1989, S. 257–269. Zitat ebd., S. 264. Auch Hans Horch postuliert eine „Sonder-
entwicklung des Saarreviers“. Siehe Horch 1985, S. 19.
97  Ames 1989, S. 109.
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tige Anormalitäten erscheinen.98 Allerdings ist der Kontrast zu anderen Branchen, be-
sonders zum Bergbau, der sich als zweiter Leitsektor der Zeit als Kontrastfolie geradezu 
aufdrängt, auffällig: Während die Bergarbeiter etwa an der Saar immerhin erste organi-
satorische Ansätze wie im Rechtsschutzverein ausbildeten und zudem imstande waren, 
eine längere Streikperiode (zwischen 1889 und 1893) zu bewerkstelligen, fehlten derlei 
Entwicklungen unter den Hüttenarbeitern gänzlich. Die Sondersituation auf den Hüt-
ten wird besonders evident, wenn man einen länderübergreifenden Vergleich bemüht. 
Mit Blick auf die lothrinigischen Verhältnisse befindet Serge Bonnet: „[…] l’opposition 
la plus marquée n’est pas interne aux métallurgistes, elle s’observe entre mineurs et mé-
tallurgistes. Les mineurs précèdent presques toujours les métallurgistes dans la grève.“99 
Die Frage muss also auch lauten – dem typologisierenden Ansatz entsprechend – welche 
Faktoren gerade in der Eisen- und Stahlindustrie die Arbeiterschaft von Parteien, Ge-
werkschaften und organisiertem Ausstand fernhielten. 

Festzustellen ist darüber hinaus, dass in der Phase, in der – die obigen Zahlen zeigen es – 
der DMV überhaupt noch nicht auf den Hütten angekommen war, die politische Arbeiter-
bewegung im Allgemeinen riesige Organisationserfolge feiern konnte: 1912 stellte die SPD 
erstmals die stärkste Reichstagsfraktion und ein Jahr später zählten die Freien Gewerkschaf-
ten rund 2,5 Millionen Mitglieder.100 Gefragt werden muss also, wieso gerade eine Vorzeige-
branche der expandierenden Industrie von dieser Entwicklung vollkommen separiert blieb. 
Für die Hüttenarbeiter galten sicher grosso modo ähnliche Bedingungen, die andernorts die 
Organisationsfreudigkeit bestärkten. Die Arbeiterschaft war vor dem Ersten Weltkrieg – 
so lässt sich generalisierend feststellen – eine gesellschaftlich und politisch marginalisierte 
Gruppe, der wesentliche Partizipationsrechte vorenthalten wurden. So galt sowohl im Bun-
desstaat Preußen als auch in Luxemburg vor 1914 ein äußerst rigides Wahlrecht, das die Ar-
beiterschaft, aber auch andere soziale Gruppen wie die Bauern oder Dienstboten de facto von 
der politischen Mitbestimmung fernhielt. Ein Beispiel mag den Sachverhalt illustrieren: Für 
Düdelingen liegt eine Wählerliste aus dem Jahr 1883 vor, in der gerade mal 55 Personen ver-
zeichnet waren. Das heißt also, nur 2,4 Prozent der Bevölkerung waren wahlberechtigt, denn 
zu diesem Zeitpunkt zählte die Stadt ungefähr 2.300 Einwohner.101 Die Subsumption unter 
das Kapital, die vom Arbeitgeber abhängige Existenz, die zum Teil äußerst widrigen Arbeits-
bedingungen, die langen Arbeitszeiten, die sehr zahlreichen Unfälle und das latente Gefähr-
dungsgefühl angesichts zyklisch wiederkehrender Produktionskrisen galten darüber hinaus 
in der Schwerindustrie genauso wie in anderen Industriezweigen, waren partiell sogar noch 
stärker ausgeprägt. Somit ist die Frage, wieso keine institutionellen Bestrebungen ergriffen 

98  Diese von einer Normalentwicklung, also einer mit der Zeit immer stärker zunehmenden Orga-
nisation der Industriearbeiterschaft ausgehende Argumentation verfolgen auch die meisten auf dem 
Klassenbildungstheorem basierenden Studien. Siehe dazu Kapitel IV.3.
99  Bonnet 1981, S. 35.
100  Vgl. Wehler 1995, S. 1014 f.; Schönhoven 2002, S. 66.
101  Zum restriktiven Wahlrecht in Luxemburg vgl. Calmes 1989, S. 441. Die besagte Wählerliste: An-
Lux, AE 169, S. 833–836. Zur Einwohnerzahl vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 23.
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wurden, diese Verhältnisse dauerhaft zu ändern – ohne dabei gleich an einen ‚Umsturz‘, eine 
Revolution oder dergleichen zu denken – durchaus legitim und einer Untersuchung wert.102

In der älteren und rezenten Forschung wurden die regionale Provenienz und das so-
ziokulturelle Profil der Hüttenbelegschaften als Faktoren ihrer fehlenden Affinität zur 
politischen Arbeiterbewegung herausgestellt. Sowohl das Neunkircher Eisenwerk als 
auch die Düdelinger Hütte rekrutierten ihre Arbeitskräfte aus einem dezidiert ländlich-
agrarischen Umfeld, auch wenn im Laufe der Jahre die innerstädtische Reproduktion 
der Industriearbeiterschaft gestiegen sein dürfte. Gerade in Neunkirchen blieben – da 
das unmittelbare und mittelbare Umland die Mehrzahl der zugezogenen Arbeiter stellte 
– viele Arbeiter in ihrem Heimatdorf wohnen und pendelten täglich oder wöchentlich 
zu ihrem Arbeitsplatz. Die Herkunftsgemeinde und die Familie blieben so die zentralen 
Bezugsgrößen, auf die man sich immer wieder zurückziehen konnte.103 Auf diese Weise 
bestand die Möglichkeit, zweifellos auftauchende und als solche empfundene Missstän-
de am Arbeitsplatz sowie Unzufriedenheit und potenzielle Renitenz zu kanalisieren. 
Eigenheim, Herkunftsgemeinde und Familie fungierten so gewissermaßen als Ventil. 
Nicht wenige Hüttenarbeiter verfügten außerdem vor allem in der Herkunftsgemeinde, 
etwas seltener in Neunkirchen selbst über eigenen Hausbesitz nebst – freilich recht klei-
ner – landwirtschaftlicher Produktionsfläche, die nach der Schicht bestellt wurde. Die 
Mischexistenz aus industriellen und landwirtschaftlichen Elementen104 wird in der So-
zialgeschichtsschreibung unter dem Terminus des „Arbeiterbauern“ zusammengefasst, 
der aber angesichts der Überschaubarkeit der meisten Land- und Gartenparzellen auch 
Missverständnisse birgt. In mentaler Hinsicht beförderte der Rekurs auf Eigenheim und 
‚kleine Landwirtschaft‘ eine bestimmte Form von Sozialkonservativismus: Man blieb 
fixiert auf seinen eigenen kleinen Besitz, den es zu bewahren galt.105 

102  Einige in regionalgeschichtlichen Arbeiten kursierende Stereotype über den ‚Gruppencharakter‘ 
der lokalen Arbeiterschaften können getrost vernachlässigt werden. So behauptet Dietmar Gergen: 
„Die herrschenden patriarchalischen Verhältnisse und die im Grunde genommen zufriedene Arbeiter-
schaft an der Saar steht hinter ihrem Arbeitgeber und geht für ihn durchs Feuer [sic!].“ Zwar erzielte die 
Sozialpolitik ihre Wirkung, aber diese Aussage ist in dieser Form und Einfachheit keineswegs zu halten. 
Wenig später spricht Gergen gar vom „unter Hüttenarbeitern stark ausgeprägten Patriotismus“, was in 
keinster Weise mit Verhaltensweisen oder Aussagen irgendwelcher Hüttenleute belegt wird. Alle Zitate 
siehe Gergen 2000, S. 116.
103  Vgl. u. a. Zenner 1984, S. 70 f.; Glück-Christmann 1993, S. 308–312; Glück-Christmann 
1993a, S. 75. Behringer/Clemens stellen fest: „Sie [die Arbeiter] blieben mental häufig dem ländlichen 
Umfeld, dem sie entstammten, verhaftet und erwiesen sich dadurch als resistenter gegenüber neuen 
politischen und gesellschaftlichen Vorstellungen.“ Siehe Behringer/Clemens 2009, S. 90. Zwar be-
ziehen sich die Autoren hier – wie so oft in der saarländischen Sozialgeschichtsschreibung – explizit auf 
die Bergleute, doch ist der Befund ohne weiteres auf die Hüttenarbeiter auszudehnen.
104  Für Düdelingen vgl. Scuto 1990, S. 325.
105  Eine sozialkonservative Haltung wurde der Saararbeiterschaft häufig implizit oder ganz direkt attes-
tiert, so etwa bei van Dülmen 1990, S. 75.
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Polemisch zugespitzt behauptet Hans-Joachim Kühn, ein Chronist der saarländi-
schen Arbeiterbewegung, „die Rekrutierung der Arbeiterbevölkerung aus dem unmit-
telbaren Umfeld, die den Pendlern in einer immer schneller sich wandelnden Umgebung 
in Familie, Haus und sozialem Umfeld zumindest einen Traum von heiler Welt und per-
sönlichem Halt vermittelte“ sowie die „Weiterführung ländlicher Lebensweisen“ hätten 
„erheblich zur Bildung saarländischer Identitätsmuster beigetragen“ und letztlich auch 
die politische Betätigung, das heißt den Anschluss an die institutionalisierte Arbeiter-
bewegung, verhindert.106 Nun bewegt sich die Mentalitätsgeschichte, wenn sie versucht, 
psychosoziale Denkmuster und Verhaltensdispositionen nachzuzeichnen, immer ein 
Stück weit auf hypothetischem Gebiet, denn Bewusstsein und Mentalitäten sind nicht 
direkt messbar. Ferner widerspricht Kühns Behauptung, der saarländische Arbeiterbau-
er habe den „Traum von heiler Welt“ gehegt, den sozialen Realitäten, denn die Eigen-
heimpflege und die Bestellung der eigenen Landparzelle waren letztlich Überlebensstra-
tegien und dienten dazu, das Auskommen zu verbessern. Die Arbeit im Betrieb blieb 
trotz allem oftmals hart und gefährlich, das Leben in der Industriegemeinde nicht selten 
von Entbehrungen gekennzeichnet. 

Allen Einwänden zum Trotz ist die Annahme einer spezifischen mentalen Disposi-
tion, resultierend aus Haus- und Ackerbesitz sowie dörflicher Verwurzelung, dennoch 
plausibel.107 Dass diese soziokulturellen Grundlagen politische Betätigung, sprich Or-
ganisation in der Arbeiterbewegung, blockieren konnten, leuchtet sofort ein, fand diese 
doch gerade im städtischen Umfeld, wo eine sozialdemokratische Infrastruktur auf- und 
ausgebaut werden konnte, ihr fruchtbarstes Umfeld.108 Ein ganz pragmatischer Aspekt 
ist noch zu berücksichtigen: Die Arbeitszeit betrug bis zum Ersten Weltkrieg zwölf 
Stunden täglich, hinzu kam – je nach verkehrstechnischen Voraussetzungen – ein mehr 
oder weniger langer Heimweg nach der Schicht. Die Pflege der heimischen Landparzel-
le, die angesichts der langen Arbeitszeiten in der Hauptsache von den Arbeiterfrauen 
und auch den Kindern geleistet wurde, beanspruchte dann einen Großteil der Freizeit. 
Alles in allem blieb dem Arbeiterbauern schlichtweg nur sehr wenig Zeit, sich dem En-
gagement in Organisationen oder Vereinigungen gleich welcher Art zu widmen.109

Ebenfalls schwierig zu bewerten ist der Einfluss, den die religiös-konfessionelle Prägung 
auf das politische Partizipationsverhalten ausübte. Auch dieser Faktor wurde gerade von 
saarländischen Sozialhistorikern und Historiographen der Arbeiterbewegung regelmä-

106  Kühn 2007, S. 34. Allgemein zu dieser Problematik vgl. Schönhoven 2002, S. 81 ff.
107  Dies entspricht durchaus dem Konsens saarländischer Sozialgeschichtsschreibung. Vgl. u. a. Schorr 
1931, S. 49–52; van Dülmen 1990, S. 75.
108  Zum Zusammenhang von Verstädterung, Urbanität und Herausbildung der politischen Arbeiter-
bewegung vgl. Schröder 1978, S. 49–54. Bei seiner Untersuchung der territorialen Ausbreitung der 
deutschen Arbeiterbewegung kommt Hartmut Zwahr zu dem Urteil: „Die deutsche Arbeiterbewegung 
ist städtischen Ursprungs.“ Siehe Zwahr 1987, S. 454. Vgl. auch Ritter 1989, S. 335.
109  Den Umstand der fehlenden Zeit schildern mit Blick auf die Freizeitbeschäftigungen, insbesondere 
auf die Lektüregewohnheiten, Langewiesche/Schönhoven 1976, S. 136 ff.
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ßig in die Diskussion eingebracht und als entscheidende Determinante beziehungsweise 
als zentraler Blockadefaktor benannt.110 Auf die Spitze treibt diese Argumentationslinie 
Hans Horch, ein marxistisch orientierter Autor: „Durch die Ausbildung einer intensi-
ven Frömmigkeit schließlich schlossen die (katholischen) Arbeiter des Saarreviers den 
Kreis ihrer Selbstdisziplinierung.“111 Der Terminus „Selbstdisziplinierung“ suggeriert 
in diesem Kontext nichts anderes als der konfessionell bedingte Verzicht auf politische 
Partizipation und erweist sich gerade für das katholische Saarrevier insofern als falsch, 
als dem Katholizismus besonders während des Kulturkampfs eine ausgesprochen oppo-
sitionelle und obrigkeitsfeindliche Komponente innewohnte.112 Es leuchtet aber doch 
ein, dass die religiöse, das heißt vor allem katholische Prägung der Saararbeiterschaft 
eine gleichsam natürliche Distanz zur sozialdemokratischen Arbeiterbewegung entste-
hen ließ. Gleiches ließe sich für das zutiefst katholische Luxemburg sagen, wo auch die 
meisten Immigranten katholischen Glaubens waren. 

Allerdings muss hier zum einen festgestellt werden, dass Neunkirchen in konfessio-
neller Hinsicht einen Sonderfall darstellte, denn die Protestanten blieben trotz massi-
ver demographischer Umschichtungen im Gefolge der Migrationsbewegungen in der 
Überzahl. Zum anderen muss ganz prinzipiell eingewandt werden, dass nur schwer Aus-
sagen zu treffen sind über die Tragweite religiös-konfessioneller Prägekräfte. Ein mög-
licher Indikator für die Verbreitung religiöser Gesinnung sind Vereinsgründungen. In 
Neunkirchen und der unmittelbaren Umgebung existierten 1908 dem „Pfarr-Kalender 
der katholischen Kirchengemeinde Neunkirchen“ zufolge 26 katholische Vereine, da-
neben noch eine katholische Sparkasse. Unterteilt wurden diese Vereinigungen in „re-
ligiöse Vereine“, „kirchliche Vereine“, „karitative Vereine“ und „Soziale Vereine“. Unter 
letztgenannter Kategorie fanden sich unter anderem drei Arbeitervereine – einer für 
Neunkirchen selbst, zwei für die umliegenden Ortschaften Kohlhof und Wellesweiler 
– sowie eine Sektion des „Volksvereins für das katholische Deutschland“. Die Zahl der 
Mitglieder im katholischen Arbeiterverein betrug 150, die Mitgliederzahl der drei erst-
genannten Vereinskategorien näherte sich in der Addition der Zehntausendermarke, 
wobei es wahrscheinlich zahlreiche Doppel- und Mehrfachmitgliedschaften gab und 
außerdem das Umland in der Zählung mitberücksichtigt wurde.113 Die recht gut ausge-

110  Vgl. u. a. Mallmann 1987, S. 70; Kühn 2007, S. 34.
111  Horch 1985, S. 499.
112  Zurecht betont Klaus-Michael Mallmann die „eigentümliche Übereinstimmung sozialer Schranken 
und konfessioneller Grenzen“ im Saarrevier und fokussiert dabei den Umstand, dass im preußischen 
Teil einer katholischen Bevölkerungsmehrheit in den Industriestädten protestantische Funktionseli-
ten, bestehend vor allem aus staatlichen Behörden und Unternehmertum, gegenüberstanden. Somit 
waren soziale Auseinandersetzungen, sofern sie auftraten, stets auch konfessionell aufgeladen. Zitat 
siehe Mallmann 1987, S. 70. Vgl. außerdem Mallmann 1984, passim; Burgard 2010, S. 176–180. 
Neunkirchen hatte allerdings, dies sei noch einmal erwähnt, eine gewisse Sonderstellung inne, da die 
Protestanten ein leichtes Übergewicht behielten.
113  Alle Angaben aus: Pfarr-Kalender der katholischen Kirchengemeinde Neunkirchen (Bezirk Trier) 
für das Jahr 1908.
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prägte katholische Vereinslandschaft und die ansehnliche Mitgliederzahl deuten darauf 
hin, dass der Faktor Religion durchaus eine gewichtige Rolle spielte, zugleich aber blieb 
die Mitgliederzahl im katholischen Arbeiterverein gegenüber den anderen Vereinskate-
gorien deutlich zurück.

Für das katholische Düdelingen sind ähnliche Strukturen anzunehmen. In der ita-
lienischen Gemeinde jedenfalls tat sich – in Konkurrenz zu den sozialistischen Bestre-
bungen – das katholische Werk Bonomelli hervor. Diese Organisation kümmerte sich 
in seelsorgerischer wie sozialer Hinsicht um die Belange der italienischen Migranten 
und unterhielt in Düdelingen ein Sekretariat.114 Doch auch der einheimische Klerus 
bemühte sich um die Italiener. Benito Gallo gibt die Erinnerungen italienischer Ein-
wanderer wieder, die über ihr Verhältnis zu den luxemburgischen Kirchenvertretern und 
zur Kirche allgemein befragt wurden. Dabei bekannte einer der Befragten: „Nombreux 
étaient les croyants, qui fréquentaient l’église.“ An anderer Stelle heißt es: „Le clergé [lu-
xembourgeois] ne faisait pas de distinctions de race. […] la plupart des prêtres qui se sont 
succédé à Dudelange ont appris l’italien. Quelques-uns […] suivirent des cours spéciaux 
organisés par le Séminaire de Luxembourg, afin de mieux pouvoir exercer leur ministère 
auprès des Italiens.“115 Die auf mündlichen Interviews beruhenden Gesprächsprotokolle 
sind sicherlich in ihrem Quellenwert begrenzt, zumal Gallo, selbst katholischer Geistli-
cher, in seinen Beurteilungen hier keine neutrale Position einnimmt. Es scheint aber so, 
als hätte der katholische Klerus Luxemburgs durchaus offensiv Werbung betrieben un-
ter den italienischen Arbeitern und sei dabei auch auf eine gewisse Resonanz gestoßen. 
Daneben existierte ein katholischer Arbeiterverein unter Führung des örtlichen Kap-
lans, der, so kritisiert Nicolas Biever in der Jubiläumsschrift der Düdelinger Gewerk-
schaftssektion, im Einvernehmen mit der Werksleitung gegründet wurde und agierte.116

Viel grundlegender ist im Düdelinger Fall, wenn es um die Voraussetzungen politi-
scher Organisationsbildung geht, über die Folgen der unterschiedlichen Migrations-
muster nachzudenken. Im Gegensatz zu Neunkirchen zeichnete sich die Düdelinger 
Hüttenarbeiterpopulation durch ihre ausgesprochene nationale wie soziokulturelle Di-
versifizierung aus, welche alle Organisationsversuche – sofern sie sich an die Arbeiter-
schaft in ihrer Gesamtheit wandten – vor nicht zu leugnende Probleme stellte. Während 
zwischen den deutschen und französischen Zuwanderern sowie der autochthonen Ar-
beiterbevölkerung zahlreiche Verbindungslinien, etwa durch die gemeinsamen Sprachen 
und den ähnlichen kulturellen Hintergrund, verliefen, erschien die italienische Gemein-
de in mancherlei Hinsicht als ganz eigener ‚Mikrokosmos‘.117 Auch wenn die betriebli-

114  Vgl. Perotti 1999, S. 113.
115  Zitiert nach Gallo 1987, S. 125.
116  Siehe Biever 1925, S. 5.
117  Zu dem oft komplizierten Verhältnis zwischen italienischer Gemeinde und der autochthonen wie 
anderen Gemeinschaften vgl. Antenucci, Marie-Louise: Immigrazione italiana e opinione pubblica 
nello spazio Lussemburgo – Lorena – Germania (1870–1940), in: Boggiani, Jos/Caldognetto, 
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chen Quellen hierzu wenig aussagekräftig sind, so deuten manche Stellen darauf hin, dass 
die italienischen Arbeitskräfte in geschlossenen Arbeitskolonnen zum Einsatz kamen. 
Dabei erscheint es plausibel, dass genau diese Kolonnen in der Heimat bereits geschlos-
sen angeworben worden waren. Beispielhaft erwähnt wurde die Arbeitsgruppe um den 
italienischen Kolonnenleiter und agent recruteur Giulio Moschen.118 

Wie sowohl die Stammlisten als auch diverse Polizeiberichte andeuten, verliefen 
auch gelegentlich vorkommende Ausstände entlang nationaler Grenzlinien: Am 18. Au-
gust 1905 beispielsweise legten mindestens 25 Italiener die Arbeit kurzfristig nieder, 
ohne dass sich Kollegen anderer Nationalität solidarisiert oder beteiligt hätten.119 „Das 
Misstrauen gegenüber Fremden“, schreibt Michel Pauly mit Blick auf die auch in der Ar-
beiterschaft vorhandenen xenophoben Stereotype, „war stärker als eine gemeinsame So-
lidarität im Kampf gegen die Arbeitgeber“.120 Die nationale Segmentierung setzte sich 
außerhalb des Betriebs fort, was sich am deutlichsten in der Herausbildung des Wohn-
viertels Italien manifestiert. Wie Niklas Luhmann in dem Begriffspaar von „Inklusion“ 
und „Exklusion“ sehr plastisch darstellt, erwirkte die Situation der Fremdheit und der 
partiellen Ausgrenzung gruppeninterne Festigungsprozesse innerhalb der community. 
Allerdings sollte die nationale Segmentierung nur als dominierender Trend, nicht aber 
als Absolutum aufgefasst werden, existierten doch durchaus Verbindungslinien zur 
autochthonen Gemeinschaft. Dies wurde anlässlich der Hundertjahrfeier der Stadt
erhebung Düdelingens am 2. August 1908, an welcher auch italienische Vereinigungen 
partizipierten, beispielhaft gezeigt. Zudem muss festgestellt werden, dass eine nationale 
Segregation der Stadtbevölkerung nur zum Teil stattfand, vor allem im Viertel Italien. In 
anderen Quartiers hingegen lebten verschiedene Nationalitäten in unmittelbarer Nach-
barschaft zusammen.121

Die nationale und soziokulturelle Segmentierung der Arbeiterpopulation – Denis 
Scuto spricht vom „caractère hétéroclite de la nouvelle classe ouvrière“122 – hatte deutlich 
spürbare Folgen für die politischen Organisationsbedingungen. Zuweilen findet man 
die Auffassung, diese nationalen Gegensätze innerhalb der Arbeiterschaft seien von den 
Hüttenoberen instrumentalisiert worden, um deren Kampfbereitschaft und Kampfkraft 

Maria Luisa/Cicotti, Claudio u. a. (Hrsgg.): Traces de mémoire, mémoire des traces. Parcours et sou-
venirs de la présence italienne au Luxembourg et dans la Grande Région, Luxembourg 2007, S. 119–130, 
passim. Antenucci widerlegt, wie einige andere Autoren auch, das im Gegenwartsdiskurs häufig a pos-
teriori vermittelte Bild einer rasch gelungenen Integration der Italiener, das vielfach als Kontrastfolie 
zum oft schwierigen Umgang mit der portugiesischen Zuwanderung der Gegenwart verwandt wird. 
Zu diesem Diskurs vgl. auch Amann/Bourg/Dell u. a. 2010, S. 221. Zurecht bemerkt Marie-Louise 
Antenucci: „Le relazioni tra popolazioni nazionali e Italiani sono spesso tese.“ Siehe Antenucci 2007, 
S. 129.
118  Vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 179 f.
119  Siehe das polizeiliche Protokoll dieses Ausstands: AnLux, J 76/75, S. 31.
120  Pauly 2011, S. 88.
121  Vgl. Koerperich/Krantz 1971, S. 8; Blau 2007, S. 32.
122  Scuto 1990, S. 324.
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zu schwächen.123 Dies ist für Düdelingen keinesfalls auszuschließen, aber anhand der zur 
Verfügung stehenden Quellen auch nicht zu verifizieren. Auf Funktionärsebene fanden 
Versuche statt, die verschiedenen Nationalitäten in der politischen Organisation zu-
sammen zu führen, erkannte man doch die Problematik der nationalen Segmentierung, 
zugleich aber die Potenziale, die eine organisatorische Zusammenfassung in Aussicht 
stellte. Das Zusammenwirken des Deutschen Hans Böckler, des Luxemburgers Jacques 
Thilmany und des Italieners Anselmo Ungari im Rahmen einer vom DMV organisierten 
Versammlung belegt beispielhaft diese Anstrengungen, zugleich aber ihr weitgehendes 
Scheitern: Resigniert musste Ungari feststellen, dass seine Landsleute der Veranstaltung 
fernblieben.124 

Dies sollte allerdings nicht dazu verleiten, wie dies im zeitgenössischen Diskurs 
häufig geschah, den Italienern Indifferenz und Willfährigkeit zu attestieren. Vielmehr 
fand man eigene Artikulations- und Organisationsformen in ‚wilden Streiks‘ und semi-
institutionellen Zusammenschlüssen. Verwiesen sei abermals auf den lokalen mutuo soc-
corso sowie die Vereine, die recht zahlreich in der italienischen Gemeinde entstanden 
und zumindest so etwas wie vorpolitischen Charakter hatten. Bezeichnend ist etwa der 
Name einer 1911 in Düdelingen auf Initiative des mutuo soccorso entstandenen Musik-
gesellschaft, die sich „la fratellanza“ nannte und in der Zwischenkriegszeit regelmäßig 
auf den Maifeiern musizierte.125 Des Weiteren ist zu bemerken, dass die italienischen 
Sozialisten gegenüber ihren luxemburgischen Genossen sogar einen Organisationsvor-
sprung hatten.

Die vororganisatorischen Prägekräfte blockierten, nimmt man den integrativen An-
satz und damit den „Zusammenhang zwischen Produktionssphäre, Lebenswelt und 
kollektiver Aktion“126 ernst, ein organisatorisches Zusammengehen von Italienern mit 
Deutschen, Luxemburgern und Franzosen: Die Segmentierung der Arbeits- und Le-
benswelt konnte nicht ‚von oben‘, durch gemeinsames Vorgehen auf Funktionärsebene, 
aufgehoben werden. Zwar gingen von deutscher Seite wichtige Impulse für die Entste-
hung der luxemburgischen Gewerkschaften aus, was von Luxemburger Seite auch inso-
fern akzeptiert wurde, als man sich mehrheitlich für eine Kooperation mit dem DMV 
entschied; an den wenigen Düdelinger Versammlungen der Vorkriegszeit jedoch par-
tizipierten insgesamt nur wenig Deutsche. Organisation fand – sofern sie überhaupt 
gelang – entlang nationaler und soziokultureller Grenzlinien statt.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich die Migrationsfolgeerscheinungen 
– ländlich-agrarische Verankerung, religiös-konfessionelle Prägung und nationale Di-
versifizierung und Segmentierung – tendenziell blockierend auf die organisatorische 
Zusammenfassung und Mobilisierung der Hüttenarbeiterpopulationen auswirkten. 

123  So etwa bei Bonnet 1981, S. 32.
124  Siehe dazu das entsprechende Protokoll der Düdelinger Ortsgendarmen: AnLux, J 76/75, S. 17.
125  Caldognetto 2009, S. 110 f.
126  Welskopp 1996, S. 125.
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Dies kann allerdings vor allem aufgrund genereller Unwägbarkeiten mentalitätsge-
schichtlicher Ansätze, die immer ein Stück weit im Hypothetischen verhaftet bleiben, 
lediglich ansatzweise und anhand einiger weniger Beispiele belegt werden.

Ein vielschichtiges Phänomen mit ebenso mannigfaltigen Folgedimensionen stellt 
die betriebliche Arbeiterpolitik dar, die auf den ‚ganzen Menschen‘ und dessen Verhal-
tens- und Denkweisen abzielte, mithin weit über die betriebliche Sphäre hinaus in die 
Lebenswelt der Arbeiterschaft ragte.127 Die Arbeiterpolitik der Unternehmen beruhte 
auf zwei Säulen: soziale Befriedung und gesellschaftlich-politische Repression. Beide 
Seiten, die nur in ihrem komplementären Zusammenspiel zu verstehen sind, wirkten in 
hohem Maße domestizierend und disziplinierend.

Sowohl das Neunkircher als auch das Düdelinger Werk betrieben, wie detailliert ge-
zeigt wurde, eine ambitionierte Sozialpolitik. Die Vertreter der politischen und gewerk-
schaftlichen Arbeiterbewegung versuchten beharrlich, die betriebliche Sozialpolitik als 
Methode der Entmündigung und Manipulation zu geißeln. Hans Böckler etwa schrieb 
in seiner Streitschrift „Es werde Licht“, welche die sozialen Verhältnisse der Hüttenar-
beiter im Saarrevier zum Inhalt hat: „Der Humbug aller ‚Prämien‘ und ‚Wohlfahrtsein-
richtungen‘ darf euch nicht länger blind machen. Glaubt denn wirklich auch nur ein 
einziger Hüttenarbeiter, daß ihm bei der ganzen Wohlfahrtsgeschichte ein Pfennig ge-
schenkt wird?“128 So sah sich Karl Ferdinand Stumm in etlichen seiner Reichstagsreden, 
etwa am 3. Februar 1893, veranlasst, seine ,Wohlfahrtseinrichtungen‘ gegenüber Kriti-
kern aus der sozialdemokratischen Partei und den Gewerkschaften zu rechtfertigen: 

„Ich habe noch in der letzten Zeit gesehen, wie Ihre Presse über jede Wohlfahrtseinrichtung 
schreibt: jede Wohlfahrtseinrichtung sei eine Fessel, die den Arbeiter von den Arbeitgebern 
abhängig mache; es wird dem Arbeiter direkt widerraten, in Wohnungen zu ziehen, die ihnen 
der Fabrikherr zu mäßigen Preisen einräumt, um ihnen ihr Dasein […] zu erleichtern; sie sol-
len nicht hineinziehen, weil sie, wie Sie sagen, abhängig werden […] sondern weil sie dadurch 
zufriedener werden und Ihre Agitationen, Ihre Hetzereien gegen den Fabrikherrn weniger 
verfangen.“129

In Düdelingen beschrieb Nicolas Biever im Namen der luxemburgischen Gewerk-
schaft die aus seiner Sicht negativen Effekte der betrieblichen Sozialpolitik: „Ein Teil der 
Arbeiter wohnte in den Kolonien der Hütte, bezogen ihre Lebens- und Bedarfsartikel 
gegen Buch aus dem Hüttenökonomat, wodurch sie stets bei der Gesellschaft in Schul-

127  Vgl. Welskopp 1994, S. 336 ff.
128  Zitiert nach Heinz 1992, S. 46. Zur Rezeption der betrieblichen Sozialpolitik in der Arbeiterbewe-
gung vgl. Hilger 1996, S. 30 und 44.
129  Zitiert nach Tille, Alexander (Hrsg.): Die Reden des Freiherrn Carl Ferdinand von Stumm-Hal-
berg. Historisch kritische Gesamtausgabe. Achter Band, Berlin 1912, S. 303.
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den lagen, sie konnten, sie durften sich nicht rühren.“130 Im Programm des Luxemburger 
Metallarbeiterverbandes aus dem Jahr 1917 betonte man die „Zurückweisung aller Ein-
mischung der Vorgesetzten in die Privatangelegenheiten der Arbeiter“ und forderte die 
„Beseitigung des Wohlfahrtsschwindels der Unternehmer […] und der Gegenorganisa-
tionen“. Das Programm bezog sich in diesem Zusammenhang besonders auf die Arbei-
terwohnungen und die betrieblichen Spar- und Unterstützungskassen.131 Letztlich hat-
te die Arbeiterbewegung aber angesichts der beachtlichen finanziellen Möglichkeiten 
der Großunternehmen, der eigenen Schwäche und nicht zuletzt auch der durchaus zu 
konstatierenden sozialpolitischen Erfolge der Unternehmen argumentativ einen schwe-
ren Stand. 

Es wäre verfehlt anzunehmen, die betriebliche Sozialpolitik hätte flächendeckend 
gewirkt: Es existierten vielerlei Schattierungen, Abstufungen und Disparitäten inner-
halb der Belegschaften, die sich wiederum negativ auf die Gruppenkohäsion auswirkten. 
Die nicht zum Stamm gehörenden Beschäftigten, die somit auch weniger an den Arbeit-
geber gebunden waren, reagierten auf Unzufriedenheit zumeist mit Betriebswechseln 
und zeichneten sich daher durch eine hohe Mobilität aus, die sie einer organisatorischen 
Erfassung entzog. Organisation und strukturierte Mobilisierung setzten wenigstens ein 
Mindestmaß an Ortsstabilität voraus.132

Groß war ferner das Repressionspotenzial, das von den meisten Großunternehmen 
der Eisen- und Stahlindustrie ausging. Mit Recht wurde das Neunkircher Eisenwerk un-
ter der Ägide Karl Ferdinand Stumms hierbei von der Forschung wie bereits von der 
zeitgenössischen Arbeiterbewegung als Parade- und Extrembeispiel hervorgehoben.133 
Stumm selbst identifizierte in zahlreichen Reichstagsreden die Sozialdemokratie als 
gleichsam weltanschaulichen Gegenpart, den es zu bekämpfen galt. Eine Parlaments-
rede vom 3. Februar 1893, in welcher er sich breit über die (vermeintlichen) Ziele der 
Sozialdemokratie ausließ, beendete er mit drohenden, direkt an die sozialdemokratische 
Reichstagsfraktion adressierten Worten: 

„Ich sage, die Waffen, mit denen die Gefahr bekämpft werden muß, die Sie heraufbeschwören 
und die der Abgeordnete Bebel heute in recht krasser Weise wieder heraufbeschworen hat, 

130  Biever 1925, S. 5.
131  Programm des Luxemburger Metallarbeiter-Verbandes zitiert nach Steil 1992a, S. 153. Zum Ver-
band selbst folgen in Kapitel VI noch einige Ausführungen.
132  Vgl. Schröder 1978, S. 40–43.
133  Die Repressionspolitik Stumms vor allem gegenüber der Sozialdemokratie ist Gegenstand etlicher 
regionalhistorischer Studien. Stellvertretend seien genannt: Grass, Bernd: Herrschaft und Alltag 
vor dem Ersten Weltkrieg: Das System der Stumms, in: Clarke, Michael/Glaser, Harald/Klein-
schmidt, Christian u. a. (Hrsgg.): Arbeiter und Unternehmer in der Hüttenindustrie an Saar und 
Ruhr. Innerbetriebliche Beziehungen im zeitlichen und regionalen Vergleich (Kultur-Dokumente, 
Bd. 1), Saarbrücken 1996, S. 15–48; Horch 1987. Zurecht werden in diesen und anderen Beiträgen 
die soziale und repressive Seite der betrieblichen Arbeiterpolitik als komplementäre Einheit analysiert.
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sind nicht ideale Waffen, sind nicht Rede und Gegenrede, sondern die Waffen der Gewalt, an 
die Sie appellieren, sobald Sie die Macht haben, und die auch Ihnen gegenüber angewendet 
werden muß. In diesem Kampfe werden Sie dann nur zum Siege kommen, wenn der Staat 
schwach ist, aber niemals dann, wenn der Staat seine Schuldigkeit tut und, ohne sich zu fürch-
ten, Ihnen mit den Mitteln gegenübertritt, die er in seiner Macht hat.“134

Stumms Rede ist im weiteren Kontext der Aufhebung beziehungsweise Nichtver-
längerung des Sozialistengesetzes zu sehen, welche er stets vehement abgelehnt hat. 
Entscheidend ist, dass derlei Drohungen mitnichten blankes Säbelrasseln und bloße 
Rhetorik waren: Stumm setzte, im Rahmen seiner Möglichkeiten, seine Vorstellungen 
in konkrete Repressionspolitik um. Dies wurde weiter oben anhand der Ächtung be-
stimmter Wirtshäuser, in denen sozialdemokratisches Schriftgut zirkulierte, gezeigt. 
Arbeiter, die auch nur im geringsten Verdacht standen, mit der Sozialdemokratie zu 
sympathisieren, wurden entlassen. Als Unternehmer, Unternehmervertreter und Politi-
ker mit Einfluss weit über Neunkirchen hinaus war Stumm ferner maßgeblich am soge-
nannten „Sozialistengesetz der Saarindustrie“ von 1877, welches das reichsweite Gesetz 
vorwegnahm und zeitlich noch darüber hinaus Bestand hatte, beteiligt.135 Ein Komitee 
der Arbeitgeber zur Bekämpfung der Sozialdemokratie, das zur gleichen Zeit entstand, 
stand weitgehend unter Stumms Kontrolle.136 Die unternehmerische Vernetzung zu po-
litisch-repressiven Zwecken war ein gängiges Mittel in der Schwerindustrie, wie es etwa 
auch im benachbarten lothringischen Revier und anderswo praktiziert wurde.137 Nach 
dem Auslaufen des Sozialistengesetzes drängte Stumm, im Verbund mit Wilhelm II., 
darauf, ein neues, verschärftes Gesetz reichsweit zu implementieren. Mit diesen Plänen, 
die neben dem Entzug des aktiven und passiven Wahlrechts für alle Sozialdemokraten 
auch einen möglichen Staatsstreich vorsahen, scheiterte er allerdings.138

Die Sozialdemokratie versuchte auf parlamentarischem Wege – Stumms Rededuelle 
mit August Bebel und Wilhelm Liebknecht waren zahlreich –, aber auch mittels der 
Parteipublizistik Stumm zu schwächen. In der sozialdemokratischen Satirezeitschrift 
Der Wahre Jacob etwa, um nur ein Beispiel zu nennen, erschien 1897 ein Gedicht un-
ter dem Titel „Auch ein König“. Darin heißt es: „Den Wüstenfürsten von Arabien/

134  Zitiert nach Tille (Hrsg.) 1912, S. 314.
135  Vgl. Grass 1996, S. 26.
136  Vgl. dazu auch Clemens, Gabriele B.: Saarland – vom deutschen Sonderweg zur bundesrepublika-
nischen Normalität, in: Kost, Andreas/Rellecke, Werner/Weber, Reinhold (Hrsgg.): Parteien in 
den deutschen Ländern. Geschichte und Gegenwart, München 2010, S. 322–339, hier S. 325; außerdem 
Bierbrauer 2005, S. 123 f.
137  Zu Lothringen und den dortigen Arbeitgeberorganisationen bemerkt Serge Bonnet: „Les industries 
métallurgiques étaient, apparemment, les plus structurées de toutes les branches industrielles d’avant 
1914.“ Siehe Bonnet 1981, S. 75.
138  Zu dieser sogenannten ‚Umsturzvorlage‘ vgl. Hellwig 1986, S. 190 f.; Ebenau 2005, S. 225; Bors-
dorf 22005, S. 75.
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Ist abgelauscht sein Königthum,/Denn absolut herrscht in Saarabien, /Der allgewalt’ge 
König Stumm.“139 Die Autoren bedienten sich zur Charakterisierung der Stummschen 
Arbeiterpolitik zweier Termini – „König(reich) Stumm“ und „Saarabien“ –, die mittler-
weile geradezu kanonisch zu nennen sind.140 Bei aller polemischen Zuspitzung der Be-
griffe: Sie umschreiben den gesellschaftlichen und politischen Zustand im Neunkirchen 
der Ära Stumm insofern sehr treffend, als hier sämtliche Versuche politischer Emanzipa-
tion strikt unterbunden wurden, selbst wenn sie nicht direkt von sozialdemokratischer 
Seite kamen. 

Das von Stumm implementierte System erfuhr zwar nach seinem Tod im Jahre 1901 
wenigstens leichte Risse – man denke nur an die Konstituierung des SPD-Wahlvereins 
1907 –, blieb aber in seinen repressiven Grundzügen bis zum Ersten Weltkrieg funk-
tionstüchtig. Bei der Bekämpfung vermeintlicher ‚Reichsfeinde‘ konnten die Hütten
oberen zudem auf die Unterstützung von Staat und Verwaltung zählen. Der Ottweiler 
Landrat prognostizierte wenige Jahre vor dem Ersten Weltkrieg: „Solange die Königli-
che Bergverwaltung und die Firma Gebrüder Stumm die Agitation nachdrücklich be-
kämpft, wird die Sozialdemokratie hier auch keine wesentlichen Fortschritte machen.“141 
Die preußische Verwaltung legte Listen mit Gewerkschaftsmitgliedern an, kooperierte 
in dieser Frage eng mit den Arbeitgebergremien und ließ nicht zuletzt auch Hausdurch-
suchungen bei Führungsfunktionären im Saarrevier durchführen.142

Sicherlich war das Ausmaß der Repression in Düdelingen nicht in dem Maße gege-
ben, aber dennoch wurde von Seiten der Werksleitung auf ‚sozialdemokratische Umtrie-
be‘, wie es in der zeitgenössischen Diktion hieß, reagiert. So zeigten sich die Werksobe-
ren durchaus beunruhigt von der Tatsache, dass der DMV seit 1906 versuchte, Anhänger 
in der Stadt zu gewinnen. Man reagierte nicht direkt mit Repression, sondern mit der 
Gründung einer Arbeiterdelegation, einer Einrichtung also, die wenigstens formell Par-
tizipations- und Selbstbestimmungsrechte suggerierte.143 Wie sämtliche Maßnahmen 
betrieblicher Sozialpolitik – zu denen die Genehmigung einer Arbeiterdelegation zu 
zählen ist – diente dieses Zugeständnis im Gegenteil nicht zuletzt dazu, eine eigenstän-
dige Arbeiterbewegung im Keime zu ersticken. Nicolas Biever erwähnt für Düdelingen 
außerdem ähnliche Praktiken wie für Neunkirchen: „Der Geschäftsmann, welcher sich 
erkühnte, gegen die Hüttenkandidaten Partei zu ergreifen, wurde boykottiert. Kein Ar-

139  Zitiert nach Heinz, Joachim: Der „Scharfmacher“ aus „Saarabien“. Stumm in der sozialdemokrati-
schen Karikatur, in: Dülmen, Richard van/Jacob, Joachim (Hrsgg.): Stumm in Neunkirchen. Unter-
nehmerherrschaft und Arbeiterleben im 19. Jahrhundert. Bilder und Skizzen aus einer Industriegemein-
de (Saarland-Bibliothek, Bd. 5), St. Ingbert 1993, S. 165–180, hier S. 169.
140  Gelegentlich sprachen Gewerkschaftsvertreter auch von „Deutschrußland“. Siehe Heinz 1992, 
S. 20 f.
141  Zitiert nach Ebenau 2005, S. 226.
142  Vgl. Borsdorf 22005, S. 79 f.
143  Zur Gründung der Düdelinger Arbeiterdelegation vgl. Conrardy 1991, S. 207 f.
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beiter durfte mehr dort verkehren, wenn er nicht aufs Pflaster geworfen werden wollte, 
was die Vereinigungsfreiheit vollständig untergrub.“144 

Ralf Banken erkennt die „Ausnahmestellung Neunkirchens“ an, bestreitet aber an-
sonsten, dass die Bekämpfung der Sozialdemokratie ein zentrales Motiv schwerindus-
trieller Sozialpolitik gewesen sei: „Nur sehr wenige Unternehmen […] begriffen und 
betrieben die betriebliche Sozialpolitik auch als Teil einer Abwehrstrategie der Arbei-
terbewegung.“ Banken begründet dies damit, dass die Arbeiterbewegung gerade im 
Saarrevier noch überhaupt keine Rolle spielte.145 Die zeitliche Koinzidenz vom ersten 
Auftreten des DMV in Düdelingen und der Gründung der Arbeiterdelegation, welche 
Emile Mayrisch zudem im Rahmen der konstituierenden Sitzung explizit hervorhob,146 
widerspricht dieser Auffassung. Hier sollte, unabhängig vom Einzelfall, der politikge-
schichtliche Kontext im Auge behalten werden: Die Sozialdemokratie war gerade in 
Deutschland, das ja mit Luxemburg in wirtschaftlicher Hinsicht eng verflochten war, 
zu einem nicht mehr zu dementierenden gesellschaftlichen und politischen Faktor ge-
worden, der die Unternehmermacht in ihrer Substanz wenn nicht gefährdete, so doch 
herausforderte. Selbstverständlich hatten zeitgenössische Unternehmer diese Entwick-
lung auf der Rechnung und waren auf verschiedene Weise – durch soziale Zuwendung 
und Repression – bestrebt, dagegen einzuschreiten. Stumm trieb den Kampf gegen die 
Sozialdemokratie stets energisch voran, obwohl sie in Neunkirchen selbst praktisch in-
existent war.

Als Zwischenfazit lässt sich an dieser Stelle festhalten, dass, bezogen auf die Hüt-
tenarbeiterpopulationen, sowohl endogene als auch exogene Faktoren die Entstehung 
einer breiteren Arbeiterbewegung blockierten: Zu den endogenen Faktoren zählen ihre 
Herkunft und ihre herkunftsbedingten Vorprägungen, zu den exogenen die betriebliche 
Arbeiterpolitik mit ihrer dualistischen Ausrichtung als Befriedungs- und Repressions-
instrument. Ebenso ist aber zu konstatieren, dass die bislang vorgebrachten Argumente 
mitnichten allein in der Hüttenindustrie Gültigkeit hatten, auch wenn hier einzelne 
Phänomene wie die unternehmerischen Repressionen besonders virulent waren. Gera-
de der preußische Bergfiskus, der den saarländischen Steinkohlenbergbau kontrollierte, 
verfolgte eine ganz ähnliche Arbeiterpolitik wie Stumm, ja Stumm lehnte sich in seinen 

144  Biever 1925, S. 4.
145  Vgl. Banken 2001, S. 140 und 144. Zitate ebd.
146  Mayrisch begann seine Ausführungen anlässlich der Gründung der Delegation wie folgt: „In letzter 
Zeit wurden Versuche gemacht das gute Einvernehmen, das bisher zwischen Direktion und Arbeiter-
schaft bestand zu stören. Wir haben desshalb [sic!] beschlossen eine Einrichtung zu treffen, die dazu 
bestimmt ist eine stetige Verbindung zwischen Arbeiterschaft und Direktion herzustellen und alle Kla-
gen, welche von irgend einer Seite erhoben werden könnten, sachlich zu verhandeln und etwaige Miss-
stände abzustellen.“ Siehe AnLux, J 76/76, S. 25. Jean-Pierre Conrardy benennt auch das Wirken der 
christlichen Gewerkschaften im lothringisch-luxemburgischen Minettebassin als unmittelbaren Anlass 
zu dieser Maßnahme. Vgl. Conrardy 1991, S. 207.
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Maßnahmen bisweilen sogar an den staatlichen Bergbau an.147 Die Zusammensetzung 
der Bergarbeiterschaft ähnelte, was Herkunft und soziokulturelles Profil betrifft, den 
Hüttenarbeiterpopulationen.148 

Dennoch traten im politisch-organisatorischen Handlungsfeld deutliche Unter-
schiede hervor. Laut Barrington Moore „scheint der politische Charakter der Eisen- und 
Stahlarbeiter dem der Kohlenbergleute fast genau entgegengesetzt gewesen zu sein“.149 
Vergegenwärtigt man sich die Streikbewegung der Saarbergleute zwischen 1889 und 
1893 und die organisatorische Ausbildung des Rechtsschutzvereins sowie die gleichzei-
tige Absenz ähnlicher Vorgänge unter den Hüttenarbeitern, so ist Moore wenigstens 
in der Tendenz zuzustimmen, auch wenn natürlich zu ergänzen ist, dass die linksprole-
tarischen Organisationsformen im Saarbergbau ebensowenig Zuspruch fanden wie in 
der Großeisenindustrie. Isoliert man die einzelnen Elemente der Lebens- und Arbeits-
welten, so zeigen sich Parallelen zwischen Hütten- und Bergarbeitern vor allem in der 
außerbetrieblichen Sphäre. Ergo scheinen die Unterschiede im Organisationsverhalten 
Resultat der divergierenden Arbeitssituationen zu sein.150 Die entscheidenden Diver-
genzen verorten Moore und andere in der Arbeitsorganisation und der Belegschafts-
struktur. Hinter diesen Erkenntnissen der allgemeinen Hüttenarbeiterhistoriographie 
blieben Vertreter der Lokal- und Regionalgeschichte in der Regel zurück. Entsprechend 
wurde die Situation im Betrieb auch nicht als wesentliche Determinante der Organi-
sationsgeschichte erkannt und benannt.151 Der Neunkircher Arbeiterbewegungshis-
toriograph Michael Ebenau etwa konzentriert sich ausschließlich auf die betriebliche 
Arbeiter- und insbesondere auf die Repressionspolitik, um die ausgebliebenen Erfolge 
der Arbeiterbewegung zu erklären, geht aber nicht auf den prägenden Charakter der 
Produktionssphäre ein.152 

Demgegenüber hemmten und blockierten mehrere Aspekte der Arbeitssituation im 
integrierten Eisen- und Stahlbetrieb solidarisches Handeln am Arbeitsplatz und darüber 
hinaus in ebenso entscheidender Weise wie außerbetriebliche Faktoren. Eine Determi-
nante solidarischen Belegschaftshandelns war sicherlich die Art der Kooperations- und 
Kommunikationsstrukturen im Betrieb, welche „Chancen und Handlungsbedingungen 
für Formen gegenseitiger Verständigung und solidarischen Handelns“153 beeinflussten. 

147  Außerdem war die Sozialpolitik der Industriellenfamilie de Wendel in Stiringen vorbildhaft für 
Stumm. Vgl. dazu Banken 2001, S. 130 f. Zur Sozialpolitik des Bergfiskus vgl. ebd., S. 115–129.
148  Vgl. Fehn 1975, passim.
149  Moore 1982, S. 346 f.
150  Moore hebt hervor, dass auch hier durchaus Gemeinsamkeiten bestanden, etwa was die Unfallge-
fahr und die allgemeinen Arbeitsbelastungen betrifft. Die Zahl der Unfälle sei im Bergbau sogar dop-
pelt so hoch gewesen. Vgl. ebd., S. 354 ff.
151  Ausnahmen bilden für das Saarrevier die Studie von Ames 1989 und für Luxemburg der Beitrag 
von Scuto 1992.
152  Bezeichnenderweise tituliert er die Phase bis 1914 als „Stumme“ Jahre. Siehe Ebenau 2005, S. 223–
227.
153  Welskopp 1994, S. 53.
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Die Belegschaft zerfiel in viele verschiedene Segmente, die relativ isoliert in ihren Teil-
betrieben waren und kaum im Kontakt zueinander standen. Innerhalb der Teilbetriebe 
wurden spezifische Kooperationsformen – die sich im Anschluss an Thomas Welskopp 
zu mehreren „Betriebssystemen“ abstrahieren lassen – ausgebildet, die in letzter Konse-
quenz hierarchisierend und solidaritätshemmend wirkten. So waren die Arbeitsteams 
oder -kolonnen straff nach Positionen gegliedert. Die hierarchische Struktur sollte al-
lerdings nicht als monolithischer Block aufgefasst werden, denn die innerbetriebliche 
Realität war gleichermaßen geprägt von ständigen Aushandlungsprozessen zwischen 
verschiedenen Akteuren, die zwar in unterschiedlichem Grade mit Macht ausgestattet 
waren, aber doch alle über gewisse Handlungsressourcen verfügten.154 Die den Mecha-
nismen der Zusammenarbeit inhärenten Abstufungen und Hierarchisierungen strahl-
ten über den Betrieb hinaus auf die außerbetriebliche Lebenswelt aus: Es bestand ein 
enger „Nexus zwischen Basisprozessen in den sozialen Systemen der Produktion und 
gewerkschaftlichen Organisationsformen“, mithin eine „Wechselbeziehung zwischen 
Betrieb und organisatorisch-politischer Sphäre“.155 Der Betrieb als soziales Handlungs-
feld präfigurierte in diesem Sinne Verhaltensdispositionen jenseits der Fabriktore. 

Eng verwoben mit dem Aspekt der Kooperation und Kommunikation ist die Spe-
zifität der Belegschaftsstruktur, das heißt die ungemeine und in Kapitel III der Studie 
nachgewiesene Ausdifferenzierung der Belegschaften nach Berufen, Tätigkeiten, Qua-
lifikationen, Posten und nicht zuletzt auch Löhnen.156 Richard van Dülmen verkennt 
in einem Beitrag über die „Arbeiterkultur im Saarrevier“ die Bedeutung berufs- und 
tätigkeitsbezogener Homogenität, wenn er die Solidarstrukturen im Bergbau aufgrund 
der Gedingeeinteilung als besonders nachteilig kennzeichnet: Das Gedinge als „der au-
tonome Handlungsspielraum vor Ort […] minderte […] Gruppensolidarität [und] die 
Aktionsmöglichkeiten der Bergleute über ihre Gruben hinaus“, so van Dülmen.157 Van 
Dülmen verkennt die homogene Grundstruktur der bergmännischen Arbeitswelt. In-
nerbetriebliche Karrieren wie auf der Hütte, wo über Fleiß und Fügsamkeit ein gewisser 
Aufstieg erzielt werden konnte, damit aber eine individuelle Orientierung des Einzel-
nen, waren letztlich weniger wahrscheinlich. Die Gruppenkohärenz der Bergleute wur-
de des Weiteren durch verschiedene überkommene Traditionen gefestigt. Zwar existier-
te mit der Liberalisierung des Bergrechts kein Bergmannsstand im rechtlichen Sinne 
mehr, aber bergmännisches Brauchtum und ein der Gruppe innewohnender Berufsstolz 
wirkten fort.158 In der bereits häufiger zitierten Erhebung zu den Arbeitsbedingungen in 
der Schwereisenindustrie aus dem Jahre 1912 hieß es zusammenfassend: 

154  Welskopp operiert mit dem „Konzept des Betriebs als sozialer Interaktionsraum“ und unterstreicht, 
dass „alle historisch Beteiligten […] sozial kompetente Akteure“ innerhalb des betrieblichen Hand-
lungsfelds waren. Siehe Welskopp 1996, S. 125.
155  Welskopp 1994b, S. 104.
156  Vgl. dazu Pietsch 1985, S. 172–176.
157  Van Dülmen 1990, S. 74; ähnlich bei Behringer/Clemens 2009, S. 90.
158  Vgl. Weber 1978, S. 91–96; Tenfelde 1977, S. 123–131.
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„Eine große Schädigung der Hüttenarbeiter wird auch durch die Arbeitsteilung in den 
Hüttenwerken hervorgerufen. In den Hochofenwerken Deutschlands wurden von uns 60 
verschiedene Berufsbenennungen gezählt; in den Stahlwerksbetrieben 94; in den Walzwerk-
betrieben 124. […] Dazu kommt die weitere Teilung der Arbeit einer bestimmten Gattung in 
1., 2., 3., 4. und sogar 5. Männer. Die Teilung der Arbeit liegt nicht im Interesse der Arbeiter, 
denn sie weckt die schlechten Instinkte des Menschen und hat Neid, Mißgunst, Selbstsucht 
und andere Auswüchse im Gefolge. Der fünfte Mann ist naturgemäß bestrebt, bald vierter 
Mann zu werden und versucht, dieses Ziel mit allen Mitteln zu erreichen. Dasselbe Bestreben 
hat vielleicht auch der vierte Mann gegenüber dem dritten; der dritte gegenüber dem zweiten 
und so fort. Jeder sucht eine Position zu erringen, die etwas mehr Lohn einbringt, denn Hand 
in Hand mit der Abstufung nach ersten, zweiten und dritten Männern geht die Höhe des 
Arbeitslohnes. Diese Abstufung der Löhne ist in den meisten Fällen höchst ungerecht, denn 
die vierten oder fünften Männer haben oft schwerere und mehr Arbeit zu leisten.“159

Die Ausdifferenzierung der Belegschaft ging einher mit ihrer Einteilung nach Po-
sitionen, die nicht zwangsläufig, in verschiedenen Werkssegmenten wie dem Konver-
terstahlwerk sogar eher selten nach Maßgabe formaler Ausbildung erfolgte. Vielmehr 
konnte über Fleiß, Betriebstreue und gute Führung ein betriebsinterner Aufstieg er-
reicht werden. Jürgen Kocka spricht von der „fehlenden Grundlage der Solidarität“:160 
Man war zunächst auf sein eigenes Avancement innerhalb der Fabrikhierarchie bedacht 
– auf die „kleinen ‚Karrieren‘, die aus gewerkschaftlicher Sicht so sehr störten“161 – und 
deutete diesen individuellen Weg als naheliegendste Möglichkeit zur Verbesserung sei-
ner persönlichen Situation. Für die Bergarbeiter war – um erneut den Branchenver-
gleich zu bemühen – eine solche Aufstiegsmobilität viel weniger wahrscheinlich. Eine 
kollektive Lösung durch vororganisatorische Zusammenschlüsse, die dann als Substrat 
außerbetrieblicher Organisation hätten dienen können, verlor auf der Hütte gegenüber 
individuellem Handeln an Bedeutung. So kann auch die am Düdelinger Beispiel nach-
gewiesene Fluktuation, die sicher auch in Neunkirchen vorhanden war, auf der Basis 
des vorhandenen Quellenmaterials aber nicht genau nachzuweisen ist, als individuelle 
Reaktionsweise auf die täglichen Zumutungen der Arbeitswelt gedeutet werden. Die 
hohe Mobilität der Belegschaft hatte zudem zur Folge, dass keine Ruhe in die Beleg-

159  Die Schwereisenindustrie 1912, S. 331 f. Mit Blick auf das Saarrevier stellte Harald Glaser fest, dass 
„vor allem die extreme Zersplitterung der Arbeiterschaft in den Hüttenwerken […] einer gemeinsamen 
Interessenvertretung entgegen[stand]“. Siehe auch Glaser, Harald: Soziale Beziehungen in der Hüt-
tenindustrie an Saar und Ruhr: Varianten von Unternehmenspolitik und ihre Hintergründe, in: Clar-
ke, Michael/Glaser, Harald/Kleinschmidt, Christian u. a. (Hrsgg.): Arbeiter und Unternehmer 
in der Hüttenindustrie an Saar und Ruhr. Innerbetriebliche Beziehungen im zeitlichen und regionalen 
Vergleich (Kultur-Dokumente, Bd. 1), Saarbrücken 1996, S. 109–130, hier S. 114.
160  Vgl. Kocka 1990, S. 431–436. Zitat ebd., S. 431.
161  Ebd., S. 434. Hervorhebung im Original.
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schaft einkehren wollte: Durch den ständigen Belegschaftswechsel wurden zeitstabile 
Gruppenmuster erheblich beeinträchtigt.162

Zurecht bemerkt Barringon Moore die „elitären Zwischentöne“163 in den zu Beginn 
dieses Kapitels wiedergegebenen Ausführungen Otto Hues, wenn etwa von „dieser 
Arbeitermasse“, die ihr Los „dumpf ertrage“ und sich „devot“ vor dem Betriebsherrn 
beuge, die Rede ist. Indirekt verweist Moore auf den Umstand, dass in einigen Teilen 
des Hüttenwerks ungelernte Arbeiter das Gros der Belegschaft stellten und dass dies die 
Gewerkschaften vor Aufgaben stellte, an denen sie aus organisationsimmanenten Grün-
den scheiterten. Das Rückgrat der Gewerkschaften stellten wenigstens bis zum Ersten 
Weltkrieg die gelernten Facharbeiter mit zum Teil noch handwerklichem Hintergrund 
oder wenigstens die besser angelernten Arbeitskräfte.164 Man schaffte es hingegen nicht, 
die Ungelernten flächendeckend zu integrieren, was einerseits deren Organisationsun-
willigkeit, andererseits aber die fehlende Anpassungsfähigkeit der Gewerkschaft selbst 
offenbart.165 Überhaupt scheint es so, als hätten die Gewerkschaften keine passenden 
Mittel gefunden, sich auf die schwerindustriellen Riesenbetriebe einzustellen, deren 
Belegschaften gewissermaßen ‚auf einen Nenner‘ zu bringen und organisatorisch zu-
sammenzufassen. Elisabeth Domansky-Davidsohn sieht die Struktur des Deutschen 
Metallarbeiterverbandes maßgeblich dafür verantwortlich: Der 1891 als zentraler In-
dustrieverband gegründete DMV habe sich in seinen Strukturen nicht vollständig, aber 
doch weitgehend der administrativen Gliederung des Reiches angepasst. War dieser 
Aufbau für die Klein- und Mittelbetriebe, deren Belegschaften man so lokal zusammen-
fassen konnte, durchaus adäquat, so war er wenig dazu angetan, die ohnehin ausdifferen-
zierten Arbeitermassen der Großunternehmen organisatorisch zu einen. Eine betriebs-
bezogene Struktur, mit dem einzelnen Unternehmen als Basiseinheit, hätte hier Abhilfe 
schaffen können,166 wenngleich es hypothetisch und daher ein Stück weit müßig ist zu 
diskutieren, ob veränderte gewerkschaftliche Strukturen die belegschaftsimmanenten 
Differenzierungen hätten überwinden können.

162  Dies war besonders der Fall für ungelernte Arbeitskräfte, die seltener zum Stammpersonal zählten. 
Peter N. Stearns schreibt dazu: „Their constant wandering prevented the formation of personal or com-
munity ties, and many had no organizational tradition to refer to in any event.“ Siehe Stearns 1976, 
S. 258.
163  Moore 1982, S. 347.
164  Vgl. Tenfelde/Schönhoven/Schneider 1987, S. 204–207. Statistisch gesehen waren beispiels-
weise die Schlosser und Gießer, zwei Facharbeitergruppen, viel stärker im DMV vertreten als die in 
der Regel un- oder bestenfalls angelernten Hochofen-, Stahl- oder Walzwerkarbeiter. Vgl. Statistik in 
Domansky-Davidsohn 1980, S. 99. Vgl. außerdem Welskopp, Thomas: The Vision(s) of Work in 
the Nineteenth-Century German Labour Movement, in: Kocka, Jürgen (Hrsg.): Work in a Modern 
Society: The German Historical Experience in Comparative Perspective (New German Historical Per-
spectives, Bd. 3), New York 2010, S. 55–71, bes. S. 68.
165  Noch einmal sei Peter N. Stearns zitiert: „[…] the unskilled largely stayed out of any organized po-
litical activity […].“ Siehe Stearns 1976, S. 257.
166  Vgl. Domansky-Davidsohn 1980, bes. S. 95 f. und 109 ff.
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Die politische ‚Friedhofsruhe‘, die im vorangehenden Kapitel sowohl für Neunkir-
chen als auch für Düdelingen konstatiert werden konnte, lässt sich mittels einer Fülle 
branchenimmanenter, aber auch regional- beziehungsweise lokalspezifischer Faktoren 
erklären und begründen. Die beiden Städte – und mit ihnen die jeweiligen Indus
triereviere – beschritten keinen ,Sonderweg‘, denn auch in anderen industriellen Bal-
lungszentren konnte die sozialdemokratische Arbeiterbewegung in Form von Freien 
Gewerkschaften oder sozialdemokratischen Parteien kaum Fuß fassen. Arno Herzig 
zum Beispiel kommt zu dem Urteil: „Das Ruhrgebiet, seit den 1870er Jahren Zentrum 
der deutschen Industrie, kann in der Kaiserzeit kaum als Zentrum der sozialistischen 
Arbeiterbewegung gelten.“167 So fanden sich im Ruhrgebiet grosso modo die gleichen 
organisationshemmenden Determinanten. Die hier zur Diskussion stehenden Hütten-
unternehmen scheinen sich vor allem durch die Intensität der überregional festzustel-
lenden Problemstellungen ausgezeichnet zu haben. So ging das Neunkircher Eisenwerk 
unter der Ägide Karl Ferdinand Stumms, aber auch darüber hinaus, in der Bevormun-
dung und politischen Entmündigung weiter als andere Betriebe. Was die sozialpoli-
tische Seite betrifft, so hatten beide Werke, vor allem das Düdelinger Unternehmen, 
so etwas wie eine Vorreiterfunktion in der regionalen Wirtschaft. Im Düdelinger Fall 
sticht weiterhin die nationale Diversifizierung hervor, die – als Folge der Struktur des 
luxemburgischen Arbeitsmarkts – viel weiter ausgeprägt war als an anderen Standor-
ten. Alles in allem hatte die politische Arbeiterbewegung in Neunkirchen wie Düde-
lingen noch ungleich schlechtere Voraussetzungen als an anderen Hüttenstandorten.

Der Anschluss an Gewerkschaften, Parteien oder ähnliche Organisationsformen war 
nicht der einzig gangbare Weg, wenn Industriearbeiter emanzipatorische und partizi-
patorische Rechte durchsetzen wollten. Eine Beschränkung auf (sozialdemokratische) 
Parteien oder Gewerkschaften würde bedeuten, den verengten Blick zeitgenössischer 
Arbeiterfunktionäre zu übernehmen. Es gab daneben aber verschiedene andere Formen 
und Möglichkeiten, sozialen Protest und Partizipationswillen zu artikulieren. Dies soll 
im Folgenden gezeigt werden.

167  Herzig, Arno: Organisationsprobleme der Sozialdemokratie im Ruhrgebiet im 19. Jahrhundert, 
in: Heid, Ludger/Schoeps, Julius H. (Hrsgg.): Arbeit und Alltag im Revier. Arbeiterbewegung und 
Arbeiterkultur im westlichen Ruhrgebiet im Kaiserreich und in der Weimarer Republik (Duisbur-
ger Forschungen, Bd. 33), Duisburg 1985, S. 6–21, hier S. 6. Ganz ähnliche Faktoren arbeitete auch 
Damien Tomasi für Lothringen heraus und belegt damit den transnational gültigen Charakter der 
Problematik. Vgl. Tomasi, Damien: La Vitrine de la Patrie face au Reich. Les militants républicains 
et les militants du mouvement ouvrier dans l’espace public à Nancy (1880–1914), in: Clemens, Ga-
briele B./El Gammal, Jean/Lüsebrink, Hans-Jürgen (Hrsgg.): Städtischer Raum im Wandel. 
Modernität – Mobilität – Repräsentationen. Espaces urbains en mutation. Modernités – mobilités 
– représentations (Vice Versa: Deutsch-französische Kulturstudien, Bd. 4), Berlin 2011, S. 59–75, bes. 
S. 65 und 74 f.
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3  Protest und Organisation jenseits 
der institutionalisierten Arbeiterbewegung

3.1  Protest, Renitenz und Insubordination

Ulrich Zumdick stellte, auch unter Bezugnahme auf die weiter oben zitierten Ausfüh-
rungen Otto Hues, fest: „Führende Gewerkschaftsfunktionäre warfen den Hüttenar-
beitern vor, sie seien eine ‚völlig indifferente‘, ‚rückständige‘, ‚willenlose‘ Masse, die in 
‚dumpfer Lethargie‘ und ‚Stupidität‘ verharre und ‚vernichtend‘ auf die Arbeiterbe-
wegung wirke.“168 In dieselbe Richtung zielen die Autoren der DMV-Studie über die 
Arbeitsverhältnisse in der Schwereisenindustrie, wenn es gegen Ende der Abhandlung 
heißt: 

„Die Hüttenarbeiter von heute gehen müde und verdrossen an ihr Tagewerk, und mißmutig 
und gedrückt wird es beendet. So geht das Tag um Tag. Lange Arbeitszeit, schwere, anstren-
gende und gefährliche Arbeit, schikanöse und verbitternde Behandlung und Beschimpfung 
der Arbeiter durch Meister und andere Vorgesetzte, sowie der oft unzureichende Verdienst 
und die damit verbundene schlechte Ernährung haben jede Freude an der Arbeit vernichtet 
und sie zu einer Qual und Last gestaltet.“169

Nachdem im Anschluss einige sozialpolitische Forderungen des DMV vorgetragen 
werden, folgt ein appellativer Ratschlag, wie das Los der Hüttenarbeiter dauerhaft ver-
bessert werden könnte: „Sie müssen vielmehr, gleich dem bewundernswerten Beispiel 
ihrer englischen Kameraden, sich in machtvollen Organisationen zusammenschließen, 
um durch den Einfluß der Organisation zu besseren Arbeitsbedingungen, zu einer ge-
achteteren sozialen Stellung zu kommen.“170 

Ganz ähnlich klingen die Einschätzungen Hans Böcklers, der zwischen 1903 und 
1907 im Saarrevier wirkte. Der spätere DGB-Präsident schilderte die Lage der Hütten-
arbeiter an der Saar wie folgt:

„Fürwahr, die Hunde der Herren mögen in vielen Fällen ein schöneres Leben führen als ihr, 
die ihr doch Menschen seid. Die halbe Zeit eures Lebens müht ihr euch ab, in glühender 
Temperatur und giftgeschwängerter Luft, euren mageren Lebensunterhalt zu verdienen. Not 
kennt bei euch kein Gebot. […] Euere Arbeit dauert viel zu lang und wird viel zu schlecht 
entlohnt, als dass sie euch wirklich freuen könnte. Unter Fluchen und Schimpfen werdet ihr 
gejagt durch jede Schicht […].“171

168  Zumdick 1990, S. 19. Hervorhebungen im Original.
169  Die Schwereisenindustrie 1912, S. 635.
170  Ebd., S. 638.
171  Zitiert nach Heinz 1992, S. 45. Die komplette Streitschrift ebd., S. 43–56.
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Auch Böckler sieht den einzig gangbaren Weg für die Hüttenarbeiter zur Verbesse-
rung ihrer sozialen Lage im Anschluss an den DMV:

„Der Hüttenmann braucht eine einzige, geschlossene, leistungsfähige Organisation. Eine Or-
ganisation, die so kräftig ist, dass sie dem saarabischen Unternehmertum Respekt einflößt. 
Eine selbständige, von jedermann unabhängige Organisation, die nicht nach rechts noch 
links zu sehen braucht auf ihrem Vormarsch, die nur für Arbeiter geschaffen ist und auch nur 
von Arbeitern geleitet wird. […] Kollegen, ihr müsst die Dinge selbst prüfen, dann werdet ihr 
finden, dass nur im Deutschen Metallarbeiter-Verband euer Platz ist.“172

Die Lage der Hüttenarbeiter wird von den zeitgenössischen Gewerkschaftern als 
desolat charakterisiert, während man ihnen unterstellt, sich dessen entweder nicht be-
wusst zu sein oder – aus Angst, Apathie oder Abstumpfung heraus – sich den schlechten 
Verhältnissen willenlos zu beugen. Nur durch den Anschluss an die institutionalisierte 
Arbeiterbewegung könnten sich, so die Quintessenz der Argumentation, die Eisen- und 
Stahlarbeiter aus dieser misslichen Situation befreien. Hier wird gewissermaßen ein 
‚Normalweg‘ konstruiert, der letztlich zwangsläufig in der politischen Bewusstwerdung 
und in der Organisation endet. 

Eine solche Argumentationskette mag aus Sicht der zeitgenössischen Arbeiter-
funktionäre angesichts ihrer latenten Erfolglosigkeit in der Schwerindustrie sowie der 
Notwendigkeit, offensiv Mitgliederwerbung zu betreiben, nachvollziehbar sein. Aller-
dings wurden solche Gedankengänge immer wieder auch in der Forschung (zustim-
mend) aufgegriffen, wobei der organisierte Arbeiter gleichsam als Idealbild konzipiert 
wurde, gegenüber dem die nichtorganisierte Masse als rückständig und unaufgeklärt 
erschien. In einer Untersuchung über den „Wandel der Gesellschafts- und Herrschafts-
strukturen in der Saarregion während der Industrialisierung“ reflektiert etwa Hans 
Horch die Gründe der ausgebliebenen Arbeiterbewegung: „[…] vor allem die Nach-
wirkungen der jahrzehntelang in den sozialen Strukturen angelegten gegenseitigen 
und Selbsterziehung zu autoritärem Verhalten und das Weiterbestehen entsprechen-
der Interaktionsformen im Bereich der psychosozialen und kulturellen Reproduktion 
waren die Umstände, die dem Vordringen der Arbeiterbewegung in der Saarregion 
entgegenwirkten.“173 Aus der latenten Erfolglosigkeit der politischen Arbeiterbewe-
gung wird auf den, freilich durch die sozialen Strukturen präformierten, Charakter 
‚des‘ Saararbeiters geschlossen, der durch Verhaltensmuster geprägt sei, „die mehr auf 
eine Hilfe ‚von oben‘ setzten als auf eigene, selbstbewußte Aktivität“.174 Dazu trage 
auch, wie es an anderer Stelle heißt, „die ständige Überwachung durch die Hüttenbe-

172  Zitiert nach ebd., S. 53.
173  Horch 1985, S. 455.
174  Ebd., S. 335. Hervorhebung im Original.
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amten“ bei, die eine „dumpfe Atmosphäre“ und ein „kriechendes, wohlgefälliges We-
sen“ unter den Arbeitern sowie „Spitzel- und Denunziantentum“ beförderten.175

Die Grundproblematik dieser Gedankengänge, die denen zeitgenössischer Arbei-
terfunktionäre ähneln und entlehnt sind, besteht darin, in der formellen Organisation 
in (sozialdemokratischer) Partei und Freien Gewerkschaften den einzig legitimen und 
gangbaren Weg anzuerkennen, Protest und Unmut über die bestehenden Produktions-
verhältnisse sowie die politischen wie gesellschaftlichen Exklusionsmechanismen zu äu-
ßern. Tatsächlich aber kannten die Industriearbeiter – auch die Hüttenarbeiter! – man-
nigfaltige, zum Teil individuelle176 Formen von Renitenz, Protest und Insubordination, 
besonders während der alltäglichen Arbeit im Betrieb. Analysiert man die betrieblichen 
Quellen, die Strafkataloge, Disziplinarreglements und Stammlisten unter dieser Frage-
stellung, so zeigt sich weder ein „kriechendes, wohlgefälliges Wesen“, noch eine blinde 
Autoritätsgläubigkeit. Karl-Heinz Roth führt in diesem Zusammenhang den Begriff der 
„anderen Arbeiterbewegung“177 ein: Neben der offiziellen und in feste institutionelle 
Formen gegossenen Arbeiterbewegung, die sich vor allem auf die gelernten Facharbeiter 
stützte, habe es noch eine zweite, gleichsam inoffizielle Arbeiterbewegung gegeben, die 
von den ungelernten „Massenarbeitern“178 getragen worden sei und ganz andere, direk-
tere wie subversivere Kampfformen in einem „täglichen, unmittelbar gegen Arbeitsor-

175  Ebd., S. 293. Hervorhebungen im Original unter Bezugnahme auf Gabel 1921. Dieser Gedanken-
gang wird nahezu wörtlich übernommen von Gergen 2000, S. 185.
176  Peter N. Stearns spricht gerade im Zusammenhang mit den Ungelernten von „measures of individu-
al protest“. Siehe Stearns 1976, S. 258.
177  Roth 41977.
178  Zu diesem Begriff vgl. ebd., S. 26. Die Analogie zur italienischen Bewegung des operaismo drängt 
sich förmlich auf. Die Operaisten suchten in den 1960er Jahren nach neuen Formen im Kampf um 
die Emanzipation der Arbeiterklasse, wobei sie die Organisationsprinzipien der klassischen Arbeiter-
bewegung verwarfen. Sergio Bologna, der sich selbst im Umfeld des operaismo bewegte, schreibt: „Die 
italienischen Operaisten wollten nicht ‚die Führer‘ der Klasse sein, kein politischer Stand und keine 
‚kleine Partei‘. Sie lebten den Widerspruch dessen, der zwar einer politischen Theorie anhängt, aber 
gleichzeitig die traditionellen organisatorischen Modelle der Arbeiterbewegung ablehnt.“ Die Operais-
ten versuchten vor allem durch spontane Aktionen am Arbeitsplatz oder passiven Widerstand eine 
Veränderung der Produktionsverhältnisse zu erzwingen. Vgl. Bologna, Sergio: Der Operaismus als 
Objekt der historischen Forschung, in: Sozial.Geschichte 18 (2003), S. 132–147. Zitat S. 136 (Hervor-
hebungen im Original). Bei allen auf den ersten Blick vorhandenen Parallelen sind allerdings zwei 
Dinge einzuräumen: Zum einen wurden die Theorien und Praktiken der Operaisten in einem anderen 
produktionsgeschichtlichen Kontext entwickelt, nämlich in der Phase und im Umfeld fordistisch-tay-
loristischer Massenproduktion, deren Prinzipien nicht auf die Eisen- und Stahlindustrie des Industri-
alisierungszeitalters zu übertragen sind; zum anderen geht mit dem Operaismus, trotz der Absage an 
den klassischen Organisationsbegriff, eine genuin politisch-revolutionäre Implikation einher, die den 
hier zu verhandelnden Hüttenarbeitern nicht ohne weiteres unterstellt werden kann. Vielmehr ging 
es zunächst darum, sich im alltäglichen Fabrikleben Freiräume und Autonomieräume gegenüber dem 
Arbeitgeber und der eingeforderten Fabrikdisziplin zu erkämpfen.
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ganisation und Arbeitsteilung gerichteten Kleinkrieg“179 angewandt habe: „Eine Arbei-
terklasse – zwei Arbeiterbewegungen.“180 Damit wandte sich Roth – die Studie erschien 
erstmals 1974 – gegen den impliziten Konsens in der Forschung, sich weitgehend auf 
die institutionalisierte Arbeiterbewegung zu beschränken: Die „Geschichte der quan-
titativen Mehrheit der damaligen Arbeiterklasse, ihrer Ausbeutungssituation und ihrer 
Kampfformen [ist] bis heute noch ungeschrieben“.181 Zwischenzeitlich schufen kultur- 
und alltagsgeschichtlich orientierte Studien, etwa von Alf Lüdtke,182 etwas Abhilfe, in-
dem man den alltäglichen, informellen und nicht an Institutionen gebundenen Formen 
des Kampfes um Freiräume in der industriekapitalistischen Arbeitswelt nachspürte. 
Aber das Hauptaugenmerk richtet sich immer noch eher auf die institutionalisierte Ar-
beiterbewegung, die als wesentlichste Manifestation von Protest und Oppositionspo-
tenzial eingeschätzt wird.

Roths Bewertungen und Thesen sind aufgrund ihrer ideologischen Imprägnierung 
und Überzeichnungen kritisch zu hinterfragen. So ist es – abgesehen vom Diktum der 
einen Arbeiterklasse, das bereits im letzten Teil der Studie widerlegt wurde – fraglich, 
im Fabrikalltag einen „alltäglichen Kleinkrieg“ sehen zu wollen, geht diese Annahme 
doch gewissermaßen von einem proletarischen ‚Guerillakämpfer‘ aus, der zielstrebig auf 
die Überwindung des kapitalistischen Produktionssystems hinarbeitete. Dies war zwei-
fellos nicht der Fall. Vielmehr ging es den Arbeitern bei ihren vielfältigen Formen all-
täglicher Auflehnung darum, sich im Sinne von Alf Lüdtkes Konzept des „Eigen-Sinns“ 
Freiräume und bessere Arbeitsbedingungen zu verschaffen.183 Das an für sich nützliche 
Theorem der „anderen Arbeiterbewegung“ muss letztlich entideologisiert werden, um 
es für die Analyse des Arbeitsalltags operationalisierbar zu machen. Dies vorausgesetzt, 
lassen sich mit seiner Hilfe fruchtbare Erkenntnisse gewinnen. 

Besser operationalisierbar sind Konzepte, die unter dem Terminus „Mikropolitik im 
Unternehmen“ zusammengefasst werden. Das Unternehmen wird dabei als ein soziales 
Handlungsfeld gezeichnet, in welchem zwar asymmetrische Machtverhältnisse herr-
schen, in dem zugleich aber sämtliche Akteure über Handlungsressourcen verfügen: 
Der Betrieb erscheint „als komplexes Interaktionsgefüge aus Arbeits-, Kooperations- 
und Kommunikationsbeziehungen, aus Akteurskoalitionen und Machtstrukturen“.184 
Mikropolitik im Unternehmen bezeichnet eher die ständigen innerbetrieblichen Aus-

179  Roth 41977, S. 31.
180  Ebd., S. 21.
181  Ebd., S. 26.
182  Vgl. u. a. Lüdtke 1980; programmatisch in Lüdtke 1979.
183  Vgl. Lüdtke 1993.
184  Vgl. Lauschke, Karl/Welskopp, Thomas : Einführung: Mikropolitik im Unternehmen: Chan-
cen und Voraussetzungen beziehungsanalytischer Ansätze in der Industrie- und Arbeitergeschichte, in: 
Lauschke, Karl/Welskopp, Thomas (Hrsgg.): Mikropolitik im Unternehmen. Arbeitsbeziehungen 
und Machtstrukturen in industriellen Großbetrieben des 20. Jahrhunderts (Bochumer Schriften zur 
Unternehmens- und Industriegeschichte, Bd. 3), Essen 1994, S. 7–15, Zitat ebd., S. 10.
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tarierungsprozesse im Sinne einer konkreten Gestaltung der Arbeitswelt als einen poli-
tischen oder vorpolitischen Kampfbegriff und ist daher der Analyse sozialer Mechanis-
men im Hüttenbetrieb angemessen.

Einige Aspekte, die mit den beschriebenen Konzepten erfasst werden können, wur-
den im Verlauf der Studie bereits angesprochen und ausführlich erklärt. So wurden etli-
che Fälle vorgestellt, in denen sich Arbeiter der postulierten Zeitdisziplin entzogen: Die 
Strafkataloge dokumentieren zahlreiche Fälle von Unpünktlichkeit oder von eigenmäch-
tiger Verkürzung der Arbeitszeit oder Verlängerung der Pausen. Bisweilen gewann die 
Auflehnung gegen das oktroyierte Zeitregime geradezu systematische Züge, etwa wenn 
die handwerkliche Tradition des ‚Blauen Montags‘ im Industriebetrieb gepflegt wur-
de.185 Diese für die industrielle Arbeitsdisziplin problematische Tradition war vor allem 
in der Frühphase der Industrialisierung verbreitet, lässt sich anhand der einschlägigen 
Quellen aber weder für Neunkirchen noch für Düdelingen feststellen. Dafür scheint 
die örtliche Kirmes („Kerb“) für Zündstoff gesorgt zu haben: Im August 1924 wurden 
nicht weniger als 24 Feiler des Neunkircher Walzwerks zu einer Strafe von jeweils fünf 
Francs verurteilt, weil sie am Kirmesmontag nicht zur Arbeit erschienen waren. Am da-
rauffolgenden Kirmesdienstag wurden noch einmal acht Arbeiter – fünf Walzer, zwei 
Scherenmänner und ein Adjustierer – mit der gleichen Summe und aus dem gleichen 
Grund sanktioniert.186 Leider fehlen für die Vorkriegszeit ähnliche Strafkataloge, doch 
ist davon auszugehen, dass es gerade zur Kirmes immer wieder zu derartigen Eigenmäch-
tigkeiten im Verhalten der Hüttenarbeiter kam. Dabei spielte, glaubt man Katja Lan-
der, auch der Alkoholgenuss eine wesentliche Rolle: „Den Erzählungen zufolge waren 
an solchen Tagen sehr viele Betrunkene auf den Straßen anzutreffen“, so Lander, die 
sich in einem Aufsatz mit Methoden der oral history der Kultur- und Alltagsgeschichte 
Neunkirchens während der Industrialisierung nähert.187 Es war, freilich auf ganz klei-
ner Ebene, ein Aufbegehren gegen die eingeforderte Zeit- und Arbeitsdisziplin. In einer 
Düdelinger Stammrolle taucht als Entlassungsgrund der Hinweis „manqué passant la 
fête“ auf, der in die gleiche Richtung zielen könnte.188

Natürlich bewegt sich die Argumentation, wenn Absentismus infolge von Feiertagen 
als Beleg für alltägliche Insubordination herangezogen wird, ein Stück weit auf töner-
nen Füßen. Daneben gab es aber weit evidentere Formen von Renitenz und Unmutsbe-
kundungen. Das Oppositionspotenzial und der aufgestaute Frust vieler Hüttenarbei-
ter entluden sich mitunter ganz direkt gegen die oftmals so rigiden Vorgesetzten oder 
sonstigen Aufsichtspersonen. Am 28. März 1927 meldete die Düdelinger Hüttenpolizei 
an die Werksleitung: „Der Arbeiter Grün Hug. (Roulage) kam heute vormittag um 
9.30 Uhr auf dem Fahrrad durch die Hütte. Als Portier Mahnen ihn auf das Verbot auf-

185  Vgl. Reulecke 1976, bes. S. 207–214. Explizit für die luxemburgische Schwerindustrie vgl. Scuto 
1992, S. 73.
186  Alle Angaben nach: Strafkatalog Walzwerk NE 1923–1928.
187  Vgl. Lander 2005. Zitat ebd., S. 214.
188  Angabe aus der Stammrolle von 1901: AnLux, ADU-U1-113.



440

merksam machte, antwortete er: Gieb acht, mein lieber Alter, was dir noch einmal ge-
schehen mag.“189 Der Arbeiter Grün setzte sich über ein offensichtlich bekanntes Verbot 
hinweg. Der Dialog – über dessen wortgemäße Authentizität natürlich keine Gewiss-
heit herrscht – deutet außerdem darauf hin, dass zwischen diesem und möglicherweise 
anderen Arbeitern und dem Pförtner bereits länger Konfliktpotenzial schwelte, das sich 
dann in direkter Aggression entlud. 

Erwähnung fand weiter oben bereits das Vorkommnis um einen Roulagearbeiter, 
der, nach Ansicht des Aufsichtspersonals, einen Karren zu langsam leerte. Nachdem der 
Aufseher ihm untersagte, eine Kaffeepause einzulegen, ehe der Wagen nicht komplett 
entleert sei, trug sich einem Bericht der Hüttenpolizei zufolge folgendes zu: „Daraufhin 
hob Schwind einen dicken Stein im Wagen auf und warf denselben mit der Bemerkung 
‚Ich werfe dir diesen Stein ins Gesicht‘ nach dem Aufseher, welcher sich aber in Sicher-
heit brachte und die Hüttenpolizei anrief. Schwind wurde daraufhin von der Hütten-
polizei aus dem Werk geführt.“190 Scheinbar geriet der Arbeiter Schwind bereits zuvor 
in Konflikt mit der Hüttenjustiz, denn weiterhin heißt es: „Da dieser Arbeiter (sowohl 
wie sein Bruder Schwind Jean) sich schon öfters durch Frechheiten gegenüber dem Auf-
seher bemerkbar gemacht hat, bin ich der Ansicht, denselben sofort zu entlassen.“191 Bei 
beiden wie bei dem oben sanktionierten Arbeiter Grün handelte es sich um Roulagear-
beiter, somit wahrscheinlich um ungelernte Kräfte, welche in das von Roth definierte 
Schema des renitenten „Massenarbeiters“ passen.

Weitere Beispiele von alltäglicher Insubordination, die auch in Handgreiflichkeiten 
ausarten konnte, ließen sich ergänzen. Im Neunkircher Walzwerk wurden die Gehilfen 
Jakob Klein und Peter Michel im November 1923 wegen „ungebührliche[m] Benehmen 
gegen den Vorarbeiter“ ebenso zur Rechenschaft gezogen wie der Schlosser Friedrich 
Feis. Im Folgemonat hätten sich vier Gehilfen „trotz mehrmaliger Warnung des Meis-
ters beim Schichtwechsel […] nicht gemeldet“. Mehrfach wiederholte Anordnungen 
wurden in diesem Falle also nicht befolgt, die scheinbar so erdrückende Dominanz der 
Hüttenoberen schlichtweg ignoriert. So wurde deren Autorität mitunter mehr oder we-
niger direkt in Frage gestellt, beispielsweise durch den Adjustierer August Conrath und 
den Feiler Wilhelm Schleck, welche im Juni 1925 zu spät zur Arbeit erschienen und sich 
weigerten, dem Pförtner ihre Namen zu nennen. Man versuchte, der Hüttenbürokratie, 
den Mechanismen der Erfassung und schließlich dem Bestrafungsapparat zu entgehen. 
Der Walzer Friedrich Lauer wurde im November 1925 nach Hause geschickt, „weil ihm 
die zugewiesene Arbeit nicht passte“. Die geschilderten Vorfälle zeigen, dass die Hüt-
tenarbeiter keine willfährige Manövriermasse in den Händen der Werksoberen waren, 
sondern eigene Vorstellungen über ihre Arbeitssituation mit in den Betrieb brachten 
und diese gegebenenfalls auch durchzusetzen suchten. Im Februar 1928, um noch ein 

189  AnLux, ADU-U1-93. Bericht Nr. 39.
190  AnLux, ADU-U1-94. Hervorhebung im Original.
191  Ebd.
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letztes Beispiel zu nennen, wurde der Walzer Nikolaus Christmann mit einer – für sol-
che Vergehen üblichen – Strafe von fünf Francs belegt, weil er seinen Meister belogen 
haben soll.192 

Leider liegt eine derart instruktive Quelle wie der Strafkatalog des Neunkircher 
Walzwerks nur für die Zwischenkriegszeit vor, aber man darf davon ausgehen, dass sol-
che Insubordinationen auch vor 1914 zum Betriebsalltag gehörten. Bezeichnend sind 
einige in der Düdelinger Stammrolle von 1901 dokumentierte Entlassungsgründe. Hier 
ist in mehreren Fällen die Rede von Beleidigung („injure“) oder Bedrohung („menace“) 
von Vorgesetzten, manchmal gar von „menaces et violences envers son chef “. Die Unzu-
friedenheit im letzten Falle schlug in handgreifliche Aktion um. Bisweilen, wenn auch 
selten, schalteten sich sogar die Werksoberen, bis hin zu Emile Mayrisch, ein. Über ei-
nen Arbeiter hieß es: „renvoyé par M. Mayrisch wegen Unverschämtheit gegenüber dem 
Hüttenwärter“. Weitere entsprechende Einträge bezogen sich auf Grobheit („grossière-
té“) oder einfach Ungehorsam („désobéissance“). Die Auseinandersetzungen wurden in 
Extremfällen an die außerbetrieblichen Behörden weiter gereicht, sodass es vereinzelt 
hieß, man habe den Delinquenten an die örtliche Gendarmerie ausgeliefert („remis à la 
gendarmerie“).193 Es finden sich überdies diverse Fälle von Arbeitsverweigerung („refus 
de travail“).194

Freilich ist das Quellenmaterial restringiert. Es schildert die Angelegenheiten einsei-
tig aus der Sicht der Werksleitung, die Perspektive der Arbeiter, deren Verhalten es ja zu 
eruieren gilt, fehlt. Geschlossene Befunde über einen längeren Zeitraum hinweg lassen 
sich den vorhandenen, eher punktuellen Notizen nicht entnehmen, ebenso wenig sind 
seriöse Quantifizierungsansätze zu treffen. Außerdem fehlen Komplementärquellen, mit 
deren Hilfe einzelne Vorkommnisse genauer hätten beleuchtet werden können. Jedoch 
widerlegen die vereinzelt protokollierten Vorfälle doch recht zuverlässig das Bild, das 
zeitgenössische Arbeiterfunktionäre und Teile der Forschung von den Hüttenarbeitern 
zeichneten: Renitenz, Insubordination und individuelle Willensäußerung waren Teil 
der sozialen Welt des Hüttenbetriebs. Die Hüttenarbeiter waren durchaus selbstbewusst 
handelnde Akteure im betrieblichen Handlungsfeld, keineswegs völlig „indifferent“, „le-
thargisch“ oder „devot“, um nochmals einige auf sie applizierte Merkmalszuschreibun-
gen aus DMV-Sicht zu referieren. Die Mehrzahl der bekannten Fälle scheint – genaue 
Quantifizierungen sind aufgrund der Dispersion des Quellenmaterials überhaupt nicht 
zu wagen – von ungelernten Arbeitern evoziert worden zu sein. Für Düdelingen wurde 
die roulage genannt, im Neunkircher Walzwerk waren etliche Gehilfen und Platzarbei-
ter in die belegten Vorkommnisse involviert. Dies mag mit den niedrigeren Löhnen und 
den schlechteren Arbeitsbedingungen dieser Belegschaftssegmente zusammenhängen. 
Aber der Befund ist allenfalls als Tendenz zu betrachten, waren doch in Neunkirchen 

192  Alle Angaben nach: Strafkatalog Walzwerk NE 1923–1928.
193  Alle Angaben nach: AnLux, ADU-U1-113.
194  Siehe AnLux, ADU-U1-117.
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auch Schlosser und Adjustierer an Auseinandersetzungen mit den Vorgesetzten betei-
ligt. Die gelernten Arbeiter waren mit einer gewissen Marktmacht ausgestattet und 
wussten diese in alltäglichen Auseinandersetzungen zur Geltung zu bringen: Ihre starke 
Position auf dem Arbeitsmarkt ließ eine Kündigung weniger bedrohlich erscheinen.

Die betriebsimmanenten Spannungspotenziale kulminierten von Zeit zu Zeit in 
kollektiven Ausständen, an denen sich mehr oder weniger große Gruppen beteiligten. 
Bereits geschildert wurde die kurzfristige Arbeitsniederlegung von 25 in Düdelingen 
beschäftigten italienischen Arbeitern im August 1905, der sich vermutlich weitere Itali-
ener anschlossen. Man war mit Lohnkürzungen infolge eines betriebsinternen Arbeits-
platzwechsels unzufrieden, legte die Arbeit nieder und wollte mit der Hüttenleitung 
in Verhandlungen treten.195 Wie aus der Stammrolle von 1915 hervorgeht, sind in den 
ersten beiden Maiwochen 1909 etliche Arbeiter wegen eines Streiks („grève“) entlassen 
worden. Die Hintergründe und der Ablauf werden aus der Quelle allerdings nicht er-
sichtlich. Auffällig ist aber, dass von 85 Beteiligten nicht weniger als 81 Italiener waren. 
Daneben waren drei Luxemburger und ein Lothringer vertreten.196 Erneut zeigt sich, 
dass sich Solidarisierung weitgehend entlang nationaler wie soziokultureller Grenzli-
nien abgespielt hat. Ferner traten am 5. und 6. Februar 1906, um ein weiteres Beispiel 
zu nennen, 20 Beschäftigte, ausschließlich italienische Arbeiter im Hochofenbereich, 
in den Ausstand und wurden fristlos entlassen.197 Bei diesen Aktionen handelte es sich 
um spontane Arbeitsniederlegungen, beruhend auf informeller Absprache vor Ort und 
ohne übergeordnete Steuerung: Protest wurde unmittelbar artikuliert und in prakti-
sches Handeln umgesetzt, ohne dabei der Initiative von außen, das heißt der politischen 
Lenkung durch Gewerkschaften oder Parteien, zu bedürfen.198 Mit dem Protest waren 
keine weiter reichenden gesellschaftlichen oder politischen Zielsetzungen verknüpft. 
Bezeichnend dafür sind die polizeilich protokollierten Abläufe im August 1905: Die 
ausständigen Arbeiter kehrten nach Hause zurück, um die Rückkehr des Firmenchefs, 
mit dem man verhandeln wollte, abzuwarten. Der Protest wurde nicht auf die Straße 

195  Vgl. AnLux, J 76/75, S. 31.
196  Siehe AnLux, ADU-U1-117.
197  Informationen hierzu aus der Stammrolle von 1906: AnLux, ADU-U1-115.
198  Die hier aufgeführten Ausstände in Düdelingen laufen damit ein Stück weit der in der historischen 
Protest- und Streikforschung häufig aufgestellten These zuwider, Streiks seien seit dem späteren 19. Jahr-
hundert immer ‚rationaler‘ geführt und immer stärker zentral gesteuert worden. ‚Rational‘ bezeichnet 
in diesem Zusammenhang vor allem den Umstand, dass im Vorfeld eine klare Berechnung der Risiken 
sowie eine vorsichtige Auswahl des günstigsten Zeitpunkts getroffen wurde. Allerdings hatte auch der 
1905 erfolgte Ausstand der italienischen Arbeiter eine ‚rationale‘ Komponente, war er doch, die realisti-
schen Erfolgsaussichten berücksichtigend, auf Verhandlungen mit dem Arbeitgeber angelegt. Zu dieser 
Diskussion in der Forschung vgl. Geary, Dick: Protest and Strike: Recent Research on „Collective Ac-
tion“ in England, Germany and France, in: Tenfelde, Klaus (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung 
im Vergleich. Berichte zur internationalen historischen Forschung (Historische Zeitschrift, Sonderhef-
te Bd. 15), München 1986, S. 363–387, bes. S. 375–380.
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getragen und entsprechend heißt es am Ende des Gendarmerieprotokolls: „Man glaubt 
nicht, dass die Bewegung eine grössere Ausdehnung annehmen wird.“199 

Friedhelm Boll legte eine Typologie der verschiedenen Streikbewegungen vor, wobei 
die Skala von der „spontanen Arbeitsniederlegung“ über den „organisierten Streik mit 
ad hoc gebildetem Streikkomitee“ und die „organisierte Tarifbewegung mit Streik“ bis 
hin zum „gewerkschaftlich geführten Streik“ reichte.200 Es mag hier und da zu spontan 
gebildeten Komitees gekommen sein, in denen sich Arbeiter mit einer gewissen Repu-
tation gerade in der italienischen community an die Spitze der Bewegung setzten und 
organisatorische Aufgaben übernahmen. Insgesamt aber scheint es sich bei den Düde-
linger Vorkommnissen eindeutig um erstgenannten Typ, um die „spontane Arbeitsnie-
derlegung“ im Sinne Bolls, gehandelt zu haben. Der Beginn solcher Streiks war gekenn-
zeichnet durch das Fehlen einer schriftlichen oder mündlichen Ankündigung sowie die 
Absenz einer offiziellen Streikversammlung oder eines Streikkomitees. Der Anlass war 
nach Boll – und dies entspricht nun voll dem recht gut dokumentierten Vorfall vom Au-
gust 1905 – in der Regel eine plötzliche Lohnreduktion oder eine Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen. Auch die von Boll identifizierte typische Beendigung scheint dem 
Ablauf in Düdelingen zu entsprechen, erfolgte sie doch „ohne formellen Beschluß“. Im 
Düdelinger Fall ist davon auszugehen, dass man sich mit Mayrisch einigte, ohne dies 
schriftlich zu fixieren. Auf der anderen Seite macht Boll aber auch klar, dass derartige 
spontane Aktionen mit einer niedrigen Erfolgsrate einhergingen und dass am Ende oft-
mals Entlassungen stünden. Tatsächlich ist es so, dass die Düdelinger Ausstände vom 
Februar 1906 und vom Mai 1909 nur dank der vermerkten Entlassungsgründe in den 
Stammrollen (immer „grève“) bekannt sind: Alle Beteiligten wurden also aufgrund ih-
rer Insubordination umgehend abgelegt.201

Dass solche spontanen, ungesteuerten Ausstände aber auch in blutige Auseinan-
dersetzungen ausarten konnten, zeigte sich in Differdingen im Jahre 1912, als 350 bis 
400 Arbeiter, darunter 96 Prozent Italiener, in den Ausstand traten. Der Protest, bei 
dem die Obrigkeit hart einschritt und schließlich vier Menschen ums Leben kamen, ent-
zündete sich an einem Missverständnis: Ein Teil der Löhne wurde für die Krankenversi-
cherung einbehalten, was die italienischen Arbeiter als Lohnkürzung interpretierten.202 
Am Rande manifestierte sich hier also, welch große Kluft sich zwischen den einzelnen 
Nationalitäten und Kulturen innerhalb desselben Betriebs auftat, handelte es sich doch 
schlichtweg um ein Kommunikations- beziehungsweise Sprachproblem. Zurecht führt 
Gilbert Trausch die Eskalation gerade auf das Fehlen von institutionalisierten Arbei-
tervertretungen zurück, die aus strategischem Kalkül in der Regel um diplomatische 

199  AnLux, J 76/75, S. 31.
200  Vgl. Boll, Friedhelm: Arbeitskämpfe und Gewerkschaften in Deutschland, England und Frank-
reich. Ihre Entwicklung vom 19. zum 20. Jahrhundert, Bonn 1992, S. 65–68.
201  Zum Typus der „Spontanen Arbeitsniederlegung“ vgl. ebd., S. 66. Zitat ebd.
202  Vgl. Trausch 1981, S. 461–464.
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Einigungen bemüht waren und den Streik lediglich als ultima ratio begriffen:203 „Les 
événements de Differdange mettent surtout en évidence le manque d’organisation des 
ouvriers en général et des Italiens en particulier. En ce sens cette grève sauvage et vio-
lent illustre bien l’échec de toutes les tentatives de la social-démocratie luxembourgeoise 
[…].“204 An anderer Stelle weist Trausch mit Recht auch auf die fehlende Solidarisierung 
von Seiten der luxemburgischen und deutschen Kollegen hin.205 Der Vorgang legte die 
Differenzierungslinien innerhalb der Arbeiterschaft bloß. Zu derart blutigen Ausschrei-
tungen kam es in Düdelingen nicht, was vielleicht schon hindeutet auf die politisch ge-
mäßigte Atmosphäre der Stadt gegenüber Esch-sur-Alzette oder Differdingen, wo sich 
gerade in der Zwischenkriegszeit die weltanschaulichen Kämpfe der Epoche ungleich 
heftiger abspielen sollten. Dennoch ergriffen auch die Düdelinger Arbeiter immer wie-
der die Gelegenheit, Protest zu artikulieren und um Freiräume zu kämpfen. Dabei taten 
sich besonders die Italiener hervor, die also mitnichten den xenophoben Stereotypen 
einer gefügigen Masse in den Händen der Stahlbarone entsprachen.

Erst in der Nach- und Zwischenkriegszeit, die unter ganz anderen gesellschaftlichen 
und politischen Vorzeichen stand, erfährt man in Neunkirchen etwas über solche spon-
tanen Ausstände. Immerhin bestätigt sich das Bild, das sich schon in Düdelingen von 
der Trägerschaft derartiger Arbeitsniederlegungen abzeichnete. Über die Koksfahrer im 
Hochofenbereich heißt es in einem Rationalisierungsbericht aus dem Jahr 1926: „Es ist 
dies seit Kriegsende ein minderwertiges Element, das in jeder Streikbewegung führend 
ist.“206 Wenn hier von „Streikbewegung“ die Rede ist, wurde wohl eher auf unorganisier-
te Ausstände, weniger auf gewerkschaftlich dirigierte Arbeitskämpfe Bezug genommen. 
Jedenfalls wird deutlich, dass hier eine dezidiert ungelernte Arbeitergruppe als notori-
scher Unruheherd galt, indem sie wiederholt an der Spitze spontaner Arbeitsniederle-
gungen stand. Dies lässt sich auch über die obigen Beispiele aus Düdelingen sagen, wo 
sich hauptsächlich die Hochofen- und roulage-Arbeiter hervortaten. Möglicherweise ist 
dies auch ein Resultat der betrieblichen Arbeiterpolitik, welche die Facharbeiter und 
privilegierten Angelernten in der Regel viel stärker erfasste und mittels sozialpolitischer 
Maßnahmen an das Unternehmen band.

Informelle Absprachen und kollektive Aktionen mussten sich nicht in Arbeitsnieder-
legungen oder ähnlich offenkundigen Formen äußern. Vororganisatorische Zusammen-
schlüsse wirkten in der komplexen Alltagswelt des betrieblichen Handlungsfelds oft viel 
subtiler. In einem 1908/1909 entstandenen Aufsatz „Zur Psychophysik der industriellen 
Arbeit“ erläutert Max Weber das Phänomen des „Bremsens“, das „sich auch beim Fehlen 
aller gewerkschaftlichen Organisation überall da [zeigt], wo irgendwelches Maß von So-
lidaritätsgefühl in einer Arbeiterschaft oder doch einem hinlänglich bedeutenden Teil 

203  Vgl. Tenfelde, Klaus/Volkmann, Heinrich (Hrsgg.): Streik. Zur Geschichte des Arbeitskampfes 
in Deutschland während der Industrialisierung, München 1981, S. 20 f.
204  Trausch 1981, S. 463.
205  Siehe Trausch 1974, S. 9.
206  StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 199-1-6-1926-33.
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ihrer existiert“.207 Mit dem Terminus umschreibt Weber eine Arbeitnehmerstrategie, die 
vor allem in den auf Akkordlohn basierenden Bereichen zur Anwendung kam: Die Ar-
beiter eines Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer Arbeitsgruppe dosierten ihre Arbeits-
leistung bewusst, um nicht die Akkordsätze und damit ihren Lohn zu senken. Folgt man 
Webers Argumentation, so scheint das Bremsen gerade in der Eisen- und Stahlindustrie 
gute Entstehungsbedingungen vorgefunden zu haben: „Mit Zunahme der Macht der 
Arbeitgeberverbände wird es, auf Kosten des aussichtslos werdenden Streiks, wohl an 
Boden gewinnen.“208 Tatsächlich waren die Erfolgsaussichten organisierter Streiks in der 
Schwerindustrie angesichts der geballten Arbeitgebermacht vor allem vor 1914 äußerst 
gering. Strategien wie das Bremsen boten die Chance, Verbesserungen zu erzielen und 
gleichzeitig dem betrieblichen Sanktionsapparat auszuweichen. Allerdings lässt sich das 
Bremsen für den Historiker nur sehr schwer und bestenfalls indirekt und auf Indizien
basis nachweisen. Eine Möglichkeit bieten abermals die innerbetrieblichen Personal-
listen und Strafkataloge. Wenn in den Düdelinger Stammlisten als Entlassungsgründe 
Faulheit („paresseux“) oder Nachlässigkeit („négligence“) genannt werden, so mag dies 
in Einzelfällen als Folge von bewusster Leistungsverweigerung interpretiert werden.209 
Im Strafkatalog des Neunkircher Walzwerks aus der Zwischenkriegszeit sind die Strafen 
„wegen Nachlässigkeit“ oder „wegen Gleichgültigkeit“ Legion. Interessant ist, dass diese 
Vergehen nicht selten gehäuft auftraten, was möglicherweise auf informelle Absprachen 
hindeuten könnte. Ein Beispiel, das ohne weiteres ergänzt werden könnte, soll genügen: 
Im November 1924 wurden elf Arbeiter „wegen Nachlässigkeit bei der Arbeit“ sanktio-
niert, einen Monat später 15 Personen „wegen Gleichgültigkeit bei der Arbeit“.210 Auch 
hier müssen sich die Schilderungen der Beispiele auf die Zwischenkriegszeit beschrän-
ken, da für die Zeit vor 1914 keine Quellen vorliegen. 

Im modernen Hüttenbetrieb existierten mannigfaltige Formen, Protest auszudrü-
cken und Insubordination zu praktizieren. Die Hüttenarbeiter machten davon reichlich 
Gebrauch und erwiesen sich dadurch als selbstbewusst handelnde Akteure, was dem 
von Gewerkschaftsseite gezeichneten desolaten Charakterbild einer apathischen und 
gefügigen Masse zuwider läuft. Die Spielarten alltäglicher Renitenz reichten von ausge-
sprochen individuellen Aktionsformen – hier wäre auch der gerade vor 1914 so häufig 
gewählte Betriebswechsel zu nennen – bis hin zu Maßnahmen auf der Basis kollektiver 
Absprachen. 

207  Zitiert nach: Weber, Max: Gesammelte Aufsätze zur Soziologie und Sozialpolitik. Hrsg. von Ma-
rianne Weber, Tübingen 21988, S. 156.
208  Ebd., S. 158.
209  So etwa in der Stammrolle von 1891: AnLux, ADU-U1-110.
210  Alle Angaben nach: Strafkatalog Walzwerk NE 1923–1928.
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3.2  Möglichkeiten und Formen von Organisation

Die innerbetrieblichen Zusammenschlüsse während Ausständen oder zu Zwecken kol-
lektiver Leistungszurückhaltung waren zum Teil rückgebunden an die außerbetriebli-
che Lebenswelt, etwa wenn sich italienische Arbeiter, die auch im Viertel zusammen 
lebten, solidarisierten und gemeinsam agierten: Betriebliches und außerbetriebliches 
Handlungsfeld griffen eng ineinander, indem (kollektive) Verhaltensweisen eingeübt 
und auf das jeweils andere Feld übertragen wurden. Unmittelbare Auswirkungen auf die 
politisch-organisatorische Sphäre hatte dies, zumindest, was die Arbeiterbewegung im 
engeren Sinne betrifft, bis 1914 aber offensichtlich kaum. Dennoch gab es für die Hüt-
tenarbeiter etliche Möglichkeiten, an gesellschaftlichen Organisationsformen teilzuha-
ben. Vor allem das breite Vereinswesen offerierte die Gelegenheit zu Organisation und 
Partizipation. In der Arbeiterhistoriographie wurde der Terminus des „Arbeitervereins“ 
oftmals beschränkt auf genuin politische Organisationsformen im Vorfeld der Sozial-
demokratie oder der Gewerkschaften. Wenn Klaus Tenfelde das „Vereinswesen unter 
dem Aspekt klassenspezifischer Sozialisation“211 analysiert, so geht er davon aus, dass 
sich die klassen- und milieumäßig segmentierte Gesellschaft des Kaiserreichs zugleich 
im Vereinswesen widerspiegelte und dass jene durch dieses immer wieder von neuem 
reproduziert wurde. Da sich die Arbeiterschaft in einer Situation gesellschaftlicher und 
politischer Marginalisierung befand, wohnte dem Arbeitervereinswesen in diesem Sin-
ne nicht nur eine politische, sondern eine dezidiert oppositionelle Tendenz inne: „Die 
Arbeiterschaft organisierte in ihren Vereinen eine ganz bewußte Gegenwelt zum bür-
gerlichen Habitus und eine zugleich politisch akzentuierte Gegenwelt zum konstituti-
onellen Staat.“212 

Diese Gedankengänge schlugen sich auch in der breiten Diskussion um den Begriff 
der „Arbeiterkultur“ nieder. Gerhard A. Ritter versteht unter Arbeiterkultur „den Ge-
samtzusammenhang einer schichtenspezifischen Lebensweise, die ihren Ausdruck nicht 
nur und nicht vor allem in künstlerischen Manifestationen der Arbeiterschaft und ihren 
Bildungsbestrebungen, sondern im sozialen und politischen Verhalten, in Wertvorstel-
lungen und eigenen Institutionen findet“.213 Zum Themenkomplex der Arbeiterkultur 
gehören demnach auch Bereiche des alltäglichen Lebens wie Ernährungsgewohnheiten 
oder spezifische Wohnformen. An anderer Stelle verwirft Ritter die Gleichsetzung von 
Arbeiterkultur und Arbeiterbewegungskultur: „Die weitgehende Identifizierung von 
Arbeiterkultur mit der sozialistischen Arbeiterbewegungskultur […] muß aufgegeben 

211  Tenfelde, Klaus: Vereinskultur im Ruhrgebiet. Aspekte klassenspezifischer Sozialisation, in: 
Heid, Ludger/Schoeps, Julius H. (Hrsgg.): Arbeit und Alltag im Revier. Arbeiterbewegung und 
Arbeiterkultur im westlichen Ruhrgebiet im Kaiserreich und in der Weimarer Republik (Duisburger 
Forschungen, Bd. 33), Duisburg 1985, S. 22–33, hier S. 30. Hervorhebung durch den Autor.
212  Ebd., S. 28 f.
213  Ritter, Gerhard A.: Einleitung, in: Ritter, Gerhard A. (Hrsg.): Arbeiterkultur (Neue wissen-
schaftliche Bibliothek, Bd. 104), Königstein 1979, S. 1–14, hier S. 1.
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werden, da sie den Blick für viele zentrale Bereiche der Arbeiterkultur verstellt.“214 Be-
sonders die „nichtsozialistischen Arbeitervereine“ gerieten durch die Ingleichsetzung 
aus dem Blickfeld. Gleichwohl empfehle sich laut Ritter eine „schichtenspezifische 
Konzentration der Sichtweise“: Arbeiterkultur manifestiere sich in „institutionelle[n] 
Verfestigungen kollektiver Denk- und Verhaltensmuster“.215 

Demgegenüber negiert Klaus Nathaus in einigen rezenten Studien die durch das 
Vereinswesen angeblich abgebildete und forcierte soziale Segregation.216 Aufgrund so-
zialhistorischer Untersuchungen des Vereinswesens in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts vertritt er die Auffassung, auf lokaler Ebene hätten „sozial gemischte Vereine“ 
als „Orte […], an denen sich Kontakte zwischen Arbeitern und Bürgern ereigneten“, 
gegenüber reinen Arbeitervereinen vorgeherrscht.217 Lediglich die ohnehin politisierten 
Arbeiter hätten sich in genuin politischen Vereinen im Vorfeld der Sozialdemokratie 

214  Ritter, Gerhard A.: Arbeiterkultur im Deutschen Kaiserreich. Probleme und Forschungsansätze, 
in: Ritter, Gerhard A. (Hrsg.): Arbeiterkultur (Neue wissenschaftliche Bibliothek, Bd. 104), König-
stein 1979, S. 15–39, hier S. 29.
215  Vgl. ebd., S. 19. Zitate ebd. Die Literatur zu dem Themenkomplex der „Arbeiterkultur“ ist so viel-
fältig wie der Begriff selbst. Einen Überblick über die verschiedenen Gegenstände und Forschungsan-
sätze liefert Lidtke, Vernon: Recent Literature on Workers’ Culture in Germany and England, in: 
Tenfelde, Klaus (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung im Vergleich. Berichte zur internationalen 
historischen Forschung (Historische Zeitschrift, Sonderhefte Bd. 15), München 1986, S. 337–362; au-
ßerdem Lehmann, Albrecht (Hrsg.): Studien zur Arbeiterkultur. Beiträge der 2. Arbeitstagung der 
Kommission „Arbeiterkultur“ in der Deutschen Gesellschaft für Volkskunde in Hamburg vom 8. bis 
12. Mai 1983 (Beiträge der Arbeitstagung der Kommission „Arbeiterkultur“ in der Deutschen Gesell-
schaft für Volkskunde, Bd. 2), Münster 1984. Eine Abgrenzung der Begrifflichkeiten Arbeiterkultur 
und Arbeiterbewegungskultur leistet Grüttner, Michael: Arbeiterkultur versus Arbeiterbewegungs-
kultur. Überlegungen am Beispiel der Hamburger Hafenarbeiter 1888–1933, in: Lehmann, Albrecht 
(Hrsg.): Studien zur Arbeiterkultur. Beiträge der 2. Arbeitstagung der Kommission „Arbeiterkultur“ in 
der Deutschen Gesellschaft für Volkskunde in Hamburg vom 8. bis 12. Mai 1983 (Beiträge der Arbeitsta-
gung der Kommission „Arbeiterkultur“ in der Deutschen Gesellschaft für Volkskunde, Bd. 2), Münster 
1984, S. 244–282. Grüttner plädiert für einen breiter angelegten Begriff von Arbeiterkultur, da diese 
sich „in mancher Hinsicht von den Wertmaßstäben und Ordnungsvorstellungen der sozialdemokrati-
schen Arbeiterbewegungskultur unterschied“. Siehe ebd., S. 247. Eine theoretische Fundierung, die al-
lerdings nicht vollständig gelingt, versucht Kramer, Dieter: Theorien zur historischen Arbeiterkultur 
(Schriftenreihe der Studiengesellschaft für Sozialgeschichte und Arbeiterbewegung, Bd. 57), Marburg 
1987. Vgl. auch Mühlberg, Dietrich: Arbeiterbewegung und Alltag, in: Jahrbuch für Forschungen zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung 6 (2007), S. 5–18, bes. S. 13 f. Die Zwischenkriegszeit nimmt in den 
Blick Langewiesche, Dieter: Politik – Gesellschaft – Kultur. Zur Problematik von Arbeiterkultur 
und kulturellen Arbeiterorganisationen in Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg, in: Archiv für So-
zialgeschichte 22 (1982), S. 359–401.
216  Nathaus, Klaus: Vereinsgeselligkeit und soziale Integration von Arbeitern in Deutschland, 
1860–1914. Mit einem vergleichenden Blick auf den britischen Fall, in: Geschichte und Gesellschaft 36 
(2010), S. 37–65; Nathaus, Klaus: Organisierte Geselligkeit. Deutsche und britische Vereine im 19. 
und 20. Jahrhundert (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 181), Göttingen 2009. Nathaus 
spricht hier von der „Dominanz des schichtenübergreifenden Lokalvereins“ vor 1914. Siehe ebd., S. 105.
217  Vgl. Nathaus 2010, S. 39 ff., Zitat S. 39.
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zusammengeschlossen. Den sozial gemischten Vereinen fehlte der emanzipatorische 
Impetus der Arbeiterbewegungsvereine, generierten sie doch im kleinen Rahmen die 
bestehenden gesellschaftlichen Machtverhältnisse: Der sozial gemischte Verein „bildete 
[…] die in seiner lokalen Umwelt bestehende Hierarchie im Kleinen ab und stärkte sie 
dadurch“.218 Das hierarchische Gefälle innerhalb der Vereine, das in diesem Sinne ein 
Spiegelbild gesellschaftlicher Disparitäten war, barg durchaus auch Konfliktpotenzial 
und konnte bisweilen auch zum Auseinanderfallen einzelner Vereine führen.219 Den-
noch stellten diese Vereine zugleich ein attraktives Partizipationsangebot bereit und eli-
minierten wenigstens dem Anschein nach eventuell bestehende Marginalisierungsten-
denzen: „Diese Vereine ermöglichten Arbeitern die Integration in die Gesellschaft des 
lokalen Viertels […].“220 Dadurch stellten – bei aller Unterschiedlichkeit der Ausrich-
tung, Programmatik und Zielsetzung – diese sozial gemischten Vereine eine doppelte 
Konkurrenz für die politische Arbeiterbewegung dar, indem sie die Arbeiter einerseits 
mit der Gesellschaft zumindest ein Stück weit aussöhnten, andererseits organisatorische 
Potenziale absorbierten.

Klaus Nathaus nennt vor allem „die Schützen-, Krieger-, Gesang- und Turnvereine, 
die wegen ihrer Vielzahl, ihrer lokalen Präsenz, ihrer Bestandsfähigkeit und ihres Ver-
anstaltungs- und Festbetriebs für die Frage nach Vereinsgeselligkeit höchste Relevanz 
besitzen“.221 Damit steckt er die Anatomie der zeitgenössischen Vereinslandschaft, wie 
sie auch in Neunkirchen und Düdelingen vorzufinden war, grob ab: An beiden Orten 
entstanden Freizeit-, Kultur-, Sport- und sonstige Vereine, die auch der Arbeiterbevölke-
rung ein breites Partizipationsangebot bereit stellten. Dabei scheint das Vereinswesen in 
Neunkirchen tiefere Wurzeln geschlagen zu haben, zumindest, wenn man die Überliefe-
rungslage zum Maßstab nimmt. Bereits Erwähnung fand das Vereinsverzeichnis in der 
Chronik von Neunkirchen aus dem Jahr 1913. Im Vorwort mokieren sich die Chronisten, 
die für die zentrumsnahe Neunkircher Zeitung schreibenden Gebrüder Jakob und Lud-
wig Lehnen, ironisch über die um sich greifende „Vereinsmeierei“: 

„Bis dahin müssen wir [die Vereinsmeierei] wachsen, blühen und gedeihen lassen. Glückli-
cherweise gehört ja auch der Baum der Vereinsmeierei zu den Bäumen, die nicht in den Him-
mel wachsen. Gilt doch von vielen Vereinsgebilden das weitere Wort der Bibel in passender 
Abänderung: ‚Der Verein, in Torheit geboren, lebt eine kurze Zeit und wird mit vielem Elend 

218  Ebd., S. 50.
219  Dies arbeitet Christiane Eisenberg am Beispiel von Arbeiterbildungsvereinen im deutsch-engli-
schen Vergleich heraus: „Die Beziehungen zwischen Bürgern und Arbeitern waren […] von Dishar-
monien und Konflikten geprägt.“ Vgl. Eisenberg, Christiane: Arbeiter, Bürger und der „bürgerliche 
Verein“ 1820–1870. Deutschland und England im Vergleich, in: Kocka, Jürgen (Hrsg.): Bürgertum 
im 19. Jahrhundert. Deutschland im europäischen Vergleich, Band 2, Göttingen 1995, S. 187–219. Zitat 
S. 211.
220  Nathaus 2010, S. 63.
221  Ebd., S. 43.
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erfüllt. Wie eine Blume sproß er auf und welket dahin, und sein Schatten wird nicht mehr 
gesehen‘.“222 

Es würden dann in der Chronik folgen „notwendige, nützliche, zu duldende, überflüs-
sige und ganz und gar unnütze Vereine, entstanden alle aus dem Schoße unserer Zeit, mit 
ihren in tausendfältigen Verschlingungen zu Tage tretenden Kulturerscheinungen“.223 
Insgesamt nennt die Chronik zwischen 1847 und 1909 375 Vereinsgründungen. Einer-
seits handelte es sich um sehr kurzlebige Zusammenschlüsse, die bald aufgelöst, bald 
unter anderem Namen neu gegründet wurden. Andererseits dürfte es auch eine gewisse 
Dunkelziffer von Vereinen gegeben haben, die vom Autor nicht erfasst wurden. Der 
1907 gegründete Ortsverein der SPD etwa findet keine Erwähnung, während andere 
politische Vereinigungen, zum Beispiel ein liberaler und ein Zentrumswahlverein, auf-
genommen wurden. Dies mag auf die gesellschaftlich-politische Provenienz der Chro-
nisten hindeuten oder umgekehrt von der Bedeutungslosigkeit der Neunkircher Vor-
kriegssozialdemokratie zeugen. 

In qualitativ-inhaltlicher Hinsicht fanden sich Geselligkeitsvereine (Rauchvereine, 
Karnevalsvereine etc.), kulturelle Vereine (Gesang-, Musik-, Theatervereine, Lesezirkel), 
Fürsorge- und Wohltätigkeitsvereine, politische und berufsständische Vereine, zahlrei-
che Sportvereine (Fußball, Turnen, Leichtathletik, Radsport, Schützen etc.) oder die 
epochenspezifischen Krieger- und Veteranenvereine.224 Leider fehlt für Düdelingen ein 
ähnlich aussagekräftiges Dokument, doch scheint auch hier die „Vereinsmeierei“, wie 
es die Neunkircher Autoren nennen, um sich gegriffen zu haben. Besonders zahlreich 
waren wohl die Sportvereine (vor allem Fußball und Leichtathletik), die Musik- und 
Gesangvereine sowie Tierzuchtvereine.225 

Die bloße Auflistung verschiedener Vereinsgründungen ist für die hier zu verfolgende 
Fragestellung unbefriedigend. Da es um die Auslotung von Partizipationsmöglichkeiten 
von Hüttenarbeitern geht, müsste sich eine sozialempirische Analyse der verschiedenen 
Vereine anschließen, die aber aufgrund des fehlenden oder defizitären Quellenmaterials 
– ältere Mitgliederlisten mit Berufsnennungen wären sicherlich optimal – schlichtweg 
nicht zu leisten ist.226 Bestenfalls annäherungsweise oder auf der Basis von Hypothe-

222  Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 2, 1913, S. 9.
223  Ebd.
224  Vgl. ebd., S. 10–16; Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 3, 1913, S. 17–21.
225  Zu den Sportvereinen vgl. Blau 2007a; Blau 2007b. Zum weiteren Vereinswesen vgl. Friedrich 
1957 (musische Vereine); Robert 1957; Conrardy/Krantz 1991, S. 301–330. Das Spektrum der 
Düdelinger Vereine findet sich partiell auch in den Festzügen anlässlich der Feierlichkeiten zur Stadt-
erhebung am 1. und 2. August 1908: Stadt Düdelingen. Festprogramm der Stadteinweihung, 2. August 
1908, S. 11–14.
226  Zur Quellenproblematik in der Vereinsforschung und speziell für den Neunkircher Fall formulierte 
Antje Fuchs folgende Forschungsdesiderata: „Was die Sozial- und Altersstruktur der Neunkircher Ver-
eine betrifft, so können beim bisherigen Forschungsstand nur wenige gesicherte Ergebnisse vorgelegt 
werden. Auch die Fragen nach der Vereinskontinuität und dem Organisationsgrad der Bevölkerung 
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sen lassen sich Schlüsse ziehen. Informationen zur sozialen Zusammensetzung liegen 
etwa für drei Ende des 19. Jahrhunderts in Neunkirchen existierende Rauchclubs vor. 
Zwar gelten diese Vereinstypen eher als bürgerliche Veranstaltungen, aber dies traf nur 
auf einen der drei Clubs zu: Der „Rauchclub Neunkirchen“ zählte 1893 14 Mitglieder, 
darunter ein Hüttenbeamter, ein Steiger sowie mehrere Kaufleute und selbständige 
Handwerker.227 Ebenfalls 1893 fanden sich im „Rauchclub Varinas“, der gleicherma-
ßen 14 Mitglieder zählte, zwei Schlosser, ein Feilenhauer, ein Schriftsetzer, ein Kessel-
schmied, ein Schreiner und ein Dreher zusammen.228 Allerdings ist nicht zu klären, ob 
es sich hier um Hüttenarbeiter handelte. Da etliche der genannten Berufe auf der Hütte 
weit verbreitet waren, ist dies jedoch anzunehmen. Gemischt und von zum Teil prole-
tarischem Zuschnitt war das Publikum eines dritten Rauchclubs, des „Rauchclubs drei 
Kaiser“. Unter den 15 ausschließlich im Sinnerthal wohnhaften Mitgliedern waren vier 
Bergmänner, drei Hüttenarbeiter, ein Hüttenschmied, ein Hüttenmeister, ein Maschi-
nenwärter und mehrere Handwerker.229 Bezeichnenderweise zahlten die Mitglieder hier 
die niedrigsten Beitragssätze: Die Aufnahmegebühr betrug 50 Pfennige, der Monats-
beitrag 25 Pfennige. Im Rauchclub Varinas kostete der Eintritt genau wie im Rauchclub 
Neunkirchen eine Mark. Bei Varinas mussten die Mitglieder 10 Pfennige pro Woche 
entrichten, im Rauchclub Neunkirchen 30 Pfennige im Monat. Es zeigt sich insgesamt, 
dass es sich nicht um sozial segregierte Vereine handelte, sondern dass eine gewisse Mi-
schung stattfand, wenngleich in Grenzen: Es gab deutliche Abstufungen zwischen den 
drei Rauchclubs. Hüttenarbeiter waren vermutlich nur in zwei der drei Clubs vertreten.

Aussagekräftigere Befunde als die doch eher marginalen Rauchclubs liefert das lokale 
Kriegervereinswesen. Die Krieger- und Veteranenvereine stellten im gesamten Kaiser-
reich, nicht zuletzt in Neunkirchen, ein interessantes und signifikantes Zeitphänomen 
dar. Sie spiegelten einerseits institutionell die großen Integrationsideologien der Kaiser-
reichsgesellschaft, indem sie nationalistisches und sozialmilitaristisches Gedankengut 
pflegten und proliferierten. Somit können die Krieger- und Veteranenvereine in gewisser 
Hinsicht als Gegenpart des sozialdemokratischen Assoziationswesens begriffen werden: 
Sie trugen ganz wesentlich zur gesellschaftlichen Marginalisierung der politischen Ar-

sind bislang kaum zu beantworten.“ Siehe Fuchs, Antje: Nach der Schicht. Zur Freizeitkultur von 
Hüttenarbeitern, in: Dülmen, Richard van/Jacob, Joachim (Hrsgg.): Stumm in Neunkirchen. Unter-
nehmerherrschaft und Arbeiterleben im 19. Jahrhundert. Bilder und Skizzen aus einer Industriegemein-
de (Saarland-Bibliothek, Bd. 5), St. Ingbert 1993, S. 79–114, hier S. 103. Zur Behebung der von Fuchs 
benannten Forschungslücken bräuchte es nicht nur Mitgliederlisten, sondern darin auch die Auffüh-
rung von Berufsnennungen. Im Laufe der vorliegenden Studie konnten die zu Recht formulierten De-
siderata aufgrund fehlender Dokumente nicht zur Genüge erfüllt werden. Es ist fraglich, ob sich die 
Forschungslücke künftig adäquat schließen lässt, zumal selbst für die größeren lokalen Vereine wie den 
für seine erfolgreiche Fußballabteilung bekannten Verein VfB Borussia Neunkirchen der Archivalien-
bestand erst für die Zeit nach 1945 dichter wird. 
227  Zum Rauchclub Neunkirchen siehe StA Nk, Bestand: Akten AI-232, S. 17–34.
228  Zum Rauchclub Varinas siehe StA Nk, Bestand: Akten AI-232, S. 49–55.
229  Zum Rauchclub drei Kaiser siehe StA Nk, Bestand: Akten AI-232, S. 77–85.
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beiterbewegung bei, indem sie das gängige Verdikt der ‚Reichsfeinde‘ und ‚vaterlandslo-
sen Gesellen‘ aufrecht erhielten. Für die Arbeiter selbst allerdings bedeuteten die Krie-
gervereine ein nicht zu vernachlässigendes Partizipationsangebot: „Die Sozialstruktur 
der Kriegervereine ist zwar noch nicht hinreichend erforscht“, so Thomas Rohkrämer, 
der eine grundlegende Studie zum deutschen Kriegervereinswesen vorgelegt hat, „doch 
stimmen die Meinungen der Zeitgenossen mit den wenigen statistischen Angaben dar-
in überein, daß vorwiegend Arbeiter, Landarbeiter und Kleinbürger in ihnen vertreten 
waren“.230 In den Kriegervereinen bestätigt sich die These von Klaus Nathaus, wonach das 
sozial gemischte Vereinswesen zwar ein Angebot zur gesellschaftlichen Partizipation und 
Integration bereit stellte, zugleich aber politische Emanzipationsbemühungen dadurch 
blockierte, dass bestehende Hierarchien reproduziert und durch Teilhabe am Verein (im-
plizit) akzeptiert wurden. Die Projektion der sozialen Hierarchie auf die Struktur der 
Kriegervereine manifestierte sich direkt im Verhältnis von Vereinsführung und Vereins-
basis. Rohkrämer schreibt: „Die Sozialstrukturen von Vorstand und Mitgliedern unter-
schieden sich […] erheblich. Während das Gros der Mitglieder den ‚kleinen Leuten‘ zuzu-
rechnen ist, dominierten Bürgertum und Militär in den leitenden Vereinspositionen.“231 

Die Sozialstruktur der Neunkircher Krieger- und Veteranenvereine ist nicht mehr zu-
verlässig zu rekonstruieren, doch darf davon ausgegangen werden, dass hier die gleichen 
Mechanismen griffen. Nicht weniger als 19 Krieger-, Regiments- und Veteranenvereine 
waren in der Neunkircher Chronik von 1913 aufgeführt, die Hüttenstadt hatte damit 
eindeutig Teil am kaiserreichsdeutschen Kriegervereinsboom.232 1873 wurde der „Neun-
kircher Kriegerverein“ als eine der ersten Organisationen dieser Art gegründet. Durch 
Abgleich einer überlieferten Jubiläumsphotographie aus dem Jahr 1883, auf der immer-
hin ein Drittel der Namen eingetragen war, mit dem Neunkircher Adressbuch von 1888 
konnte Antje Fuchs annäherungsweise herausarbeiten, dass die Hüttenarbeiter einen 
„nicht unerheblichen Teil“ der Vereinsmitglieder stellten. Daraus zieht sie den plausibel 
anmutenden Schluss: „Die Hüttenarbeiter waren im Kriegerverein überrepräsentiert 
und zeigten in der Tat eine besondere Affinität zu diesem Typus des Militärvereins.“233 

In zweierlei Hinsicht scheinen die lokalen Kriegervereine die Entwicklung der 
Neunkircher Arbeiterbewegung blockiert zu haben: zum einen dadurch, dass sie gewis-
sermaßen als Speerspitze im Kampf gegen die ‚Reichsfeinde‘ fungierten, die man zum 
Gegenbild der eigenen Wertvorstellungen deklarierte;234 zum anderen aber – das sollte 
nicht vergessen werden – absorbierten die Kriegervereine wie alle anderen sozial ge-
mischten und sonstigen Vereine Organisationspotenziale. Schon angesichts der knapp 

230  Rohkrämer, Thomas: Der Militarismus der „kleinen Leute“. Die Kriegervereine im Deutschen 
Kaiserreich 1871–1914 (Beiträge zur Militärgeschichte, Bd. 29), München 1990, S. 34.
231  Ebd., S. 37. Hervorhebung im Original.
232  Vgl. Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 2, 1913. S. 9–16; Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 3, 
1913. S. 17–21.
233  Fuchs 1993, S. 108 f.
234  Zur antisozialdemokratischen Ausrichtung der Kriegervereine vgl. Rohkrämer 1990, S. 231–235.
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bemessenen arbeitsfreien Zeit blieb nur ein bestimmter Handlungsspielraum für die 
Freizeitgestaltung. Außerdem wurde in den Kriegervereinen ein zentrales Bedürfnis, das 
dem Vereinswesen allgemein zum Aufschwung verhalf, nämlich das Verlangen nach ge-
sellschaftlicher Partizipation, wenigstens pro forma befriedigt. Mehr noch: Durch Mit-
gliedschaft in den staatlich protegierten Kriegervereinen wähnten sich auch die sonst 
partiell marginalisierten Arbeiter als voll integrierte Mitglieder der Gesellschaft.

Konkurrierende Angebote zu etwaigen Organisationsversuchen durch die institutio-
nalisierte Arbeiterbewegung offerierten ferner auch die Hüttenunternehmen selbst. Die 
breite Freizeit- und Kulturpolitik des Neunkircher Eisenwerks, die sich unter anderem 
in Vereinsgründungen wie dem Nationalen Hüttenverein oder dem Verein „Die Werk-
stätte“ niederschlug, wurde in Kapitel IV bereits erläutert. In Düdelingen schien sich 
die betriebliche Freizeit- und Kulturpolitik eher indirekt abzuspielen, indem die Hütte 
gewissermaßen als Mäzen verschiedener Vereine auftrat. Die frühen Düdelinger Fuß-
ballvereine etwa, in denen sicherlich zahlreiche Hüttenarbeiter aktiv waren, profitierten 
massiv von der betrieblichen Förderung, indem sie auf werkseigenem Gelände spielen 
durften und auch ansonsten Sponsorenleistungen entgegen nahmen.235 Außer in dem 
überaus populären Bereich des Fußballs engagierte sich das Unternehmen auch auf an-
deren Feldern. 1903 wurde in Düdelingen eine Sektion des Obst- und Gartenbauvereins 
„Le Coin de Terre et le Foyer – Garten und Heim“ gegründet. Über dessen Entwick-
lung heißt es in der Düdelinger Stadtchronik von 1957: „Die Mitgliederzahl wuchs sehr 
schnell an, da die Arbeiter bald den sozialen, erzieherischen und gesundheitlichen Wert 
der Vereinigung erkannt hatten.“ Zu überprüfen sind diese Aussagen und die soziale Zu-
sammensetzung des Vereins freilich nicht. Über die Hüttendirektion hieß es allerdings, 
sie hätte „sehr viel Land zu einem Vorzugspreise zur Verfügung gestellt“.236 Es ist davon 
auszugehen, dass dieser Verein durchaus stark von Hüttenarbeitern frequentiert wur-
de, denn die freizeitpolitischen Anstrengungen der Betriebsleitung erfolgten ja aus kla-
rem Kalkül: Man wollte über die Arbeit im Betrieb hinaus Einfluss auf ‚seine‘ Arbeiter 
nehmen, nicht zuletzt auch Alternativen bieten zur andernorts bereits im Durchbruch 
befindlichen emanzipatorischen Arbeiterbewegung. Die Vereine erhielten dann Unter-
stützung von Seiten des Betriebes, wenn die Unternehmer sich einen effektiven Einfluss 
auf ihre Beschäftigten versprachen, und dies wiederum war nur gewährleistet, wenn die 
Hüttenarbeiter sich in ausreichender Zahl in den jeweiligen Vereinen engagierten. Be-
sagter Obst- und Gartenbauverein war hier wohl nur ein Fall, der exemplarisch eine 
breitere betriebliche Freizeitpolitik repräsentierte.

Von außerordentlich großer Bedeutung waren im Untersuchungszeitraum die kon-
fessionellen, das heißt vor allem die katholischen Vereine.237 Das katholische Vereins-

235  Vgl. Blau 2007a, S. 183 f.; Conrardy/Krantz 1991, S. 311 f.
236  Vgl. Robert 1957, S. 118. Zitate ebd.
237  Siehe noch einmal Kap. V.2.
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wesen bildete nur zum Teil sozial gemischte Organisationsformen aus, zum Teil aber 
wurden spezifische Sozialgruppen innerhalb des Katholizismus exklusiv bedient, so in 
den katholischen Arbeitervereinen. Besonders katholische Arbeitervereine entstanden 
– mit einigen Vorläufern – seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und erfüllten 
innerhalb des katholischen Milieus verschiedenartige Funktionen: Neben der Seelsorge 
und der Anbindung an die Gemeinde – also direkt religiösen Funktionen – verfolgten 
die katholischen Arbeitervereine einen Bildungs- und Erziehungsauftrag und förderten 
überdies die Geselligkeit. Nicht zuletzt hatten die katholischen Arbeitervereine einen 
– im Sinne der katholischen Soziallehre und der päpstlichen Enzyklika rerum nova-
rum – sozialen Auftrag. Über die sogenannte ‚Präses-Verfassung‘, die den katholischen 
Geistlichen vor Ort den Vorsitz in den lokalen Arbeitervereinen zugestand, waren die 
Vereine direkt eingebunden in die kirchliche Hierarchie, gleichwohl man sich immer 
wieder Autonomieräume sichern konnte.238 Die katholischen Arbeitervereine fanden 
weite Verbreitung und in manchen Industriegemeinden wie etwa dem Gelsenkirchener 
Stadtteil Schalke oder in Duisburg entstand eine breite katholische Infrastruktur zur 
Anbindung der Arbeiterbevölkerung.239 Die katholischen Arbeitervereine hatten dane-
ben auch einen politischen Auftrag, fungierten sie doch „als Gegengewicht zu den po-
litischen Ansprüchen und neuen Sozialisationsformen der freien Arbeiterbewegung“. 
Der Katholizismus trat also in Form von Vereinen und Gewerkschaften in Konkurrenz 
zur sozialdemokratischen Organisation.240 

Obwohl Sigrid Philipps feststellt, die katholische sei gegenüber der freien Arbeiter-
bewegung „quantitativ unbedeutend“ geblieben und die Attraktivität der katholischen 
Arbeitervereine sei für die katholischen Arbeiter und Arbeiterinnen „nicht sonderlich 
groß gewesen“,241 boten das Saarrevier und das luxemburgische Minettebassin durchaus 
fruchtbare Böden. So entstanden gerade in der Saarregion verschiedenste katholische 
Vereine unterschiedlichen Inhalts, die christlichen Gewerkschaften fassten allerdings 

238  Vgl. Rauh-Kühne 1991, S. 321–336.
239  Das Schalker Beispiel bei Brandt 1980. Das Duisburger Beispiel bei Horstkötter, Ludger: 
Verschiedene Aspekte der katholisch-sozialen Arbeiterbewegung in Duisburg bis zur Weimarer Repub-
lik (unter besonderer Berücksichtigung des Gewerkschaftsführers und Zentrumspolitikers Franz Wie-
ber), in: Heid, Ludger/Schoeps, Julius H. (Hrsgg.): Arbeit und Alltag im Revier. Arbeiterbewegung 
und Arbeiterkultur im westlichen Ruhrgebiet im Kaiserreich und in der Weimarer Republik (Duis-
burger Forschungen, Bd. 33), Duisburg 1985, S. 121–143, hier S. 121–128. Allgemein zu den katholischen 
Arbeitervereinen vgl. Schneider 1986, S. 486–491. Für das Ruhrgebiet liegt eine neuere Studie vor: 
Bachem-Rehm, Michaela: Die katholischen Arbeitervereine im Ruhrgebiet 1870–1914. Katholisches 
Arbeitermilieu zwischen Tradition und Emanzipation (Konfession und Gesellschaft, Bd. 33), Stuttgart 
2004.
240  Vgl. Philipps 1984. Zitat S. 103. Im Ruhrgebiet wurden nach den Wahlerfolgen der SPD im Jahre 
1903 die katholischen Bemühungen um das Arbeitervereinswesen intensiviert. Vgl. Bachem-Rehm 
2004, S. 165–168.
241  Philipps 1984, S. 120.
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erst später, nach der Jahrhundertwende, Fuß und blieben nach dem Ersten Weltkrieg 
deutlich hinter der freigewerkschaftlichen Konkurrenz zurück.242 

In Neunkirchen wurde 1903 ein katholischer Arbeiterverein gegründet, bezeich-
nenderweise erst nach dem Tod des Kulturkämpfers Stumm. Trotz oder gerade wegen 
dessen antikatholischer Haltung kam es während des Kulturkampfes in Neunkirchen 
zu Auseinandersetzungen. 1873 sprach Georg Friedrich Dasbach in Neunkirchen, seine 
Zuhörer entstammten laut Polizeiberichten vor allem der „ungebildeten Volksklasse“. 
Etwa zur gleichen Zeit kam es zu Tumulten am Bahnhof, als ein Kaplan verhaftet wurde 
und nach Saarbrücken überstellt werden sollte. Zu dieser Gelegenheit wurden mehrere 
Personen festgenommen.243 Der betreffende Kaplan Goergen musste immerhin für an-
derthalb Jahre ins Gefängnis. Ferner mussten einige im Schuldienst befindliche Ordens-
schwestern ihren Dienst quittieren.244 Das katholische Oppositionspotenzial gegen den 
protestantischen Obrigkeitsstaat wurde dann 1903 im Arbeiterverein in feste institutio-
nelle Formen gegossen. An der Spitze des zum 1. Januar seine Tätigkeit aufnehmenden 
Vereins stand, ganz im Sinne der Präsesverfassung, Pfarrer Dr. Mönch, sein Stellvertreter 
war Kaplan Kaster. Der katholische Arbeiterverein Neunkirchen bezweckte laut Grün-
dungsurkunde „die religiöse, sittliche, soziale und wirtschaftliche Hebung des Arbeiter-
standes nach den Grundsätzen der päpstlichen Enzyklika Leos XIII. Rerum novarum“. 
Organisatorisch war er dem Verband der katholischen Arbeitervereine mit Sitz in Berlin 
angeschlossen. Aus dem Gesamtverein, der sich einmal monatlich zu Versammlungen 
traf, entstanden berufsgruppenbezogene „Fachabteilungen“: „Die Mitglieder der katho-
lischen Arbeitervereine ordnen ihre beruflichen Interessen in den Berufsgruppen, den 
sogenannten Fachabteilungen, deren in Neunkirchen drei bestehen: die Fachabteilung 
der Metallarbeiter, der Bergarbeiter und der gemischten Gruppe mit zusammen etwa 
300 Mitgliedern.“ 

Unterstützung in Notfällen, Verbesserung von Arbeitsschutz und Arbeitsbedin-
gungen sowie Bildung durch Vorträge und ähnliches hatten sich Fachabteilungen wie 
Gesamtverein auf die Fahnen geschrieben. Dabei war man bestrebt, „einen vermitteln-
den Einfluss bei Festsetzung der Lohn- und Arbeitsbedingungen für die Mitglieder 
auszuüben“. Dies entsprach der wirtschaftsfriedlichen Grundorientierung. Während 
in den drei Fachvereinen überschaubare 300 Personen organisiert waren, zählte der 
Gesamtverein immerhin 1.300 Mitglieder,245 die umliegenden Ortschaften wie Welles-
weiler mit eingerechnet.246 1907 entstand noch ein evangelischer Arbeiterverein, der 
aber in Bedeutung und Umfang gegenüber dem katholischen Pendant zurückgeblieben 

242  Vgl. Sander 1984; Zenner 1984, S. 76 f.
243  Vgl. Mallmann 1984, S. 208–211. Zitat ebd., S. 209.
244  Vgl. Britz 2005a, S. 368 f.
245  Nach Ebenau 2005 zählte der Verein 1906 1.100 Mitglieder.
246  Alle Angaben zum katholischen Arbeiterverein Neunkirchen aus: Pfarr-Kalender der katholischen 
Kirchengemeinde Neunkirchen (Bezirk Trier) für das Jahr 1908, S. 38. Alle Zitate ebd.
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zu sein scheint.247 Seit 1903 wirkte der katholische Arbeiterfunktionär Bartholomäus 
Koßmann, der 1912 für das Zentrum den ehemals Stummschen Wahlkreis Ottweiler-
St. Wendel-Meisenheim erobern sollte, als Sekretariatsleiter des lokalen katholischen 
Arbeitervereins. 1909 zog Koßmann in den Neunkircher Gemeinderat ein.248 Bereits 
seit 1867 existierte in Neunkirchen ein Kolpingverein, der sich sozialen und kulturellen 
Zwecken widmete.249

Hans Horch ist für den Zeitraum vor 1914 mit Blick auf Neunkirchen insgesamt 
zuzustimmen, wenn er schreibt: „Die breitgefächerte Vereinskultur der Arbeiterbewe-
gung […] hatte im Saarrevier nie eine Chance. Dieses Gebiet war längst okkupiert, als 
die ersten sozialdemokratischen Agitatoren anreisten.“250 Schon einige Jahre vor der 
Entstehung des kleinen sozialdemokratischen Ortsvereins und lange bevor sozialdemo-
kratische Vorfeldvereine sich halbwegs etablieren konnten, waren der katholische Ar-
beiterverein und viele andere, sozial gemischte Organisationsformen ins Leben gerufen 
worden. Der Katholizismus stellte ein Partizipationsangebot bereit, das von den Ar-
beitern in gewissem Umfang angenommen wurde. Dabei wohnte ihm in der Tradition 
des Kulturkampfes, stellt man die soziopolitischen Gegebenheiten an der Saar in Rech-
nung, trotz der dezidiert wirtschaftsfriedlichen Gesinnung eine durchaus oppositionelle 
Stoßrichtung inne. Dies bestätigt sich beim Blick auf die Reaktionen der Obrigkeit. Der 
Ottweiler Landrat schätzte den Charakter der katholischen Arbeiterbewegung um 1906 
folgendermaßen ein: „Ob die katholischen Arbeitervereine zur sozialdemokratischen 
Richtung hin neigen, darüber hat sich bis jetzt eine bestimmte Ansicht noch nicht ge-
winnen lassen. Dass dies aber von den christlichen Gewerkschaften angenommen wer-
den kann, erscheint nicht mehr zweifelhaft.“251 Eine Partizipation an den katholischen 
Arbeitervereinen wurde, genau wie die Teilhabe an der Sozialdemokratie, als potenziell 
widersetzlicher Akt interpretiert.

In der nahezu ausnahmslos katholischen Stadt Düdelingen erfuhr auch das Kir-
chenwesen durch die Industrialisierung und das Stadtwachstum beachtlichen Auf-
trieb. Schon im Verlauf der 1880er Jahre wurde das alte Kirchengebäude den gestie-
genen Ansprüchen nicht mehr gerecht und ab 1893 durch ein neues, größeres ersetzt. 
Prozessionen und katholisches Brauchtum gehörten zum städtischen Alltag.252 Im 
Jahre 1906 fand eine christlich-soziale Versammlung in Düdelingen statt. Die Ver-
sammlungsleiter arrangierten sich dazu im Vorfeld mit der Hüttenleitung, was ihre 
wirtschaftsfriedliche und systemloyale Haltung belegt und ihnen die Kritik der Frei-

247  Vgl. Chronik von Neunkirchen, 5. Jg. Nr. 3, 1913, S. 20.
248  Vgl. Bost, Reinhold: Bartholomäus Koßmann. Christ – Gewerkschaftler – Politiker 1883–1952, 
Blieskastel 2002, Blieskastel 2002, S. 32–35; Ebenau 2005, S. 226.
249  Vgl. Mankel 2005, S. 249.
250  Horch 1985, S. 402.
251  Zitiert nach Ebenau 2005, S. 226.
252  Vgl. dazu Conrardy/Krantz 1991, bes. S. 194 f.
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en Gewerkschaften und Sozialisten einbrachte.253 Eine christliche Gewerkschaft im 
eigentlichen Sinne entstand zwar erst nach dem Ersten Weltkrieg, doch formierte sich 
bereits an dessen Vorabend, 1913, in Düdelingen ein katholischer Arbeiterverein. Der 
erste Verein dieser Art auf luxemburgischem Territorium entstand 1848 in der Haupt-
stadt.254 

Die Führungsprinzipien des katholischen protogewerkschaftlichen Zusammen-
schlusses entsprachen voll der aus dem Deutschen Reich bekannten Präsesverfassung: 
An der Spitze stand ein Priester, der vom Bischof nominiert wurde. In den Vereinssta-
tuten wurden zunächst genuin religiöse Zielsetzungen formuliert, etwa „die Pflege der 
christlichen Auffassung des Lebens und der Arbeit“ oder die „Heilighaltung der Sonn- 
und Feiertage durch Empfang der heiligen Sakramente“. Außerdem wurden – auch dies 
ist von den deutschen Beispielen her bekannt – Zwecke der Geselligkeit und der Arbei-
terbildung definiert. So ist anzunehmen, dass im Umfeld des Arbeitervereins Sektionen 
für viele verschiedene Freizeitaktivitäten entstanden. Weiterhin geht aus den Statuten 
die dezidiert wirtschaftsfriedliche Gesinnung hervor: Die „Pflege der Standestugenden, 
insbesondere des Fleißes, der Treue, der Mäßigkeit und Sparsamkeit“, wurde zum Ver-
einszweck erhoben. Schon die Terminologien markieren eine scharfe Scheidung von 
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung, wo in der Regel von Arbeiterklasse statt 
Arbeiterstand die Rede war. Der Standesbegriff suggeriert ein organisches Hineinwach-
sen der Arbeiterschaft in die Gesellschaft, die in ihrem Grundbestand nicht in Frage 
gestellt wird. Der Arbeiterstand genoss demzufolge zwar gottgegebene Rechte, war aber 
zugleich an Pflichten gebunden. Vor allem hatte man die bestehenden Hierarchien zu 
akzeptieren und – wo nötig – durch Ausgleich und Konsens mit Unternehmern und 
Staat auf soziale Verbesserungen hinzuarbeiten. Folgerichtig wurde zwar die „Förderung 
der materiellen Interessen“ zum Vereinszweck erhoben, zugleich aber, schon im darauf-
folgenden Punkt, die „Vermittlung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer“ als Weg 
zur materiellen Besserstellung vorgegeben.255 

Ähnliche Funktionen übernahm für die katholischen Italiener das Werk Bono-
melli mit seiner Filiale in Düdelingen. Überhaupt waren die Italiener im Bereich der 
Vereinsgründung sehr aktiv und vor allem die aus dem mutuo soccorso heraus entstan-
denen zahlreichen Geselligkeits-, Sport- und Musikvereinigungen boten den italieni-
schen Immigranten ein vitales Partizipationsspektrum.256 Die Italiener waren durch-
aus Bestandteil des öffentlichen Lebens, wenngleich sie ihre eigene Vereinskultur 
pflegten. Im übrigen manifestierten sich im italienischen Vereinswesen sehr plastisch 
Übergangs- und Grauzonen zwischen apolitischer Geselligkeit und politischer, ge-
nauer gesagt sozialistischer Vergemeinschaftung. Aus dem Düdelinger mutuo soccorso 

253  Vgl. Wehenkel-Frisch 1992, S. 95.
254  Vgl. Pauly 2011, S. 87.
255  Alle Angaben zum Katholischen Arbeiterverein Düdelingen vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 385. 
Alle Zitate ebd.
256  Vgl. Caldognetto 2009a, S. 107–111; Conrardy/Krantz 1991, S. 179.
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heraus entstand 1911 die Musikvereinigung „Fratellanza“, deren Namen eindeutig auf 
die politische Stoßrichtung verweist.257 Noch evidenter tritt dies bei der im italieni-
schen Quartier bereits um die Jahrhundertwende gegründeten Straßenfußballmann-
schaft „Stella Rossa“ zu Tage.258 Auch wenn es sich um keine direkten Vorfeldorganisa-
tionen politischer Parteien handelte, konnten solche Vereinigungen doch als Substrat 
formeller politischer Organisation dienen. 

Das breite Vereinswesen wirkte – wie im Falle der katholischen oder vieler sozial 
gemischter Vereine gezeigt – durch Absorbierung von Organisationspotenzialen oder 
durch weltanschauliche Beeinflussung blockierend auf die politische und gewerkschaft-
liche Arbeiterbewegung. In manchen Fällen konnte im Vereinswesen aber auch politi-
sche Organisation eingeübt werden, die später, bei veränderten politischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen, volle Wirkung entfaltete. 

Jedenfalls zeigt sich, wie unangemessen die Werturteile zeitgenössischer Arbeiter-
funktionäre waren: Die Hüttenarbeiter konnten für ihre Organisationen nicht ge-
wonnen werden, aber sie äußerten im alltäglichen Kampf um Freiräume ihr Selbstbe-
wusstsein und ihre Ansprüche und erwiesen sich zudem in gewissem Rahmen auch als 
organisationsfähig. Mitnichten waren sie eine ‚dumpfe‘ oder ‚lethargische‘ Masse. Or-
ganisation fand statt, ist aber bisweilen angesichts einer schwierigen oder gar fehlenden 
empirischen Basis diffizil zu umreißen und zu charakterisieren. Wie hoch etwa in Neun
kirchen und Düdelingen der Organisationsgrad in Vereinen war, ist überhaupt nicht 
einzuschätzen. Tendenziell dürfte aber Antje Fuchs beizupflichten sein, wenn sie vermu-
tet, dass „von den Hüttenarbeitern am ehesten die ältesten, ansässigen und qualifizierten 
im Vereinsleben tätig geworden“ sind, umgekehrt „ungelernte und junge Hüttenarbeiter 
vergleichsweise selten in den Vereinen [zu] finden“ gewesen seien.259 Dies würde sich mit 
den Befunden der Forschung zur institutionalisierten Arbeiterbewegung decken, deren 
Rückgrat ja eben nicht die Arbeiter mit der schwierigsten sozialen Lage waren, sondern 
die besser gestellten Facharbeiter. Gründe für deren höhere Organisationsfreudigkeit 
ließen sich etliche nennen: höhere Ortsstabilität und damit bessere Einbindung in lo-
kale Netzwerke, mehr materielle Ressourcen und eventuell auch mehr Freizeit oder ein 
höherer Bildungsgrad.260 

257  Vgl. Caldognetto 2009a, S. 110 f.
258  Vgl. Blau 2007a, S. 183.
259  Fuchs 1993, S. 103 f.
260  Vgl. dazu Breuilly 1984.
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VI  Der Erste Weltkrieg als Zäsur?  
Organisationsgeschichte in der Nach- und Zwischenkriegszeit

1  Der Erste Weltkrieg und die europäische Arbeiterbewegung

Für Historiker, so befindet Peter Brandt, sei es „fast eine Selbstverständlichkeit geworden, 
den Ersten Weltkrieg als Beginn eines neuen Zeitalters zu sehen“.261 Entsprechend wur-
de der Krieg von 1914/18 mit zahlreichen Attributen und Etiketten belegt, die seinen he-
rausragenden Zäsurcharakter unterstreichen sollen. George F. Kennan sprach, natürlich 
auch mit Blick auf die Folgejahrzehnte, von der „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“;262 
ebenso gängig ist das Diktum vom „Ende des bürgerlichen Zeitalters“.263 Als Epochen-
scheide wird der Erste Weltkrieg in der Fachwissenschaft auch dadurch markiert, dass an 
seinem Ausgang das Ende des ‚langen 19. Jahrhunderts‘ und, analog dazu, der Beginn des 
‚kurzen 20. Jahrhunderts‘ verortet wird.264

Sicherlich sind einige der Etikettierungen recht plakativ formuliert. So ist in der ge-
schichtswissenschaftlichen Diskussion bis zum heutigen Tag keineswegs sauber geklärt, 
was unter dem „bürgerlichen Zeitalter“, respektive unter dessen Ende, zu verstehen ist. 
Außerdem verweist Hans-Gerhard Husung mit Recht auf den Umstand, dass im Ersten 
Weltkrieg wohl einige Tendenzen zum Durchbruch kamen, dass diese aber schon länger 
angelegt waren. So habe der Krieg lediglich als eine Art „Amme“ fungiert.265 Dennoch: 
Der weltgeschichtliche Umbruchscharakter des Ersten Weltkriegs ist kaum zu über-
schätzen. In politischer Hinsicht bedeutete er das Ende überkommener staatlicher Ge-
bilde, unter anderem des Deutschen Kaiserreichs oder der österreichisch-ungarischen 
Doppelmonarchie, parallel dazu verhalf er neuen Nationalstaaten zum Durchbruch. 
Die bipolare weltpolitische Ordnungsstruktur mit den später dominanten Großmäch-
ten USA und Sowjetunion war bei Kriegsende bereits vorgezeichnet. Auch in wirt-
schaftlicher und sozialer Hinsicht zog der Erste Weltkrieg massive Umbrüche nach sich, 
begann doch eine Epoche verschärfter Krisenerscheinungen, welche frühere Krisen in 
ihrer Wirkung übertrafen. Erinnert sei an die Hyperinflation der Nachkriegszeit und an 
die sich ab 1929 voll entfaltende Weltwirtschaftskrise sowie an die latent hohe Arbeitslo-

261  Brandt 1996, S. 226.
262  Zitiert nach Schulin, Ernst: Die Urkatastrophe des zwanzigsten Jahrhunderts, in: Michalka, 
Wolfgang (Hrsg.): Der Erste Weltkrieg. Wirkung – Wahrnehmung – Analyse, München 1994, S. 3–27, 
hier S. 3.
263  So bei Mommsen, Wolfgang J.: Der Erste Weltkrieg: Anfang vom Ende des bürgerlichen Zeitalters, 
Bonn 2004.
264  Vgl. Wehler 2003, S. 222–225.
265  Husung, Hans-Gerhard: Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung im Ersten Weltkrieg: Neue For-
schungen über Deutschland und England. Werner Pöls zum 60. Geburtstag am 15. März 1996, in: Ten-
felde, Klaus (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung im Vergleich. Berichte zur internationalen histo-
rischen Forschung (Historische Zeitschrift, Sonderhefte Bd. 15), München 1986, S. 611–664, hier S. 663.
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sigkeit der gesamten Zwischenkriegsperiode. Auch die mentalen Folgen des Krieges, um 
noch eine dritte Dimension zu nennen, waren gewaltig: In seinen Ausmaßen erschütter-
te der Erste Weltkrieg alte, noch von einem optimistischen Fortschrittsglauben beseelte 
Weltbilder. Zugleich beförderten seine Brutalität und schiere Allgegenwärtigkeit – zu 
denken wäre etwa an die zahlreichen Kriegsversehrten, die gerade in den Großstädten 
das Straßenbild prägten – eine mentale und nicht zuletzt politische Radikalisierung und 
Polarisierung.266

Auch für die europäische Arbeiterbewegung bedeutete der Erste Weltkrieg eine Epo-
chenscheide, die sich umso heftiger bemerkbar machte, je stärker sozialdemokratisch-so-
zialistische Parteien und Freie Gewerkschaften vor 1914/18 gesellschaftlich wie politisch 
marginalisiert waren. Deutschland darf hier durchaus als prototypisch gelten: Von einer 
politisch diskriminierten Bewegung – versinnbildlicht in stigmatisierenden Wendun-
gen wie ‚vaterlandslose Gesellen‘ oder ‚Reichsfeinde‘ – avancierte die Sozialdemokratie 
zwischen 1914 und 1918/19 zur Regierungspartei und zur staatstragenden Kraft.267 

Mehrere Faktorenbündel evozierten in ihrer wechselseitigen Verschränkung und 
Dynamisierung diesen Prozess.268 Zunächst ist die während des Krieges um sich grei-
fende, tief wirkende soziale Krise zu nennen. Ressourcen- und Lebensmittelknappheit, 
Teuerung, materielle Not und Verelendungstendenzen machten sich zum Teil zwar ge-
samtgesellschaftlich bemerkbar, aber die Arbeiterschaft wurde von den Pressionen am 
härtesten getroffen.269 Im Deutschen Reich, aber auch im besetzten Luxemburg mussten 
während des Krieges und darüber hinaus Lebensmittel streng rationiert werden. Die so-
ziale Krise betraf dabei vor allem die Arbeiter in den nicht unmittelbar kriegswichtigen 
Industrien, während die Beschäftigten der Rüstungsindustrie noch von Sonderzulagen 
profitierten, welche die schlimmsten Auswirkungen ein Stück weit abfederten.270 Da die 
Probleme nicht adäquat gelöst werden konnten, somit keine Aussicht auf baldige Besse-
rung bestand, verschärfte sich die soziale Krise zu einer Vertrauenskrise gegenüber den 

266  Zu den Folgen des Ersten Weltkriegs vgl. Schulin 1994, passim.
267  Zum Aufstieg der Arbeiterbewegung in europäischer Perspektive vgl. Brandt 1996, S. 237. Das 
Beispiel des Rheinlands und des Ruhrgebiets diskutiert in diesem Zusammenhang Reulecke, Jürgen: 
Der Erste Weltkrieg und die Arbeiterbewegung im rheinisch-westfälischen Industriegebiet, in: Reule-
cke, Jürgen (Hrsg.): Arbeiterbewegung an Rhein und Ruhr. Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbe-
wegung in Rheinland-Westfalen, Wuppertal 1974, S. 205–240. 
268  Die Folgen des Ersten Weltkriegs für Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung in einer allgemeinen 
Perspektive skizziert Husung 1986, passim.
269  Grundlegend zu diesen gerade in der Arbeiterschaft festzustellenden Verelendungstendenzen: 
Kocka, Jürgen: Klassengesellschaft im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 1914–1918 (Kritische Studien 
zur Geschichtswissenschaft, Bd. 8), Göttingen 1973, bes. S. 12–21. Kocka stellt fest, dass der Krieg „eine 
Knappheits-, Verelendungs- und Ausbeutungssituation [schuf ], wie sie seit Beginn der Industrialisie-
rung nicht mehr existiert hatte“. Siehe ebd., S. 21; vgl. außerdem Ulrich, Volker: Kriegsalltag und 
deutsche Arbeiterschaft 1914–1918, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 43 (1992), S. 220–
230, hier S. 222 f.
270  Vgl. Kocka 1973, S. 14 f.
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herrschenden Eliten, letztlich aber zu einer politischen und gesamtgesellschaftlichen 
Systemkrise.271 Das Vertrauen in die verantwortlichen Politiker, die Missstände durch 
einen baldigen Kriegserfolg beheben zu können, schwand zunehmend. Die immer wei-
ter um sich greifende Unzufriedenheit und Kriegsmüdigkeit manifestierte sich in einer 
dichter werdenden Frequenz eruptiver Ausbrüche. Vor allem seit dem Frühjahr 1917 
durchzogen Massenstreiks die deutsche Rüstungsindustrie.272 Die Streikbewegung griff 
auch auf das okkupierte Luxemburg über.273

Die Krise des alten Regimes verschränkte sich mit einem zweiten Entwicklungs-
strang. Parallel zum eigenen Vertrauensverlust wurde, aus der Not heraus, die politische 
und vor allem die gewerkschaftliche Arbeiterbewegung sukzessive aufgewertet und 
partiell in Gesellschaft und Staat integriert. Diese Entwicklung kulminierte im soge-
nannten ‚Vaterländischen Hilfsdienstgesetz‘, das am 5. Dezember 1916 in Kraft trat. Das 
Gesetz sollte im Rahmen des ‚Hindenburgprogramms‘ dazu dienen, bisher nicht zum 
Militärdienst eingezogene Teile der Bevölkerung für den Dienst in der Rüstungsindus-
trie zu mobilisieren. Zur logistischen wie administrativen Abwicklung, aber auch um 
die wachsende Unruhe an der ‚Heimatfront‘ zu kanalisieren, waren die Militärs auf die 
Kooperation der Freien Gewerkschaften angewiesen. Im Gegenzug verlangten diese 
Konzessionen, welche angesichts der prekären Kriegssituation nicht zurückgewiesen 
werden konnten. Besonders die Anerkennung der Gewerkschaften als gleichberechtig-
te Verhandlungspartner, mithin deren vollständige Legalisierung, die Einrichtung von 
Arbeiterausschüssen sowie die Implementierung eines regulären Schlichtungswesens 
resultierten aus dem Vaterländischen Hilfsdienstgesetz.274 In mittel- und, sieht man 
von der Unterbrechung während der nationalsozialistischen Herrschaft ab, langfristiger 
Perspektive lässt sich konstatieren, dass ein Rückschritt hinter diese Entwicklung nicht 
mehr möglich war, zumal sich die Gewerkschaften nicht nur im Krieg, sondern auch 
während der krisenhaften Nachkriegszeit durch ihre organisatorische Leistungsfähig-
keit beispielsweise in der Versorgung der Bevölkerung durchaus hervortaten. 

Die Etablierung äußerte sich am deutlichsten in den bis 1920 rasant wachsenden 
Mitgliederzahlen. 1913 zählten die Freien Gewerkschaften im Deutschen Reich 2,5 Mil-
lionen Mitglieder. Mit Kriegsbeginn ging die Zahl zunächst auf 1,45 Millionen zurück, 
ehe im Herbst 1918 wieder 2,85 Millionen erreicht wurden. Bis 1920 stieg die Mitglie-

271  Vgl. Ulrich 1992, S. 227 ff. 
272  Vgl. dazu Feldman, Gerald D./Kolb, Eberhard/Rürup, Reinhard: Die Massenbewegungen der 
Arbeiterschaft in Deutschland am Ende des Ersten Weltkrieges (1917–1919), in: Politische Vierteljah-
resschrift 13 (1972), S. 84–105, hier S. 92 ff.
273  Vgl. Trausch 1974, S. 34–46.
274  Zum Vaterländischen Hilfsdienstgesetz vgl. Wehler 2003, S. 114–122; Mai, Gunther (Hrsg.): Ar-
beiterschaft 1914–1918 in Deutschland. Studien zu Arbeitskampf und Arbeitsmarkt im Ersten Welt-
krieg, Düsseldorf 1985. In mehreren Beiträgen zu verschiedenen Branchen werden die Auswirkungen 
des Weltkriegs auf die industriellen Beziehungen analysiert, wobei die Folgen des Vaterländischen 
Hilfsdienstgesetzes immer wieder besondere Berücksichtigung erfahren.
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derzahl des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (ADBG) auf 8,03 Millionen.275 
Die luxemburgischen Industriegewerkschaften wurden, trotz einiger Vorläufer, in der 
zweiten Kriegshälfte überhaupt erst aus der Taufe gehoben.276 Polemisch überspitzt lie-
ße sich behaupten, dass die Gewerkschaften die Chance, die ihnen die allgemeine Kri-
sensituation bot, positiv nutzten. Zusammen mit den Gewerkschaften konnte die SPD 
ihren Aufschwung, der ihr schon 1912 einen epochalen Triumph bei den Reichstagswah-
len beschert hatte, weiter fortsetzen, bis sie als stärkste Partei Regierungsverantwortung 
übernahm.277 Dabei profitierte die Sozialdemokratie vom Vertrauensverlust des alten 
Systems: Auf der von den ‚alten Eliten‘ systematisch ausgegrenzten Partei ruhten die 
Hoffnungen nicht nur auf ein baldiges Kriegsende, sondern auch auf eine bessere Zu-
kunft. Außerdem verlieh die russische Oktoberrevolution – ganz unabhängig von ihrer 
ambivalenten Rezeption durch deutsche und europäische Arbeiterfunktionäre – der 
politischen Arbeiterbewegung einen beträchtlichen Schub, gab doch die Entwicklung 
in Moskau Hoffnung auf baldige politische Veränderungen.

Nachhaltige und folgenreiche Auswirkungen zeitigte der Erste Weltkrieg auch im 
Hinblick auf die innere Struktur der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung: Die sich 
bereits vor 1914 andeutende Spaltung wurde im Zuge des Krieges abgeschlossen und 
prägte ganz wesentlich das politisch-weltanschauliche Klima der Zwischenkriegszeit.278 
Schon in der Vorkriegszeit verliefen tiefe Risse durch die sozialdemokratische Bewe-
gung. In Deutschland wie auch andernorts entzündete sich der Konflikt vor allem an der 
Frage nach dem richtigen Umgang mit der marxistischen Theorie. Im Anschluss an Edu-
ard Bernstein und andere Theoretiker gewann seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert die 
revisionistische Strömung immer mehr an Boden. Da das kapitalistische System, so die 
Überzeugung, sich als relativ krisenfest erwiesen habe, sollte der Weg zum Sozialismus, 
der als Endziel nicht angetastet wurde, über Reformen und partielle Kooperation mit 
den Vertretern des bestehenden Systems erreicht werden. Die revisionistische Theorie 
wurde in eine dezidierte Realpolitik umgemünzt, welche trotz scharfer Anfeindungen 
von Seiten des ‚marxistischen Zentrums‘ (Bebel, Kautsky) wie auch der ‚marxistischen 
Orthodoxie‘ (Luxemburg, Liebknecht) immer mehr das alltägliche Geschäft der deut-
schen Sozialdemokratie bestimmte.279 

275  Zahlen nach ebd., S. 314 f.
276  Vgl. Steil 1992, S. 132 f.
277  Vgl. Miller/Potthoff 71991, S. 78–86.
278  Zur Spaltung der sozialdemokratischen Bewegung in den Jahren vor, während und nach dem Ersten 
Weltkrieg vgl. Lešnik, Avgust: Die sozialdemokratische Bewegung am Kreuzweg zwischen 1914 und 
1923, in: Jahrbuch für Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung 3 (2004), S. 31–50.
279  Zur Revisionismusdebatte vgl. Miller/Potthoff 71991, S. 66–72. Der Terminus des Revisionis-
mus hatte, aus der marxistischen Theorie kommend, ursprünglich eine entschieden negative Konnota-
tion. Vgl. ebd., S. 66. Das Schlagwort bezeichnet mittlerweile aber neutral eine bestimmte Strömung 
innerhalb der Sozialdemokratie im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts. Vgl. außerdem Meyer, Thomas: 
Das Erbe von Karl Marx und die deutsche Sozialdemokratie, in: Geschichte in Wissenschaft und Un-
terricht 35 (1984), S. 737–745, hier S. 741 ff.
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Die latenten Spannungen brachen schließlich in der Frage um die Kriegskredite of-
fen aus. Vom linken Flügel der Sozialdemokratie heftig abgelehnt, willigte die Mehrheit 
in die Kredite ein. Zur organisatorischen Spaltung kam es dann endgültig im April 1917, 
als sich – aus einigen bereits bestehenden Dissidentengruppierungen heraus – die Un-
abhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) formierte. Neben anderen 
Gruppen der partei- und fraktionsinternen Opposition schloss sich auch die seit 1916 
unter diesem Namen firmierende Spartakusgruppe um Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht der USPD an. Die später in Spartakusbund umbenannte Gruppierung wurde 
schließlich mit anderen linksproletarischen Formationen Keimzelle der am 1. Januar 
1919 gegründeten Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD), während die USPD 
nach 1922 in der Bedeutungslosigkeit versank: Die Mehrheit schloss sich der SPD, eine 
starke Minderheit der KPD an.280 Die Spaltung der Arbeiterbewegung resultierte be-
reits in der Nachkriegszeit in blutigen Auseinandersetzungen und trug ganz wesentlich 
zur weltanschaulichen Polarisierung und politischen Radikalisierung während der Zwi-
schenkriegszeit bei. Daran hatte nicht zuletzt auch die Rezeption der russischen Okto-
berrevolution Anteil, welche vom rechten Flügel der Arbeiterbewegung abgelehnt, vom 
linken aber partiell zum Vorbild stilisiert wurde. Besonders die Politik der KPD richtete 
sich, zumal unter der Ägide Ernst Thälmanns (ab 1925), am sowjetrussischen Vorbild 
aus.281 

Auch wenn hier vor allem auf die deutsche Entwicklung rekurriert wurde, war die 
Spaltung der Arbeiterbewegung ein internationales Phänomen, das auch Luxemburg, 
wenngleich in schwächerem Ausmaß, tangierte. Für die Vorkriegszeit wurde bereits die 
Linksabspaltung der Gruppe um die Zeitschrift Der Arme Teufel genannt; zur endgülti-
gen institutionellen Spaltung kam es schließlich im Januar 1921, als sich einige Dissiden-
ten der 1917 gegründeten Sozialistischen Partei Luxemburgs (SPL) in Differdingen zur 
Kommunistischen Partei Luxemburgs (KPL) zusammenschlossen.282 Den entscheiden-
den Anstoß für das Schisma lieferten hier zwei Streitfragen: einmal die Frage nach dem 
Status der Gewerkschaften, zum anderen diejenige nach dem Anschluss an die III. (Mos-
kauer) Internationale unter sowjetischer Führung. Die sozialistische Minderheit, welche 
dann die KPL gründen sollte, votierte für einen Primat der Partei vor den Gewerkschaf-
ten und außerdem für einen Anschluss an die III. Internationale.283 Im folgenden Kapi-
tel VI soll danach gefragt werden, inwieweit sich Neunkirchen und Düdelingen in den 
Jahren während und nach dem Ersten Weltkrieg in den hier holzschnittartig skizzierten 
allgemeinen Entwicklungskontext einordneten.

280  Zur institutionellen Spaltung der Arbeiterbewegung vgl. Grebing 2007, S. 60 f.; Brandt 1996, 
S. 232.
281  Vgl. Grebing 2007, S. 84–87; Wehler 2003, S. 538–541.
282  Zur Gründung der SPL vgl. Fayot 1979, S. 176–181.
283  Zur Spaltung der luxemburgischen Arbeiterbewegung vgl. Scuto 1990, S. 164 f.
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2  Neunkirchen und Düdelingen während 
des Ersten Weltkriegs und in der krisenhaften Nachkriegszeit

2.1  Die Stadt Neunkirchen und das Neunkircher 
Eisenwerk in Krieg und Nachkriegszeit

Durch seine geographische Lage und wirtschaftliche Bedeutung war das Saarrevier 
in besonderer Weise in den Ersten Weltkrieg involviert: Zum einen diente es als Auf-
marschgebiet und Nachschubbasis für den Westfeldzug, zum anderen war es als Groß
standort der Montanindustrie in die deutsche Kriegsproduktion eingespannt. Der Krieg 
machte sich dann auch in den Industriezentren besonders bemerkbar, flogen doch die 
Streitkräfte der Entente in der zweiten Kriegshälfte immer wieder Luftangriffe gegen 
die Produktionsstandorte.284 Zwar waren diese punktuellen Vorstöße keinesfalls mit 
den Flächenbombardements des Zweiten Weltkriegs zu vergleichen, aber immerhin 
wurden die Rüstungsbetriebe hier und da empfindlich getroffen. So musste das Dillin-
ger Hüttenwerk nach einem Luftangriff seine Produktion vorübergehend beträchtlich 
einschränken.285 Die Angriffe scheinen sich jedoch in psychologischer Hinsicht we-
sentlich stärker ausgewirkt zu haben, herrschte doch in den Industriestädten mitunter 
akute Alarmbereitschaft. Die Fliegerangriffe hinterließen sicherlich den Eindruck, vom 
Kriegsgeschehen unmittelbar betroffen zu sein. Einschneidender als die Kriegshandlun-
gen an sich waren allerdings die sozialen Probleme, die der Krieg mit sich brachte: Die 
kriegsbedingte Teuerung, die Verknappung der Lebensmittel und die periodisch wie-
derkehrenden Hungerkrisen wirkten sich in den Industriestädten noch stärker aus als in 
den ländlichen Randgebieten des Montangürtels.

Die kriegsbedingten Problemlagen tangierten den Industriestandort Neunkirchen 
von 1914 an. Zudem dürfte gerade den älteren Stadtbewohnern noch der Deutsch-Fran-
zösische Krieg in Erinnerung gewesen sein, als Neunkirchen ebenfalls als Aufmarschge-
biet und Lazarettstadt gedient hatte.286 Dies alles scheint den Erwartungshorizont der 
Bevölkerung geprägt zu haben. Der Stadthistoriker Bernhard Krajewski referiert die 
Tagebucheintragungen eines namentlich nicht genannten Neunkircher Bürgers. Dieser 
zeichnete in den ersten Kriegstagen ein durchaus ambivalentes Bild von der Stimmungs-
lage in der Hüttenstadt. Zwar habe am 1. August die „Stimmung ihren Höhepunkt er-
reicht“: „In der Bahnhofstraße sammelten sich die Menschen wie am Jahrmarkt.“ Auf der 
anderen Seite hätte jedoch „eine gedrückte Stimmung“ geherrscht, und „manche Frauen 
gingen schon mit Tränen in den Augen umher“. Bei der Verkündung der Mobilmachung 
sei zwar Glockengeläut ertönt, aber es ging auch „ein Schluchzen und Wehen los“.287 

284  Vgl. Burgard 2010, S. 185 f.
285  Vgl. Behringer/Clemens 2009, S. 93.
286  Vgl. Sander 2005, S. 295 f.
287  Vgl. Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 125 f. Alle Zitate ebd. 
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Von einer allgemeinen Kriegseuphorie konnte trotz einer gewissen Aufbruchstimmung 
nicht die Rede sein.288 In der Arbeiterstadt Neunkirchen schienen die sozialen Proble-
me, die der Krieg mit sich bringen konnte, ein Stück weit antizipiert worden zu sein. 

Besonders die Ernährungslage gestaltete sich von Beginn an schwierig.289 Am 10. Ja-
nuar 1915 trug der Hüttenmeister Rudolf Grenner in sein Tagebuch ein: „Die Folgen des 
Krieges werden immer mehr gespürt. Zuerst gab es fast nur Papiergeld. Jetzt geht es um, 
daß etwa 20 % Kartoffeln im Brot verbacken werden. Das Weizenmehl wird so langsam 
alle […].“290 Bereits im Februar 1915 musste das Brot streng rationiert werden. Die Ver-
teilung wurde vom Kommunalverband des Landkreises Ottweiler koordiniert, der dann 
auch sogenannte Brotbezugsbücher einführte. Die Situation verschlechterte sich im 
Laufe des Jahres 1916. Ende dieses Jahres waren verschiedenste Lebensmittelkarten, äuße-
rer Ausdruck der kriegsbedingten Mangelwirtschaft, im Umlauf: Es gab unter anderem 
Brot-, Kartoffel-, Zucker-, Fleisch-, Milch- und Eierkarten, daneben auch Bezugskarten 
für Schuhe und Kleidung. Eine Sonderzulage gab es für Schwerstarbeiter in den kriegs-
wichtigen Industrien, also auch im Hüttenwerk. Einen ersten Kulminationspunkt erfuhr 
die prekäre Ernährungslage im sogenannten ‚Steckrübenwinter‘ 1916/17. Die Nahrungs-
mittel wurden immer knapper, außerdem qualitativ zusehends minderwertiger und über-
dies teurer. Rudolf Grenner beschreibt die Preisentwicklung: „[…] vor dem Kriege kostet 
unser Mehl, das viel besser war 17 Pfg. das Pfund, jetzt muß man sich klug schicken, um 
überhaupt zu bekommen. Bei Ruffing [ein örtlicher Bäcker, F. T.] kostet das Pfd. 75 Pfg. 
[…].“291 Brot musste bisweilen mit Sägemehl gestreckt werden, während sich in vielen 
Haushalten der Speiseplan auf Steckrübengerichte beschränkte. Außerdem herrschte in 
diesem Winter eine Kältewelle mit Temperaturen im zweistelligen Minusbereich. 

Nachdem diese äußerste Krisensituation wenigstens in ihren derbsten Ausmaßen 
überstanden war, spitzte sich die Lage noch einmal im Sommer und Herbst 1918 be-
drohlich zu. An Grundnahrungsmitteln wie Brot, Kartoffeln oder Fett herrschte Man-
gel. Ein Ei gab es lediglich alle 14 Tage. Im Herbst schließlich breitete sich eine Grippe-
epidemie aus, die durch die schlechte Ernährungslage noch verschärft wurde und einige 
Todesopfer, zeitweise zehn bis zwölf täglich, kostete.292 Die soziale Lage Neunkirchens, 
die sich in der Ernährungssituation sehr plastisch spiegelte, war insgesamt äußerst pre-
kär. Die Neunkircher Einwohner versuchten sich zum Teil durch ‚Butterfahrten‘ aufs 
Land zu behelfen, wo man zu überteuerten Preisen landwirtschaftliche Produkte wie 
Butter, Mehl oder Eier besorgen wollte. Hüttenmeister Grenner erwähnt gleich meh-
rere solcher Touren, die ihn vor allem in die bayerischen Nachbargebiete führten. Sehr 
plastisch schildert er am 28. Juli 1917: „Der Verkehr der fälschlich genannten Hamster 
war so stark, daß man nur gezwungen reiste. Speciell die Wagen der 4ten Klasse standen 

288  Vgl. auch Sander 2005, S. 297; Sander 2012, S. 206 f.
289  Vgl. im Überblick ebd., S. 298–301.
290  Zitiert nach Labouvie (Hrsg.) 2001, S. 318.
291  Zitiert nach ebd.
292  Vgl. Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 126 ff.; Krajewski 1981, S. 45.
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stets so voll Körbe und Säcke mit zu Wucherpreisen erbettelten alten Kartoffeln und 
Frucht.“ Zugleich klagt er die Bauern scharf an: „Viele Bauern scheinen das Scham- und 
Ehregfühl vollständig verloren zu haben und sind daher schlimmer als unsere Feinde 
spec. die Engländer. […] Pfui daher über alle, die diese traurige Notlage so ausnützen.“293 
Der Weltkrieg mit all seinen Verwerfungen riss tiefe soziale Gräben. 

Hinzu kamen die periodisch wiederkehrenden Luftangriffe, die sich in erster Linie 
gegen die Hütte richteten und „nur geringen Schaden, aber dafür um so mehr Aufre-
gung in der Bevölkerung verursachten“. Die Zahl der Fliegeralarme, „welche die Men-
schen ängstlich in ihre Hauskeller trieben“, war bei weitem höher als die der tatsächli-
chen Angriffe. Die ersten Angriffe auf Neunkirchen wurden in der Nacht vom 12. auf 
den 13. November 1916 geflogen, die letzten im August 1918. Zur Abwehr der feindli-
chen Flugzeuge, Lenkballons und Luftschiffe wurden auf verschiedenen Anhöhen so-
wie verstärkt um das Eisenwerksgelände herum Flakstellungen eingerichtet. Dennoch 
wurden die Betriebsanlagen mehrfach getroffen, beispielsweise Ende Dezember 1916, als 
15 Bomben größeren Schaden anrichteten.294

Der Krieg hatte überdies Auswirkungen auf die Produktion. Schritt für Schritt wur-
den die Werksanlagen partiell den veränderten Ansprüchen, die die Kriegswirtschaft mit 
sich brachte, angepasst. Im Dezember 1914 wurde eine Benzolfabrik zur Treibstoffversor-
gung errichtet. Im gleichen Jahr wurde ein Elektroofen mit zwölf Tonnen Fassungsver-
mögen zur Herstellung von Stahlgussgranaten installiert. 1917 schließlich wurde der Bau 
des Martinstahlwerks als Rüstungsbetrieb zur Fertigung von Granaten und Geschossen 
begonnen. Durch die Schwerpunktverlagerung wurden andere Bereiche zurück gefah-
ren. So musste das Puddelwerk 1915 aus Mangel an Fachkräften seinen Betrieb einstellen. 
Bereits vor dem Krieg wurde mit dem Um- und Ausbau des Walzwerks ein ausgespro-
chen ambitioniertes Projekt in Gang gesetzt, das aber durch den Krieg zwischenzeitlich 
gestoppt wurde: Von 15 geplanten Walzstraßen wurden bis Kriegsende nur vier realisiert. 
Auch die Roheisenerzeugung wurde zurückgeschraubt. Betrug diese im Jahr 1914 noch 
282.096 Tonnen, so sank sie im Folgejahr auf 191.249 Tonnen, um dann wieder leicht zu 
steigen. Im letzten Kriegsjahr 1918 wurden 222.745 Tonnen Roheisen erschmolzen.295

Die kriegsbedingten Paradigmenwechsel zogen gleichermaßen tiefe Einschnitte in die 
Belegschaftsstruktur nach sich. Rein quantitativ verminderte sich die Belegschaft zunächst 
beträchtlich von 5.266 im Geschäftsjahr 1914/15 auf nur 3.347 im folgenden Jahr 1915/16. 
Bis Kriegsende war die Zahl zwar wieder auf über 4.100 gestiegen, erreichte aber nicht das 

293  Grenner nennt weitere Fahrten ins Umland etwa am 5. März 1916, am 22. März 1916, am 8. April 
1916 und am 30. Mai 1916. Vgl. Labouvie (Hrsg.) 2001, S. 318 ff. Die beschriebene ‚Butterfahrt‘ vom 
28. Juli 1917 und entsprechende Zitate ebd., S. 320.
294  Vgl. Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 138 ff. Zitate ebd., S. 138. Vgl. auch San-
der 2012, S. 208.
295  Vgl. Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 295 ff. Alle Zahlen und Daten ebd. Vgl. 
außerdem Frühauf 1980, S. 112 f.
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Vorkriegsniveau.296 Der Belegschaftsrückgang ist natürlich auch auf zahlreiche Einberu-
fungen zum Militärdienst zurückzuführen. Die Zusammensetzung der Belegschaft dürfte 
sich zwischen 1914 und 1918 ebenfalls verändert haben. Volker Ullrich nennt als wesentli-
che „Veränderungen der Binnenstruktur der Arbeiterschaft“ während der Kriegsjahre die 
Ersetzung älterer Facharbeiter durch jüngere an- oder ungelernte Kräfte, die durch ständige 
Militäreinberufungen und Reklamierungen, das heißt Wiedereinforderungen von Fach-
kräften von Seiten der Betriebe, bewirkte hohe Mobilität der Belegschaft sowie den ver-
stärkten Einsatz von Frauen.297 Leider sind diese Strukturveränderungen für Neunkirchen 
aufgrund fehlender Quellen nicht für alle Punkte einwandfrei nachvollziehbar. Ersichtlich 
wird aber die Bedeutung der Frauenarbeit.298 Diese war vor dem Krieg, wie in der gesam-
ten, klar männlich dominierten Branche, nahezu inexistent.299 Bei Kriegsende hingegen 
arbeiteten dann auf dem Neunkircher Eisenwerk etwa 720 Frauen, rund 17,6 Prozent der 
Gesamtbelegschaft. Im Geschäftsjahr 1917/18 waren es noch 480.300 Eine Zahl für das 
Stahlwerk, also einen besonders kriegswichtigen Abschnitt, ist für die zweite Jahreshälfte 
1916 zu eruieren: Von 310 ausgewerteten Personen in der ersten Schicht waren 45 (14,5 %) 

296  Zahlen und Daten nach: Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 296. Krajewski be-
hauptet, 55 Prozent der Arbeitskräfte seien zu Kriegsbeginn eingezogen worden. Siehe ebd., S. 295 f. 
Diese Zahl scheint etwas hoch gegriffen zu sein. Stefanie van de Kerkhof geht in ihrer umfangreichen 
Studie über Unternehmensstrategien in der Eisen- und Stahlindustrie während des Ersten Weltkriegs 
davon aus, dass, trotz Ausreißern nach oben etwa in den Rheinischen Stahlwerken, durchschnittlich 
25–33 Prozent aller Industriearbeiter eingezogen wurden. Diese Quote erscheint angesichts der oben 
genannten zahlenmäßigen Entwicklung realistisch zu sein. Vgl. Kerkhof, Stefanie van de: Von der 
Friedens- zur Kriegswirtschaft. Unternehmensstrategien der deutschen Eisen- und Stahlindustrie vom 
Kaiserreich bis zum Ende des Ersten Weltkrieges (Bochumer Schriften zur Unternehmens- und Indus-
triegeschichte, Bd. 15), Essen 2006, S. 214 f.
297  Vgl. Ullrich 1992, S. 223 ff. Zitat ebd., S. 224.
298  Der verstärkte Einsatz von Frauen in der Produktion war während des Krieges in der gesamten deut-
schen Schwerindustrie festzustellen. Am Beispiel des Saarreviers zeigt dies Nimmesgern, Susanne: In 
„eiserner Zeit …“. Lebensverhältnisse von Frauen und Mädchen im Ersten Weltkrieg, in: Labouvie, 
Eva (Hrsg.): Frauenleben – Frauen leben. Zur Geschichte und Gegenwart weiblicher Lebenswelten im 
Saarraum (17.–20.) Jahrhundert (Saarland-Bibliothek, Bd. 6), St. Ingbert 1993, S. 64–85, bes. S. 74–82; 
außerdem Nimmesgern, Susanne: Frauen kochen Stahl. Erwerbsbedingungen von Frauen auf der 
St. Ingberter „Schmelz“ in den Jahren 1849–1945, in: Saarbrücker Hefte 107 (Sommer 2012), S. 95–106, 
hier S. 98 ff; Daniel, Ute: Fiktionen, Friktionen und Fakten – Frauenlohnarbeit im Ersten Weltkrieg, 
in: Mai, Gunther (Hrsg.): Arbeiterschaft 1914–1918 in Deutschland. Studien zu Arbeitskampf und 
Arbeitsmarkt im Ersten Weltkrieg, Düsseldorf 1985, S. 277–323, hier S. 279–288. Daniel betont, dass 
die meisten weiblichen Arbeitskräfte aus anderen Branchen in die Rüstungsindustrie wechselten, dass 
es sich also um Arbeiterfrauen handelte, während mittelständische Frauen kaum mobilisiert wurden. 
299  Zum betont männlichen Charakter der Eisen- und Stahlindustrie vgl. Welskopp 1995, bes. 
S. 210–222.
300  Zahlen und Daten nach: Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 296. Zur Frauen-
arbeit auf dem Neunkircher Eisenwerk während des Ersten Weltkriegs vgl. auch Gillenberg 2005, 
S. 141. In anderen saarländischen Werken war die Frauenarbeit sogar noch weiter verbreitet. So arbeite-
ten auf der Völklinger Hütte bis zu 1.600 weibliche Kräfte. Vgl. Nimmesgern 1993, S. 75.
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weiblich. Sämtliche Frauen waren hier als Tagelöhnerinnen eingesetzt, somit leicht wieder 
kündbar.301 Auch Kriegsgefangene kamen im Werk zum Einsatz.302

Die spärliche Quellenlage lässt keine sicheren Aussagen über die Entwicklung der 
Qualifikationsstruktur während des Krieges zu. Anzunehmen ist, dass sich unter den zahl-
reichen Einberufungen zum Militär auch etliche Facharbeiter befanden. Andererseits be-
stand für die kriegswichtigen Unternehmen die Möglichkeit, Facharbeiter zu reklamieren. 
So fanden sich in besagter Stichprobe aus dem Jahr 1916 etliche gelernte Arbeiter, etwa 
Schlosser, Schreiner oder Schmiede. Andererseits ist die hohe Zahl an Tagelöhnern auffäl-
lig: Neben den 45 Frauen tauchen in der Lohnliste weitere 115 Personen auf, die zeitweise 
oder durchgehend als Tagelöhner beschäftigt waren, von denen also zu erwarten ist, dass 
sie ungelernt waren. Das heißt also, fast die Hälfte der in der ersten Schicht des Stahlwerks 
beschäftigten Personen waren Tagelöhner, hinzu kamen weitere dezidiert ungelernte Tä-
tigkeiten (wie Aufräumer oder Handlanger). Die Zahl der beschäftigten Kriegsinvaliden 
war mit fünf überschaubar. Des Weiteren machte sich die kriegsbedingte Mobilität be-
merkbar: Die Liste führte für Juli 1916 185 Personen; in den folgenden fünf Monaten wur-
den durchschnittlich 25 Neueinstellungen gezählt, das heißt die Quote der Neuzugänge 
im Vergleich zur Ausgangszahl von 185 lag bei 13,5 Prozent.303 Die Arbeitsbedingungen 
dürften sich insgesamt, angesichts der Personalreduktion bei gleichzeitig steigenden Rüs-
tungsanstrengungen und Verschlechterung der allgemeinen Lebensbedingungen, negativ 
entwickelt haben. Mit einem deutlichen Anstieg der Arbeitsintensität ist zu rechnen. Alles 
in allem lässt sich festhalten, dass die Kriegssituation massive Auswirkungen auf die Beleg-
schaftsstruktur und die Arbeitssituation im Neunkircher Hüttenwerk hatte.

Die Hüttenleitung bemühte sich darum, ihren Arbeitern Sonderrationen an Nah-
rung zukommen zu lassen. Als Agent fungierte dabei der von der Hüttenleitung initi-
ierte und kontrollierte Nationale Hüttenverein. Im Februar 1917 beispielsweise verteilte 
der Verein verschiedene Nahrungsmittel, darunter Handkäse, Runkelrüben, braune 
Bohnen, Wurstwaren, Eier, Milch, Margarine, Speck, Erbsen, Haferflocken, Weizen-
mehl, Graupen sowie Weizen- und Gerstenmehl. Erste Empfänger waren Schwerst-, 
Schwer- und Feuerarbeiter. In den Werksräumlichkeiten, wo die Unternehmensleitung 
die Kontrolle wahrnehmen konnte, wurden die Waren nicht kostenlos, aber verbilligt 
gegen Lebensmittelkarten an den Mann gebracht.304 Auch wenn die Waren nicht all-
zu reichlich vorhanden waren und auch die Qualität nicht die Allerbeste gewesen sein 
dürfte: Es zeigt sich doch, dass die Arbeiter in den kriegswichtigen Industrien gewisse 
Privilegien gegenüber den Beschäftigten kriegsferner Branchen genossen.305 Die Be-
vorzugung mancher Teile der Belegschaft löste mitunter auch Unmut aus, wie aus den 

301  Werte errechnet nach: Lohnlisten Stahlwerk NE, 2. Jahreshälfte 1916.
302  Vgl. Sander 2005, S. 301.
303  Alle Angaben siehe ebd.
304  Siehe Nationaler Hüttenverein NE: StA Nk, Best. Akten AI, Nr. 482-1, S. 14.
305  Vgl. Ullrich 1992, S. 223.
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Tagebuchaufzeichnungen Rudolf Grenners vom 26. Oktober 1916 hervorgeht. Grenner 
moniert besonders die fordernde Haltung der privilegierten Schwerarbeiter: „Trotzdem 
machen die Arbeiter, die noch am wenigsten Ursache haben, die dummsten und frechs-
ten Bemerkungen. […] Aber anscheinend wird oben gedacht, den größten Schreiern 
stopft man den Mund, dann ist Ruhe, das stimmt aber nicht, die werden nie zufrieden.“ 
Die Kriegssituation wirkte also nicht nur nivellierend, sondern sorgte für weitere Risse 
innerhalb der Belegschaft. Die privilegierten Hüttenarbeiter erhielten zu diesem Zeit-
punkt zwei Pfund Kartoffeln pro Tag, die Kollegen nur die Hälfte. Außerdem erhielten 
die Schwerarbeiter alle zwei Wochen verschiedene Lebensmittel wie Erbsen, Bohnen 
oder Graupen, welche den anderen Arbeitergruppen nicht zustanden. Aus Grenners 
Ausführungen geht aber weiterhin hervor, dass man den Bergleuten noch deutlich 
mehr Zugeständnisse machte: Erhielten die Schwerarbeiter auf der Hütte bei einer Le-
bensmittelverteilung jeweils vier Pfund Mehl, so teilte man den Bergleuten neuneinhalb 
Pfund und den jungen Bergleuten immerhin noch achteinhalb Pfund zu.306 

Abbildung 17: Frauenarbeit im Neunkircher Eisenwerk während des Ersten Weltkriegs.307

Es schienen hier wie in der betrieblichen Sozialpolitik schlechthin die typischen Do-
mestizierungsstrategien zu greifen: Auch wenn es nicht ausdrücklich vermerkt wurde, 

306  Vgl. Labouvie (Hrsg.) 2001, S. 320. Zitat ebd.
307  Der Erste Weltkrieg hatte Auswirkungen auf die Belegschaftsstruktur der kriegswichtigen Hütten. 
So wurden nun, ganz im Gegensatz zur Vorkriegszeit, auch Frauen verstärkt in der Produktion ein-
gesetzt. Als Tagelöhnerinnen beschäftigt, mussten die Frauen größtenteils körperlich harte Arbeiten 
verrichten. Das Bild zeigt einige Frauen unter Aufsicht eines Meisters oder Vorarbeiters (rechts im Bild) 
bei der Arbeit in der Kokereiabteilung, wo sie in der Vor- und Aufbereitung der Rohstoffe eingesetzt 
wurden. Bildnachweis: StA Nk, Dep. Saarstahl AG, Sammlung Bildträger, 204P.
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so ist doch davon auszugehen, dass die Mitglieder des gelben Nationalen Hüttenver-
eins, der gerade in dieser schwierigen Phase während des Hungerwinters 1916/17 Loya-
lität zum Kriegsregime unter der Arbeiterschaft sicherstellen sollte, bevorzugt wurden. 
Wie weit die betriebliche Versorgungspolitik während des Krieges reichte und wie viele 
Werksbeschäftigte davon profitierten, ist unklar. Als Erfolg aus Sicht der Werksleitung 
könnte man aber werten, dass es auf dem Neunkircher Eisenwerk vor den November-
ereignissen 1918 ruhig blieb. Überhaupt ging die Friedens- und Streikbewegung an den 
Saarhütten „scheinbar folgenlos vorbei“, wie selbst Michael Ebenau, ein der IG Metall 
nahe stehender Autor, zugeben muss.308 Zu Ausständen kam es lediglich auf einigen 
Gruben, so im Mai 1916 unter anderem in Sulzbach, Altenwald und Dudweiler. Von 
größerem Umfang war die am 24./25. September 1917 von Reden und Heinitz, also der 
unmittelbaren Nachbarschaft Neunkirchens, ausgehende Streikbewegung.309 Das zwei-
felsohne auch in Neunkirchen angestaute Frustpotenzial entlud sich erst mit Beginn der 
Novemberrevolution.

Recht lapidar vermeldete die Saarbrücker Zeitung am 14. November 1918 in der Ru-
brik „Provinz und Nachbargebiete“: „Neunkirchen, 12. November. Der Arbeiter- und 
Soldatenrat hat auch hier die Gewalt in den Händen. Sein Sitz ist in der ‚Gambrinushal-
le‘. Die öffentliche Ordnung ist nicht gestört worden. Die Behörden haben sich dem Ar-
beiter- und Soldatenrat unterstellt.“310 Die von Kiel ausgehende Aufstandsbewegung, die 
unter dem nicht immer unumstrittenen Begriff der „Novemberrevolution“ subsumiert 
wird,311 hatte kurz nach ihrem Ausbruch auch Neunkirchen erreicht. Es ist nicht ganz 
klar, ob die Dynamik gewissermaßen ‚von außen‘ durch aus Berlin eintreffende Soldaten 
in die Stadt getragen wurde, oder ob von Beginn an Neunkircher Einwohner die Initia-
tive ergriffen.312 Angesichts der Ruhe, die noch bis zuletzt in der Hüttenstadt herrschte, 

308  Ebenau 1990, S. 47.
309  Vgl. ebd.
310  Saarbrücker Zeitung, 14. November 1918. Hervorhebung im Original. Die Saarbrücker Zeitung, 
in der Kaiserreichszeit ein nationalliberales Blatt, trug bis zum 9. November den Untertitel „General-
Anzeiger und Handelsblatt für Südwest-Deutschland“. Zwischen dem 10. und dem 12. fungierte sie 
dann als „Amtliches Veröffentlichungsblatt des Arbeiter- und Soldatenrates Saarbrücken“. 
311  Umstritten ist besonders, ob von einer ‚Revolution‘ die Rede sein kann. Die wissenschaftliche 
Diskussion um den Begriff kann an dieser Stelle nicht weiter geführt oder ausführlich kommentiert 
werden. Verwiesen sei auf Kolb, Eberhard: Die Weimarer Republik (Oldenbourg-Grundriss der Ge-
schichte, Bd. 16), München 72009, S. 5–15 und S. 176 ff. Dort finden sich auch überblicksartig eine 
Rekapitulierung der wichtigsten Forschungsmeinungen sowie ein ausführliches Literaturverzeichnis. 
Außerdem Bramke, Werner: Eine ungeliebte Revolution. Die Revolution von 1918/1919 im Wider-
streit von Zeitgenossen und Historikern, in: Jahrbuch für Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbe-
wegung 7 (2008), S. 5–37.
312  Vgl. Kühn, Hans-Joachim: Zwischen zwei Weltkriegen. Völkerbundsverwaltung und Nationalso-
zialismus, in: Knauf, Rainer/Trepesch, Christof (Hrsgg.): Neunkircher Stadtbuch, Neunkirchen 
2005, S. 331–344, hier S. 335.
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ist die dichte Frequenz der Ereignisse seit dem 9. November auf den ersten Blick erstaun-
lich. Noch am 9. November fanden sich im städtischen Saalbau etliche Hüttenarbeiter 
wohl auf Initiative der örtlichen Sektion des Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereins zu 
einer Versammlung zusammen und formulierten einige Forderungen, die sodann der 
Hüttendirektion überbracht wurden. Zu den wichtigsten Punkten zählten einem Be-
richt des Ottweiler Landrats an den Regierungspräsidenten zu Trier vom 10. November 
gemäß die „Gründung eines Arbeiterrates“ und „die Auflösung des Nationalen Hütten-
vereins“. Unter dem Druck der Geschehnisse sah sich die Hüttendirektion gezwungen, 
in sämtliche Forderungen bedingungslos einzuwilligen.313

Ebenfalls schon am 9. November konstituierte sich aus einer Flak-Abteilung heraus 
ein Soldatenrat, welcher sich einen Tag später mit dem ebenfalls neu gegründeten Arbei-
terrat zusammenschloss. Der Ottweiler Landrat berichtete am 10. November: „Wie mir 
soeben berichtet wird, ist das Landsturmbataillon in Neunkirchen geschlossen zu dem 
heute zu gründenden Arbeiter- und Soldatenrat übergegangen.“314 Rund 2.000 Men-
schen waren an diesem Tag auf einer Wiese in der Neunkircher Lindenallee zur Wahl 
des Arbeiterrates zusammen gekommen. Im Ganzen 21 Personen verschiedenster politi-
scher und sozialer Provenienz wurden zu Ratsmitgliedern ernannt. Darunter befanden 
sich neun Bergleute, ein Hüttenarbeiter, ein Hüttenschreiner sowie ein Hüttengärtner, 
aber auch ein Amtsrichter, ein Rechtsanwalt, ein Kaufmann, ein Lehrer und ein Augen-
arzt. Auffällig ist sicherlich die Dominanz der Bergleute gegenüber den Hüttenarbeitern, 
was aber den Tendenzen der Vorkriegszeit entspricht, in der die Bergleute politisch und 
organisatorisch aktiver waren. Der Gewerkschaftssekretär Dirk Schroer gehörte dem 
Hirsch-Dunckerschen Gewerkverein an, während der Augenarzt Karl Schneider, „die 
schillerndste Figur im Neunkircher Rat“,315 sowie der Bergmann Hermann Petri der SPD 
entstammten.316 Nach seiner Konstituierung zog der Arbeiter- und Soldatenrat weiter 
zum Rathaus, wo man die Rote Fahne hisste und den Bürgermeister von der Übernahme 
der Amtsgewalt in Kenntnis setzte.317

Die revolutionär anmutende Szenerie, vor allem das Hissen der Roten Fahne, hat-
te mehr symbolische als realpolitische Bedeutung. So ermahnte Gewerkschaftssekretär 
Schroer im Rathaus die mitgezogene Menschenmenge, man solle nach Hause gehen und 
Ruhe bewahren.318 Schon in seinem Gründungsaufruf unterstrich der Rat unmissver-
ständlich, worin er seine zentralen Aufgaben sah: „Wir bürgen für Ruhe und Ordnung.“ 
Die Bürger wurden ermahnt, den Anordnungen Folge zu leisten, Straßenversammlun-

313  Vgl. Ebenau 1990, S. 53 f. Besagter Bericht des Ottweiler Landrates in: LAS, Best. OTW, Nr. 5. 
Zitate ebd.
314  Ebd.
315  Ebenau 2005, S. 229.
316  Biographische Informationen zu Karl Schneider siehe Schlicker 2009, S. 233 f.
317  Zur Konstituierung des Rates und den damit zusammenhängenden Vorgängen vgl. Stadtver-
waltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 132 f.; Ebenau 1990, S. 54.
318  Siehe LAS, Best. OTW, Nr. 5. Zur Politik des Rates vgl. überblicksartig Kühn 2005, S. 331.
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gen zu vermeiden und die Behörden zu unterstützen. Der Alltag sollte möglichst wenig 
von den Umbrüchen tangiert werden: „Jeder gehe seiner gewohnten Arbeit nach. Kin-
der und Jugendliche gehören Abends ins Haus.“ Neben der Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Infrastruktur setzte man sich besonders die reibungslose Ver-
sorgung der Bevölkerung zum Ziel. An (vermeintliche) Wucherer erging die Mahnung: 
„Käufer und Verkäufer, hütet euch vor Wucher und seid gewiß: Die Wucherer werden 
wir finden und bestrafen. Wer Waren zurückhält oder verschiebt, ist ein Volksverräter.“ 
Der Arbeiter- und Soldatenrat reklamierte ferner die oberste Polizeigewalt für sich. Der 
Aufruf schloss mit der Warnung: „Vergehen gegen Eigentum, Sicherheit und Ehre der 
Person kommen vor das Standgericht.“319 In dem in Plakatform publizierten und öffent-
lich verbreiteten Text findet sich kaum eine Spur revolutionärer Rhetorik. Ein Vertre-
ter des Soldantenrates unterstrich „den ernsten Willen […], für Ruhe und Ordnung zu 
sorgen und Missgriffe, Übergriffe sowie Eingriffe in den Besitz streng zu bestrafen“.320 
Damit und mit seiner äußerst pragmatischen Zielsetzung reihte sich der Neunkircher 
Arbeiter- und Soldatenrat in die Politik der deutschlandweiten sowie der saarländischen 
Rätebewegung ein.321 

Dennoch zeigte sich der Rat in der Wahrnehmung seiner Aufgaben sehr selbstbe-
wusst: Man wusste um die Lage der Dinge und wandte sich am 10. November mit mehre-
ren Forderungen an den Landrat in der Kreisstadt Ottweiler. Zunächst wollte man seine 
Mitbestimmungsrechte gewahrt wissen. So wurde die Bildung eines aus Vertretern „mög-
lichst aller Berufe“ zusammengesetzten Beirates für den Landrat ebenso gefordert wie 
die Einrichtung eines ständigen Büros im Landratsamt, das die Kontrolle der Behörden 
erleichtern sollte. Außerdem forderte man „die Entfernung bestimmter Persönlichkei-
ten aus der Kreis- und Gemeindeverwaltung“. Bei aller Kooperation mit den etablierten 
Kräften: Die Konzessionen an die Repräsentanten der alten Ordnung hatten ihre Gren-

319  Gründungsaufruf des Neunkircher Arbeiter- und Soldatenrates in: LAS, Abt. Plakate, Nr. 2/440. 
Alle Zitate ebd.
320  Neunkircher Zeitung, 11. November 1918.
321  Zur Rätebewegung im Saarrevier vgl. Mallmann, Klaus-Michael: „Auf dem Bürgermeisteramt ist 
die rote Fahne zu hissen.“ Arbeiter- und Soldatenräte in der Provinz, in: Mallmann, Klaus-Michael/
Schock, Gerhard/Klimmt, Reinhard (Hrsgg.): Richtig daheim waren wir nie. Entdeckungsreisen ins 
Saarrevier 1815–1955, Bonn 1987, S. 90–95. Am 18. November entstand als übergeordnete Instanz der 
„Arbeiter- und Soldatenrat für das Saargebiet“. Es handelte sich hierbei um den Rat von Saarbrücken, 
dem sich sämtliche Räte des südlichen Regierungsbezirks Trier, Ostlothringens und des Fürstentums 
Birkenfeld unterstellt hatten. Vgl. ebd., S. 92. Mallmann urteilt über den Charakter der Räte des Saar-
reviers: „Es waren nicht die Vorboten eines Sowjet-Deutschlands, die hier auftauchten. […] Mitbestim-
mung einer bisher ausgegrenzten Mehrheit war der gemeinsame politische Nenner, ‚alle Macht den 
Räten‘ stand nicht zur Debatte.“ Lediglich in wenigen Ortschaften, vor allem in Dudweiler, sei eine 
Radikalisierung der Entwicklung festzustellen gewesen, etwa indem die alten Bürgermeister abgesetzt 
wurden. Vgl. ebd., S. 94. Zitate ebd. In allen anderen Orten, darunter Neunkirchen, sei es von Anfang 
an zur Beteiligung bürgerlicher Honoratioren gekommen. Vgl. ebd., S. 93.
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zen. Zur Gewährleistung der allgemeinen Versorgung mahnte man die „genaue Unter-
richtung über alle Lebensmittel-Ein- und Ausgänge, sowie deren Bestand“ an. 

Zwei Punkte werden aus den weiteren Forderungen evident. Zum einen zeigt sich, 
dass Neunkirchen das Zentrum der Bewegung im Landkreis Ottweiler war. So hielt der 
Landrat fest: „Weiter wurde davon Mitteilung gemacht, dass die Einrichtung von Arbei-
ter- und Soldatenräten ausserdem in Ottweiler, Wiebelskirchen, Elversberg-Spiesen und 
Wellesweiler geplant sei.“ Diese Ortschaften, auch die Kreisstadt Ottweiler, stiegen also 
später als Neunkirchen in die Entwicklung ein. Obwohl nach wie vor Ottweiler die po-
litische Hauptstadt des Kreises war, hatte sich Neunkirchen aufgrund seiner ökonomi-
schen und demographischen Bedeutung längst zum tatsächlichen Zentrum des Kreises 
entwickelt. Dafür spricht auch, dass die Wahrung der öffentlichen Ordnung von Neun-
kirchen aus organisiert werden sollte, hieß es doch in dem vom Landrat protokollierten 
Forderungskatalog: „Der Sicherheitsdienst wird von Neunkirchen aus organisiert.“ Zum 
anderen wird deutlich, dass der Arbeiter- und Soldatenrat eng mit den Gewerkschaften 
verzahnt war, denn gleich die erste Forderung lautete: „Hinzuziehung von je einem Mit-
glied der freien Gewerkschaft, der christlichen und des deutschen Metallarbeiterverban-
des (Hirsch-Dunker) zu allen Sitzungen des Kreisausschusses mit beratenden Stimmen.“ 
Über den Arbeiter- und Soldatenrat ging die Integration der vormals marginalisierten 
Gewerkschaften in die politischen und sozialen Entscheidungsabläufe schnell vonstat-
ten. Der Landrat hatte den Forderungen nichts entgegenzusetzen und schloss seinen 
Bericht mit den Worten: „Die Bewilligung der oben gestellten Forderungen ist von mir 
zugesagt worden.“ Lediglich was die Einrichtung des ständigen Büros betrifft müsse der 
Kreisausschuss noch seine Einwilligung geben.322

Aus dem Rat heraus bildete sich eine Art Bürgerwehr, welche mit der Wahrung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit betraut wurde und vor allem die zu erwartenden 
Plünderungen unterbinden sollte. Diese Schutztruppe patrouillierte nicht zuletzt auch 
rund um das Eisenwerk.323 Offensichtlich erfüllte die Einrichtung ihren Zweck, denn 
die Plünderungen hielten sich, selbst wenn sie nicht unterblieben, insgesamt doch in 
Grenzen. Am 22. November wurde laut einem Bericht der Saarbrücker Zeitung ein 
Mann von einem Posten erschossen, als er versuchte, auf dem Rangierbahnhof in der 
Schlawerie „Beute zu machen“.324 Ansonsten kam es noch zu weiteren vereinzelten Plün-
derungsaktionen, die aber nicht flächendeckend wirksam wurden. Der Bürgermeister 
von Neunkirchen, der eng mit dem Rat kooperierte und in der ersten regulären Sit-
zung am 11. November noch den Vorsitz führte, wusste an den Ottweiler Landrat zu 
berichten: „Ein kleines Kleiderlager war schon […] von Soldaten geplündert [worden], 
wogegen der Soldatenrat sehr scharf einzuschreiten erklärte.“325 In der Nacht vom 10. 

322  LAS, Best. OTW, Nr. 5. Alle Zitate ebd.
323  Vgl. Ebenau 1990, S. 56.
324  Saarbrücker Zeitung, 23. November 1918. Auch dieser Artikel erschien in der Rubrik „Provinz und 
Nachbargebiete“.
325  LAS, Best. OTW, Nr. 5.
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zum 11. November seien zwar „einige Trupps singend durch die Straßen [gezogen]“, je-
doch „wurden Störungen nicht weiter gemeldet“.326 Zu Plünderungen kam es ferner in 
der Umgebung einer örtlichen Schule und eines Gasthofs.327 Der Bürgermeister konnte 
schließlich zusammenfassen: „Auf dem Hause hängt noch die rote Fahne. Der Ort ist 
ruhig.“328

In den wenigen Wochen seiner Tätigkeit agierte der Rat seinen pragmatischen Ziel-
setzungen entsprechend. Bereits in der ersten Sitzung wurden, wie aus dem Schreiben 
des teilnehmenden Bürgermeisters an den Landrat vom 11. November hervorgeht, 
„praktische Fragen der Organisation und einzelne Fragen der zunächst notwendigen 
Tätigkeit besprochen. In erster Linie sei die Lebensmittelversorgung sicherzustellen.“ 
An die umliegenden Gemeinden wurde telegraphisch die Order erteilt, der Milchver-
sorgung nachzukommen, „widrigenfalls militärischer Zwang angewendet werde“. Das 
Lebensmittelamt, der Schlachthof und andere für die Versorgung relevante Stellen 
wurden zur Kooperation angemahnt. Außerdem stand die dringliche Wohnraumfrage 
auf der Agenda: „Die Bürger mit zu großer Wohnung sollen namens des Rates von der 
Verwaltung öffentlich aufgefordert werden, die überflüssigen Räume mit den in Woh-
nungsnot befindlichen größeren Familien zu teilen.“ Ein weiteres virulentes Problem 
stellte die Versorgung und zivile Eingliederung der rückflutenden Soldaten dar.329 Au-
ßerdem unternahm man Anstrengungen zur Arbeitsbeschaffung. Am 28. November 
tagte das zwischenzeitlich in Arbeiter- und Bürgerrat umbenannte Gremium und be-
schloss, „Notstandsarbeiten in Angriff nehmen zu lassen“. Neben öffentlichen Projek-
ten, etwa im Wegebau, wurden die größten lokalen Arbeitgeber in die Planungen invol-
viert, nicht zuletzt auch das Hüttenwerk, dessen Direktor Böhm „größtes Wohlwollen 
[…] in dieser Frage“ zusagte. 340 Mann seien bereits zu Notstandsarbeiten eingestellt 
worden, 800 Leute würden noch erwartet. Die weitere Arbeitsbeschaffungspolitik der 
Hütte hänge aber von „der Möglichkeit der Aufnahme des vollen Betriebes“ ab.330 

Seinen größten Erfolg erzielte der Neunkircher Arbeiter- und Soldatenrat aber in der 
Frage der Arbeitszeit: Ende November rang man den Verantwortlichen des Neunkir-
cher Eisenwerks die Einführung des Achtstundentages ab, der auch nach dem Ende der 
kurzen Ratsherrschaft zunächst nicht angetastet wurde.331 Alle weiteren Maßnahmen, 

326  Ebd.
327  Vgl. Ebenau 2005, S. 229.
328  LAS, Best. OTW, Nr. 5.
329  Vgl. ebd. Alle Zitate ebd.
330  Siehe dazu einen entsprechenden Zeitungsartikel in: Neunkircher Zeitung, 30. November 1918.
331  Die Einführung des Achtstundentages unter Zustimmung der Hüttendirektion vermeldete eben-
falls die Neunkircher Zeitung. Siehe dazu: Neunkircher Zeitung, 2. Dezember 1918. Auch nach dem 
Ende der Ratsherrschaft blieb der Achtstundentag zunächst in Kraft, wie die Werksleitung in einem 
Rundschreiben bestätigte: „Die bisherigen Bestimmungen über die 8stündige Arbeitszeit bleiben be-
stehen, bis etwa allgemeine Bestimmungen für das ganze Saargebiet eingeführt werden.“ Siehe dazu StA 
Nk, Dep. Saarstahl AG, 396-1-5-1919-67.



474

die über die Bewältigung der alltäglichen Pressionen hinaus zielten, konnten angesichts 
der Dringlichkeit der sozialen Probleme nicht angegangen werden, offensichtlich be-
stand daran auch kein Interesse. Es hatte den Anschein, als warte man zwecks tiefgrei-
fenderer Umgestaltungen auf Anweisungen aus Berlin. So entschied man sich etwa in 
der Standgerichtsfrage „näheres von der neuen Volksregierung abzuwarten“.332

Ob die Rätebewegung Ambitionen und Möglichkeiten hatte, Staat und Gesellschaft 
auf neuartige und im Vergleich zur Weimarer Republik solidere und nachhaltigere 
Grundlagen zu stellen, wurde in der deutschen Geschichtswissenschaft so intensiv wie 
kontrovers diskutiert.333 Für das Saarrevier, damit für Neunkirchen, stellte sich diese Fra-
ge aufgrund der besonderen geopolitischen Situation erst gar nicht. Am 1. Dezember 
1918 hielten französische Truppen Einzug in Neunkirchen und verhängten ein striktes 
Versammlungsverbot.334 Am 3. Dezember 1918 verkündete der Ottweiler Landrat: „Die 
Arbeiter-, Bürger- und Bauernräte wurden von dem Kommandanten [der französischen 
Besatzungstruppe] als aufgelöst bezeichnet sowohl hinsichtlich der Kontrolle in der 
Verwaltung wie auch als beratende Organe […].“ Unfügsamen Ratsmitgliedern wur-
de von den Vertretern der Besatzungsmacht mit der Internierung als Kriegsgefangene 
gedroht. Öffentliche Versammlungen wurden generell und ohne Ausnahme verboten, 
Waffen, Munition und Uniformen waren abzuliefern. Zeitnah informierte der Landrat 
den Ratsvorsitzenden Hermann Petri über die französischen Bestimmungen.335 Damit 
endete in Neunkirchen wie im übrigen Saarrevier mit dem französischen Einmarsch das 
kurze Räteintermezzo. Bereits am 24. November war auf Befehl des französischen Ge-
nerals Grégoire der Saarbrücker Rat aufgelöst worden.336

Welche Schlüsse sind aus den Neunkircher Novemberereignissen zu ziehen? Her-
vorzuheben ist sicherlich, dass die Bewegung schon sehr früh das Neunkircher Eisen-
werk erreichte. Die Arbeiterbelegschaft oder zumindest Teile davon gestalteten die 
Übergangsphase von Beginn an aktiv mit und nutzten die Gunst der Stunde, Forderun-
gen an die Hüttendirektion zu richten. Man drängte auf Partizipation, indem man die 
Einrichtung eines Arbeiterrates einforderte. Damit stellte man unter Beweis, dass man 
sich durchaus auf der Höhe der Zeit befand, mithin dass man über die politischen Ge-
schehnisse informiert war. Lange Zeit offenbar als bedrückend empfundene Verhältnis-
se und Einrichtungen wurden angegriffen, ihre Beseitigung verlangt. So wurde schon am 
9. November die Auflösung des Nationalen Hüttenvereins, der trotz aller versorgungs-
politischen Bemühungen als Domestizierungsinstanz erkannt wurde, eingefordert und 
erreicht. Später realisierte man mit der Durchsetzung des Achtstundentages ein Ziel, das 

332  Siehe LAS, Best. OTW, Nr. 5. Michael Ebenau ist der Auffassung, „hinsichtlich der politischen Ver-
änderungen warteten die Räte an der Saar offensichtlich auf Vorgaben aus Berlin […]“. Siehe Ebenau 
1990, S. 56.
333  Verwiesen sei noch einmal auf die entsprechenden Stellen bei Kolb 72009.
334  Vgl. Sander 2005, S. 331.
335  Siehe LAS, Best. OTW, Nr. 5. Zitat ebd.
336  Zum Ende der Rätebewegung im Saarrevier vgl. Mallmann 1987a, S. 93 f.
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seit langem die Politik der Arbeiterbewegung gerade in der Eisen- und Stahlbranche be-
stimmte.337 Die Errichtung des Arbeiter- und Soldatenrates wurde entschlossen durch-
gezogen, auch gegen etwaige Widerstände. Einem im Rathaus anwesenden Justizrat, der 
die Legitimation des Gremiums hinterfragte, wurde entgegnet, „die Vollmacht sei von 
der großen Bürgerversammlung erteilt, welcher jeder hätte beiwohnen können […].“338 
Wichtig erscheint ferner der Umstand, dass sich die Hüttenbelegschaft zu gemeinsa-
mem Handeln fähig zeigte: Geführt von den verschiedenen Richtungsgewerkschaften 
wurden gemeinsame Ziele formuliert, artikuliert und umgesetzt. Es scheint so, als hät-
ten sich in den unmittelbaren Nachriegstagen lange aufgestaute Frustrationspotenziale 
entladen. Im Gegensatz zur Vorkriegszeit konnten diese nun offen zum Ausdruck ge-
bracht werden, da die Vertreter der alten Ordnung nachhaltig geschwächt waren und im 
Moment des Umbruchs nichts entgegenzusetzen hatten. All dies in Rechnung gestellt, 
dürfen der Erste Weltkrieg und die unmittelbaren Nachkriegswochen als tiefe Zäsuren 
gelten, widersprachen doch die Ereignisse der Friedhofsruhe der Vorkriegszeit. Wie wei-
ter unten zu zeigen sein wird, lässt sich gleiches für den organisationsgeschichtlichen 
Aspekt feststellen.

Mit dem Ende der Räte begann im Saarrevier die Phase einer partiellen Sonderent-
wicklung. Der französischen Besatzungsherrschaft folgte ab dem 10. Januar 1920 eine 
auf 15 Jahre limitierte Verwaltung durch den Völkerbund. Damit wurde letztlich „eine 
Zwischenlösung“ gefunden: Französischen Annexionsansprüchen wurde zwar vor al-
lem aufgrund des Widerstandes des amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson eine 
Absage erteilt, aber über das Medium des Völkerbundes sicherte sich Frankreich eini-
ge Zugriffsrechte. So stand die fünfköpfige Regierungskommission, das oberste Regie-
rungsorgan, weitgehend unter französischer Kontrolle. Besonders unter der Ägide des 
Staatsrates Victor Rault, dem Wunschkandidaten von Präsident Clemenceau, wurden 
über die Regierungskommission französische Interessen artikuliert und in gewissem 
Rahmen durchgesetzt. Unter Raults Nachfolgern, dem Kanadier George Steven Ste-
phens (ab 1926) und dem Briten Sir Ernest Wilton (ab 1927), trat eine gewisse Liberali-
sierung ein.339 

Mit dem Inkrafttreten des Saarstatuts wurde das Saarrevier erstmals überhaupt als 
politisch-administrative Territorialeinheit zusammengefasst. Es wuchs zusammen aus 
den ehemaligen preußischen Saarkreisen Saarbrücken, Saarlouis, Ottweiler, St. Wen-
del und Merzig, Teilen der bayerischen Bezirke Homburg und Zweibrücken sowie dem 

337  Vgl. Steinisch, Irmgard: Arbeitszeitverkürzung und sozialer Wandel. Der Kampf um die Acht-
stundenschicht in der deutschen und amerikanischen Eisen- und Stahlindustrie 1880–1929 (Veröffent-
lichungen der Historischen Kommission zu Berlin, Bd. 65), Berlin 1986, S. 96–146; Die Schwereisenin-
dustrie 1912, S. 297–304 und S. 633.
338  Siehe LAS, Best. OTW, Nr. 5.
339  Vgl. Behringer/Clemens 2009, S. 94 f. Zitat ebd., S. 94; außerdem Sander 22008, S. 311.
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ehemals oldenburgischen Fürstentum Birkenfeld. Das so entstandene Saargebiet340 hatte 
seine Existenz, seine Gestalt und seine große strategische Bedeutung in der Ausgestal-
tung der Nachkriegsordnung einzig den wirtschaftlichen Gegebenheiten zu verdanken. 
Entsprechend formierten der montanindustrielle Gürtel und die Arbeiterwohngebiete 
im Hinterland das neue Territorium. Als Kompensation für die erlittenen Kriegsschä-
den sicherte sich Frankreich einige ökonomische Vorrechte: Der Saarbergbau mit sei-
nen rund 70.000 Beschäftigten stand fortan unter französischer Kontrolle, außerdem 
erhielten französische Unternehmen die Mehrheit an den meisten Saarhütten.341

Die Nachkriegszeit, deren Ende man im Saarrevier 1923 ansetzen kann, verlief ähn-
lich krisenhaft wie in der Weimarer Republik, wenn auch unter etwas anderen Voraus-
setzungen. Bis im Jahre 1923 der französische Franc als einziges Zahlungsmittel festge-
schrieben wurde, existierten Franc und Mark gleichberechtigt nebeneinander. Da die 
Industriearbeiter im stabileren Franc bezahlt wurden, profitierten sie zunächst von der 
Nachkriegssituation, ehe sie aber ebenso heftig wie die deutschen Lohnarbeiter von den 
Krisensymptomen erfasst wurden: Berg- und Hüttenarbeiter mussten Lohnkürzun-
gen von bis zu einem Drittel des Ausgangswertes hinnehmen. Hin und wieder kam es 
zu begrenzten Ausständen und Aufruhr, so im Oktober 1919, als französisches Militär 
in Neunkirchen intervenieren musste. Michael Ebenau bezeichnet diese Unruhen als 
„Spartakuskrawalle“, dies ist aber missverständlich, erhoben die Ausständigen doch 
eher pragmatische Forderungen wie die Bekämpfung von Wucherei oder die Verbesse-
rung der Lebensmittelversorgung.342 Im Zuge des Ausstands organisierten die lokalen 
Gewerkschaften mehrere Versammlungen. In einer dort gefassten Resolution wurden 
„Kartoffeln und Kohlen zu billigen Preisen“, „genügende Belieferung“, „Lohnaufbesse-
rung“ oder die „Senkung der Preise für Lebens- und Bedarfsartikel“ gefordert, außer-
dem die Freilassung inhaftierter Gewerkschaftsfunktionäre.343 Von spartakistischen oder 
revolutionären Forderungen kann also keine Rede sein. Die soziale Spannungslage eska-
lierte dann in einem hunderttägigen Streik der Bergleute ab Februar 1923, der pikanter-
weise mit dem deutschen Ruhrkampf koinzidierte und daher von Frankreich als antif-
ranzösischer, deutsch-nationalistischer und politischer Streik bewertet wurde. Im Zuge 
der Streikbewegung, die am 15. Mai endete, wurden etliche Berg- und Hüttenarbeiter, 
insgesamt rund 30 Prozent der Belegschaften, entlassen.344 Nach diesem krisenhaften 

340  Die überaus facettenreiche und spannungsvolle Geschichte des Saargebiets wurde bislang nur un-
zureichend und lediglich in einzelnen Aspekten untersucht. Einen Überblick liefert Clemens, Ga-
briele B.: Mandatsgebiet des Völkerbundes, in: Herrmann, Hans-Christian/Schmitt, Johannes 
(Hrsgg.): Das Saarland. Geschichte einer Region, St. Ingbert 2012, S. 217–261.
341  Vgl. Behringer/Clemens 2009, S. 94 ff.; außerdem Linsmayer, Ludwig: Politische Kultur im 
Saargebiet 1920–1932. Symbolische Politik, verhinderte Demokratisierung, nationalisiertes Kulturle-
ben in einer abgetrennten Region (Saarland-Bibliothek, Bd. 2), St. Ingbert 1992, S. 18 ff.
342  Vgl. Ebenau 2005, S. 230 f.
343  Siehe Die Volksstimme, 11. Oktober 1919.
344  Vgl. Behringer/Clemens 2009, S. 96.
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Kulminationspunkt entspannte sich die soziale Situation ab Mitte der Zwanzigerjahre 
vorübergehend. 

Zogen die Saarindustriearbeiter in der unmittelbaren Nachkriegszeit noch den ein 
oder anderen Vorteil aus der Einführung des französischen Franc auf Kosten der labi-
len Deutschen Mark, so wurden nach 1918 Weichen gestellt, die sich mittelfristig nach-
teilig auf die soziale Lage und den Status der Arbeiter auswirkten: In sozialpolitischer 
wie parlamentarischer Hinsicht blieb das Völkerbundregime deutlich hinter den zum 
Teil fortschrittlichen Gegebenheiten der Weimarer Republik zurück. Die Rechte der 
lohnabhängigen Bevölkerung wurden mit den für das Deutsche Reich am 11. November 
1918 gültigen Gesetzen gleichgesetzt, sodass einige sozialpolitische Errungenschaften 
des republikanischen Deutschlands, etwa der Achtstundentag oder die Betriebsräte, 
keine gesetzliche Gültigkeit hatten. Statt der Betriebsräte existierten lediglich relativ 
einflussarme Arbeiterausschüsse. Der Achtstundentag wurde schließlich 1924 gesetzlich 
eingeführt, dafür unterblieb unter anderem die Einführung einer Arbeitslosenversiche-
rung, wie sie in Deutschland 1927 implementiert wurde. In parlamentarischer Hinsicht 
blieben die Partizipationsrechte restringiert. Zwar wurde 1922 ein Landesparlament, der 
Landesrat, geschaffen; dieser hatte aber lediglich beratende Funktion. Die politische 
Macht ging von der Regierungskommission aus, über deren Zusammensetzung und Po-
litik der Völkerbund bestimmte, nicht die saarländische Bevölkerung.345 Dennoch bot 
der Landesrat den entstehenden politischen Parteien, auch denjenigen der politischen 
Arbeiterbewegung, ein Forum, auf dem sie ihre Vorstellungen und Forderungen artiku-
lieren konnten.

Als Industriestandort aller ersten Ranges schlugen sich die allgemeinen Krisenten-
denzen und Entwicklungen der Nachkriegszeit in Neunkirchen in besonderem Maße 
nieder. Die sozialen Probleme wie vor allem Teuerung und Nahrungsmittelknappheit 
waren mit Ende des Krieges keineswegs überwunden, ja sie verschärften sich sogar noch. 
Ein Pfund Butter kostete 1919, besonders natürlich aufgrund der zunehmend inflatio-
nären Entwicklung, 20 Mark, ein Ei zwischen einer und 1,20 Mark, ein Meter Anzugs-
stoff 145 Mark, ein Paar Schuhe zwischen 160 und 240 Mark und ein Ferkel gar zwi-
schen 200 und 250 Mark.346 Die latente soziale Krise spitzte sich punktuell in eruptiven 
Ausbrüchen zu, von denen Neunkirchen hart getroffen wurde. Im Zuge eines größeren 
Ausstands vom Oktober 1919, der als Reaktion auf die Teuerung ausbrach, kam es in 
Neunkirchen zu Unruhen und Tumulten, Bernhard Krajewksi spricht gar von „Massen-
plünderungen der Geschäfthäuser in der Stummstraße“. Im Umland der Stadt wurden 

345  Zu den allgemein- und sozialpolitischen Strukturen der Völkerbundszeit vgl. Ebenau 1990, S. 59 f.; 
außerdem Zenner, Maria: Parteien und Politik im Saargebiet unter dem Völkerbundsregime 1920–
1935, Saarbrücken 1966, S. 3–35.
346  Alle Zahlen nach: Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 133.
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Kartoffeläcker geplündert, sodass Schätzungen aus der lokalhistorischen Literatur zu-
folge 1.400 Zentner Kartoffeln und 300 Zentner Obst verloren gingen. Die gesamten 
Schäden, die aus den Plünderungen und Tumulten entstanden sind, beziffert Krajewski 
auf 1,2 Millionen Mark. In der einschlägigen Literatur ist von „Spartakuskrawallen“ die 
Rede, doch dieser Terminus ist irreführend. Den Demonstranten ging es nicht, wie eben 
den Spartakisten, um politische Ziele, sondern um soziale Forderungen angesichts einer 
existenziellen Krisensituation.347 Weitere Unruhebewegungen, etwa der Beamtenstreik 
vom 6. bis 8. August 1920 sowie der Bergarbeiterstreik im Frühjahr 1923, machten sich 
in der Hüttenstadt bemerkbar. In beiden Ausständen spielten sozialpolitische Forderun-
gen, etwa die Behebung der Wohnungsnot oder die Verbesserung der Versorgung, eine 
wichtige Rolle. Daneben waren sie Ausdruck der Unzufriedenheit mit der restriktiven 
Politik der Regierungskommission, die demokratische Mitbestimmung im Gegensatz 
zur Weimarer Republik verweigerte.348 

Am 1. Dezember 1918 waren französische Infanterieabteilungen in die Stadt einmar-
schiert. Oberst Weiller übernahm das Stadtkommando und verfügte sogleich, neben der 
sofortigen Auflösung des Arbeiter- und Bürgerrates, ein Versammlungs- und Bewaff-
nungsverbot. Die zivile Autorität wurde Bürgermeister Ludwig übertragen. Französi-
sche Einheiten fungierten nun als oberste Ordnungshüter und schritten beispielsweise 
während des Streiks 1919 mit der Kavallerie ein.349 In die krisenhafte Nachkriegszeit fiel 
noch ein einschneidendes Ereignis der Stadtgeschichte: Nach jahrzehntelangen Bemü-
hungen wurde Neunkirchen am 23. Dezember 1921 unter Vereinigung der Gemeinden 
Neunkirchen, Niederneunkirchen, Kohlhof und Wellesweiler in den Rang einer Stadt 
erhoben. Die neue, aufgrund der politischen, demographischen und ökonomischen Be-
deutung Neunkirchens längst überfällige Regelung trat dann am 1. April 1922 offiziell in 
Kraft. Die neu vereinigte Stadt zählte 38.307 Einwohner.350 

Das Kriegsende brachte für das Neunkircher Eisenwerk frappierende Änderungen in 
den Eigentumsverhältnissen. Zunächst wurde die Firma in eine Aktiengesellschaft um-
gewandelt, deren Mehrheit (60 %) die französische Société Anonyme des Forges et Aciéries 
de Nord et Lorraine (SFANL) hielt. Die übrigen Anteile gingen an die Erben Stumms, 
die sich aber aus dem operativen Geschäft weitgehend zurückzogen. Franzosen traten an 
die Spitze der Werksleitung und des Aufsichtsrats. Diese Organisationsstrukturen blie-

347  Vgl. Kühn 2005, S. 331 f. Außerdem Mallmann, Klaus-Michael: „Jetz, mache mir de Spartakus!“ 
Die Hungerkrawalle 1919, in: Saarheimat 32 (1988), S. 109–112. Mallmann fasst zusammen: „Die Hun-
gerkrawalle im Oktober 1919 […] waren ein Schrei des Aufbegehrens, aber politisch amorph.“ Siehe 
ebd., S. 112. Michael Ebenau erwähnt, dass von den Plünderungen in der Stummstraße das jüdische 
Kaufhaus Levy besonders stark betroffen war und führt dies auf die „jahrelange Agitation rechtsradika-
ler Gruppierungen“ zurück. Siehe Ebenau 1990, S. 69.
348  Vgl. Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 133 f. Zitat ebd., S. 133. Außerdem Ebe-
nau 1990, S. 68 f.; Kühn 2005, S. 334.
349  Vgl. Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 133.
350  Vgl. ebd., S. 165–172; Krajewski 1981, S. 47.
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ben im Wesentlichen bis 1926 bestehen, ehe der Kölner Otto-Wolff-Konzern das Gros der 
Aktien erwarb. Besonders problematisch war für den Hüttenstandort Neunkirchen der 
Verlust der lothringischen Rohstoffquellen: Das Neunkircher Eisenwerk, das sich beson-
ders auf die Weiterverarbeitung konzentriert hatte, bezog vor dem Krieg den Großteil 
seines Roheisens vom Hochofenwerk Ückingen, das nun wie der gesamte Stummsche 
Besitz in Lothringen von der SFANL erworben wurde. Da die lothringischen Erzfelder 
und Hochofenwerke nun in französischem Besitz waren, war eine grundlegende Strate-
gieänderung für das Neunkircher Werk unerlässlich.351 Nimmt man die Produktions-
ziffern für Roheisen zum Maßstab, so brauchte die Hütte einige Zeit, um sich von den 
Kriegsfolgen zu erholen. Bis 1920 sank die Herstellung auf 144.963 Tonnen, ehe sie im 
Folgejahr 190.865 Tonnen und 1922 232.843 Tonnen erreichte. Zwar ging die Produktion 
im folgenden Krisenjahr wieder leicht zurück (223.702 Tonnen), aber die Talsohle war 
zu diesem Zeitpunkt bereits durchschritten.352 

Der Erste Weltkrieg hatte, wie gezeigt wurde, spürbare Auswirkungen auf die Be-
legschaftsstruktur. Nach anfänglichen Entlassungen stieg die Zahl der Beschäftigten 
kontinuierlich an. Dieser Trend schien sich nach dem Krieg fortzusetzen und war wohl 
auch den ordnungspolitischen Erwägungen der französischen Besatzer geschuldet. Am 
26. Juni 1919 erging ein werksinternes Rundschreiben mit folgendem Wortlaut: „Auf 
Anordnung der französischen Behörde müssen alle Arbeiter beschäftigt werden. Ich er-
suche sie demgemäß, die durch irgendwelche Veranlassung frei werdenden Mannschaf-
ten der Abteilung für Notstandsarbeiten zu überweisen […].“353 Offensichtlich war das 
französische Kommando bemüht, die Kriegsheimkehrer so schnell wie möglich in den 
Wirtschaftsprozess zu integrieren, um soziale Spannungen zu kanalisieren. Folgerichtig 
zählte die Hütte 1921 6.170 Beschäftigte, im Vorjahr waren es nur 5.850. Bis 1922 stieg 
die Zahl auf 6.630, und nur im Krisenjahr 1923 sank der Personalbestand auf 5.694. Die 
Frauenarbeit blieb auf dem Neunkircher Eisenwerk eine kriegsbedingte Ausnahmeer-
scheinung, waren doch 1922 ebenso wie in den Folgejahren gerade mal zwölf Frauen 
auf dem Werk beschäftigt. Zur gleichen Zeit beschäftigte die Hütte lediglich 20 aus-
ländische Arbeiter, was dem schwachen Wert aus der Vorkriegszeit entspricht.354 Einige 
Grundtendenzen der Belegschaftsstruktur hatten den Krieg also überdauert.

351  Zu den kriegsbedingten Umbrüchen auf der Hütte vgl. Frühauf 1980, S. 96 ff.
352  Zahlen nach: Stadtverwaltung Neunkirchen (Hrsg.) 1955, S. 297.
353  StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 323-1-6-1919-30.
354  Pendler aus dem Deutschen Reich werden hier nicht als Ausländer gezählt. Die Belegschaftszahlen, 
ihre Entwicklung und die jeweilige Aufschlüsselung in Zu- und Abgänge sowie nach Geschlechtern 
und Nationalitäten gehen aus verschiedenen Jahresberichten über die Entwicklung der ‚Wohlfahrts-
einrichtungen‘ hervor. Es handelt sich um eine größere Mappe mit darin enthaltenen Einzelheften, die 
jeweils ein Geschäftsjahr festhielten. Siehe StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 119-1-6-1922-40. Die Daten zur 
Belegschaftsstärke und -zusammensetzung finden sich in den einzelnen Heften jeweils auf S. 1.
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In der Arbeitergeschichtsschreibung wurde nicht selten die mittelfristig nivellieren-
de Wirkung des Ersten Weltkriegs behauptet.355 Verwiesen wurde bereits anhand eines 
Wahlaufrufs zu den Arbeiterausschusswahlen aus dem Jahr 1920 auf den Umstand, dass 
die berufliche und tätigkeitsbezogene Heterogenität und Atomisierung auch nach dem 
Krieg Bestand hatte. So wurden allein für das Stahlwerk folgende Kategorien genannt: 
Konverterleute, Pfannenleute, Kokillenleute, Schmelzer, Aufgeber, Satz- und Schla-
ckenfahrer, Steuerer, Probenschmiede, Stopfenschmierer, Mischerleute, Schmierer, 
Wieger, Auslader und Taglöhner, Kalklader und Kalkauslader, Aufräumer, Stampfer, 
Laboratoriumsbeschäftigte, Maurer, Schreiner, Schmiede, Vorläufer, Krankengehilfen 
und Katzer.356 Aussagekräftig ist ferner ein Artikel aus der Volksstimme, dem saarlän-
dischen Pendant des Vorwärts, vom 8. September 1919. In der Rubrik „Aus Stadt und 
Land“ war unter der Überschrift „Blüten saarabischer Reaktion“ zu lesen: 

„In Neunkirchen, der Hauptresidenz traditioneller saarabischer Reaktion, treibt dieses 
Pflänzchen eigenartige Blüten. […] Innerhalb des Reiches Stumm ist immer noch, trotz der 
Revolution, eine ‚vorbildlich‘ altertümliche Klassifizierung der Menschheit an der Tagesord-
nung in ganz präziser Einteilung in: Arbeiter, Vorarbeiter, Meister, Meisterbeamten, Beam-
ten, Prokuristen und Direktoren. […] daß sich die Angehörigen der einzelnen, nach obenauf-
steigenden Kategorien um diverse Prozente der Gottheit näher zu stehen einbilden als die 
nächstuntere Klasse, ist geistig pervers!“357

In bewusst polemischer Absicht zielten die Invektiven des sozialdemokratischen 
Blattes vor allem gegen die Privatbeamten des Werkes. Allerdings scheint sich tatsäch-
lich, trotz der kriegsbedingten Zäsur, an der allgemeinen Arbeitsordnung im Betrieb, 
das heißt vor allem an den überkommenen Hierarchien, nur wenig geändert zu haben: 
Strukturell blieb die Arbeit im integrierten Eisen- und Stahlbetrieb, trotz Krieg und 
vielfältiger Rationalisierungsbemühungen in den Zwischenkriegsjahren, in zentralen 
Gesichtspunkten recht konstant. Die Ausführungen in der Volksstimme deuten dar-
über hinaus auf einen zweiten Sachverhalt hin: Sie zeugen in ihrem offensiven Tonfall 
vom gewachsenen Selbstvertrauen der politischen Arbeiterbewegung nach dem Ersten 
Weltkrieg, das seinen Ursprung nicht zuletzt im organisatorischen Aufschwung wäh-
rend der zweiten Kriegshälfte hatte. Die institutionelle Festigung und Expansion der 
Neunkircher Arbeiterbewegung ist weiter unten noch darzustellen.

355  So etwa bei Ullrich 1992. Er spricht von „integrativen Prozessen“ während des Krieges, durch die 
„sich traditionelle berufliche Unterschiede abschliffen […]“. Siehe ebd., S. 224. Dies mag für die Kriegs-
zeit partiell zutreffen, aber nach dem Krieg griffen wieder die hergebrachten Differenzierungslinien.
356  Siehe StA Nk, Dep. Saarstahl AG, 323-1-6-1919-30.
357  Der vollständige Titel der Zeitung lautet: Die Volksstimme. Organ für das werktätige Volk im Saar-, 
Mosel-, Blies- und Nahetal. Hier: Die Volksstimme, 8. September 1919. Hervorhebung im Original.
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2.2  Düdelingen und das ARBED-Werk in Krieg und Nachkriegszeit

Gleich zu Beginn des Ersten Weltkriegs, am 2. August 1914, wurde Luxemburg trotz 
seinem Bekenntnis zur Neutralität von deutschen Truppen okkupiert. Die Besatzung 
blieb bis November 1918 aufrecht. Das Land diente im Kontext des ‚Schlieffen-Plans‘ ge-
wissermaßen als Aufmarschgebiet und Durchgangsstation nach Frankreich. Die luxem-
burgische Regierung und Administration blieben zwar bestehen, aber einige wichtige 
Bereiche, etwa das Post- und Pressewesen, wurden unter deutsche Aufsicht gestellt. Die 
luxemburgische Schwerindustrie wiederum war für die deutsche Kriegswirtschaft von 
einiger Bedeutung und wurde dementsprechend in die ökonomischen Planungen ein-
bezogen. Folgerichtig spielte der Industriestandort Düdelingen in der deutschen Kon-
zeption eine wichtige Rolle, auch wenn auf dem ARBED-Werk keine Kriegsmaterialien 
hergestellt wurden. Hier wie andernorts arbeitete man der deutschen Rüstungsproduk-
tion aber zu.358 Auf dem Werksgelände wurde mit Kriegsbeginn ein Lazarett eingerich-
tet, das – ganz im Sinne des Neutralitätspostulats – Verwundete unabhängig von ihrer 
Nationalität betreute. Während des Krieges wurden noch einige Um- beziehungsweise 
Ausbauten der Produktionsanlagen vorgenommen, etwa die Installierung eines neuen 
Roheisenmischers im Stahlwerk im September 1914.359 

Für Stadt und Bevölkerung hatte der Krieg ganz ähnliche Konsequenzen, wie sie für 
den Neunkircher Fall aufgezeigt wurden. So ist in der 1991 erschienenen Stadtgeschichte 
zu lesen: „Deux choses préoccupaient, voire tracassaient la population: le souci du pain 
quotidien et la chèreté de la vie, facteurs qui furent même à l’origine de conflits sociaux. 
Bref, on avait faim.“360 Teuerung und Lebensmittelknappheit, die natürlich kausal eng 
zusammen hingen, zeitigten die länderübergreifend typischen Folgen. Obwohl der öf-
fentlichen Hand mit einem Gesetz vom 15. März 1915 ein Instrument zur Verfügung 
stand, regulierend in die Wirtschaft einzugreifen, und obwohl gegen Wucherei zum Teil 

358  Zur luxemburgischen Geschichte während des Ersten Weltkriegs vgl. Majerus, Benoît: Luxem-
burg, in: Hirschfeld, Gerhard/Krumeich, Gerd/Renz, Irina (Hrsgg.): Enzyklopädie Erster 
Weltkrieg, Paderborn 2003, S. 690 ff. Majerus stellt mit Blick auf die dürftige Forschungslage fest: 
„Der Erste Weltkrieg ist im kollektiven Gedächtnis der Luxemburger kaum präsent, und auch die Ge-
schichtsschreibung des Landes hat sich bisher nur wenig für diese Zeit interessiert.“ Siehe ebd., S. 690.
359  Vgl. ARBED (Hrsg.) 1982, S. 115. Zeitnah zum Kriegsausbruch ließ Generaldirektor Mayrisch per 
Anschlag verkünden: „La guerre a éclaté entre les peuples qui ont créé notre indépendance, et personne 
ne peut prévoir l’étendue de la misère et des malheurs qui en résulteront. Comme citoyens d’un pays 
dont l’existence est basée sur la bienveillance et la volonté des puissances en état de guerre, il est de notre 
devoir le plus sacré de ne prendre parti pour aucune d’elles, et d’observer vis-à-vis de toutes la plus stricte 
neutralité. J’attends par conséquence de tout le personnel de l’usine, employés aussi bien qu’ouvriers, 
que partout et par toutes circonstances, tant en service qu’en dehors du service, ils soient strictement 
fidèles à ce devoir, et qu’ils évitent soigneusement tout ce qui pourrait leur donner l’air de prendre parti 
dans l’un ou dans l’autre sens.“ Zitiert nach ebd. Die luxemburgische Neutralitätspolitik spiegelt sich 
exakt in Mayrischs Aufruf.
360  Conrardy/Krantz 1991, S. 348.
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empfindliche Strafen ausgesprochen wurden, wurde man der Situation nicht Herr.361 
Die Bevölkerung suchte nach alternativen Wegen, ihre tägliche Versorgung sicherzustel-
len. Der Schwarzmarkt in Düdelingen prosperierte während der Kriegsjahre, außerdem 
unternahmen die Stadtbewohner Fahrten ins Umland – „voyages de ravitaillement“ – 
um an Lebensmittel zu kommen.362 Im Frühjahr 1915 wurden Brotkarten, im Herbst 
Kartoffelkarten eingeführt. Sukzessive mussten sämtliche Lebensmittel rationiert wer-
den.363 Psychologisch, aber auch konkret gefährdend wirkten überdies die in der zweiten 
Kriegshälfte gehäuft vorkommenden alliierten Luftangriffe. 225 Mal wurde zwischen Juni 
1916 und Kriegsende in Düdelingen Alarm geschlagen. Zwischen Juli 1916 und Februar 
1918 wurde die Stadt zehnmal Ziel von Flugzeugangriffen, deren Bombardements sich 
hauptsächlich gegen die Hütte richteten. Getroffen wurden aber auch die umliegenden 
Wohnviertel, mehrere Menschen starben oder wurden verletzt. Von 115 Bomben, die auf 
Düdelingen niedergingen, schlugen 23 auf dem Werksgelände ein.364

Der Krieg hatte ferner massive Auswirkungen auf die Sozialstruktur der Stadt, was 
vor allem mit der massenhaften Abreise der ausländischen Bevölkerung zusammenhing. 
Die seit den 1890er Jahren stark präsenten italienischen Immigranten waren noch viel 
mehr als ihre einheimischen Kollegen von den zu erwartenden kriegsbedingten Pressio-
nen bedroht. Entlassungen würden – so war zu vermuten – zunächst die ausländischen 
Arbeitskräfte treffen. Dazu passte auch, dass die luxemburgischen Behörden Ausreise-
empfehlungen aussprachen, welche von Emile Mayrisch in Düdelingen explizit bestätigt 
wurden.365 Außerdem bestand die Gefahr, vom Heimatland regelrecht abgeschnitten, 
gegebenenfalls sogar interniert zu werden. Hinzu kam, dass sich das Wohnviertel Itali-
en in unmittelbarer Nachbarschaft zur Hütte befand, bei eventuellen Angriffen auf das 
Werksgelände also akute Lebensgefahr bestand. Dies alles zog in der Summe einen veri-
tablen Exodus der italienischen Arbeitskräfte im gesamten Industrierevier nach sich. An 
den Bahnhöfen, etwa in Esch oder Rodingen, kam es zu Zusammenballungen der Aus-
reisewilligen, die massive logistische Probleme nach sich zogen. Insgesamt sollen in den 
ersten Kriegstagen 18.000 Italiener, die in Luxemburg und den Nachbarstaaten lebten 
und arbeiteten, die Grenze passiert haben. Daneben verließen aber auch die Deutschen 
im großen Stil das Land, vor allem, um ihren Militärdienst anzutreten.366 Einem Polizei-
bericht zufolge lebten im Mai 1915 noch 743 Italiener in Düdelingen, davon waren 227 

361  Vgl. Trausch 1974, S. 28.
362  Vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 348. Die Ernährungsfrage war Gilbert Trausch zufolge das gra-
vierendste soziale Problem während Krieg und Nachkriegszeit und zog zugleich massive Folgeerschei-
nungen wie die Teuerung nach sich. Vgl. Trausch 1974, S. 12 f.
363  Vgl. Koch 1978, S. 305.
364  Zu den Luftangriffen vgl. ebd.; außerdem ARBED (Hrsg.) 1982, S. 116.
365  Vgl. Gallo 1987, S. 129.
366  Zu den massenhaften Auswanderungen infolge des Kriegsausbruchs vgl. ebd., S. 49–52 (Luxemburg 
allgemein) und 129 ff. (Düdelingen); außerdem Trausch 1981, S. 464; Hoffmann 2002, S. 63.
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berufstätig.367 Alles in allem sank die Zahl der Einwohner in Düdelingen entsprechend: 
Waren es 1910 noch 10.889 Einwohner, so wurden im Jahr 1914/15 nur 9.834 gezählt.368 
Allerdings bedeutete die Zäsur von 1914 nicht das Ende der Arbeitsmigration in den Sü-
den des Großherzogtums. Für die Düdelinger Hütte wurde gezeigt, dass ab Mitte der 
1920er Jahre bis zum Ausbruch der Weltwirtschaftskrise die ausländischen Arbeitskräfte 
prozentual wieder stark vertreten waren. Die luxemburgische Wirtschaft blieb auch nach 
1914/18, wenngleich unter veränderten Rahmenbedingungen, aus demographischen 
Gründen auf Arbeitszuwanderung angewiesen.

Ebenso schlug sich die Kriegssituation auf die Struktur der Hüttenbelegschaft nie-
der. Zunächst ging die Belegschaftszahl, auch durch den Fortfall der meisten auslän-
dischen Arbeitskräfte, zurück.369 Waren es 1913 noch 2.348 Beschäftigte, so arbeiteten 
Ende des Jahres 1915 nur 1.955 Personen auf der Hütte. Ein Jahr später war die Zahl dann 
wieder auf 2.406 gestiegen.370 Dies hing wohl mit der Beschäftigungspolitik der Hütte 
zusammen, die aufgrund der allgemeinen Notlage – eigentlich gegen alle ökonomische 
Regeln – bewusst einen Kurs der Überbelegung fuhr. So wird in einer Werkschronik 
ausgeführt: „En raison de la carence alimentaire, souvent deux ouvriers sont occupés au 
poste prévu pour un seul […].“371 Dies sei beispielsweise in der roulage-Abteilung der Fall 
gewesen. Hintergrund einer solchen Politik war vor allem die Furcht vor etwaigen Un-
ruhen oder Protestationen. Ein anderes Problem, das genuin mit der schwierigen Ver-
sorgungslage während des Krieges zusammenhing, war der Mangel an Rohstoffen. Am 
4. November 1917 musste nahezu der komplette Betrieb für zehn Wochen eingestellt 
werden, da kein Koks vorhanden war. Den Arbeitern wurde allerdings ihr Grundge-
halt zugesichert, sofern es nicht zehn Mark pro Tag überschritt.372 Schon im April 1916 
wurde damit begonnen, Frauen auf der Hütte einzustellen. Im Juli 1918 zum Beispiel 
mussten 30 Frauen in der Erzhalle Nachtschichten leisten und dort Schwerstarbeit im 
Transport des Erzes zu den Hochöfen verrichten, da viele männliche Kollegen an der 
Spanischen Grippe erkrankt waren.373 Glaubt man der Werkschronik, so litten im No-
vember 1918 fast 20 Prozent des Hüttenpersonals an dieser Krankheit. Zwischen dem 
23. Juni und dem 9. November desselben Jahres waren 18 Werksbeschäftigte an der Spa-
nischen Grippe gestorben.374 Die schlechte Versorgungs- und Ernährungslage dürfte ihr 
übriges zur Verbreitung der Grippe beigetragen haben. 

367  Vgl. Gallo 1987, S. 50. Zum Vergleich: Wenige Jahre vor dem Krieg lebten 2.037 Italiener in Dü-
delingen. Vgl. ebd., S. 113.
368  Vgl. Les Archives de la division d’ARBED-Dudelange (1882–1940), S. XXI.
369  Dies betraf die anderen luxemburgischen Betriebe ebenso wie Düdelingen. Vgl. Trausch 1974, 
S. 14 f.
370  Vgl. ARBED (Hrsg.) 1982, S. 116.
371  Ebd.
372  Zur problematischen Rohstoffversorgung vgl. ebd., S. 118.
373  Zur Frauenarbeit im Düdelinger Hüttenwerk während des Krieges vgl. ebd., S. 116 und 120.
374  Zur Spanischen Grippe und ihren Folgen vgl. ebd., S. 126.
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Die Hüttenoberen entwickelten in den Kriegsjahren rege sozialpolitische Aktivitäten, 
insbesondere auf dem Feld der Nahrungsmittelversorgung. In einem Report mit der Über-
schrift „Allgemeines über das Lebensmitteldepot“ vom 5. September 1918 heißt es: „Auch 
im Laufe des Geschäftsjahres 1917/18 bestanden die Schwierigkeiten zur Beschaffung von 
Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen für den täglichen Bedarf in erhöhtem Maße 
fort, und wurde, da ein Kriegsende nicht abzusehen ist, nach Möglichkeit eine Ergänzung 
der bestehenden Vorräte erstrebt.“ In einer Phase, in der also auf dem freien Markt akuter 
Notstand herrschte, versuchte das Unternehmen in das Vakuum zu stoßen und hatte da-
mit zumindest partiell Erfolg. So konnte man berichten: „Die Kartoffeln- und Obsternte 
des Jahres 1917 war sehr reich ausgefallen und konnte während des ganzen Jahres in der 
Cantine Düdelingen den Arbeitern die volle Ration Kartoffeln mit 1,67 Kg pro Mann 
und Tag gewährt werden. Obst wurde an Stelle von Gemüse als Beigabe zum Fleisch, so-
wie zu Marmelade verarbeitet als Brotaufstrich verabreicht.“ Die hier angegebene Menge 
von 1,67 Kilogramm dürfte jeweils für die gesamte Familie bestimmt gewesen sein. Au-
ßerdem wurden dem Report gemäß folgende Lebensmittel im Depot und im Ökonomat 
produziert: Eingemachtes (Schnittbohnen, Sauerkraut, Rotrübensalat), Dörrwaren (Kar-
toffeln, Sellerie, Weißkohl), Marmelade, Essig, Apfelwein und Suppenmischungen.375 

Wie aus einem Bericht der Betriebskantine aus dem Jahr 1917/18 hervorgeht, blieben 
die Preise entgegen der allgemeinen Teuerung konstant: Das Frühstück kostete immer 
25 Pfennige, das Mittagessen eine Mark und das Abendessen 75 Pfennige. Das heißt 
also, mit zwei Mark konnte das Personal seine drei Grundmahlzeiten abdecken. Der Be-
richt informiert aber weder über Qualität noch über Menge der angebotenen Speisen. 
Gerade die Qualität der in den betrieblichen Einrichtungen angebotenen Mahlzeiten 
wurde von den Beschäftigten mitunter stark bemängelt. So verschuf ein Arbeiter wäh-
rend einer Versammlung im Mai 1917, im Zuge eines größeren Kriegsausstands, seinem 
Unmut Luft: „Außerdem ist diese Kost, welche den Arbeitern in den Kantinen vorge-
setzt wird, nicht zu essen, es ist Dreck.“376 Eine im Werksarchiv enthaltene Statistik über 
die verkauften Portionen zwischen August 1917 und Juli 1918 zeigt aber dennoch, dass 
das Ausgangsniveau im August 1917 recht hoch war. Dann jedoch setzte ein spürbarer 
Rückgang bis Februar 1918 ein. In den Folgemonaten wurden dann allerdings wieder 
wesentlich mehr Mahlzeiten verkauft, bis im Juli der Höchststand mit 41.028 Portio-
nen Frühstück erreicht wurde. Insgesamt scheint das Speiseangebot also auf Resonanz 
gestoßen zu sein.377 Daneben wurde man auch auf anderem Gebiet tätig: „Bei länge-
rer Dauer des Krieges ist mit einer immer zunehmenden Knappheit an Schuhwerk und 
Kleidungsstücken zu rechnen, sodass in vorsorgender Weise Rohstoffe, Werkzeuge und 
Konfektionsanzüge angekauft wurden.“ Die Hütte erwarb zur Verteilung an ihre Arbei-

375  Siehe AnLux, ADU-U1-78.
376  Zitiert nach Trausch 1974, S. 51.
377  Siehe AnLux, ADU-U1-86. 
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ter unter anderem Holzschuhe, Stiefel, Hosen und Arbeitskleidung. Außerdem wurde 
eine eigene Schusterwerkstatt eingerichtet.378 

Durch die betriebliche Versorgungspolitik dürften die Hüttenbeschäftigten vor den 
gravierendsten Folgeerscheinungen der Kriegszeit verschont geblieben sein, allerdings 
stießen die Maßnahmen der Firma auch an ihre Grenzen. In den Werksarchiven ist 
eine Statistik der pro Kopf und Tag verteilten Fleischmengen im Ökonomat zwischen 
September 1917 und Februar 1918 überliefert. Aus der Auflistung geht klar hervor, dass 
die Menge an verteiltem Fleisch rapide sank. Lag der Ausgangswert im September 1917 
noch bei durchschnittlich 87 Gramm täglich, so waren es im Dezember des gleichen 
Jahres gerade mal 16 Gramm. Zwar wurden im Februar 1918 wieder 31 Gramm erzielt, 
aber der ohnehin bescheidene Ausgangswert wurde deutlich verfehlt.379 Bei allen An-
strengungen musste auch die Hütte in ihrer Sozialpolitik der zeitgenössischen Lebens-
mittelknappheit Tribut zollen.

Eine zentrale Intention betrieblicher Sozialmaßnahmen gerade in Krisenzeiten war 
sicherlich, neben der Erhaltung der Arbeitskraft, die Kanalisierung oder wenigstens 
Dämpfung sozialen Unruhepotenzials.380 Dieses Ziel wurde von den Werksverantwort-
lichen allerdings nur zum Teil erreicht, denn Ende Mai 1917 traten einige Arbeiter – wie 
im gesamten Minettebezirk – in den Ausstand. Man brachte auf diese Weise seinen Pro-
test gegen die allgemeine Teuerung und – damit zusammenhängend – gegen verweigerte 
Lohnerhöhungen und Versorgungsengpässe zum Ausdruck. Außerdem forderte man ei-
nen verbesserten Arbeitsschutz und eine Reduzierung der Tages- und Wochenarbeitszeit. 
Die öffentliche Meinung, einschließlich der katholischen Presse, war den Ausständigen 
durchaus gewogen, aber das Patronat zeigte sich vollkommen intransigent und war nicht 
bereit, in Verhandlungen mit der jungen, dem mächtigen Unternehmertum noch nicht ge-
wachsenen Industriegewerkschaft zu treten. Überdies waren die Rahmenbedingungen für 
einen Streik zu diesem Zeitpunkt denkbar ungünstig: Wegen Koksknappheit konnten nur 
drei Hochöfen befeuert werden, sodass Mangel an Arbeit herrschte. Als die Belegschaft 
die Arbeit niederlegte, fanden sich schnell Freiwillige, welche die offenen Posten ein-
nehmen wollten. Besonders die ausländischen Arbeitskräfte erwiesen sich aus Angst vor 
Ausweisungen als arbeitswillig. So mangelte es den Ausständigen schlichtweg an einem 
zentralen Druckmittel und noch vor der offiziellen Beendigung der Aktion in den ersten 
beiden Juniwochen lief die Produktion wieder in der gewohnten Weise.381 Die deutsche 
Besatzungsmacht, die Unruhen in den rüstungsrelevanten Betrieben rasch unterbinden 
wollte, beschränkte sich in Düdelingen auf die Behinderung von Streikposten, während 
man in Esch und Differdingen mit Kavallerie und Maschinengewehren anrückte.382 

378  Siehe AnLux, ADU-U1-78.
379  Siehe ebd. Der Bericht ist auf den 22. März 1918 datiert.
380  Vgl. noch einmal Kapitel IV.1 über die Funktionen und Intentionen betrieblicher Sozialpolitik.
381  Zu dem Ausstand vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 210; ARBED (Hrsg.) 1982, S. 116.
382  Zu den zentralen Forderungen der Arbeiterschaft, dem Ablauf und dem Ende des Streiks vgl. 
Trausch 1974, S. 34–71.
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Folgt man den Angaben des luxemburgischen Gewerkschaftschronisten Henri Koch, 
so befanden sich in Esch und Düdelingen immerhin 90 Prozent der Hüttenbelegschaf-
ten vorübergehend im Ausstand, auch wenn „die Arbeitsniederlegung nie total“ war. In 
Düdelingen befanden sich am 6. Juni wieder 75 Prozent der Arbeiter auf ihrem Posten. 
Bei der Aktion handelte es sich nicht um einen politischen Streik, sondern um einen 
reinen Lohnstreik. Außerdem endete der Ausstand mit einer klaren Niederlage für die 
Arbeiterschaft: Die Kassen der jungen Gewerkschaften waren leer, die Arbeitgeber re-
agierten mit Schwarzen Listen und sonstigen Repressionen gegen die ‚Rädelsführer‘.383 
Dennoch darf der Streik von 1917 durchaus als Präludium für die zahlreichen sozia-
len und politischen Protestationen der turbulenten Nachkriegszeit gelten. Außerdem 
schaffte es die eben erst gegründete Gewerkschaft, sich erstmals öffentlichkeitswirksam 
in Szene zu setzen. Obwohl man in dieser Situation aufgrund der schlechten Rahmen-
bedingungen und der eigenen Unerfahrenheit unterlegen war und massive Repressalien 
hinnehmen musste, war der Kriegsstreik 1917 in mittelfristiger Perspektive ein Ereignis, 
das der luxemburgischen Arbeiterbewegung zu ihrer Etablierung verhalf.384 Im Gegen-
satz zu Neunkirchen kam es also in Düdelingen bereits während des Krieges zu einem 
größeren Aufbegehren gegen die Lebens- und Arbeitsumstände.

Am 11. November 1918 und in den Folgetagen endeten für das Großherzogtum Lu-
xemburg Krieg und Okkupation, während die Phase einer politischen und ökonomi-
schen Ungewissheit sowie einer notwendigen Umorientierung in zentralen Bereichen 
einsetzte. Angesichts vor allem belgischer Annexionsbemühungen stand für das Groß-
herzogtum nach Kriegsende kurzzeitig sogar die im 19. Jahrhundert mühsam errungene 
staatliche Unabhängigkeit auf dem Spiel. Zwar konnte die Eigenstaatlichkeit bewahrt 
werden, jedoch musste in wirtschaftlicher Hinsicht ein fundamentaler Paradigmenwech-
sel eingeleitet werden. Seit dem Anschluss an den deutschen Zollverein im Jahre 1842 
war Luxemburg ökonomisch auf das Engste mit der deutschen Wirtschaft verknüpft. Mit 
der Niederlage des Kaiserreichs und den wirtschaftlichen wie völkerrechtlichen Folgedi-
mensionen aber musste sich die luxemburgische Wirtschaft, die auf stabile internationale 
Anbindung angewiesen war, umorientieren. Folgerichtig begründete man, nach längeren 
Abwägungen, 1922 eine Wirtschaftsunion mit Belgien.385 Nicht minder einschneidend 
und fundamental waren die innenpolitischen Entwicklungen der unmittelbaren Nach-
kriegszeit. Die amtierende Großherzogin Marie-Adelheid geriet wegen ihrer (vermeint-
lich) deutschfreundlichen Haltung in die Kritik und musste schließlich am 13. Januar 
1919 ihr Amt niederlegen. Die Kritik an der Großherzogin weitete sich aber zunehmend 
zu einer prinzipiellen Systemkritik aus. Am 9. Januar 1919 riefen verschiedene Abgeord-

383  Vgl. Koch 1978, S. 308 ff. Zitat ebd., S. 309.
384  Gilbert Trausch fasst diesen Effekt so zusammen: „La grève sera en fin de compte un échec pour les 
ouvriers, échec qu’on n’oserait qualifier de total, car elle éveillera le monde ouvrier luxembourgeois aux 
problèmes syndicaux.“ Siehe Trausch 1974, S. 56.
385  Vgl. Majerus 2003, S. 691 f.; Calmes 1989, S. 481 f.; Trausch 2003, S. 238–244.
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nete der Liberalen und der Sozialisten, unter Gründung eines Comité de Salut public, in 
der Hauptstadt die Republik aus. Man zog auf die Straße und sang die Marseillaise, auch 
einige Angehörige der Freiwilligenkompanie schlossen sich an, aber die große Masse der 
Industriearbeiterschaft im Minettebassin verhielt sich wohl eher indifferent oder distan-
ziert.386 Auch eine im November 1918 ganz kurz aufflackernde Rätebewegung fand nur be-
grenzte Resonanz und beschränkte sich im Wesentlichen auf die Hauptstadt und Esch.387 
Dennoch kam es im Zuge eines Referendums zur Abstimmung über die Staatsform, die 
mit einem klaren Votum für die Monarchie endete: 80,33 Prozent der Wähler sprachen 
sich für die Großherzogin Charlotte, die inzwischen ihrer Schwester ins Amt gefolgt war, 
aus. Gerade die Linksparteien mussten damit eine Niederlage einstecken, die aber zumin-
dest durch eine Liberalisierung des politischen Systems etwas kompensiert wurde: Am 
8. Mai 1919 wurde der Zensus, lange Zeit das bevorzugte Objekt sozialistischer Kritik, 
abgeschafft und das allgemeine Wahlrecht für Männer und Frauen eingeführt. Das über-
kommene Mehrheits- wurde zu Gunsten eines Proporzwahlsystems beseitigt.388 

Auch in sozialpolitischer Hinsicht wurden entscheidende Weichen gestellt, die ei-
nigen lang gehegten Zielsetzungen vor allem der Arbeiterbewegung entsprachen. Am 
14. Dezember 1918 erging ein großherzoglicher Beschluss, demzufolge in der Schwer-
industrie der Achtstundentag ohne Lohneinbußen festgeschrieben wurde. In den kon-
tinuierlichen Betrieben wurde die 24-stündige Schicht (‚laangen Tour‘) an Sonntagen 
abgeschafft, dafür eine 16-stündige Doppelschicht alle drei Wochen eingeführt.389 Die 
Arbeitszeitverkürzung traf auf den Widerstand der Werksleitungen, wie sich am be-
triebsinternen Diskurs in Düdelingen zeigte. Dort machten die Leiter der Hochofenab-
teilung auf den drohenden Mangel an Arbeitskräften aufmerksam, wenn die Produktion 
erst wieder voll aufgenommen werden könne: „Wird jedoch der Betrieb voll aufgenom-
men, so stellen sich größere Schwierigkeiten ein, welche hauptsächlich im Fehlen an 
geschulten Schmelzern und im Mangel an Möllereiarbeitern zum Ausdruck kommt.“390 
Hier deutet sich an, dass eine Revision des Achtstundentages – ähnlich wie im Deutsch-
land der Zwischenkriegszeit – mittelfristig ein Ziel der Arbeitgeber sein konnte. Gleich-
zeitig zeichnete sich in dem erwähnten Schreiben der für die Zwanzigerjahre so typische 
Rationalisierungs- und Modernisierungsdiskurs ab, indem gemahnt wurde: „Die Mo-
dernisierung der Hochofenbegichtung drängt sich mehr denn je auf.“391 

386  Vgl. Koch 1978, S. 314. Zitat ebd.
387  Die Beteiligung an der Rätebewegung ist kaum seriös einzuschätzen, jedenfalls war sie bis zum 
13. November wieder weitgehend abgeebbt. In Düdelingen fand sie überhaupt nicht statt. Vgl. 
Trausch 1974, S. 73 f.
388  Zu den innenpolitischen Ereignissen der Nachkriegszeit vgl. Calmes 1989, S. 474–478; Trausch 
2003, S. 239 ff.; Majerus 2003, S. 691 f.
389  Vgl. ARBED (Hrsg.) 1982, S. 126; Koch 1978, S. 313.
390  AnLux, ADU-U1-74. Dieses einfach mit „Werk“ unterzeichnete Schreiben ist auf den 24. Novem-
ber 1918 datiert.
391  Ebd.
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Wie die anderen Unternehmen des Reviers, so hatte auch das Düdelinger Werk 
mit den Krisensymptomen der Nachkriegszeit zu kämpfen und es dauerte einige Jah-
re, bis sich die Lage stabilisierte. Nach wie vor herrschte ein Mangel an notwendigen 
Produktionsmitteln, vor allem an Rohstoffen. Noch zu Beginn des Jahres 1920 fehlte es 
an Koks, sodass von den sechs Hochöfen lediglich zwei oder drei im Betrieb standen.392 
Und sogar noch am 27. Januar 1923 erging im Hochofenwerk eine Bekanntmachung fol-
genden Inhalts: „Wegen Koksmangel muss der Betrieb bis auf weiteres eingeschränkt 
werden. Um Arbeiterentlassungen zu vermeiden, sehen wir uns genötigt Notstandsar-
beiten vorzunehmen.“393 Die Produktionszahlen der unmittelbaren Nachkriegszeit bele-
gen die Problematik: Betrug die Menge an erzeugtem Roheisen 1913/14, unmittelbar vor 
Kriegsausbruch also, 295.834 Tonnen, so waren es 1918/19 gerade mal 129.487 Tonnen. Im 
folgenden Geschäftsjahr 1919/20 war die Zahl sogar bis auf 103.429 Tonnen gesunken. 
Ähnlich gestaltete sich die Entwicklung der Stahlerzeugung in diesem Zeitraum: Von 
301.714 Tonnen 1913/14 ging die Produktion auf 112.846 Tonnen 1918/19 und 85.955 Ton-
nen 1919/20 zurück.394 Zwischen November 1918 und Anfang Januar 1919 musste der 
Betrieb vorübergehend sogar eingestellt werden.395 Wie an den Produktionszahlen im 
Verlauf der weiteren Jahre abzulesen ist, erholte sich die Wirtschaft dann bis Mitte der 
Zwanzigerjahre, um 1929, am Vorabend der Weltwirtschaftskrise, Höchstzahlen zu errei-
chen.396 Damit korrespondierten die Belegschaftszahlen: Im November 1918 beschäftigte 
die Hütte 2.062 Personen (10.11.), bis 1925 stieg die Zahl auf 3.084 (1.8.).397 Zu dieser Zeit 
hatte auch die Rückkehr der ausländischen Arbeitskräfte wieder eingesetzt: Am 1. Januar 
1926 standen wieder 675 Italiener und 552 Nichtluxemburger anderer Herkunft auf der 
Lohnliste der Hütte.398 Vor allem die Implementierung des neuen Walzwerks Greisendahl 
1925/26 verlieh der Betriebsentwicklung dann weitere Impulse.399

Bis sich die politische und wirtschaftliche Situation allerdings beruhigte, sahen 
sich Stadt und Werk einer längeren Krisenperiode ausgesetzt. Vor allem die Versor-
gungs- und Ernährungssituation gestaltete sich in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
sehr schwierig, auch wenn die seit dem 21. November 1918 in Düdelingen residierenden 
amerikanischen Soldaten hier und da durch die Ausgabe von Konserven, Kaffee, Suppe 
oder Schokolade etwas Abhilfe zu verschaffen suchten.400 Auch das Unternehmen zeigte 

392  Vgl. ARBED (Hrsg.) 1982, S. 130.
393  AnLux, ADU-U1-74.
394  Alle Zahlen und Daten nach: Les Archives de la division d’ARBED-Dudelange (1882–1940), 
S. XXI.
395  Vgl. ARBED (Hrsg.) 1982, S. 126.
396  Vgl. noch einmal Les Archives de la division d’ARBED-Dudelange (1882–1940), S. XXI.
397  Zahl 1918 siehe: AnLux, ADU-U1-78. Hierbei handelt es sich um ein Schreiben der Düdelinger 
Werksleitung an die Zentralverwaltung der ARBED. Zahl 1925 siehe: AnLux, ADU-U1-94.
398  Vgl. Gallo 1987, S. 291.
399  Vgl. Conrardy 1991, S. 164.
400  Vgl. Conrardy/Krantz 1991, S. 348.
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in der turbulenten und unsicheren Krisenzeit sozialpolitische Präsenz. So gestand man 
den Arbeitern Teuerungszulagen infolge einer durch großherzoglichen Beschluss vom 
13. November 1920 eingetretenen Preissteigerung zu. Die Zulagen betrugen 35 Centimes 
pro Kopf und Arbeitstag. Außerdem wurde den Frauen eine monatliche Vergütung von 
13 Francs bewilligt sowie die Kinderprämie um 13 auf 43 Francs erhöht.401 Abgesehen 
von der Lohnpolitik versuchte die Hütte auch anderweitig, Versorgungsprobleme zu lö-
sen. Am 16. November 1918 richtete die Einkaufszentrale der ARBED ein Schreiben an 
die Zentralverwaltung des Konzerns, in welchem von einer größeren Menge an Schuhen 
die Rede ist, die an die Arbeiter verteilt werden sollte. Der Gesamtbestand an zur Dis-
position stehendem Schuhwerk belief sich demnach auf 4.193 Paar mit Holzsohlen und 
868 Paar mit Ledersohlen. Sie waren vorgesehen für alle ARBED-Werke. Am 14. De-
zember desselben Jahres standen abermals Schuhe zum Verkauf. 236 Paar Lederschuhe 
kosteten jeweils 30 Mark, daneben gab es günstigere Schuhe mit Holzsohle (1.629 Paar). 
Im Unterschied zum freien Markt – hier offenbarte sich ein Vorzug der betrieblichen 
Versorgungspolitik gegenüber dem Schwarzmarkt – war es den Werksbeschäftigten ge-
stattet, die Zahlung in Raten über einen längeren Zeitraum hinweg zu leisten, indem der 
Betrag nach und nach vom Lohn abgebucht wurde.402 Dies schuf natürlich aber auch 
eine gewisse Abhängigkeit vom Arbeitgeber.

Dass die sozialen Probleme der Nachkriegszeit weder vom Staat noch von der Kom-
mune oder von der Hütte gelöst werden konnten, manifestierte sich in mehreren Tu-
multen und streikähnlichen Aktionen. So kam es am 5. September 1919 zu einem ‚But-
tertumult‘ in Düdelingen. Zwei Händlerinnen aus Filsdorf kamen auf den Düdelinger 
Wochenmarkt, um dort ihre Butter abzusetzen. Um ihren Verkaufsstand herum entstand 
ein derartiges Gedränge, dass dieser in den örtlichen Gerichtssaal verlegt werden musste, 
wo es aber erneut zu großem Gedränge kam. „Man sah sich schliesslich gezwungen“, so 
der Düdelinger Gendarmeriekommandant an das Kommando des Gendarmen und Frei-
willigen-Korps zu Luxemburg-Stadt, „die Butter durch ein Fenster des Gerichtsaales den 
Liebhabern zu überreichen“.403 Die Nahrungsfrage war in der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit virulent wie kein anderes Thema. Dabei ergriff – durchaus auch ein Zeichen ihres 
gestiegenen Selbstbewusstseins – die Arbeiterschaft selbst die Initiative: Am 25. August 
1919 tagte im Düdelinger Gemeindehaus eine Arbeiter- und Beamtendelegation, welche, 
einer großherzoglichen Richtlinie folgend, Höchstpreise auf Nahrungsmittel festsetzte. 
Der Delegation stand mit Nicolas Biever ein Vertreter des gewerkschaftlichen Berg- und 
Hüttenarbeiterverbandes (BHAV) vor. Als der Bürgermeister eintraf und die Preisfest-
setzung durch die Delegation aufschieben wollte, wurde er abgewiesen: „Von den ver-
sammelten Arbeitern antworteten nun welche ungebührlich dem Bürgermeister und er 

401  So geht es aus einem Schreiben des Werksdirektors Meyer an die Betriebsleitung des Hochofen-
werks vom 15. November 1920 hervor. Siehe AnLux, ADU-U1-74.
402  Alle Informationen und Daten zu den Schuhverkaufen siehe AnLux, ADU-U1-78.
403  Vgl. AnLux, J 76/89, S. 4.
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verliess daraufhin die Versammlung.“ Im Anschluss an die Versammlung patrouillierten 
einige Arbeiter durch die Stadt, um die neuen Preise zu verkünden, zugleich aber, um vor 
Wucherei zu warnen. Folgerichtig wurden nun auch die Geschäfte überwacht. Eintreffen-
de Nahrungsmittel wurden vom Bahnhof aus ins Gemeindehaus geschafft. Des Weiteren 
wurde noch auf der Versammlung eine „Bürgergarde“ gegründet, welche den Schmuggel 
unterbinden und die öffentliche Ordnung sicherstellen sollte.404 Dem Schmuggel wur-
de überdies im „Proletarier“, dem Organ der Freien Gewerkschaft, offensiv der Kampf 
angesagt. So wurde am 8. Mai 1920 in der wöchentlich erscheinenden Zeitung die „Ein-
führung der Prügelstrafe für alle, welche der Teuerung Handlangerdienste leisten“ gefor-
dert.405 Die Düdelinger Arbeiterschaft selbst, an der die Hüttenarbeiter maßgeblich be-
teiligt waren, ergriff hier angesichts der allgemeinen Verunsicherung und Krisensituation 
die Initiative und ordnete eigenständig die Verhältnisse. Neben der Hütte avancierte die 
Arbeiterschaft zu einem selbständigen sozialpolitischen Akteur.

Im November 1919 war die Atmosphäre im gesamten Großherzogtum, auch in Düde-
lingen, merklich angespannt. Symptomatisch dafür war ein auf den 27. November datier-
ter Polizeibericht, worin es um angeblich kurz bevorstehende Waffenplünderungen ging. 
Es hieß, unter Berufung auf ein Gemeinderatsmitglied und Funktionär des katholischen 
Arbeiterverbandes, „die Arbeiterpartei plane eine Plünderung sämtlicher inländischer 
Waffengeschäfte“. Es fänden zu diesem Zweck geheime Treffen der Arbeiterpartei statt, 
was aber „trotz eingehenden Nachfragen“ nicht verifiziert werden konnte.406 Auch wenn 
sich diese Gerüchte also als nicht haltbar erwiesen, werfen sie doch ein Licht auf die ner-
vösen Befindlichkeiten und sozialen Gärungen in der Stadt. Grund dafür waren zwei pa-
rallele und ineinander verschränkte Entwicklungen: zum einen das sich latent haltende 
Gerücht über einen unmittelbar bevorstehenden Generalstreik; zum anderen die Streik-
drohung der örtlichen Gemeindearbeiter infolge der Entlassung eines Maschinisten im 
Schlachthof. Von Mitte des Monats November bis in die ersten Dezembertage hinein er-
gingen nun fast täglich Gendarmerieberichte, in welchen Wasserstandsmeldungen über 
einen angeblich kurz bevor stehenden Generalstreik abgegeben wurden.407 Hauptursache 
für die Unzufriedenheit und Ängste der Arbeiter, aus denen heraus man den Willen zum 
Generalstreik ableitete, war die ungewisse Zukunft der in Luxemburg befindlichen ehe-
mals deutschen Industrieanlagen: Man befürchtete den Verkauf an einen internationalen 
Konzern auf Kosten der Arbeiterschaft, durch die Internationalisierung zugleich Ein-
schnitte in die Sozialpolitik. Gefordert wurden von Arbeitnehmer- und Gewerkschafts-
seite unter anderem eine Beteiligung an den Verkaufserlösen und die Garantie der sozi-

404  Vgl. ebd., S. 3. Zitat ebd. Außerdem Trausch 1974, S. 183.
405  Der Proletarier, 8. Mai 1920. Die entsprechende Meldung über Schmuggel in Düdelingen erschien 
in der Rubrik „Freie Tribüne“.
406  Siehe AnLux, J 76/138, S. 111. Alle Zitate ebd.
407  Der gesamte Schriftwechsel findet sich im Nationalarchiv Luxemburg, fonds de la justice, Abteilung 
mouvement ouvrier, unter den Signaturen AnLux, J 76/138 und AnLux, J 76/144.
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alpolitischen Errungenschaften durch die Käufer.408 Der Ausstand der Gemeindearbeiter 
wurde lediglich als Vorbotenereignis interpretiert. Im Ganzen blieb die vom BHAV ge-
leitete Aktion der Gemeindearbeiter auch recht überschaubar, dennoch konnte die Ge-
werkschaft einen Achtungserfolg erzielen: Die zwischenzeitlich 25 Streikenden wurden 
nach Verhandlungen mit den städtischen Behörden ohne Sanktionen wieder beschäftigt, 
während der entlassene Arbeiter im städtischen Gaswerk eine neue Anstellung fand.409 

Was den vermeintlich kurz bevorstehenden Generalstreik betrifft, so erwiesen sich die 
obrigkeitlichen Befürchtungen als haltlos. Die Gewerkschaftsfunktionäre, die regelmäßig 
zu Versammlungen einluden, zeigten sich selbst als nicht streikwillig. So erklärte Nicolas 
Biever, einer der profiliertesten lokalen Funktionäre des BHAV, bereits am 21. November 
1919: „Es ist jetzt nicht an der Zeit für uns, in den Streik zu treten. […] Die Industrie ar-
beitet jetzt mit Defizit und wären die Hüttenherrn mit den Kapitalisten froh, wenn sie 
ihre Betriebe durch euere Veranlassung still legen könnten.“410 Dennoch blieben die Be-
hörden beunruhigt. So hieß es am 30. November in einem Polizeibericht: „Es verlautet 
jedoch, dass am kommenden 7. Dezember der General-Streik proklamiert werde. Die 
hiesigen Hüttenbeamten sind wenigstens dieser Meinung, können jedoch keine näheren 
Aufschlüsse geben.“411 Zwar brachte der BHAV einen Tag vor dem genannten Termin, am 
6. Dezember, abermals die schwierige Versorgungslage auf das Tableau, indem Teuerungen 
und Wucherei angegriffen wurden: „Mehrere Zuhörer erklärten zusammen, dass die hiesi-
gen Bäcker das Brot zu teuer verkaufen würden und zwar zum Preise von 2,40 Franken bis 
2,50 Franken pro 5 Pfund. In einer Bäckerversammlung von letzthin, hätten die Bäcker sich 
vereinbart das Brot über den jetzigen Höchstpreis zu verkaufen. [Nicolas] Biever forderte 
die Reklamierenden auf, bei der Gendarmerie diesbezüglich Klage zu erheben.“ Noch im 
selben Gendarmerieprotokoll hieß es aber, die Haltung zum Generalstreik sei „unverän-
dert“, das heißt ablehnend.412 Dies sollte sich auch in den nächsten Tagen nicht ändern. 
Am 14. Dezember beendete der Düdelinger Gendarm, der einer weiteren Versammlung 
des BHAV beiwohnte, sein Protokoll mit dem Kommentar: „Die Stellungnahme zu ir-
gend einem Generalstreik wurde von keinem der Redner erwähnt.“413

408  Vgl. Scuto 1990, S. 195 ff.; Fayot 1979, S. 203.
409  Zu dem Gemeindearbeiterstreik, seinen Ursachen, seinem Verlauf und seinem Ende siehe AnLux, J 
76/138, S. 112 ff. und AnLux, J 76/144, S. 15 ff.
410  AnLux, J 76/138, S. 39.
411  AnLux, J 76/138, S. 133.
412  Vgl. AnLux, J 76/144, S. 19. Alle Zitate ebd. Die erwähnte Bäckerversammlung wurde ebenfalls 
protokolliert: Am 29. November trafen sich die zwölf Düdelinger Bäcker, ausgenommen diejenigen des 
Hüttenökonomats, um auf ihre schwierige Geschäftslage aufmerksam zu machen. In einem Schreiben 
an die Regierung, das dem städtischen Schöffenrat zur Weitergabe überreicht wurde, erklärte man, dass 
man zum 1. Dezember die Geschäfte schließen werde, da die Betriebskosten nicht mehr zu decken seien. 
Man forderte eine gesetzliche Erhöhung der Brotpreise, die man schließlich auch erreichte: Der Preis 
wurde um 0,125 Francs pro Pfund erhöht. Siehe dazu ebd., S. 13.
413  Ebd., S. 20. Trausch resümiert: „La rumeur d’une grève générale s’est révélée sans fondement.“ Siehe 
Trausch 1974, S. 83.
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Sieht man von dem begrenzten Ausstand der Gemeindearbeiter und den kleineren 
Tumulten wie auf dem Wochenmarkt ab, blieb es also oberflächlich ruhig im Düdelin-
gen der Nachkriegszeit. Unter der Oberfläche jedoch brodelte es, vor allem aufgrund 
der sozialen Probleme, der schwierigen Versorgungslage und der Unwägbarkeiten die 
Zukunft betreffend. Zum offenen Ausbruch des latent vorhandenen gesellschaftlichen 
Konflikts kam es schließlich im März 1921, als tatsächlich auf breiter Front gestreikt wur-
de. Da dieses Ereignis nicht nur den Höhe- und Kulminationspunkt der krisenhaften 
Nachkriegszeit darstellte, sondern gerade für die weitere Entwicklung der Düdelinger 
Arbeiterbewegung von entscheidender Bedeutung war, soll es weiter unten in einem 
separaten Kapitel in seinen Ursachen, seinem Verlauf und seinen Folgedimensionen 
diskutiert werden. Zuvor soll aber die organisationsgeschichtliche Genese der luxem-
burgischen und der Düdelinger Arbeiterbewegung dargestellt werden. Wie aus den 
voranstehenden Abschnitten ersichtlich wurde, spielte die Gewerkschaft in der unru-
higen Nachkriegszeit bereits eine wichtige Rolle, versammelte die Arbeiter in Zusam-
menkünften und wirkte koordinierend auf die verschiedenen Aktionen, etwa im Zuge 
des Gemeindearbeiterstreiks. Die Monate und Jahre nach dem Krieg mit ihren sozialen 
Pressionen, latent schwelenden Konflikten und zum Teil fundamentalen Umwälzun-
gen verhalfen der luxemburgischen Arbeiterbewegung mindestens vorübergehend zum 
Durchbruch. Nicht zuletzt deshalb waren die Jahre von 1918 bis 1921, wie Denis Scuto zu 
Recht formulierte, „les années sans pareille du mouvement ouvrier luxembourgeois“.414

Für die Städte Neunkirchen und Düdelingen bedeuteten der Erste Weltkrieg und 
die unmittelbaren Nachkriegsjahre eine Umbruchssituation und eine elementare Kri-
senerfahrung. Schwerer noch als die tiefen politischen Einschnitte wog die fundamen-
tale sozioökonomische Krisensituation: In beiden Städten waren – wie gezeigt wurde 
– Krieg und Nachkriegszeit geprägt von mannigfaltigen sozialen Problemen. Besonders 
die schwierige Versorgungs- und Ernährungslage prägte den Alltag der Bevölkerung. 
Lebensmittelrationierungen, Lebensmittelknappheit, Teuerung und drohende Arbeits-
losigkeit angesichts zyklisch wiederkehrender Produktionsstockungen kumulierten zu 
einem umfassenden Belastungsgeflecht. Staat, Kommunen und ebenso die Hüttenunter
nehmen mühten sich, partiell Abhilfe zu schaffen, nicht zuletzt auch, um in dieser unru-
higen und auch aus ihrer Perspektive ungewissen Lage Präsenz zu zeigen und sich Legi-
timation als ‚Krisenmanager‘ zu verschaffen. Sollten diese sozialpolitischen Aktivitäten 
das Ziel verfolgt haben, den sozialen und letztlich den politischen Frieden zu wahren, 
so waren sie nur bedingt erfolgreich: Latente Spannungen und virulente Konflikte tra-
ten in einer Frequenz auf, wie dies in der Vorkriegszeit an keinem der beiden Untersu-
chungsorte bekannt war. 

414  Scuto 1990. Ähnlich argumentiert Trausch 1974, passim.
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3  Der institutionelle Durchbruch der politischen 
und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung

Die vor 1914 politisch kaum organisierten Arbeiterpopulationen, deren Rückgrat die 
Hüttenbelegschaften stellten, entwickelten in den Krisenjahren eine erstaunliche Ak-
tivität und Eigeninitiative. In Neunkirchen kam es bereits am 9. November zu einer 
Versammlung mehrerer Hundert Arbeiter, die offensiv Forderungen formulierten, bei-
spielsweise nach der Auflösung der als betriebliches Domestizierungsinstrument erkann-
ten Gelben Gewerkschaft. Wenig später konstituierte sich unter reger Anteilnahme der 
Bevölkerung ein Arbeiter- und Soldatenrat. In Düdelingen blieb eine Rätebewegung im 
engeren Sinne aus. Dennoch ergriffen auch hier die Arbeiter die Initiative, vor allem auf 
dem Gebiet der Lebensmittelversorgung: Eine neu formierte Arbeiter- und Beamten
delegation koordinierte und überwachte die Lebensmittelzufuhr und -verteilung, außer-
dem richtete man eine „Bürgergarde“ ein. Gleichzeitig ist an beiden Orten festzustellen, 
dass sich Funktionäre der jungen Arbeiterbewegung an die Spitze verschiedener Initia-
tiven setzten und die Maßnahmen koordinierten und steuerten. Erinnert sei an die in 
Düdelingen regelmäßig stattfindenden und von der Berg- und Hüttenarbeitergewerk-
schaft anberaumten Sitzungen sowie an deren Führungsrolle im Ausstand der Gemein-
dearbeiter. In Neunkirchen avancierten Arbeiterfunktionäre wie die Sozialdemokraten 
Hermann Petri und Karl Schneider zu Protagonisten des Arbeiter- und Soldatenrates. 

Dieser Umstand deutet auf einen der entscheidenden politischen Umbrüche der 
Kriegs- und Nachkriegszeit hin: Nach ihrer weitgehenden Inexistenz vor 1914 feierte 
die politische und gewerkschaftliche Arbeiterbewegung ihren institutionellen Durch-
bruch.415 Während der existenziellen Krisenzeit entwickelte sich diese zuvor marginali-
sierte politische Kraft für weite Kreise der Bevölkerung zu einem großen Hoffnungsträ-
ger, der die als notwendig empfundene Neuorientierung bewältigen sollte. So profitierte 
man – polemisch formuliert – von den widrigen soziopolitischen Rahmenbedingungen 
und konnte in beiden Hüttenstädten gewerkschaftliche wie parteiförmige Organisa-
tionsformen etablieren.416 Wie der Aufschwung der lokalen Arbeiterbewegungen in 
Neunkirchen und Düdelingen während Krieg und Nachkriegszeit in feste institutio-

415	 Zur Bedeutung des Ersten Weltkriegs als Zäsur für die politische und gewerkschaftliche Arbeiterbe-
wegung an beiden Untersuchungsorten vgl. Trinkaus, Fabian: Krisenhafter Umbruch und Organisa-
tionsverhältnisse. Der Erste Weltkrieg und die europäische Arbeiterbewegung am Beispiel der Hütten-
städte Neunkirchen/Saar und Düdelingen/Luxemburg, in: JahrBuch für Forschungen zur Geschichte 
der Arbeiterbewegung 11/3 (2012), S. 40–56.
416  Gelegentlich wird die These formuliert, durch die Fluktuation innerhalb der Belegschaften seien 
des Öfteren Arbeiter mit Fronterfahrung in den Betrieb gelangt. Von der Front hätten sie dann, durch 
Kontakte mit anderen Soldaten, Ideen der Arbeiterbewegung mitgebracht und in der Heimat verbrei-
tet. Dies ist nicht auszuschließen, aber anhand der bekannten Quellen auch nicht zu belegen. Vgl. für 
Neunkirchen Sander 2005, S. 302.
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nelle Formen gegossen wurde, soll im Folgenden analog zu ihrer bipolaren Struktur aus 
Gewerkschaft und Partei aufgezeigt werden. 

3.1  Freie Gewerkschaften

a) Gründungen, Spaltungen, institutionelle Festigung: Organisationsgeschichte 

Düdelingen

Der organisatorische Aufschwung der Arbeiterbewegung manifestierte sich zunächst 
an der Verdichtung des gewerkschaftlichen Assoziationswesens. Zwar gab es in Dü-
delingen bereits vor 1914 durchaus organisatorische Ansätze und sporadische Zusam-
menkünfte wie die weiter oben thematisierte Versammlung unter der Leitung Hans 
Böcklers. Die Gründung einer Industriegewerkschaft modernen und vollständig aus-
geprägten Typs fällt aber erst in das Kriegsjahr 1916. Vor allem zeichneten sich die neu 
entstehenden Organisationen im Gegensatz zu den DMV-Zahlstellen der Vorkriegszeit 
dadurch aus, dass sie genuin luxemburgische Verbände waren, wobei die deutschen Or-
ganisationen nach wie vor als Ideengeber fungierten. So ist Gilbert Trausch bedingt 
zuzustimmen, wenn er die luxemburgische Gewerkschaftsbewegung als „Kind des 
Krieges“ bezeichnet.417

Am 1. September 1916 wurde in Esch-sur-Alzette der weltanschaulich neutrale 
Luxemburger Berg- und Hüttenarbeiterverband (BHAV) gegründet. Ihm gehörten un-
ter anderem auch Mitglieder der katholischen Arbeitervereine an. Der Verband nahm 
„einen schnellen Aufschwung“,418 wuchs die Zahl der Mitglieder doch rasch auf 11.000 
an. Seit September 1917 verfügte man über ein eigenes Presseorgan. Fast parallel zum 
BHAV, am 3. September 1916, formierte sich in Luxemburg-Stadt der Luxemburger 
Metallarbeiterverband (LMAV). Die Namensähnlichkeit zum freigewerkschaftlichen 
Deutschen Metallarbeiterverband war sicherlich kein Zufall, denn diese um 1920 4.000 
Mitglieder zählende Organisation orientierte sich eng am deutschen Vorbild und stand 
der sozialistischen Partei, mit der sie personell verflochten war, programmatisch und 
weltanschaulich nahe.419 Zwar hatte der LMAV sein Haupttätigkeitsfeld rund um die 
Hauptstadt, vor allem in Hollerich, aber er hatte beispielsweise auch in Dommeldin-
gen nördlich von Luxemburg-Stadt zahlreiche Anhänger und schaffte es ebenso, unter 
den Düdelinger Sandformern Fuß zu fassen. So waren auf der Gründungsversammlung 
der Sandformersektion in Hollerich immerhin drei Delegierte aus Düdelingen anwe-

417  Im französischen Original: „Le syndicalisme luxembourgeois est un enfant de la guerre.“ Siehe 
Trausch 1974, S. 18.
418  Koch 1978, S. 307.
419  Zur Gründungsgeschichte beider Industriegewerkschaften vgl. ebd.; außerdem Conrardy/
Krantz 1991, S. 384; Krieps 1982, S. 64; Scuto 1990, S. 14; Pauly 2011, S. 88 f.; Vom Berg- und Hüt-
tenarbeiterverband über den LAV zum OGB-L 1986, S. 5.
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send.420 Der BHAV hatte dennoch in Düdelingen fast eine Monopolstellung inne. Die 
enge Verquickung von krisenhafter Kriegssituation und Gewerkschaftsgründungen of-
fenbart sich in beiden Fällen: Den Gründungen von BHAV und LMAV gingen Volks-
versammlungen voraus, in denen gegen Versorgungsengpässe, Lebensmittelknappheit, 
Wucherei, Teuerung und kriegsbedingte Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen 
demonstriert wurde.421

Der BHAV, dessen Einflussgebiet sich im Gegensatz zum LMAV auf den Minette-
bezirk konzentrierte, etablierte sich in Düdelingen im Frühjahr 1917. Am 25. Februar be-
rief man zunächst eine Wahlversammlung in ein örtliches Café ein, in deren Anschluss 
sich 52 Besucher, über deren Zusammensetzung nichts weiter bekannt ist, einschreiben 
ließen. Es folgte eine offizielle Gründungsversammlung der Düdelinger Sektion am 
13. März 1917, in deren Verlauf der BHAV weitere 200 Personen hinzugewann. Im Juni 
1917 musste man im Zuge der Niederschlagung des Ausstandes auf der Hütte zwar noch 
einmal einige Austritte verkraften, bis Ende 1918 jedoch wuchs die Mitgliederzahl auf 
über 1.000 an. Gut zwei Jahre später, am Vorabend des großen Märzstreiks, zählte die 
nunmehr vereinigte Gewerkschaft bereits rund 1.900 Mitglieder in Düdelingen.422

1917 1918 1921 Ende 1921 1923 1925 1926
250 1.000 1.900 480 1.150 1.250 1.300

Tabelle 19: Mitgliederentwicklung der Freien Gewerkschaften in Düdelingen.423

Neben dem rein quantitativen Zuwachs schuf sich die junge Düdelinger Sektion eine 
eigene Infrastruktur, die für eine dauerhafte institutionelle Festigung unerlässlich war. So 
installierte man im August 1917 ein erstes Büro in einem lokalen Wirtshaus. Die freie Gas-
tronomie spielte in der Gründerzeit des Düdelinger Gewerkschaftswesens unter Erman-
gelung eigener Räumlichkeiten eine zentrale und geradezu überlebensnotwendige Rolle, 
fand man hier doch unter anderem auch Lokalitäten für Versammlungen.424 Ein eigenes 
Gewerkschaftsheim konnte erst 1923/24 aus der Taufe gehoben werden, nachdem man 
1919 das Angebot der Hüttendirektion, ein werkseigenes Gebäude zu nutzen, ausgeschla-

420  Einen profunden Beitrag zur Geschichte und längerfristigen Bedeutung des LMAV, der in der Re-
zeption der luxemburgischen Gewerkschaftsgeschichte deutlich im Schatten des BHAV steht, liefert 
Steil 1992a, passim. Zu den Werbeerfolgen des LMAV in Düdelingen siehe ebd., S. 159.
421  Vgl. ebd., S. 144–147.
422  Zur organisatorischen Entwicklung der frühen Industriegewerkschaft in Düdelingen vgl. Con-
rardy/Krantz 1991, S. 384 f.; Geschichte der Arbeiterbewegung, in: Livre du cinquantenaire de la 
ville de Dudelange 1907–1957, Esch-sur-Alzette 1957, S. 105–113, hier S. 106 f.
423  Deutlich erkennbar ist der kurzfristige Einbruch nach dem gescheiterten Märzstreik 1921 (siehe 
dazu Kapitel VI.4). In langfristiger Perspektive schafften es BHAV und später BMIAV allerdings, sich 
dauerhaft zu etablieren. Datengrundlage: Conrardy/Krantz 1991, S. 385. Es handelt sich um unge-
fähre Werte.
424  Zur generellen Bedeutung des Wirtshauses für die junge Arbeiterbewegung vgl. noch einmal den 
grundlegenden Aufsatz von Roberts 1980.
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gen hatte. Die Wahrnehmung dieser Offerte hätte faktisch eine Bindung an das Unterneh-
men bedeutet, da die Werksleitung darauf bestand, weiterhin Eigentümerin des Gebäudes 
zu bleiben.425 Letztlich hätte ein solches Arrangement dem Grundprinzip der Freien Ge-
werkschaft, eine unabhängige Organisation zu sein, fundamental widersprochen. 

Die Kehrseite war allerdings, dass die Raumfrage vorerst ungelöst blieb. Dafür 
gelang im Umfeld der Gewerkschaft vor allem auf Initiative von Nicolas Biever die 
Gründung einer Konsumgenossenschaft: Am 10. Juli 1919 wurde die Gesellschaft Le 
Syndicaliste gegründet. Die Genossenschaft zeigte besonders deutlich den kausalen 
Zusammenhang zwischen der krisenhaften und durch latente Versorgungsprobleme 
gekennzeichneten Nachkriegszeit und dem Durchbruch der gewerkschaftlichen Be-
wegung auf, denn Hauptziel der Konsumgenossenschaft war die gemeinschaftliche 
Akquisition und der verbilligte Verkauf hauptsächlich von Nahrungsmitteln. Neben 
Grundnahrungsmitteln wie Brot, Kartoffeln, Fleisch und Wurstwaren wurden in 
den Verkaufstellen auch Brennstoffe und verschiedene Konfektionsartikel angeboten. 
Nachdem am 13. Oktober 1919 der erste Verkaufsstand eröffnet worden war, folgte im 
Juni 1920 die Einrichtung einer Dependenz im Viertel Italien, im Oktober 1920 eine 
weitere im Viertel Schmelz. 1926 zählte die Düdelinger Konsumgenossenschaft im-
merhin 900 Mitglieder.426

Das Zusammengehen der beiden Industriegewerkschaften hatte sich bereits seit Juli 
1917 angedeutet, als im Zuge eines Gewerkschaftskongresses eine Aktionsgemeinschaft 
von BHAV und LMAV unter der Bezeichnung Luxemburger Freie Gewerkschaften ge-
gründet worden war. Die Titulatur deutet klar auf den programmatischen Einfluss so-
zialdemokratisch-sozialistischer Strömungen hin. Die Aktionsgemeinschaft publizierte 
dann ab Juli 1919 ihr eigenes Presseorgan, den „Proletarier“. Die am 29. Februar 1920 auf 
einem Fusionskongress in Düdelingen entstandene Einheitsgewerkschaft firmierte unter 
der Bezeichnung Luxemburger Berg- und Metallindustriearbeiterverband (BMIAV).427 
Der Gewerkschaftshistoriograph Raymond Steil betont die tragende Rolle des LMAV 
bei der Fusion. Obwohl dieser im eigentlichen Industrierevier nur marginal vertreten 
war und in seinen Mitgliederzahlen klar hinter dem BHAV zurückblieb, drückte er dem 
neuen Verband in programmatischer Hinsicht seinen Stempel auf: Es sei die Leistung 
des LMAV gewesen, „den BHAV schrittweise in freigewerkschaftliches Fahrwasser hi-
neinzulotsen“. Im Klartext heißt das, dass der BMIAV fortan, ganz im Gegensatz zum 
neutral und teilweise noch konfessionell orientierten BHAV, in klarer Verbindung zur 
sozialistischen Partei und Denkrichtung stand.428 Allerdings ist hier auf die Sondersitu-
ation Düdelingens hinzuweisen, wo die ‚Traditionalisten‘ aus dem BHAV, die in klarer 

425  Vgl. dazu Conrardy/Krantz 1991, S. 387.
426  Zur Entstehung und Entwicklung der Düdelinger Konsumgenossenschaft vgl. ebd., S. 387 f.; Ge-
schichte der Arbeiterbewegung 1957, S. 110.
427  Zur Fusions- und damit Entstehungsgeschichte des BMIAV vgl. Steil 1992a, S. 170–180; Koch 
1978, S. 319; Krieps 1982, S. 69.
428  Vgl. Steil 1992a, S. 173. Zitate ebd.
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Distanz zu den Sozialisten bleiben wollten, auch nach Februar 1920 eine einflussreiche 
Position einnahmen.

Auch wenn Henri Koch betont, die Beziehungen zwischen den einzelnen luxem-
burgischen Syndikaten seien stets gut gewesen – „kein persönlicher noch prinzipieller 
Gegensatz“ habe sie getrennt429 – war die Trennung in verschiedene gewerkschaftliche 
Flügel und Richtungsgewerkschaften doch klar vorgezeichnet. Dies bestätigte sich im 
Anschluss an die Fusion beider Großverbände: Als direkte Reaktion auf die Vereinigung 
darf die Implementierung der christlichen Gewerkschaft in Luxemburg-Stadt am 23. Ja-
nuar 1921 gelten. Die katholisch geprägten Arbeiter und Arbeiterfunktionäre brachten 
mit der Gegengründung ihren Dissens mit der nun klar sozialdemokratisch orientierten 
Einheitsgewerkschaft zum Ausdruck. Aber auch innerhalb des BMIAV wirkten weiter-
hin mehr oder weniger starke Fliehkräfte. Am 17. Juli 1921 konstituierte sich am linken 
Flügel noch ein eigener Verband unter der Leitung kommunistischer Dissidenten. Zwar 
blieb gerade letztgenannter quantitativ von minoritärer Bedeutung, aber Henri Koch 
fasst die Entwicklung dennoch zutreffend zusammen: „Die Arbeiter waren […] in drei 
politische Richtungen aufgeteilt, nachdem sie einmal von der politischen und religiösen 
Neutralität abgewichen waren.“430 

An Düdelingen ging die Spaltung aber aufgrund der Schwäche der Gegenorganisati-
onen ohne größere Auswirkungen vorüber. Eine Sektion der christlichen Gewerkschaft 
entstand erst am 1. Dezember 1926 mit gerade mal 50 Mitgliedern. Die späte Grün-
dung dürfte damit zusammenhängen, dass die Christlichen aus den Reihen des ehe-
maligen BHAV wenigstens zunächst im neuen BMIAV verblieben, da in Düdelingen 
die moderaten Traditionalisten weiterhin den Ton angaben. 1930 zählte die christliche 
Gewerkschaft vor Ort aber immerhin 380 Anhänger, 1935 waren es 510 und am Ende 
des Betrachtungszeitraums, 1940, 555.431 Die christliche Organisation blieb also, trotz 
klarem Wachstum, hinter der freigewerkschaftlichen zurück. Keinerlei Rolle spielten in 
Düdelingen die linkssozialistischen oder kommunistischen Organisationsformen. Wie 
in Deutschland gründete sich in Luxemburg in den späteren Zwanzigerjahren eine kom-
munistische Revolutionäre Gewerkschaftsopposition (RGO). 1928 von einigen aus dem 
BMIAV ausgeschlossenen Gewerkschaftern ins Leben gerufen, hinterließ die RGO in 
Düdelingen keinerlei Spuren.432 

Die Dominanz des BMIAV spiegelte sich in der Zusammensetzung der Arbeiter-
delegation auf der Düdelinger Hütte wider: Jeweils aus 15 gewählten Mitgliedern be-
stehend, waren nach der Wahl von 1927 ausschließlich Akteure des BMIAV vertreten. 

429  Koch 1978, S. 307.
430  Zur Spaltung der luxemburgischen Gewerkschaftsbewegung in mehrere Richtungsgewerkschaften 
vgl. Koch 1978, S. 320 f. Zitat ebd., S. 321.
431  Zur Entwicklung der Düdelinger Sektion der Christlichen Gewerkschaft vgl. Geschichte der Arbei-
terbewegung 1957, S. 112; Conrardy/Krantz 1991, S. 385.
432  Zur Gründung der RGO und ihrer (fehlenden) Präsenz in Düdelingen vgl. Conrardy/Krantz 
1991, S. 385. 
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Zum 17. Mai 1929 wurde die proportionale Repräsentation der Richtungsgewerkschaf-
ten in den Delegationen gesetzlich festgeschrieben, sodass fortan auch die Christliche 
Gewerkschaft mit zwei (1929) beziehungsweise drei (1934) Personen vertreten war. An 
der Dominanz des BMIAV änderte dies wenig. Die Gelbe Gewerkschaft hielt im Jahr 
1934 zwei Sitze, blieb also trotz betrieblicher Subvention deutlich hinter ihrer Konkur-
renz zurück433 Das Nichtvorhandensein der kommunistischen Gewerkschaft deutet auf 
das eher gemäßigte politische Klima in Düdelingen hin. Gemäßigt bedeutete allerdings 
nicht quietistisch: Wie sich zeigte, erlebte die gewerkschaftliche Organisation in den 
Kriegs- und Nachkriegsjahren einen beachtlichen Aufschwung. Dass man trotz augen-
fälliger Raumnot das Angebot Emile Mayrischs ablehnte, Räumlichkeiten der Hütte zu 
nutzen, zeugt durchaus von Selbstbewusstsein und emanzipatorischem Willen. Leider 
liegen keine Informationen zur sozialen Zusammensetzung der Düdelinger Sektionen 
von BHAV und BMIAV vor. Dass hier aber gerade die Hüttenarbeiter quantitativ eine 
zentrale Rolle spielten, ist mehr als wahrscheinlich. Der Arbeiterausschuss im Düdelin-
ger Hüttenwerk diente gleichsam als Brückenkopf der Gewerkschaft im Betrieb: Über 
dieses im betrieblichen Alltag zwar nicht mit großen Machtkompetenzen ausgestattete, 
aber immerhin dauerhaft präsente Medium konnte der Verband seine Positionen unter 
den Hüttenarbeitern kommunizieren.

Neunkirchen

Die statistische Entwicklung des DMV im Saargebiet dokumentiert die Einbettung der 
Gewerkschaftsgeschichte in den vom Ersten Weltkrieg geprägten allgemeinhistorischen 
Zeitkontext. Ende 1914 zählte der DMV im gesamten Revier lediglich 110 Mitglieder, 
angesichts der ökonomischen Bedeutung der Eisen- und Stahlindustrie an der Saar ein 
verschwindend geringer Wert. Der Mitgliederbestand sank in den folgenden beiden 
Jahren sogar noch auf 55 (1915) beziehungsweise 73 (1916). 1917 allerdings schnellte 
der Mitgliederbestand auf 2.080 Personen hoch. Der rasante Aufschwung hielt auch 
im folgenden Jahr an, wurden 1918 doch bereits 5.266 Mitglieder gezählt. 1919 hatte 
man mit 31.217 die 30.000-Grenze gesprengt, ein Jahr später war die Zahl wieder leicht 
auf 30.200 Anhänger gesunken.434 Das Fanal für den gewerkschaftlichen Take-off an 
der Saar lieferte das ‚Vaterländische Hilfsdienstgesetz‘, das die Gewerkschaften in die 
Kriegsorganisation einspannte, ihnen im Gegenzug aber volle gesetzliche Anerkennung 
zusicherte. Georg Krause-Wichmann schreibt in einer zeitgenössischen Studie über die 
„Arbeiterverhältnisse im Saarrevier vor und nach dem Kriege“: 

433  Zur Zusammensetzung der Arbeiterausschüsse vgl. ebd., S. 386.; außerdem Lentz 1992, S. 193.
434  Daten und Zahlen nach: Ebenau 1990, S. 81. Die Daten, die Karl Alfred Gabel zu Beginn der Zwan-
zigerjahre nannte, weichen für die Jahre 1919 und 1920 etwas ab. Für 1919 spricht Gabel von ca. 29.000 
DMV-Mitgliedern an der Saar, 1920 waren es ihm zufolge rund 32.200. Siehe Gabel 1921, S. 162.
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„Eine entscheidende Wendung in der Entwicklung des Verhältnisses zwischen Arbeit und 
Kapital rief die Einführung des Hilfsdienstgesetzes im Dezember 1916 hervor. […] Das Hilfs-
dienstgesetz bedeutete die Sprengung des von Unternehmerseite so sorgsam gepflegten pat-
riarchalischen Systems, denn es räumte das erste Hindernis gegen die freie Entfaltung der Ar-
beiterorganisationen aus dem Wege: den wirksamen Widerstand des Unternehmertums.“435 

Die These ist insofern zutreffend, als eine Kriminalisierung und offene Verfolgung 
gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer fortan nicht mehr möglich war. Der klas-
sischerweise mit dem Terminus „Patriarchalismus“ assoziierte Anspruch der Unterneh-
mer, jegliche autonome Organisation zu unterbinden und stattdessen selbst die Interes-
sen der Arbeitnehmer zu vertreten, ließ sich nicht mehr ohne weiteres realisieren.

Neunkirchen stellte bald hinter Saarbrücken die zweitgrößte Verwaltungsstelle des 
DMV an der Saar, 1921 zählte man 2.968 Mitglieder. Ein Jahr später waren es 2.082 Per-
sonen, ehe im Jahr 1923 die Höchstmarke in der Zwischenkriegszeit mit 3.047 Anhän-
gern erreicht wurde.436 Auch wenn der Hirsch-Dunckersche Gewerkverein hier eine län-
gere Tradition hatte und sich zu Beginn der Novemberereignisse noch an die Spitze der 
Bewegung zu setzen versuchte, wurde er bald vom freigewerkschaftlichen DMV deut-
lich überflügelt. Dies manifestierte sich nicht zuletzt in den Wahlergebnissen zu den 
Arbeiterausschüssen, die das Hilfsdienstgesetz vorsah. Noch 1917 errang der Gewerk-
verein vier der acht Mandate, der DMV musste sich mit einem begnügen. Das Ergebnis 
der Neuwahlen von 1920 sah schon ganz anders aus: Von 32 Mandaten eroberte der 
DMV 17, hatte also die absolute Mehrheit gegenüber dem Gewerkverein mit 13 und dem 
Christlichen Metallarbeiterverband (CMV) mit lediglich zwei Sitzen. 1923 hatte sich der 
DMV noch klarer abgesetzt und eine satte Zweidrittelmehrheit erobert: 16 Mandaten 
standen nur fünf des CMV und nur noch drei für den Gewerkverein gegenüber.437 Die 
vor dem Hilfsdienstgesetz dominante Gelbe Gewerkschaft, der Nationale Hüttenverein 
Neunkirchen, hatte zu diesem Zeitpunkt schon auf Druck der anderen Organisationen 
hin aufgehört zu existieren.438 

Die Wahldaten offenbaren Ähnlichkeiten zu Düdelingen: Auch hier fand sich eine 
in Richtungen gespaltene Gewerkschaftsbewegung vor, in welcher die Freien allerdings 
klar dominant waren. Die christliche Gewerkschaft gewann zwar etwas an Bedeutung, 
blieb aber deutlich zurück. Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine verloren trotz 
guter Ausgangssituation immer mehr an Boden. Der Ausschuss insgesamt konnte dem 
DMV, genau wie der luxemburgischen Industriegewerkschaft, als Organisations- und 
Agitationsbasis im vormals für sie abgeriegelten Betrieb dienen.

435  Krause-Wichmann, Georg: Arbeiterverhältnisse im Saargebiet vor und nach dem Krieg, Gießen 
1923, S. 13.
436  Alle Daten und Zahlen nach Ebenau 1990, S. 81.
437  Wahlergebnisse siehe ebd., S. 65.
438  Zum Ende der Gelben Gewerkschaften an der Saar vgl. noch einmal Gabel 1921, S. 182 f.
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1921 1922 1923 1924 1925 1926 1927 1928 1929 1930 1931 1932
2.968 2.082 3.047 2.460 1.613 1.235 1.532 1.148 755 756 711 630

Tabelle 20: Mitgliederentwicklung des DMV in Neunkirchen.439

Die beachtliche quantitative Expansion ging einher mit einem sukzessiven Auf- und 
Ausbau der gewerkschaftlichen Infrastruktur. Im April 1919 wurde ein DMV-Büro in 
Neunkirchen eingerichtet, an dessen Spitze zunächst ein SPD-Mitglied stand. Ab 1922 
wurde das Büro dann von einem KPD-Mitglied geleitet.440 Von herausragender Bedeu-
tung für die institutionelle Festigung war für den DMV Neunkirchen die Einrichtung 
eines eigenen Volkshauses. Die sozialdemokratische Volksstimme unterstrich in einem 
groß bebilderten Artikel am 26. April 1930 anlässlich des zehnjährigen Jubiläums: „Zu 
den schwierigsten aber auch notwendigsten Aufgaben der Arbeiterbewegung gehört 
die Erwerbung von Gewerkschaftshäusern. Dort, wo es gelungen ist, in den Besitz eines 
Hauses zu kommen und vollständig unabhängig zu sein, steht die Bewegung auf festen 
Füßen und kann von keinem Sturm vernichtet werden.“ Vor allem die durch die Dispo-
sition über eigene Räumlichkeiten gestiegene Unabhängigkeit, damit aber die größere 
Handlungsfähigkeit der Organisation wurde betont: 

„Wie arm sind Gewerkschaften in Ortschaften, wo die Versammlungslokale Besitzern ge-
hören, die Gegner der Gewerkschaften sind. Sehr schwer ist es dort den gewerkschaftlichen 
Geist zu pflegen. […] Nicht allein, daß man ihnen die Versammlungsmöglichkeiten polizei-
lich erschwerte, auch die Besitzer der Lokale wurden beeinflußt, damit sie den so verrufenen 
‚Roten‘ ihre Versammlungslokale nicht überlassen sollten.“

So war etwa die Düdelinger Gewerkschaft noch lange Zeit auf das Wohlwollen loka-
ler Kneipiers angewiesen, um regelmäßig tagen zu können. 

Zum Ankauf eines geeigneten Gebäudes gründete das Neunkircher Ortskartell der 
Freien Gewerkschaften im Juni 1919 eine GmbH. Zum Jahresbeginn 1920 schließlich 
übernahm man ein ehemaliges Brauereigebäude unter der Bezeichnung „Gesellschafts-
haus und Beratungsstelle der freien Gewerkschaften Neunkirchen, G. m. b. H.“, in der 
Abkürzung: „Volkshaus der freien Gewerkschaften“. Im September 1921 erfolgte, nach 
einigen kostenintensiven Renovierungsarbeiten, die offizielle Einweihung. In den Fol-
gejahren wurde das Zentralgebäude ergänzt durch weitere Anbauten in der Nachbar-
schaft. In einem der Nachbargebäude wurden eine Buchhandlung und eine Pressestelle 
eingerichtet, von wo aus die Agitations- und Bildungsarbeit gesteuert werden konnte. 
Im Volkshaus standen außerdem Versammlungs-, Beratungs- und Geselligkeitsräum-

439  Nach dem rapiden Wachstum seit der Kriegszeit erreichte die Entwicklung 1923 einen Höhepunkt, 
doch im Anschluss ging es sukzessive bergab. Bereits vor dem Einsetzen der Weltwirtschaftskrise unter-
lag der DMV einem stetigen Mitgliederschwund (Vgl. dazu Kapitel VI.5). Daten nach Ebenau 1990, 
S. 81.
440  Vgl. ebd., S. 65.
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lichkeiten zur Verfügung, ebenso diente es als Anlauf- und Sammelstelle bei Demons-
trationen und zu ähnlichen Gelegenheiten. Seit dem Jahr 1926 war die Volkshausver-
waltung Mitglied in der „Arbeitsgemeinschaft deutscher Volkshäuser“, die ihren Sitz in 
Hamburg hatte. Hermann Petri, Gewerkschaftsfunktionär, Sozialdemokrat und Verfas-
ser des zitierten Artikels, hob weiterhin ganz besonders die Einrichtung des Volksbades 
hervor: „Das Volksbad ist eine der modernsten Einrichtungen des Saargebietes und hat 
guten Zuspruch aus allen Schichten der Bevölkerung zu verzeichnen.“ Das Volksbad 
wurde am 26. Mai 1925 mit acht Wannen- und fünf Brausebädern eröffnet.441

Der apologetische Tonfall in Petris Artikel ist natürlich sowohl der politischen Pro-
venienz des Autors als auch der parteigebundenen Ausrichtung der Volksstimme ge-
schuldet. Nichtsdestotrotz sind die Implementierung und sukzessive Bestückung des 
Volkshauses in ihrer Wirkung kaum zu überschätzen, stellte doch das eigene Haus „ein 
Stück Unabhängigkeit von den Besitzenden und eine Stärkung der Organisation und 
ihrer Kontinuität dar“.442 Dabei reihte sich Neunkirchen nicht nur in den gesamtdeut-
schen, sondern auch in den internationalen Kontext ein. In einer rezenten Studie zur 
Arbeiterkultur und zur Arbeiterbewegung in den Industriestädten Nordostfrankreichs 
skizziert Laura Mougel den prägenden Einfluss der Arbeiterbewegung und ihrer Insti-
tutionen auf das Stadtbild. Einerseits hebt sie die Multifunktionalität von Volkshäusern 
und ähnlichen Einrichtungen hervor: „[…] ces lieux d’éducation ouvrière ont été le siège 
d’une culture alternative, parfois d’une résistance organisée et surtout, d’une importante 
sociabilité.“443 Neben genuin politischen sowie kulturellen Funktionen waren die Volks-
häuser also auch Orte der Geselligkeit. Weiterhin pointiert Mougel die Bedeutung der 
Volkshäuser: „Partout en France, le mouvement ouvrier cherche et trouve des espaces 
dans la géographie urbaine et […] s’affirme, parfois de manière distincte, dans l’espace 
physique de la ville en un geste politique et symbolique […].“444 Die Entstehung des Volk-
shauses zu Neunkirchen war in diesem Sinne sichtbarer und öffentlichkeitswirksamer 
Ausdruck des Durchbruchs der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung 
in der vormals von dieser Entwicklung so stark abgekoppelten Hüttenstadt.

441  Volksstimme, 26. April 1930. Artikel „Zehn Jahre Volkshaus Neunkirchen 1920–1930“. Alle Zitate 
und Exzerpte ebd.
442  Niess, Wolfgang: Von den Arbeitervereinslokalen zu den Volkshäusern (1848–1933). Ein Beitrag 
zur Verräumlichung politisch-kultureller Initiativen, in: Foltin, Hans-Friedrich/Kramer, Dieter 
(Hrsgg.): Vereinsforschung (Hessische Blätter für Volks- und Kulturforschung, Bd. 16), Gießen 1984, 
S. 141–156, hier S. 141. Wenn Niess von „Verräumlichung“ spricht, so zielt er auf die zunehmende Aus-
breitung und den architektonischen Niederschlag der politischen Arbeiterbewegung im Stadtbild.
443  Mougel, Laura: Les principaux lieux d’éducation populaire dans les villes du Nord et de l’Est de la 
France. Instruction, intégration et émancipation de la classe ouvrière (fin XIXe–début XXe siècle), in: 
Clemens, Gabriele B./El Gammal, Jean/Lüsebrink, Hans-Jürgen (Hrsgg.): Städtischer Raum im 
Wandel. Modernität – Mobilität – Repräsentationen. Espaces urbains en mutation. Modernités – mo-
bilités – représentations (Vice Versa: Deutsch-französische Kulturstudien, Bd. 4), Berlin 2011, S. 43–58, 
hier S. 44.
444  Ebd., S. 48.
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b) Programmatik und Politik

Düdelingen

In den überlieferten Protokollen der verschiedenen Gewerkschaftsversammlungen im 
Düdelingen der Nachkriegszeit ergibt sich ein auf den ersten Blick ambivalentes Bild den 
politischen Charakter der luxemburgischen Gewerkschaften betreffend: Einer bisweilen 
revolutionären und klassenkämpferischen Rhetorik stand ein eher pragmatischer Forde-
rungskatalog gegenüber. Das unklare Bild wird noch verstärkt durch das dezidiert offensi-
ve und risikoreiche Vorgehen der luxemburgischen Gewerkschaften in den Nachkriegsjah-
ren, das in mehreren kleinen und einem großen Ausstand seinen Niederschlag fand. Die 
wesentlichen programmatischen Eckpunkte wurden beispielsweise in einer Versammlung 
der BHAV-Ortsgruppe Düdelingen am 30. März 1919 formuliert. Zwei Punkte erscheinen 
dabei am wichtigsten: einmal die Forderung nach der gesetzlichen Einführung und Auf-
rechterhaltung des Achtstundentages, zum anderen die Regelung des Verkaufs der ehemals 
deutschen Produktionsanlagen. Diesbezüglich forderte der Deputierte Kappweiler abzu-
warten, welches Land am meisten auf die Bedürfnisse der Arbeiterschaft eingehe. Den 
Arbeitervertretern war bei der Abwicklung des deutschen Besitzes naturgemäß vor allem 
daran gelegen, die bisher erreichten sozialpolitischen Errungenschaften nicht zu gefähr-
den. Es gelte aber Geduld zu zeigen und keine vorschnellen Entscheidungen zu treffen.445 
Die Frage nach der notwendigen Neustrukturierung der luxemburgischen Industrie blieb 
noch einige Zeit offen und war, wie gezeigt wurde, zentraler Streitpunkt in der Debatte 
um einen möglichen Generalstreik im Herbst des Jahres 1919.446 

Ein weiterer wichtiger Aspekt war die Lohnfrage. In einer Versammlung vom 8. Ap-
ril 1919 wurde angesichts der zunehmenden Teuerung eine allgemeine Lohnerhöhung 
um 30 Prozent eingefordert.447 Zehn Tage später erklärte der Gewerkschaftssekretär 
Altmeisch zu dieser Frage: „Ich bin der Ansicht, dass Regierung und die Hüttenherren 
unseren Forderungen wohlwollend gegenüber stehen und dürfen wir daher das Resul-
tat in Ruhe abwarten.“448 Hier wird die prinzipielle Kooperations- und Einigungsbe-
reitschaft mit dem Patronat in Aussicht gestellt. Die Unternehmer bewilligten später 
eine zehnprozentige Lohnerhöhung, mit der man sich auf Seiten des BHAV aber nicht 
einverstanden erklärte und eine unbezahlte Retournierung sämtlicher Steuerzettel für 
die Jahre 1919 und 1920 androhte.449 Diese Drohung scheint allerdings nicht realisiert 
worden zu sein. 

445  Siehe AnLux, J 76/136, S. 9.
446  Die genauen Regelungen über die Neuverteilung der ehemals deutschen Wirtschaftsbesitztümer 
im Großherzogtum können hier nicht en détail erörtert werden. Rolf Bühlmann fasst diese zusammen. 
Siehe dazu Bühlmann 1949, S.85; außerdem Kieffer 1997, S. 159 ff.
447  Siehe AnLux, J 76/91, S. 38 f.
448  Ebd., S. 78 f.
449  Das Thema wurde in einer Versammlung vom 15. Mai 1920 wieder aufgegriffen. Siehe ebd., S. 104 f.
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Weitere wichtige Forderungen, wie sie sich in den zahlreich stattfindenden Sitzun-
gen herauskristallisierten, waren die gesetzliche Einführung eines achttägigen bezahl-
ten Jahresurlaubs, die Entfernung (vermeintlich) arbeiterfeindlicher Privatbeamter und 
Meister von den Werken und nach wie vor die Verbesserung der Versorgungspolitik.450 
Auf der Agenda stand des Weiteren die auch in Deutschland kontrovers debattierte Fra-
ge der Sozialisierung. Hier distanzierte man sich klar von einer revolutionären Neuge-
staltung der Besitzverhältnisse: „Unter Sozialisierung verstehe ich nicht, dass man den 
Kapitalisten den Kopf einfach abhaut und sich in den Besitz [von] deren Kapitalien 
setzt, sondern eine vernunftgemässe und gerechte Ausnutzung des grossen Kapitals zu 
Gunsten der Allgemeinheit.“ Dennoch wurde eine partielle Neuverteilung der Produkti-
onsmittel und erwirtschafteten Gewinne projektiert: „Das vorhandene Kapital und Ma-
terial der grossen Betriebe wird den Besitzern nicht geraubt, sondern erhalten letztere 
jährlich etwa 4 % vom Gesamtgewinn. […] Der bleibende Gewinn der so sozialisierten 
Industriebetriebe kommt in eine allgemeine Kasse und wird von dieser aus der Lohn, die 
Unterstützung und die Pension der Arbeiterklasse geregelt.“451 Die so formulierten Pläne 
blieben letztlich Gedankenspiele. 

Alles in allem blieben die gewerkschaftlichen Forderungen gemäßigt und pragma-
tisch. Dies korrespondiert mit einigen programmatischen Grundsatzerklärungen, die 
immer wieder aus den überlieferten Protokollen hervorschimmern. Schon im März 
1919 wurde die „Entfernung des politischen Geschlechts resp. […] die Einführung einer 
politischen Neutralität“ eingefordert.452 Dies entsprach dem Sammlungscharakter des 
BHAV, der unter anderem auch klerikal und antisozialistisch orientierte Kräfte integ-
rierte, die in Düdelingen noch mehr Einfluss hatten als andernorts im Minettebassin. 
Der sozialistische Deputierte Kieffer aus Esch wurde folgerichtig zurückgewiesen, als er 
für eine Solidarisierung mit der Russischen Revolution eintrat. Kieffer behauptete am 
17. Juli 1920, im Anschluss an den Besuch einer internationalen Konferenz in Kopen-
hagen, die „Kapitalisten fremder Länder“ ließen „die Bolschewisten nicht in Frieden“, 
weswegen es zu den immer wieder kolportierten sozialen und politischen Schieflagen in 
Sowjetrussland gekommen sei. Der Gewerkschaftssekretär Altmeisch entgegnete Kief-
fer hierauf, wie der Düdelinger Stationskommandant ausführt, „dass die russischen Zu-
stände nicht im luxemburger Lande aufkommen dürften. […] Die Erziehung der Kinder 
hierlands sei derjenigen Russlands weit vorzuziehen, weil man den Eltern nie das Recht 
vorenthalten dürfe, ihre Kinder nach eignem Ermessen zu erziehen.“ Zustimmung be-
kam Altmeisch aus dem Plenum: „Im Zuhörerraum rief ein Arbeiter, dass Kieffer mit 
seiner Propaganda für Russland und Deutschland nur politische Zwecke für die sozial-
demokratische Partei hierlands, der er angehöre, verfolge. Dies dürfe nicht geduldet 
werden, denn der BMIAV treibe keine Politik, sondern habe nur das allgemeine Wohl, 

450  Zur Urlaubsfrage vgl. eine Sitzung vom 17. Juli 1920: ebd., S. 114 f.
451  Zur Frage der Sozialisierung siehe die Versammlung vom 27. April 1920: ebd., S. 100. Alle Zitate ebd.
452  Siehe AnLux, J 76/136, S. 9.
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das heisst die soziale Lage der Arbeiterschaften im Auge.“ Bezeichnenderweise lautete 
das Schlusswort des Protokollanten: „Altmeisch und beregter Arbeiter aus dem Zu-
hörerraum, ernteten auf ihre Erwiderungen den Beifall der Versammlung.“453 

An politischen Radikalismus und soziale, von einer gesellschaftspolitischen Ideolo-
gie geleitete Experimente erging von Seiten der Düdelinger Arbeiterschaft und Gewerk-
schaft also eine klare Absage, gleichwohl man sich in seinen Forderungen selbstbewusst 
zeigte. Der errungene Organisationsgrad wurde verteidigt, während man sozialpoliti-
sche Ansprüche durchaus offensiv an Unternehmertum und Staat herantrug. Außerdem 
wurde die Organisationsdisziplin angemahnt und gelegentlich wandte man sich verbal 
gegen die „Verräter und Schmarotzer […] welche von den Errungenschaften des Ver-
bandes ebenfalls Vorteile genossen“ und forderte deren Ausschluss von ebenjenen Er-
rungenschaften.454 An den Versammlungen der Nachkriegszeit, welche in Ermangelung 
eigener Räumlichkeiten meistens im Tanzsaal eines Wirtshauses stattfanden, nahmen 
dann auch regelmäßig zwischen 400 und 800 Mitglieder teil, eine ordentliche Anzahl. 
Geradezu paradigmatisch im Sinne der beiden herausgearbeiteten Befunde – politische 
Mäßigung und gestiegenes organisatorisches Selbstbewusstsein – klang der am 17. April 
gehaltene Vortrag über die „Pflicht des Organisierten“. Hierin heißt es unter anderem: 

„Die erste Pflicht des Organisierten besteht darin, dass er wirklich arbeitet, das heisst pro-
duziert. Ohne Produktion geht unsere ganze Organisation zu Grunde. Eine weitere unserer 
Pflichten besteht für den Staat. Die Arbeitermassen bilden die Majorität im Staate und ohne 
diese kann der Staat nicht auskommen. Die jeweilige Einrichtung des Staates lässt sich nicht 
ohne weiteres umändern. Wir müssen mit dem Staate arbeiten und können wir nur so gedei-
hen. Eine andere Pflicht des Organisierten besteht darin, dass er für seine Angehörigen zu 
sorgen hat. Ein unverheirateter, rüstiger Sohn soll seine alten Eltern und jüngere Geschwister 
unterstützen, sowie ein einwandfreies Leben führen. Für jeden besteht auch die Pflicht, die 
unwissenden Kameraden aufzuklären und den Kämpfenden in der Not beizustehen. Dann 
mahne ich jeden von euch dem Verbande treu zu bleiben, denn nur Einigkeit in demselben 
führt zum Ziele und wird endlich reussieren.“455

Neben der gewerkschaftlichen Disziplin – Zeichen des gestiegenen Organisations-
bewusstseins – werden typisch sozialkonservative Normen und Verhaltensweisen ein-
gefordert: Staatstreue, Familiensinn und ein sittlicher Lebenswandel. Trotz aller obrig-
keitlichen Befürchtungen blieb es dann auch in der Folgezeit ruhig, ehe sich die Lage im 
März 1921 doch zuspitzte. So gesehen ist die Einschätzung von Henri Koch, es habe sich 
bei den Führungskräften des neu gegründeten BMIAV – im Gegensatz zu den Funkti-

453  Die ganze Diskussion um die Bewertung der Lage in Russland siehe AnLux, J 76/91, S. 115 ff. Alle 
Zitate ebd.
454  Diese scharfen Äußerungen entstammten dem Präsidenten der Düdelinger Ortsgruppe, Haupert, 
am 15. Mai 1920. Siehe dazu ebd., S. 104.
455  Ebd., S. 79.
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onären der Vorgängerorganisation BHAV – um überwiegend „sozialistische Militan-
ten“ und „marxistische Revolutionäre“ gehandelt, kaum nachzuvollziehen, zumindest 
nicht für den Düdelinger Fall. Wenn Koch den BMIAV insgesamt als eine „politische 
Klassenorganisation“ einschätzt, so ist ihm bedingt zuzustimmen, da es sich um eine 
Interessenvertretung insbesondere der Industriearbeiterschaft handelte. Außerdem er-
hob der Verband auch dezidiert politische Forderungen wie die Demokratisierung des 
Wahlrechts.456 Andererseits erscheint die Titulatur aber wiederum fragwürdig, da der 
Terminus implizit eine klassenkämpferische, intransigente und auf einen gewaltsamen 
Umsturz zielende Haltung suggeriert.457 Möglicherweise fällte Koch sein Urteil mit 
Blick auf den Märzstreik 1921 sowie auf die hier und da zu Tage tretende verbale Ra-
dikalität. Dem Verband wohnte überdies auch kein hermetisch abgeriegelter Klassen-
charakter inne. So versuchte er immer wieder, auch die Interessen der Angestellten zu 
integrieren, die sich regelmäßig auf den Versammlungen befanden. Am 27. April 1920, 
um nur ein Beispiel zu nennen, fanden sich neben 500 Arbeitern auch 100 Privatbeamte 
auf einer Sitzung in Düdelingen ein.458 

Innergewerkschaftliche Widersprüchlichkeiten manifestierten sich in der Frage des 
Internationalismus und – damit eng verflochten – in der Frage des Umgangs mit den 
ausländischen Arbeitern in einer Zeit zyklisch wiederkehrender Produktionskrisen, 
welche mit einer gesteigerten Arbeitslosigkeit einhergingen. Immer wieder wurde rhe-
torisch die internationale Solidarität beschworen. Am 30. März 1919 sprach man sich 
für „Völkerbund“ und „Internationalismus“ aus.459 Am 17. Juli 1920 mahnte der bereits 
erwähnte Deputierte Kieffer zur Solidarität mit den deutschen Kollegen: „Wir müssen 
mit den deutschen Kameraden sympathisieren, denn es sind unsere Kollegen. Sollten 
selbe erneut den Generalstreik proklamieren, so müssen wir ihnen mit allen Mitteln 
beistehen.“460 Die internationalistische Rhetorik fand wenigstens in Düdelingen einen 
gewissen Höhepunkt am 15. Mai 1920, als der Deputierte Peter Krier, ehedem Vordenker 
des LMAV mit dezidiert sozialdemokratisch-sozialistischer Haltung,461 äußerte: „Die 
Internationale wird in kurzer Zeit, vielleicht schon eher, den Befehl zum Generalstrei-
ke an sämtliche organisierte Arbeiterverbände Europas ergehen lassen und müssen wir 
‚Luxemburger‘, so klein wir auch sind, uns anschliessen. Ein Zurück darf es nicht geben, 
denn das wäre Verrat. Kameraden, seit [sic!] also bereit die Arbeit beim ersten Appell 
der Internationale niederzulegen und macht Euch auf alles gefasst.“462 

Wie oben gezeigt wurde, sprachen sich die Gewerkschaftsvertreter noch im Novem-
ber 1919 klar gegen einen Generalstreik aus. Dass auch der Internationalismus eine le-

456  Vgl. Vom Berg- und Hüttenarbeiterverband über den LAV zum OGB-L 1986, S. 5.
457  Vgl. Koch 1978, S. 320. Alle Zitate ebd.
458  Siehe AnLux, J 76/91, S. 99.
459  Siehe AnLux, J 76/136, S. 9.
460  AnLux, J 76/91, S. 116.
461  Zu Peter bzw. Pierre Krier vgl. Steil 1992a, S. 150.
462  AnLux, J 76/91, S. 105. Hervorhebung im Original.
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diglich ideelle, aber keine praktische Richtlinie war, offenbarte sich in der kurz nach 
dem Weltkrieg ergangenen gewerkschaftlichen Forderung, 95 Prozent der industriellen 
Arbeitsplätze mit Einheimischen zu besetzen. Ein entsprechender Gesetzesvorschlag 
scheiterte an der ökonomisch wohl begründeten Intervention der Arbeitgeber.463 Über-
haupt vollzog sich der institutionelle Durchbruch der luxemburgischen Gewerkschaf-
ten in einer Phase, als – besonders im Vergleich zur Vorkriegszeit – relativ wenige aus-
ländische Arbeiter in Luxemburg beschäftigt waren. Gilbert Trausch stellt fest: „[…] le 
syndicalisme de masse se fait sur une base exclusivement luxembourgeoise [et] sans la 
participation des italiens.“464

Manche der in den skizzierten Versammlungen geäußerten Zielsetzungen konnten 
realisiert werden, andere nicht. Bereits am 14. Dezember 1918 führte die Regierung 
Reuter den Achtstundentag ein, einer der wichtigsten Punkte war damit erfüllt. Sozi-
alisierungen blieben aus, dafür wurden Arbeiterausschüsse für Betriebe mit mehr als 
50 Beschäftigten eingesetzt, mithin ein Stück betriebliche Mitbestimmung gewährt, 
sollten doch innerbetriebliche Angelegenheiten und Konflikte von nun an im Dialog 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gelöst werden. In der Praxis blieben diese Aus-
schüsse aber ohne große Einflussmöglichkeiten und ohne kontrollierende Wirkung auf 
das Patronat – man hatte lediglich beratende Funktion.465 Diese gesetzlich eingeführten 
Ausschüsse hatten aber dennoch, da sie vom Staat sanktioniert waren, eine profundere 
Legitimationsgrundlage als die vor dem Krieg in Düdelingen einseitig von der Werks-
leitung implementierten Ausschüsse. Die Ausschüsse wurden nach der Niederschlagung 
des Märzstreiks 1921 allerdings wieder suspendiert, später dann wieder eingeführt. Die 
geforderten Lohnerhöhungen wurden, teils in Form von Teuerungszulagen, gewährt, 
wobei sie angesichts der phasenweise rasanten Inflation und Warenverknappung nicht 
selten verpufften.466 

Die luxemburgische Industriegewerkschaft setzte spätestens seit 1921 auf ein offensi-
ves und risikoreiches Handeln, das dann im großen Märzstreik zur vollen Anwendung 
kam. Hierin setzte man sich klar vom deutschen Vorbild ab. Nachdem in den letzten 
Vorkriegsjahren die Organisationsmacht der Unternehmer immer mehr gestiegen war, 
waren erfolgreiche Streiks für die Gewerkschaften immer schwerer zu realisieren. Da-
her setzte man im Deutschen Reich verstärkt auf Kooperation beziehungsweise unter-
nahm den Versuch, Streiks zunehmend zu reglementieren und zentral zu steuern.467 Die 
auf Konflikt ausgerichtete Strategie der luxemburgischen Arbeitnehmervertretungen 
im Jahre 1921 zielte in die entgegengesetzte Richtung und widerspricht auch den oben 
zitierten programmatischen Grundsatzerklärungen, die – abgesehen von den nebulö-
sen Sozialisierungsplänen – auf sozialen Reformen gründeten. Erneut ist auf die par-

463  Vgl. dazu u. a. Trausch 1985, S. 40 f.
464  Trausch 1981, S. 466.
465  Vgl. Lentz 1992, S. 198.
466  Vgl. Calmes 1989, S. 486 f.; Koch 1978, S. 313.
467  Vgl. dazu Schönhoven 2002, S. 177–182.
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tielle Sondersituation Düdelingens hinzuweisen, wo die gemäßigten Kräfte den Kurs 
bestimmten. Trotzdem war auch Düdelingen Schauplatz des Märzgeschehens, wie in 
Kapitel VI.4 zu zeigen sein wird.

Neunkirchen

In Neunkirchen eröffnete wie andernorts in Deutschland das Vaterländische Hilfsdienst-
gesetz die Phase der gewerkschaftlichen Expansion. Doch sollte es noch einige Zeit dau-
ern, ehe sich die vormals verfemten Freien Gewerkschaften durchsetzen konnten. Noch 
im Juni 1917, bei der ersten durch das Hilfsdienstgesetz vorgesehenen Arbeiterausschuss-
wahl auf dem Neunkircher Eisenwerk, erzielte der gelbe Nationale Hüttenverein zwei 
Mandate, der freigewerkschaftliche DMV lediglich eins. Klar führend war zu diesem 
Zeitpunkt der Hirsch-Dunckersche Gewerkverein mit vier Mandaten.468 Dazu passt, 
dass es während des Krieges, also vor November 1918, auf dem Werk relativ ruhig blieb. 
Antikriegsdemonstrationen oder größere Streiks blieben aus. Die noch junge Freie Ge-
werkschaft hielt sich zurück, wohl auch unter Berücksichtigung ihrer noch schwachen 
und ungesicherten Position. Die ebenfalls wenig bedeutende christliche Gewerkschaft 
bekannte sich noch am 2. November 1918 im Zuge einer in Neunkirchen abgehaltenen 
Versammlung zur Fortsetzung des Krieges und zur Monarchie: Ein katholischer Gewerk-
schaftsfunktionär warb für die Zeichnung der neunten Kriegsanleihe.469 

Angesichts ihrer zuvor marginalen Position ist es durchaus bemerkenswert, dass die 
Freien Gewerkschaften – freilich im Zusammenspiel mit den anderen Richtungsge-
werkschaften und bürgerlichen Kräften – im Neunkircher Arbeiter- und Soldatenrat 
von Beginn an eine tragende Rolle einnahmen. So fungierte der Sozialdemokrat Her-
mann Petri vom freigewerkschaftlichen Alten Verband der Bergarbeiter als Vorsitzender. 
Die Politik des Rates blieb, wie im gesamten Reich auch, pragmatisch und vorsichtig: 
Oberstes Ziel war die Sicherstellung von Ruhe und Ordnung sowie einer reibungslosen 
Versorgung mit Lebensmitteln oder Wohnraum. Man kooperierte zu diesem Zweck mit 
den lokalen ‚alten Eliten‘ und ging gegen Unruhen, Plünderungen und ähnliches vor. 
Die Besitzverhältnisse wurden nicht angetastet, ja die vom Rat gebildete Bürgerwehr 
patrouillierte vor dem Eisenwerk, um die Produktionsanlagen zu schützen.470 Vor der 
Auflösung des Arbeiter- und Bürgerrates durch die französischen Besatzer kam es aber 
doch noch zu Verwerfungen: Man fasste am 22. November den Beschluss, fortan keine 
Vertreter mehr der konfessionellen Arbeitervereine, die man aufgrund ihrer quietisti-
schen und affirmativen Haltung während des Krieges als ‚Spalterorganisationen‘ kenn-
zeichnete, in den Rat aufzunehmen.471 Hier deuteten sich die aus der Kriegszeit ererbten 

468  Vgl. Ebenau 1990, S. 50.
469  Vgl. ebd., S. 51.
470  Siehe dazu noch einmal die im Kapitel VI.2 getroffenen Ausführungen.
471  Vgl. Ebenau 1990, S. 57.
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Polarisierungstendenzen an. Diese Spannungen wurden aber im Anschluss durch den 
Einmarsch der französischen Truppen, der die kurze Räteherrschaft beendete, ein Stück 
weit überdeckt.

Bevor die Franzosen kamen, konnten die Freien Gewerkschaften, wie bereits gezeigt 
wurde, in Neunkirchen durchaus den ein oder anderen Erfolg erringen. Im Gefolge des 
Hilfsdienstgesetzes endete die lange Ära der Stigmatisierung, während der Rätephase 
bewährte man sich als Krisenmanager und im Neunkircher Eisenwerk wurde der Acht-
stundentag eingeführt. Der Beginn der Besatzungszeit bedeutete dann aber einen klaren 
Rückschritt. Die französische Besatzungsmacht, streng auf Wahrung der eigenen Inte-
ressen und Sicherstellung der öffentlichen Ruhe bedacht, verhängte Versammlungsver-
bote und weitere repressive Maßnahmen. Sozialpolitik und Parlamentarisierung, zwei 
der gewerkschaftlichen Kernthemen, standen nicht auf der tagespolitischen Agenda. So 
wurde das Saargebiet teilweise abgekoppelt von der gesamtdeutschen Entwicklung und 
von der elaborierten Sozialpolitik der Weimarer Republik. Die Rechte der lohnabhän-
gigen Bevölkerung wurden auf den Stand vom 11. November 1918 festgeschrieben. Die 
Regelungen hatten dabei Kompromisscharakter: Der Achtstundentag wurde teilweise 
realisiert, aber lediglich auf tarifvertraglicher oder betrieblicher Ebene. Die gesetzliche 
Einführung erfolgte erst 1924. Statt der in Deutschland implementierten Betriebsräte 
musste man sich an der Saar mit relativ einflussarmen Arbeiterausschüssen begnügen. 
Basale Entscheidungen wie die rechtliche Fundierung des Tarifvertragswesens oder 
die Einführung einer Arbeitslosenversicherung, die angesichts der hohen Sockelar-
beitslosigkeit während der Zwischenkriegszeit und den zyklisch wiederkehrenden Pro-
duktionskrisen wichtig gewesen wären, blieben ganz aus. Folgerichtig spricht Michael 
Ebenau von der „rückständige[n] Sozialpolitik der Regierungskommission“. Gleiches 
könnte von der anvisierten Parlamentarisierung behauptet werden: Politische Partizi-
pationsmöglichkeiten waren im Saargebiet nur bedingt gegeben, wenigstens was die 
Landespolitik betrifft. Zwar wurde 1922 mit dem Landesrat ein landesweites Parlament 
eingeführt; dieses blieb aber auf rein beratende Funktion beschränkt.472 Der Ausbau der 
demokratischen Partizipationsrechte bildete ein zentrales Themenfeld des DMV an der 
Saar.

Die latent schwelende Unzufriedenheit mit der Politik der französisch dominierten 
Regierungskommission in der Ära Rault erwirkte im Zusammenspiel mit den allgemei-
nen Krisensymptomen der Nachkriegszeit eine bisweilen sehr spannungsreiche politi-
sche Atmosphäre, die sich in etlichen Streiks niederschlug. Aufgrund der Sondersituati-
on im Saarrevier vermengten sich die politisch-sozialen Streikinhalte und -forderungen 
zunehmend mit nationalen Themen, indem vor allem Frankreich bevorzugtes Objekt 
der Kritik wurde. Die nationalistische Unterfütterung der Streikbewegungen fand 
während des hunderttägigen Saarbergarbeiterstreiks, der zeitlich mit dem Ruhrkampf 

472  Vgl. ebd., S. 57–60. Zitat ebd., S. 59. Zur französischen (Sozial)Politik vgl. auch aus der älteren Lite-
ratur Krause-Wichmann 1923, S. 23 ff.
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koinzidierte, einen gewissen Höhepunkt.473 Hier kam es auch zur öffentlichen Kenn-
zeichnung von Streikbrechern und zu Auseinandersetzungen mit der Polizei, mitunter 
auch zu Tätlichkeiten gegen französische Militärs. In Neunkirchen wurde ein franzö-
sischer Offizier niedergeschlagen. Die Regierungskommission reagierte auf die sich 
häufenden Vorkommnisse, indem sie den Ausnahmezustand über den Kreis Ottweiler 
verhängte. Es folgten Zeitungsverbote, Zensur und Ausweisungen. Ganz oben auf der 
Forderungsliste während der einzelnen Ausstände und Streiks standen, neben der Be-
hebung sozialer Missstände, die Korrektur der Versäumnisse des Saarstatuts. So wurden 
unter anderem die Einführung des deutschen Betriebsrätegesetzes sowie die Stärkung 
der Volksvertretung eingefordert.474 In den Ausständen und Streiks zeigte der DMV 
permanent Präsenz und festigte dadurch seine Position. 

Die größte Errungenschaft, die der DMV-Saar in der Nachkriegszeit erringen konnte, 
war allerdings der am 18. Oktober 1919 unterzeichnete und im August 1920 neu gefasste 
Tarifvertrag für die Hütten- und Metallindustrie, der erste kollektivvertragliche Text 
dieser Art an der Saar.475 Neben dem Arbeitgeberverband der Saarindustriellen und dem 
DMV zählten der CMV und die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine zu den unter-
zeichnenden Parteien. Georg Krause-Wichmann konstatierte zeitnah: „Der Abschluss 
von Tarifverträgen beweist auf jeden Fall, dass man von Arbeitgeberseite aus mit den Ge-
werkschaften als Machtfaktoren in der Wirtschaft rechnet.“476 So hieß es in Paragraph 7, 
Absatz 5a) den künftigen Status der Gewerkschaften in der Sozialpolitik betreffend: 
„Die Gewerkschaften werden als berufene Vertreter der Arbeiterschaft anerkannt. Eine 
Beschränkung der Koalitionsfreiheit der Arbeiterschaft ist unzulässig.“477 Dies bedeutete 
nichts anderes als die endgültige rechtliche Anerkennung der Gewerkschaften als Ver-
treter der Arbeitnehmerinteressen. In Absatz 5b) wurde daran anknüpfend festgelegt: 
„Entlassungen von Arbeitskräften dürfen nicht stattfinden wegen der Zugehörigkeit zu 
den vertragschliessenden Organisationen [oder wegen] Werbearbeit und Betätigung 
für diese Organisationen ausserhalb der Betriebe.“478 Gerade in diesen Bestimmungen 
verdichtet sich brennspiegelartig die gegenüber der Ära Stumm eingetretene Wandlung 
der politischen Verhältnisse: Die gesellschaftliche und politische Marginalisierung und 

473  Vgl. dazu Mallmann, Klaus-Michael: Klassenkampf fürs Vaterland. Der Bergarbeiterstreik 1923, 
in: Mallmann, Klaus-Michael/Schock, Gerhard/Klimmt, Reinhard (Hrsgg.): Richtig daheim wa-
ren wir nie. Entdeckungsreisen ins Saarrevier 1815–1955, Bonn 1987, S.103–108. 
474  Zu den Unruhen und den Gegenmaßnahmen vgl. Ebenau 1990, S. 63 ff., 69 und 74 ff.
475  Die vollständige Titulatur des Abkommens lautete: „Mantelvertrag des Abkommens zwischen 
dem Arbeitgeberverband der Saarindustriellen einerseits, dem Deutschen Metallarbeiterverband, dem 
Christlichen Metallarbeiterverband und dem Gewerkverein der Metallarbeiter H-D andererseits über 
die Arbeits- und Lohnverhältnisse der Arbeiter in der Hütten- und Metallindustrie des Saarlandes.“ 
Der Wortlaut des Tarifvertrags findet sich in Gabel 1921, S. 283–287. Die folgenden Zitate beruhen auf 
dem dort abgedruckten Vertragstext.
476  Krause-Wichmann 1923, S. 118.
477  Zitiert nach Gabel 1921, S. 286.
478  Ebd.
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Diskriminierung der Arbeitnehmervertretungen konnte nicht mehr offen als Ziel und 
Handlungsrichtlinie formuliert werden. Außerdem wurde die betriebliche Autonomie, 
ein fundamentaler Eckpfeiler gerade der Stummschen Betriebskonzeption, massiv ein-
geschränkt, indem die einzelnen betrieblichen Arbeitsordnungen den Bestimmungen 
des Tarifvertrags angepasst werden mussten: „Die Bestimmungen der Arbeitsordnung 
der einzelnen Werke dürfen mit den Bestimmungen dieses Abkommens nicht im Wi-
derspruch stehen.“479 

Im Gegenzug mussten sich die Gewerkschaften verpflichten, während der Arbeits-
zeit Agitationsarbeit zu unterlassen.480 Darüber hinaus sicherte das Mantelabkommen 
den Arbeitgebern auch Interpretations- und Handlungsspielräume zu, die im Zweifels-
fall gegen die offiziell anerkannten Arbeitnehmervertreter angewandt werden konnten. 
In Paragraph 8, Absatz 2 hieß es zwar: „Vertrauenspersonen der vertragsschliessenden 
Gewerkschaften, d. h. die Mitglieder der Arbeiterausschüsse dürfen wegen ihrer Eigen-
schaft als Vertrauensmann nicht entlassen werden.“ Der Passus lautete aber weiter: „Aus 
Gründen der Arbeitsordnung können sie wie jeder andere Arbeiter entlassen werden.“481 
Man darf annehmen, dass unliebsame Gewerkschaftsfunktionäre besonders kritisch be-
äugt wurden und gerade angesichts der in der Zwischenkriegszeit immer wieder auftre-
tenden Krisen und Entlassungswellen in höherem Maße gefährdet waren.

In dem Vertrag wurde des Weiteren festgehalten, wie man sich das Verhältnis zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern künftig vorstellte: 

„Die vertragschließenden Organisationen bilden eine Arbeitsgemeinschaft. Die Arbeitsge-
meinschaft soll die Fragen wirtschaftlicher und sozialer Natur, welche Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer betreffen, beraten und soweit als möglich lösen. Die Arbeitsgemeinschaft kann 
von den vertragschließenden Parteien als Vermittelungsinstanz zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer angerufen werden.“482

Die sozialpartnerschaftliche Einrichtung, die bei der Neufassung des Tarifvertrags 
1920 in ‚Tarifgemeinschaft‘ umbenannt wurde, entsprach ungefähr der in Deutschland 
1918 entstandenen ‚Zentralarbeitsgemeinschaft‘. Ihre Kooperationsstrukturen sollten 
durch eine noch zu entwerfende Geschäftsordnung geregelt werden. Innerbetriebliche 
Streitigkeiten sollten zunächst durch Verhandlungen zwischen Betriebsleitung und Ar-
beiterausschuss ausgeräumt, bei ausbleibender Einigung an einen Schlichtungsausschuss 
weiter geleitet werden.483 Trotz der aufgeladenen Atmosphäre sowie der latenten Kritik 
an Frankreich und der Regierungskommission, die sich periodisch in Streiks und Protest-

479   Ebd., S. 287.
480  Paragraph VII, Absatz 5b) enthält die Bestimmung: „Die Werbearbeit innerhalb des Werkes und das 
Einkassieren der Beiträge für die Organisation während der Arbeitszeit ist unzulässig.“ Siehe ebd., S. 286.
481  Siehe ebd., S. 287.
482  So lauten die ersten drei Absätze von Paragraph VII. Siehe ebd., S. 286.
483  Zum Schlichtungsausschuss siehe Paragraph VI. Ebd.
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aktionen entluden, setzten die Saargewerkschaften insgesamt auf Kooperation mit der 
Obrigkeit und den Industriellen. Damit reihte man sich, trotz der nicht zu verkennen-
den Sondersituation im Saargebiet und der Kritik vom linken Gewerkschaftsflügel,484 in 
den gesamtdeutschen Kontext ein, der von einer pragmatischen und konsensorientier-
ten Gewerkschaftspolitik bestimmt war. Daran ändert auch die gelegentlich aufblitzen-
de, vor allem im Zuge von Streiks und Ausständen zu vernehmende Klassenkampfrhe-
torik nichts. Der Neunkircher DMV-Bevollmächtigte Dressing etwa ließ am 27. März 
1920 in der Volksstimme verkünden, man stehe auf dem Boden des Klassenkampfes und 
die Arbeiter könnten nur auf dieser Grundlage ihre Ziele erreichen.485 Für die alltägliche 
Politik hatte dies weniger Bedeutung als das prinzipielle Bekenntnis zur Sozialpartner-
schaft. 

Substanziell enthielt der Tarifvertrag einige Regelungen, so die Fixierung des Acht-
stundentages und der Achtundvierzigstundenwoche oder die Einführung eines Jahres-
urlaubs von zwei bis sechs Tagen, gestaffelt nach Alter und Betriebszugehörigkeit. Für 
sämtliche Überstunden, die nur zur Aufrechterhaltung der kontinuierlichen Betriebe 
zulässig waren, wurden Zuschläge von bis zu 50 Prozent vereinbart.486 Thematisiert wur-
den auch wieder die Akkordlöhne, ein in der politischen und vor allem gewerkschaft-
lichen Arbeiterbewegung intensiv diskutierter Punkt. Es zeigte sich auch hier, dass die 
Gewerkschaften keineswegs prinzipiell akkordfeindlich eingestellt waren. Unbedingt 
sichergestellt werden musste allerdings die Transparenz der Akkordberechnung und 
-festsetzung. So bestimmte Paragraph 4, Absatz 1: „Jeder im Akkord arbeitende Arbei-
ter erhält vor Beginn der Arbeit Kenntnis durch Akkordzettel oder durch Anschlag von 
der Art der Arbeit, der Stückzahl und der Preise.“ Der Arbeitgeber wurde verpflichtet, 
„die Richtigkeit des Akkordes nachzuweisen“. Bei Beschwerden konnte sich der Arbeit-
nehmer an eine Kommission, bestehend aus einem Arbeiterausschussmitglied und zwei 
älteren Arbeitern, wenden, die sodann in Unterhandlungen mit der Betriebsleitung 
trat.487 Das Thema der Sozialisierung spielte naturgemäß überhaupt keine Rolle.

3.2  Parteien

a) Düdelingen: Zögerliche Anfänge und moderates Klima

Parallel zu den gewerkschaftlichen Organisationsformen und gewissermaßen in deren 
Windschatten stellten sich während der zweiten Kriegshälfte die Parteien der sozialde-
mokratischen Arbeiterbewegung neu auf. Seit 1908 regierten in Luxemburg die Sozial-
demokraten im ‚Linksblock‘ gemeinsam mit den Liberalen. Dies festigte nicht nur die 

484  Vgl. Ebenau 1990, S. 67 f.
485  Die Volksstimme, 27. März 1920.
486  Zu Fragen der Arbeitszeit, des Lohnes und des Urlaubes vgl. die ersten fünf Paragraphen: Gabel 
1921, S. 283–286.
487  Zur Akkordfrage vgl. die Paragraphen II und IV: Ebd., S. 283 und 284 f. Zitate ebd., S. 284 und 285.
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interne Spaltung, sondern entfremdete die Partei gleichzeitig von der Gewerkschaft und 
der Arbeiterschaft. Die liberalen Partner, mit denen man besonders die antiklerikale 
Ausrichtung teilte, waren nicht zuletzt die parlamentarische Vertretung des Unterneh-
mertums. In der Phase der sozialen Verwerfungen und Auseinandersetzungen während 
des Ersten Weltkriegs, als sich die Kluft zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu-
sehends vertiefte, zerbrach das Bündnis schließlich. Der Junistreik 1917 im Zusammen-
spiel mit der Wahlniederlage 1916 und dem Sturz des Sozialistenchefs Michel Welter, 
eines Förderers der Kooperation, bedeutete den „finalen Schlag“ für den Linksblock.488 
Die Sozialdemokratische Partei selbst stagnierte zu diesem Zeitpunkt in organisatori-
scher Hinsicht.

Seit dem Jahr 1916/17 erlebte die luxemburgische Arbeiterbewegung dann mehrere 
Neu- und Umgründungen. Am 21. Oktober 1917 wurde im Zuge eines Kriegsparteitags 
und aus dem Substrat der alten Sozialdemokratischen Partei die Sozialistische Partei 
Luxemburgs (SPL) gegründet. Zum Zeitpunkt ihrer Gründung zählte die SPL 485 
Mitglieder, auf dem Gründungsparteitag waren 48 Delegierte anwesend. Die Parteifüh-
rung wurde partiell umorganisiert, die Parteidisziplin sollte gegenüber der Vorkriegs-
zeit gestrafft werden. So sollten Partei und Fraktion künftig enger verzahnt werden. Der 
Parteitag selbst erhielt weitgehendere Kompetenzen, indem seine Beschlüsse von nun 
an bindend waren. Außerdem wurde die Parteileitung von sieben auf neun Mitglieder 
aufgestockt. Programmatisch beschränkte man sich auf einige Allgemeinplätze und 
vage Absichtserklärungen. Beispielsweise bekannte man sich verbal zum Klassenkampf 
und zu einem internationalen Sozialismus. Zwischen 1918 und 1920 verzeichnete die 
SPL einige organisatorische Erfolge. Die Zahl der Ortsgruppen wuchs von anfänglich 
sieben über zwölf (1918) bis auf 20 (1919). Zu Beginn des Jahre 1921 waren es dann be-
reits 25 Ortsgruppen, die sich besonders dicht im Kanton Esch konzentrierten, sowie 
etwa 1.000 Mitglieder.489 Mit der Gründung der SPL löste man sich endgültig von den 
Bürgerlich-Liberalen, mit denen die Vorkriegssozialdemokratie noch – auch angesichts 
des geltenden Mehrheitswahlrechts – Wahlbündnisse eingegangen war: Die „Trennung 
von bürgerlicher und proletarischer Demokratie“ war nun komplett vollzogen.490 Dafür 
suchte man den engen Schulterschluss mit den Freien Gewerkschaften, mit denen man 
programmatisch wie personell eng verbunden war: „Les limites entre parti socialiste et 
syndicats ouvriers […] sont fluides.“491

Der organisatorische Ausbau korrespondierte mit einigen Wahlerfolgen. Bei der 
Wahl zur verfassunggebenden Kammer im Sommer 1918 avancierte die SPL praktisch 
‚aus dem Stand‘ zur zweitstärksten Partei: Von 53 Sitzen in der Konstituante eroberte man 

488  Zu den Vorgängen um den Linksblock vgl. Trausch 1974, S. 67–71. Zitat S. 70. Im französisch-
sprachigen Original „le coup final“.
489  Vgl. Fayot 1979, S. 178–181.
490  Vgl. Schaeffer, Nico: Les forces politiques au Grand-Duché de Luxembourg (1919–1960), Paris 
1961 (2 Bde.), S. 156. Zitat nach Kocka 1983a.
491  Vgl. Scuto 1990, S. 139–142. Zitat ebd., S. 142.
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12 und wurde damit nur von der christlich-konservativen Rechtspartei, die 23 Mandate 
errang, überflügelt. Den ehemaligen Wahlverbündeten, die liberaldemokratische Partei, 
verwies man mit nur zehn Sitzen auf Platz 3, die im Frühjahr 1917 aus dem BHAV heraus 
in Opposition zum Linksblock entstandene Freie Volkspartei, deren Existenz die vorü-
bergehende Entfremdung zwischen Sozialdemokraten und Gewerkschaft offenbarte,492 
errang fünf Sitze. Die Volkspartei war in der unmittelbaren Nachkriegszeit besonders in 
Düdelingen gut verankert. Die restlichen drei Sitze gingen an unabhängige Kandidaten. 
In der verfassunggebenden Versammlung setzten sich die Sozialisten vor allem für das 
allgemeine Wahlrecht, die Umwandlung des Wahlsystems in ein Verhältniswahlrecht, 
die gesetzliche Fixierung des Achtstundentages sowie die Absetzung der Großherzogin 
und die Einführung einer Republik ein. Des Weiteren spielte die wirtschaftliche Ori-
entierung infolge des deutschen Rückzugs eine zentrale Rolle.493 Es handelte sich also 
um altbekannte Zielsetzungen, ergänzt durch die Forderung nach einem politischen 
Systemwechsel. Das breite Bekenntnis der Luxemburger zur Monarchie im Zuge des 
Referendums vom September 1919 bedeutete damit eine Niederlage für die Sozialisten. 

Die Partei hatte sich kaum konsolidiert, als es zum Bruch und zur Spaltung kam. 
Vor allem jüngere Kräfte innerhalb der SPL drängten auf eine energischere Politik und 
formulierten eine Reihe von Forderungen, so die Einrichtung eines Freistaates als ‚Lu-
xemburger Volksrepublik‘ unter der Führung einer ‚Volksregierung‘, welche wiederum 
aus einem Arbeiter- und Bauernrat gegründet werden sollte. Im wirtschaftlichen Be-
reich sollten konsequent Sozialisierungen und Verstaatlichungen, beispielsweise der Ei-
senbahn, stattfinden. Außenpolitisch forderte man das klare Bekenntnis zur III. (Mos-
kauer) Internationale. Diese Pläne hatten in der Bevölkerung keinerlei Rückhalt, ja sie 
trugen utopische Züge. Überdies konnte man kaum auf Rückhalt aus dem gewerk-
schaftlichen Lager rechnen, forderte man doch die strikte Unterordnung des BMIAV 
unter die Partei. Dennoch vermochten es die Linkskräfte, die organisatorische Spaltung 
herbeizuführen: Im Januar 1921 riefen sozialistische Dissidenten, nachdem sich schon 
vorher innerhalb der SPL eine kommunistische Fraktion gebildet hatte, in Differdin-
gen die Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL) ins Leben.494 In der Folgezeit dis-
tanzierten sich beide Arbeiterparteien immer weiter voneinander, das Verhältnis war 
von Misstrauen und wechselseitigen Polemiken geprägt. Somit glich die Struktur der 

492  Zur Entstehung und zum Wirken der Freien Volkspartei vgl. ebd., S. 171; Trausch 1974, S. 37 f. 
493  Zur Zusammensetzung der Konstituante und der Rolle, welche die SPL darin einnahm, vgl. Fayot 
1979, S. 194 f.
494  Die Spaltung der luxemburgischen Arbeiterbewegung kann hier nicht en detail diskutiert werden. 
Sehr ausführlich bei Scuto 1990, S. 142–166; außerdem Fayot 1979, S. 201 f. Zur Gründungsphase 
der SPL bis zur Sezession vgl. auch Dumont, Patrick/Fehlen, Fernand/Poirier, Philippe: Partei-
ensystem, politische Parteien und Wahlen, in: Lorig, Wolfgang H./Hirsch, Mario (Hrsgg.): Das 
politische System Luxemburgs. Eine Einführung, Wiesbaden 2008, S. 155–189, hier S. 180; Schaeffer 
1961, S. 197 ff.
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luxemburgischen Arbeiterbewegung den spannungsreichen Verhältnissen in Deutsch-
land, wenngleich auf quantitativ wie qualitativ begrenzterer Bühne.495

In Düdelingen organisierte die SPL während ihrer Aufbauphase im Jahr 1917 zwei 
Versammlungen, nämlich am 17. September und am 4. November. Die Stadt war un-
ter den sieben Ortsgruppen des Gründungsparteitags der SPL zwar immerhin mit drei 
Delegierten vertreten, blieb damit aber deutlich hinter Luxemburg-Stadt (15 Delegier-
te), Esch (10) und Differdingen (8) zurück. Auch Bettembourg (6) und Tetingen (4) 
waren stärker präsent.496 Der politische Arm der Arbeiterbewegung entwickelte in Dü-
delingen zunächst nicht die Durchschlagskraft wie in Esch oder Differdingen. Denis 
Scuto betont die lokalen Disparitäten der luxemburgischen Arbeiterbewegung – „des 
variations locales importantes“ – und benennt Düdelingen als exponiertes Beispiel für 
einen Ort, an dem die Arbeiterparteien nur in schwächerem Maße Fuß fassen konnten: 
„A Dudelange, haut-lieu du paternalisme social, symbolisé par Mayrisch, […] les syn-
dicalistes étaient politiquement plus proches du parti populiste que des socialistes.“497 
Die vor dem Krieg wirksamen Determinanten und Blockaden der Arbeiterbewegung 
griffen, folgt man Scuto, auch nach 1918 und trotz der krisenhaften Zeitumstände unver-
mindert. Zwar erlebte die Freie Gewerkschaft während des Krieges ihren Durchbruch, 
sie blieb aber stets gemäßigt und war in ihren Versammlungen, wie oben gezeigt, be-
müht, politisch neutral und auf Distanz zu den Sozialisten zu bleiben. Zudem blieb die 
gewerkschaftliche Ortsgruppe von Düdelingen der Freien Volkspartei eng verbunden, 
die zwar im Sinne der Sozialisten für soziale Reformen wie den Achtstundentag warb, 
aber in einigen Fragen eher sozialkonservative statt progressive Standpunkte vertrat. So 
stimmte die Volkspartei am 13. November 1918 in der Konstituante mit der Rechtspartei 
gegen die Sozialisten und votierte für die Beibehaltung der Monarchie. Sie fand andern-
orts nur noch wenig Unterstützung innerhalb der Arbeiterschaft, während Düdelingen 
ihre „letzte Bastion“ blieb.498 Ben Fayot betont im Zusammenhang mit den Düdelinger 
Gemeindewahlen 1920, die Sozialisten hätten allein „auf verlorenem Posten“ gestanden, 
daher habe man mit der Volkspartei ein Kartell bilden müssen. Dieses unterlag aller-
dings bei den Wahlen.499

Es finden sich nur wenig Informationen über Aktivitäten der SPL oder gar der KPL 
in Düdelingen. Interessanterweise aber liegen im Nationalarchiv zwei Protokolle über 
linkssozialistische beziehungsweise kommunistische Versammlungen vor, die fast aus-
schließlich von Italienern frequentiert wurden. So wie die italienischen Kommunisten 
im gesamten Großherzogtum einen Organisationsvorsprung gegenüber ihren luxem-

495  Vgl. Fayot 1979, S. 239–242.
496  Vgl. ebd., S. 177 ff.
497  Scuto 1990, S. 159 f.
498  Vgl. ebd., S. 174 f. Zitat ebd., S. 174. Im französischen Original „ce dernier bastion“. Die Volkspartei 
war 1919 bereits in der allmählichen Auflösung begriffen. Zur Volkspartei vgl. auch Krieps 1982, S. 67 f.
499  Vgl. Fayot 1979, S. 251. Zitat ebd.
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burgischen Genossen hatten,500 zeigten sie auch in Düdelingen frühere und stärkere 
Präsenz. Am 1. Dezember 1920 fanden sich 57 italienische, aber nur neun luxembur-
gische Arbeiter zu einer Sitzung im Saale Schneider-Beltrame zu Düdelingen, im Vier-
tel Italien, ein. Als Versammlungsleiter fungierten der italienische Kommunist Joseph 
Pianezza und sein luxemburgischer Genosse Edouard Reiland, einer der führenden 
Linksabweichler im Zuge der Spaltung der SPL. Über Pianezza, den man von Seiten 
der Polizei zunächst für einen anderen Aktivisten namens Giovanni Francini hielt, hieß 
es im Protokoll, er sei ein „wuchtiger Redner“ und mit dem Aufbau kommunistischer 
Gruppierungen beauftragt. In seiner Ansprache benannte er die Sowjetunion als Vor-
bild und forderte entsprechend die „Einführung einer planmässigen Bedarfswirtschaft, 
wie sie nunmehr in Russland nach dreijährigem Kampfe immer mehr der Realisierung 
entgegengeht“. Umgekehrt machte Pianezza auf die politischen Zustände im faschisti-
schen Italien aufmerksam. Signifikanterweise lautet der Schlusssatz des Protokollanten: 
„In Anbetracht der geringen Zahl der anwesenden Luxemburger sprach Reiland nicht, 
doch sollen beide demnächst nochmals eine Versammlung dahier einberufen, in der 
Hoffnung eine stärkere Zuhörerschaft anzuziehen.“501

Es kam zu weiteren (konspirativen) Zusammenkünften, allerdings diesmal aus-
schließlich unter italienischer Beteiligung. Am 1. März 1921 erstattete der Düdelinger 
Stationskommandant Bericht an die Generalstaatsanwaltschaft zu Luxemburg-Stadt. 
Hierin erklärte er, Pianezza habe in der Zwischenzeit, bevor der das Großherzogtum 
verlassen habe, tatsächlich eine kommunistische Gruppierung mit 25 Mitgliedern, aus-
nahmslos Italienern, gegründet. Einige Mitglieder waren namentlich bekannt, darunter 
drei Hüttenarbeiter, zwei Maurer, ein Bergmann und zwei einfach als „Arbeiter“ titu-
lierte Personen. Man tage immer donnerstags, 20 Uhr, in einer Privatwohnung im Vier-
tel Italien, wo man kommunistische Literatur beziehe und umstürzlerische Aktionen 
vorbereite: Die Gruppe stehe „zweifellos im Begriffe eine revolutionäre Tat vorzuberei-
ten, mithin ein rasches Eingreifen der kompetenten Behörden sich empfehlen dürfte“.502 
Trotz der behördlichen Befürchtungen waren die kommunistischen Aktivitäten in Dü-
delingen doch sehr überschaubar. Die wenigen Aktivisten blieben vollständig isoliert.

Über „Umtriebe eines ausländischen Kommunisten“, eines Serben namens Ivan Za-
jec, berichtete die Düdelinger Gendarmerie am 13. Februar 1921. Dieser habe sich in einer 
Düdelinger Kneipe aufgehalten und mit mehreren Personen geredet, die sodann von der 
Polizei befragt wurden. Die Ehefrau des Wirtes gab zu Protokoll: „Das Auftreten dieser 
Person verriet, dass sie Rednergabe besitzt und revolutionäre Ideen verbreitet.“ Ein Hüt-
tenpolizist ergänzte, dass Zajec „Religions- und Organisationsfragen behandelte und 
mir den Eindruck eines Kommunisten machte“. Zajec nahm anschließend Kontakte mit 
den ortsansässigen Gewerkschaftsfunktionären auf. Ihnen erklärte er, gemeinsam mit 

500  Vgl. Gallo 1987, S. 186–195.
501  Siehe AnLux, J 76/2, S. 54 ff. Alle Zitate ebd.
502  Siehe ebd., S. 96 ff.
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Edouard Reiland im Minettebassin agitieren zu wollen. Obwohl er in Esch, Differdin-
gen und Rodingen bereits öffentlich für seine Partei geworben habe heißt es, er sei in 
Düdelingen „in öffentlichen Versammlungen nicht aufgetreten“. Wenig später habe er 
die Stadt dann schon wieder verlassen und keine bleibenden Spuren hinterlassen.503 Die 
Anekdote um Ivan Zajec zeugt von der (übertriebenen) Vorsicht der Ortsgendarmerie, 
zugleich aber von der fehlenden Resonanz linksproletarischer Strömungen: Sozialisten 
wie Kommunisten fanden in Düdelingen trotz der günstigen Zeitumstände, die ja auch 
der Gewerkschaft zum Durchbruch verhalfen, kein fruchtbares Terrain vor. Dies sollte 
sich in der Zwischenkriegszeit nicht grundlegend ändern. Die einzigen nachweisbaren 
linkssozialistischen oder kommunistischen Bestrebungen gingen zudem von Auslän-
dern aus, während sich die autochthone Arbeiterschaft fern hielt. Ben Fayot fasst für die 
folgenden Jahre zusammen: „[In Düdelingen] wird es auch in den kommenden Jahren 
schwer sein, eine regelmäßige Tätigkeit aufrechtzuerhalten, die meist an einem Mann 
hängt und oft mit seinem Abgang zusammenbricht.“504

b) Neunkirchen: Frühe Erfolge und „unglückselige Spaltungszeit“

Bei den Wahlen zum Landesrat im Jahre 1922 erzielte die Sozialdemokratische Partei des 
Saargebiets (SPS) 15,0 Prozent. Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei des Saarge-
biets (USPS) spielte mit 1,4 Prozent nur noch eine marginale Rolle, während es die Kom-
munistische Partei des Saargebiets (KPS) immerhin auf 7,5 Prozent brachte.505 Die nackten 
Zahlen und Daten erlauben einige Rückschlüsse auf die Entwicklung der Arbeiterpartei-
en und die Struktur der politischen Arbeiterbewegung im Saarrevier während der Nach-
kriegszeit. Noch um die Jahrhundertwende hatte August Bebel von der „terra incogni-
ta“ des Saarreviers gesprochen und sich dabei auf die nahezu vollständig ausgebliebenen 
Organisationserfolge bezogen. Davon konnte nun, wenige Jahre nach Kriegsende, nicht 
mehr die Rede sein: Zusammengerechnet 23,9 Prozent aller Wähler des Saarreviers ga-
ben 1922 ihre Stimme für die Parteien der politischen Arbeiterbewegung ab. Im Vorfeld 
der Wahlen zur verfassunggebenden Nationalversammlung Deutschlands 1919, an der die 

503  Der gesamte Report siehe AnLux, J 76/98, S. 2 ff. Alle Zitate ebd.
504  Fayot 1979, S. 178.
505  Die Parteikürzel werden in der Forschungsliteratur nicht einheitlich verwendet: Bisweilen wird 
mit den Abkürzungen SPS beziehungsweise KPS operiert, meistens werden aber die deutschen Ab-
kürzungen übernommen. Letzteres erscheint in mehrfacher Hinsicht praktikabel. Zum einen waren 
die deutschen Mutterparteien mit ihren saarländischen Ablegern organisatorisch, programmatisch und 
ideologisch eng verflochten. Zum anderen scheint die Beibehaltung der bekannten deutschen Kürzel 
der besseren Übersichtlichkeit und Lesbarkeit zu dienen. Daher ist im Folgenden auch unter Bezug-
nahme auf die saarländischen Parteien von SPD, USPD und KPD die Rede. Die oben aufgeführten 
Wahlergebnisse zur Landesratswahl 1922 nach Zenner, Maria: Parteien und Politik im Saargebiet 
unter dem Völkerbundsregime 1920–1935 (Veröffentlichungen der Kommission für Saarländische Lan-
desgeschichte und Volksforschung, Bd. 3), Saarbrücken 1966, S. 335.
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Saarbevölkerung noch teilhatte, wurden zahlreiche sozialdemokratische Ortsvereine ge-
gründet. Zuvor bereits, im November 1918, waren Sozialdemokraten maßgeblich an der 
saarländischen Rätebewegung beteiligt. 1921 zählte die Saar-SPD immerhin 6.179 Mit-
glieder. Leider „fehlen für die SPD an der Saar verläßliche Daten zur Sozialstruktur“, wie 
Gerhard Paul und Klaus-Michael Mallmann feststellen. Allerdings scheint die Partei ihre 
Anhängerbasis erweitert zu haben: Neben Handwerkern und Facharbeitern aus mittel-
ständischen Betrieben konnte man nun auch die Beschäftigten der vormals verschlosse-
nen Leitsektoren Steinkohlebergbau und Hüttenindustrie erreichen.506 

Diese Erfolge – der Terminus ist angesichts der (fehlenden) Vorgeschichte durch-
aus angebracht – wurden aber gleich in zweierlei Hinsicht stark relativiert. Zum einen 
fällt auf, dass die katholische Zentrumspartei 1922 47,7 Prozent der Stimmen eroberte, 
mithin fast doppelt so viele Stimmen auf sich vereinigte wie die drei Arbeiterparteien 
zusammen. Damit hatte sich der Trend aus den Wahlen zur verfassunggebenden Nati-
onalversammlung 1919 sowie aus den Kommunalwahlen 1920 nicht nur bestätigt, son-
dern verstärkt: Das katholische Zentrum war in dem katholischen Land die dominie-
rende politische Kraft, im Umkehrschluss waren der Entfaltung der Arbeiterbewegung 
– auch wenn sie nicht mehr zu unterdrücken war – durch die soziokulturelle Struktur 
des Reviers klare Grenzen gesetzt. Der politische Katholizismus vermochte auch in der 
Zwischenkriegszeit viele potenzielle SPD-Wähler, das heißt Industriearbeiter, an sich 
zu binden, während die klassischen Arbeiterparteien in der Regel auf konfessionell ge-
mischte oder dominant evangelische Gemeinden beschränkt blieben.507 

Die Arbeiterparteien mussten gegenüber den angesprochenen Wahlen 1919 und 
1920 bei den Landesratswahlen 1922 Einbußen hinnehmen: Bei den gesamtdeutschen 
Wahlen 1919 kamen SPD und USPD im Saarrevier zusammen auf 37,1 Prozent, wobei 
die Unabhängigen mit nur 0,5 Prozent ein Schattendasein fristeten. Das Zentrum wies 
mit 46,8 Prozent knapp zehn Prozent mehr auf, aber der Vorsprung war geringer als 
drei Jahre später bei den Wahlen zum ersten Landesrat. Bei den Kommunalwahlen 1920 
schrumpfte der Abstand sogar noch einmal: Die beiden sozialdemokratischen Parteien 
kamen zusammen auf 36,1 Prozent, wobei die Unabhängigen nun auch immerhin 
12,3 Prozent erzielten. Das Zentrum hatte bei diesem Wahlgang 42,8 Prozent aufzu-
weisen.508 Was die Arbeiterparteien betrifft fällt also auf, dass ihr Anteil zwischen 1919 
und 1922 von über 35 auf unter 25 Prozentpunkte abfiel, während das Zentrum stets bei 
(mehr oder weniger) deutlich über 40 Prozent blieb.

Die Wahlergebnisse offenbaren einen weiteren Aspekt, den Krieg und Nachkriegs-
zeit als Strukturmerkmal generierten und der sich während der gesamten Zwischen-
kriegszeit stark auswirken sollte: Die Arbeiterbewegung war auch im Saarrevier in zwei, 

506  Zur organisatorischen Expansion und zur Anhängerbasis der Saar-SPD nach dem Ersten Weltkrieg 
vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 186 ff. Zitat ebd., S. 188.
507  Vgl. ebd., S. 186.
508  Zu den Wahlen zur verfassunggebenden Nationalversammlung 1919 und den Kommunalwahlen 
1920 vgl. ebd., S. 179.
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zwischenzeitlich sogar drei Parteien gespalten. Im Frühjahr 1918, also etwas später als im 
übrigen Reich, war an der Saar unter Protest gegen die mehrheitssozialdemokratische 
Verständigungspolitik die USPD gegründet worden. Federführend waren dabei vor al-
lem linksstehende, größtenteils jüngere Gewerkschaftsfunktionäre. Einer der führenden 
Köpfe war Karl Krämer vom freigewerkschaftlichen Alten Verband der Bergarbeiter. 
War die USPD zunächst „eine Sekte ohne jeden Massenanhang“, so konnte sie zwischen-
zeitlich durchaus Erfolge erzielen, wie an den Kommunalwahlen 1920 gezeigt wurde. Im 
gleichen Jahr zählten die unabhängigen Sozialdemokraten an der Saar rund 5.000 Mit-
glieder. Ganze SPD-Ortsvereine traten geschlossen zur USPD über.509 Dies alles wurde 
allerdings obsolet, als die Partei durch eine linke Sezessionsbewegung zunächst margina-
lisiert, schließlich aber aufgelöst wurde. Als Resultat der Linksabspaltung entstand, wie 
in Deutschland auch, die Kommunistische Partei. Stein des Anstoßes war die Frage über 
einen Anschluss an die III. Internationale, der von den Linksabweichlern vorbehaltlos 
befürwortet, von der verbliebenen USPD-Minderheit aber nicht mitgetragen wurde.510 
1922 zählte die KPD-Saar immerhin bereits 22 Ortsgruppen.511

Es zeigt sich also, dass sich die saarländischen Arbeiterparteien einerseits in den ge-
samtdeutschen Kontext einreihten: Die Struktur der Saararbeiterbewegung glich mit 
ihrer organisatorischen Spaltung, die zusehends ideologisch aufgeladen wurde und in 
den späteren Zwanzigerjahren zu massiven Polarisierungstendenzen führen sollte, der 
gesamtdeutschen Entwicklung. Andererseits hatte die saarländische Arbeiterbewegung 
aufgrund der Sonderentwicklung des Saargebiets mit ganz eigenen Problemen pro-
grammatischer Natur zu kämpfen. Besonders für die SPD stellte die nationale Frage, das 
heißt die Frage eines künftigen Anschlusses an Deutschland und, damit zusammenhän-
gend, des Verhältnisses zu Frankreich und der Regierungskommission ein schwieriges 
Terrain dar.512

509  Zur Entwicklung der USPD in den Nachkriegsjahren vgl. ebd., S. 183; Zenner 1966, S. 190 f.
510  Vgl. ebd., S. 191. Ein umfangreiches, wenn auch ideologisch imprägniertes Werk zur Geschichte der 
Saar-KPD während der Zwischenkriegszeit legte Luitwin Bies vor: Bies 1978. Zur Gründungsphase 
der KPD im Saargebiet vgl. ebd., S. 11 f. Bies zufolge entstand die erste kommunistische Ortsgruppe in 
St. Ingbert. Die Studie von Bies ist organisationsgeschichtlich interessant, allerdings aufgrund der de-
zidierten politischen Ausrichtung in ihren Urteilen verzerrend, bisweilen sogar fehlerhaft. So wird der 
„Faschismus als eine neuartige politische Waffe der Monopolbourgeoisie gegen die Arbeiterklasse“ ein-
geschätzt. Eindimensionale Deutung des differenzierten Faschismusphänomens sowie Wortwahl lassen 
die tendenziöse Ausrichtung erkennen. Siehe ebd., S. 49. Bezeichnend sind außerdem Bies Interpretati-
onen der Spätphase der Weimarer Republik: Die KPD sei die einzige Partei im Reich gewesen, „die eine 
richtige Einschätzung der Ereignisse besaß“, während die SPD in diesem Kontext nur, aufgrund ihrer 
vermeintlichen Nähe zum Kapital, als „opportunistische Arbeiterpartei“ gegeißelt wird. Zitate ebd., 
S. 69 und 88. In den ganzen Ausführungen findet sich entsprechend kein Wort zur verheerenden Sozial-
faschismustheorie oder zur blinden und im Nachhinein als fatal einzuschätzenden Moskauhörigkeit der 
deutschen wie der saarländischen KPD in den späten Zwanziger- und frühen Dreißigerjahren.
511  Vgl. ebd., S. 36.
512  Dieser Aspekt wird in Kap. VI.5 noch eingehender problematisiert.
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Obwohl die Neunkircher Sozialdemokratie vor 1914 ohne jegliches Gewicht blieb, 
ergriffen die Behörden bei Ausbruch des Ersten Weltkriegs massive Repressionen ge-
gen die wenigen ortsansässigen Parteimitglieder: Führende SPD-Anhänger wurden 
mit Kriegsbeginn verhaftet und nach Trier gebracht. In den folgenden Jahren ruhte die 
Parteiarbeit vollständig, lediglich auf privater Basis hielten die vereinzelten Aktivisten 
informelle Kontakte aufrecht.513 Initiativen zur Neubelebung der Parteistrukturen wur-
den erst gegen Kriegsende ergriffen. Im März 1918 wurde die Neunkircher Ortsgruppe 
der SPD unter Anwesenheit des späteren Berliner Polizeipräsidenten Karl Friedrich 
Zörgiebel neu gegründet. Über die Mitgliederzahlen zu diesem Zeitpunkt liegen kei-
ne Informationen vor. Es scheint aber so gewesen zu sein, dass die Partei erst im Zuge 
von Novemberrevolution und Kriegsende stärkeren Zulauf erfuhr. In einer parteiinter-
nen Jubiläumsschrift jedenfalls heißt es: „Von da an [November 1918] beginnt der or-
ganisatorische Aufstieg unserer Bewegung und ihre gewaltige Ausdehnung.“514 In einer 
ähnlichen Broschüre verweisen die Autoren auf die bis dahin geschaffenen Organisati-
onsstrukturen: „Als der Krieg endlich vorbei war, stellte sich die Partei organisatorisch 
gefestigt dar und konnte den starken Andrang neuer Mitglieder gut bewältigen.“515

Auf die neu formierte Lokalpartei, die nun auch ihre gesellschaftliche Anerkennung 
erreichte, warteten gleich verantwortungsvolle und diffizile Aufgaben. So partizipierte 
man mit mehreren Personen am Neunkircher Arbeiter- und Soldatenrat. Während der 
kurzen Ratsherrschaft manifestierten sich allerdings die auch in Neunkirchen zu kon-
statierenden Spaltungstendenzen. Karl Schneider, ein aus Baden stammender Augen-
arzt und linker Sozialdemokrat mit hoher Reputation innerhalb der örtlichen Partei, 
wurde am 10. November in den Rat gewählt und kritisierte massiv die Konsenspolitik 
der Mehrheitssozialdemokraten. Außerdem mahnte er dazu, die Revolution weiter zu 
führen und den Einfluss der Bürgerlichen zu beschränken. In der Neunkircher Zeitung 
war am 23. November 1918 zu lesen: „Er [Karl Schneider] goß die Lauge seines Spottes 
über die Bürgerschaft und machte sich darüber lustig, daß es jetzt so viele Demokraten 
gebe, die mitarbeiten wollten.“516 Zwar blieb Schneider mit seiner Position weitgehend 
isoliert, weshalb er sich 1919 der USPD anschloss, aber er versinnbildlichte die Spaltung 
der noch jungen Neunkircher Sozialdemokratie. Mit dem Ersten Weltkrieg begann in 

513  Vgl. 40 Jahre SPD-Ortsverein Neunkirchen-Zoo 1997, S. 15 f; außerdem Jung, Georg: Geschich-
te der Arbeiterbewegung. Kämpfe für soziale Demokratie und Verteilungsgerechtigkeit. 1. Teil, in: es 
Heftche, Juni 2005, S. 66–69, hier S. 69.
514  100 Jahre SPD Neunkirchen 2008, S. 9.
515  75 Jahre SPD Neunkirchen/Saar 1982, S. 15.
516  Vgl. Ebenau 1990, S. 56. Zitat aus der Neunkircher Zeitung nach ebd. Zur Person Karl Schnei-
ders vgl. außerdem den Beitrag von Bernhard Krajewski in: 75 Jahre SPD Neunkirchen/Saar 1982, 
S. 25 ff.; außerdem Schlicker 2009, S. 233 f. 1919 wechselte Karl Schneider zur USPD, nach de-
ren Auflösung schloss er sich wieder der SPD an. Schneider war Mitglied im Stadtrat. Als ent-
schiedener Antifaschist und Gegner des Nationalsozialismus wurde er auf persönliche Anordnung 
Reinhard Heydrichs 1940 verhaftet, nach Dachau verschleppt und dort am 5. November desselben 
Jahres ermordet.
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Neunkirchen nicht nur der Aufstieg der politischen Arbeiterbewegung, sondern auch 
die „unglückselige Spaltungszeit“.517 Zwar fanden sich SPD, USPD und KPD am 
25. April 1922 noch einmal im Neunkircher Volkshaus zusammen, um gemeinsam ihren 
Protest gegen den Gesetzentwurf zum Landesrat zu artikulieren;518 allerdings mussten 
in den Folgejahren „im politischen und gewerkschaftlichen Raum harte Kämpfe mit 
den Kommunisten ausgefochten werden“, wie es in einer sozialdemokratischen Jubilä-
umsschrift heißt.519

Verschiedene Wahlresultate zeugen vom lokalen Durchbruch der politischen Ar-
beiterbewegung. Dabei bestätigte sich der allgemeine Trend des Saarreviers, wonach 
die Arbeiterparteien vor allem in den konfessionell gemischten oder protestantisch do-
minierten Industriestädten eine führende Rolle einnahmen. Im Wahlkreis Ottweiler 
blieb die SPD bei den Wahlen zur deutschen Nationalversammlung im Januar 1919 mit 
40,1 Prozent nur wenige Prozentpunkte hinter dem Zentrum (44,8 %) zurück. Leider 
fehlen separate Daten zu Neunkirchen, aber es ist davon auszugehen, dass die SPD hier 
noch stärker vertreten war als im Wahlkreis insgesamt. Bei den Kommunalwahlen im 
Folgejahr kamen SPD und USPD gemeinsam auf 41,9 Prozent kreisweit, das Zentrum 
auf 46,6.520 Im Neunkircher Stadtrat eroberte die SPD im gleichen Jahr elf Sitze, die 
USPD bemerkenswerterweise acht. Zusammen hielt die politische Arbeiterbewegung 
19 von insgesamt 42 Sitzen.521 Im Januar 1921 verließen einige USPD-Abgeordnete 
unter Führung des Bergarbeiters Hermann Fried die unabhängigen Sozialdemokra-
ten. Diese Sezession bedeutete die Geburtsstunde der Neunkircher KPD-Sektion.522 
Folgerichtig traten die Kommunisten 1922 bei der Wahl zum Stadtrat erstmals in Er-
scheinung, wo sie vier Mandate errangen. Die SPD verlor einen Sitz und lag damit bei 
zehn, während die USPD aus dem Rat verschwand. Die politische Arbeiterbewegung 
in ihrer Gesamtheit errang damit nur noch 14 von 42 Mandaten, genau ein Drittel. 
Beim nächsten Urnengang 1923 allerdings steigerte sich die SPD auf 13 Sitze und über-
flügelte zum einzigen Mal während der Zwischenkriegszeit das Zentrum. Die KPD 
blieb bei vier.523 

In der weiteren Zwischenkriegszeit, so viel sei jetzt schon vorweg genommen, über-
nahmen die Kommunisten mitunter die Führungsrolle innerhalb der lokalen Arbei-
terbewegung. Wenn Michael Ebenau, und mit ihm etliche andere Autoren, von der 
„roten Stadt des Saargebiets“ spricht,524 so ist die Aussage aber zu relativieren, schließ-

517  So in einer SPD-Jubiläumsschrift: 75 Jahre SPD Neunkirchen/Saar 1982, S. 16.
518  Vgl. Ebenau 1990, S. 60.
519  Siehe 75 Jahre SPD Neunkirchen/Saar 1982, S. 16.
520  Vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 179.
521  Vgl. Ebenau 1990, S. 61.
522  Vgl. ebd.; außerdem Bies 1978, S. 12.
523  Zur Sitzverteilung im Neunkircher Stadtrat während der Zwischenkriegszeit siehe auch Ebenau 
2005, S. 230.
524  Vgl. Ebenau 1990, S. 61. Zitat ebd.
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lich verpassten die Arbeiterparteien auf kommunaler Ebene regelmäßig die Mehrheit. 
Dennoch spiegelt sich in den Wahlergebnissen eine klare Aufwärtsbewegung wider, 
vor allem wenn man bedenkt, dass die politische Arbeiterbewegung gewissermaßen 
‚bei Null‘ angefangen hat. Rechnet man zudem die Ergebnisse aus den Stadtratswah-
len hoch und bezieht die aufgeführten Daten aus dem Wahlkreis ein, so zeigt sich, 
dass die Arbeiterbewegung in ihrer Gesamtheit in Neunkirchen stärker war als auf 
Landesebene.

4  Der Märzstreik 1921 in Düdelingen: 
Ursachen – Verlauf – Akteure – Folgen

Die große Streikbewegung während der ersten Märzhälfte 1921 markierte den Höhe- und 
Kulminationspunkt der spannungsreichen Nachkriegszeit in Luxemburg.525 Zwar ist es 
ungerechtfertigt, wenn in einem älteren Beitrag von einem „Generalstreik sozialer und 
politischer Natur“ die Rede ist.526 Dafür war die Resonanz der Bewegung nicht groß ge-
nug, ihre Ambitionen nicht klar genug definiert. Zurecht bemerkte demgegenüber Hen-
ri Koch: „Die streikenden Arbeiter blieben in ihren Betrieben auf sich allein gestellt.“527 
Koch verweist in diesem Zusammenhang etwa auf die mangelnde Unterstützung von 
Seiten der Eisenbahnarbeiter, mit welcher die Industriegewerkschaft eigentlich gerechnet 
hatte. Nichtsdestotrotz beteiligten sich mitunter 17.000 bis 18.000 Arbeiter528 an dem 
Streik, er war damit in seiner Dimension bis dahin unerreicht im Großherzogtum. Un-
mittelbarer Anlass für den Ausstand waren Entlassungen beziehungsweise deren Ankün-
digung in Differdingen, Rodingen und Steinfort. Die tieferen Ursachen sind allerdings 
in der latent krisenhaften Nachkriegsökonomie zu suchen. Die Eisen- und Stahlindustrie 
litt vor allem an einem Preisverfall der Metallprodukte und an einer Absatzkrise. Die 
Unternehmer reagierten mit Lohnreduzierungen und Ankündigung von Personalreduk-
tion. In der Arbeiterschaft verbreitete sich eine latente Angst vor Arbeitslosigkeit.529 

Differdingen entwickelte sich zum „point de départ et centre de gravité de la grève“.530 
Am 1. März traten hier sämtliche Arbeiter – ob entlassen oder nicht – in den passiven 

525  Prägnant formuliert Gillbert Trausch: „La grève de 1921 est l’aboutissement, le couronnement si l’on 
osait dire, le point culminant en tout cas de la grave crise économique et sociale qui secoue et déchire le 
Luxembourg depuis 1914.“ Siehe Trausch 1974, S. 114.
526  Cerf, Paul: Der Generalstreik von 1921, in: An der Ucht. Letzeburger Familje-Kalenner 1971, S. 33–
38, hier S. 33.
527  Koch 1978, S. 325.
528  Zahlen nach Scuto 1990, S. 269. Scuto wertet die hohe Zahl als Beleg für die fortgeschrittene 
Bewusstseinsbildung der luxemburgischen Arbeiterklasse: „17.000 à 18.000 ouvriers métallurgistes et 
mineurs ont montré au pays que la solidarité ouvrière en action existe.“ Siehe ebd.
529  Zu Ursachen und Anlass der Streikbewegung vgl. ebd., S. 209 f.; Koch 1978, S. 323 f.
530  Scuto 1990, S. 224. Zu den Anfängen des Streiks vgl. Trausch 1974, S. 98–101.
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Widerstand. Zur Leitung des Streiks wurde ein Arbeiterrat proklamiert. Ausgehend von 
Differdingen breitete sich die Bewegung über das Minettebassin und sogar darüber hi-
naus aus, denn bereits am 3. März zeigten sich auch die Arbeiter von Dommeldingen, 
nördlich von Luxemburg-Stadt, solidarisch.531 Die Ausständigen forderten vor allem 
Schutz vor Kündigungen und Lohnreduktionen, bisweilen wurden auch ältere, tief-
greifendere Forderungen wie Sozialisierungen wieder aufs Tableau gebracht. Über den 
tendenziell moderaten und defensiven Forderungskatalog informiert ein in Düdelingen 
und anderen Industrieorten zirkulierendes Flugblatt: „Deshalb kämpfet alle, Hand- und 
Kopfarbeiter, Mann und Frau, mit der Parole: Gegen die Arbeiterentlassungen – Für die 
restlose Durchführung der 48-Stundenwoche in allen Betrieben. Gegen den Lohnabbau 
– Für die Produktionskontrolle durch die Arbeiterschaft.“532 

Die Arbeiterorganisationen vermochten es im Endeffekt aber nicht, sich auf eine klare 
Linie und eine stringente Methodik zu einigen. Dies war sicher einer der Gründe ihres 
Scheiterns. Außerdem schlossen sich die Vertreter anderer Branchen, etwa die Eisen-
bahnarbeiter, der Bewegung nicht an. Überdies hatten Gewerkschaften und Ausständige 
dieses Mal, im Gegensatz zum Streik 1917, die öffentliche Meinung gegen sich. Auch die 
Konjunktur lieferte im März 1921 keine guten Rahmenbedingungen, war doch die wirt-
schaftliche Entwicklung der Nachkriegszeit prekär.533 Wichtiger noch waren vielleicht 
die abermals intransigente Haltung und effektive Repressionspolitik der Unternehmer, 
die sich auf die Unterstützung durch die Regierung verlassen konnten. Man reagierte zu-
nächst mit Aussperrungen im größeren Stil, während parallel dazu französisches Militär 
und luxemburgische Gendarmerie anrückten. Neben diesen ad-hoc-Maßnahmen bedien-
te man sich auch der Gesetzgebung. So wurden am 11. März per Ministerialbeschluss die 
betrieblichen Arbeiterausschüsse als vermeintliche Rädelsführer aufgelöst, am 16. März 
wurde dieser Beschluss vom Parlament bestätigt.534 Das Unternehmertum handelte, 
nicht zuletzt wegen der zu erwartenden Arbeitslosigkeit infolge der wirtschaftlichen Kri-
sensituation, aus einer starken Position heraus und wusste diese auch zu nutzen. Zu dem 
Zeitpunkt, als die Betriebsräte aufgelöst wurden, war die Streikwelle schon im Abflauen 
begriffen. An den Orten, wo die Organisationsstrukturen am wenigsten ausgeprägt wa-
ren, erlosch der Elan am frühesten: Bereits am 9. März nahmen die Arbeiter von Paul 
Wurth in der Hauptstadt die Arbeit wieder auf, einen Tag später wurde in allen Hol-
lericher Betrieben wieder gearbeitet.535 Am 17. März beschloss der BMIAV, die Arbeit 
am nächsten Tag wieder aufzunehmen. In den Folgetagen kam es noch zu vereinzelten 
Zwischenfällen, aber bis zum 21. März war der Streik weitestgehend beendet.536 

531  Zur Ausbreitung der Bewegung vgl. Cerf 1971, S. 36.
532  AnLux, J 76/98, S. 29.
533  Vgl. Scuto 1990, S. 268; Trausch 1974, S. 107–111.
534  Vgl. Koch 1978, S. 326; Scuto 1990, S. 244.
535  Vgl. ebd., S. 263 ff. Am längsten währte die Bewegung in Differdingen und Rodingen, von wo aus 
sie ihren Anfang nahm.
536  Vgl. Cerf 1971, S. 38.
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Die Bewegung zeitigte gravierende Folgen, vor allem für die junge luxemburgische 
Arbeiterbewegung. Sämtliche Organisationen, allen voran der BMIAV, mussten mit 
einem massiven Mitgliederrückgang fertig werden, hinzu kamen interne Querelen zwi-
schen den Pragmatikern und den mit den Kommunisten sympathisierenden Linkskräf-
ten. Die Arbeiterbewegung musste nach der Niederschlagung des Streiks – Denis Scuto 
spricht von einem „échec peut être considéré comme total“537 – einen Neuanfang in 
organisatorischer und programmatischer Hinsicht wagen. Man hatte – ganz im Gegen-
satz zum deutschen Vorbild, das in der Regel eher auf Verhandlungen setzte und den 
Streik für gewöhnlich als ultima ratio ansah538 – vehement auf die Arbeitsniederlegung 
gedrängt. Die Strategie, die der moderaten programmatischen Ausrichtung der luxem-
burgischen Arbeiterbewegung eigentlich vollkommen zuwider lief, erwies sich als gra-
vierender Fehlschlag. Die Niederlage erforderte entsprechend eine pragmatische und 
konsensorientierte Neujustierung.539 

Erschwert wurde der Neuanfang aber durch die unnachgiebige Haltung von Patronat 
und Staat auch nach Beendigung der Ausstände: Führende Streikaktivisten wurden ent-
lassen und für lange Zeit nicht mehr eingestellt. Um die Repressionen zu koordinieren, 
wurden Schwarze Listen geführt.540 Erst ab 1924 setzte allmählich, parallel zur allgemei-
nen wirtschaftlichen Genesung, wieder eine ‚Tauwetterperiode‘ ein, in der Unternehmer 
und Regierung Zugeständnisse anboten. Am 4. April 1924 wurde eine Arbeitskammer 
eingerichtet, die als Gegengewicht zur Handelskammer vorgesehen war und in erster Li-
nie Gesetze die Arbeitnehmerschaft betreffend begutachtete.541 Am 8. Mai 1925 wurden 
die betrieblichen Ausschüsse wieder eingeführt und im gleichen Zeitraum wurden ver-
schiedene versicherungspolitische Gesetze auf den Weg gebracht.542

In seiner großen Studie zum Streik 1921 setzt Denis Scuto Düdelingen in Kontrast 
zum Streikzentrum Differdingen. So heißt es über den ARBED-Stammsitz angesichts 
der Moderatheit der dortigen Vorkommnisse: „Les événements à ARBED Dudelange 
confirment la réputation de haut-lieu du paternalisme social […].“543 Trotzdem machte 
sich der Streik auch in Düdelingen über rund drei Wochen hinweg bemerkbar, nicht 
zuletzt auch deshalb, weil dort – obwohl die ARBED weniger hart von der Krise getrof-
fen wurde als andere luxemburgische Unternehmungen – die Krisensymptome ebenfalls 
deutlich spürbar waren. 1919/1920 waren nur drei von sechs Hochöfen in Betrieb, im 

537  Scuto 1990, S. 267.
538  Vgl. Tenfelde/Volkmann (Hrsgg.) 1981, S. 20 f. Tenfelde und Volkmann wollen – in Abgren-
zung zu dem älteren Terminus – in den (großen und zentralisierten) Gewerkschaften sogar „Streikver-
meidungsvereine“ sehen. Siehe ebd., S. 21.
539  Vgl. Scuto 1990, S. 289 f.
540  Vgl. Koch 1978, S. 326.
541  Zur Arbeitskammer vgl. Cinquantenaire Chambre du Travail Luxembourg 1974, bes. S. 11–16.
542  Vgl. Scuto 1990, S. 320 f. Zum Ausbau des Versicherungswesens vgl. Braun 1982, S. 83–90.
543  Scuto 1990, S. 241.
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gleichen Geschäftsjahr produzierte man nur rund 103.429 Tonnen Roheisen gegenüber 
295.834 Tonnen 1913/14. Im selben Zeitraum sank die Stahlherstellung von 301.714 Ton-
nen auf 85.955 Tonnen. Entsprechend fürchteten die Düdelinger Arbeiter ähnliche 
Maßnahmen von Seiten der Unternehmensleitung wie in Differdingen oder Rodin-
gen.544 Über Beginn, Verlauf und Ende des Streiks sowie über die Rolle der einzelnen 
Akteure – Arbeiter, Gewerkschafter, Arbeiterdelegierte, Unternehmer, Gendarmerie – 
informieren die in diesen Tagen sehr zahlreich verfassten Polizeiprotokolle. Die örtliche 
Polizei berichtete über die nun täglich stattfindenden öffentlichen Versammlungen, an 
denen bis zu 2.000 Personen, auch Frauen und Kinder, teilnahmen. Sicherlich war die 
Perspektive des jeweils anwesenden Gendarmen perspektivisch verzerrt, vertrat er doch 
in dem Konflikt klar die Seite des Staates und damit auch diejenige der Unternehmer; 
dennoch liefern die Protokolle, auch angesichts mangelnder oder fehlender Komple-
mentärquellen, einen wichtigen Korpus.

Der Düdelinger Stationskommandant meldete auf eine entsprechende Anfrage aus 
Luxemburg hin am 23. Februar 1921: „Es werden wohl dahier weitere Arbeitskräfte nicht 
eingestellt, es stehen aber auch zur Zeit sowohl im Hütten- als auch im Bergwerkbetrie-
be weder Arbeiterentlassungen noch Kündigungen bevor.“545 Entsprechend seien zum 
1. März keine Arbeitsniederlegungen geplant, aber mit einer Solidarisierung sei dennoch 
zu rechnen, falls es in Differdingen zum Ausstand komme. Es bestehe „die Möglich-
keit, dass, falls tatsächlich die geplante Inbetriebnahme des Differdinger Hüttenwerkes 
durch die Arbeiterschaft unter Mitwirkung der kommunistischen Führer gelingt, auch 
hier wohl ein ähnlicher Versuch angestellt wird, trotzdem die kommunistische Par-
tei in Düdelingen nur schwachen Anhang hat.“546 Düdelingen wurde, wie es aus dem 
letzten Halbsatz hervorgeht, als politisch gemäßigter Ort eingestuft. Trotzdem berief 
der BMIAV am 26. Februar eine Versammlung ein, die schon von der bevorstehenden 
Konfrontation mit dem Patronat geprägt war. Die örtliche Sektion befand sich zu die-
sem Zeitpunkt in einer Krise, da von den rund 2.000 Mitgliedern nur etwa 400 an den 
zurückliegenden Vorstandswahlen teilgenommen hatten. Dennoch sandte die örtliche 
Verbandsleitung Signale aus, die auf einen Streik hindeuteten. Nicolas Biever richtete 
eine Kampfansage direkt an die Konzerndirektion: „An jenem Tag aber, an welchem 
man uns aus hiesigem Betriebe vertreiben will, vertreiben wir all’ jene, welche dies 
versuchen.“547 Ein im BMIAV organisierter Hüttenarbeiter ergänzte, unter Bezugnahme 
auf die angesichts der allgemeinen Krise zu erwartenden Einschnitte: „Die Kapitalisten 
sind bestrebt unsere Errungenschaften uns streitig zu machen, um uns wieder wie früher 
nur als Ware und nicht als Mensch zu behandeln. Wir müssen uns deshalb zur Abwehr 

544  Vgl. Les Archives de la division d’ARBED-Dudelange (1882–1940), S. XXI.
545  AnLux, J 76/98, S. 5.
546  Ebd.
547  Ebd., S. 8.
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rüsten und wirkungsvoll kann der Kampf nur werden durch immer engern Zusammen-
schluss in unseren freien Gewerkschaften […].“548 

In den Tagen vor Streikbeginn blitzte hier und da in den Reihen des BMIAV zwar 
Klassenkampfrhetorik auf, insgesamt jedoch blieben die Forderungen sehr defensiv. Man 
wollte den errungenen Besitzstand wahren, keine einschneidenden politischen oder ge-
sellschaftlichen Veränderungen herbeiführen. Geradezu paradigmatisch äußerte sich 
dazu der Volkspartei-Abgeordnete und Gewerkschaftsvertreter Herschbach: „Wir wol-
len jedoch keine Revolution und leihen deshalb nicht einer gewissen Clique [gemeint ist 
die kommunistische Partei] unser Ohr, denn eine Revolution bringt erfahrungsgemäss 
für die Arbeiterschaft keine oder doch recht unbedeutende Resultate. […] Wir wollen im 
gesetzlichen Rahmen unsere Forderungen vorbringen und durchsetzen […].“549 Hersch-
bach habe, glaubt man dem Gendarmen, „ungeteilten Beifall“ gefunden.

In Düdelingen begann am 3. März, 9.30 Uhr, der passive Widerstand.550 Vor der 
Werksdirektion kam es zu Demonstrationen, an denen sich etwa 2.000 Personen betei-
ligten.551 Tags zuvor, im Zuge einer Versammlung in einem örtlichen Wirtshaus mit rund 
700 Teilnehmern, wurde der Ausstand rhetorisch vorbereitet. So endete einer der Funk-
tionäre mit folgendem Appell: „Ich schliesse mit einem Appel [sic!] an euer Solidaritäts-
gefühl, denn die aufs Pflaster gesetzten Kameraden erwarten, dass sobald der Ruf der Or-
ganisation erfolgt, alle geschlossen zusammenstehen.“ Derselbe Redner betonte jedoch 
ebenso, die Besetzung des Differdinger Werkes durch Militär sei „begreiflich, denn die 
Regierung sah sich zu dieser Massnahme gezwungen, um nicht dem Auslande gegenüber 
Ohnmacht zu zeigen, denn in Differdingen ruht zur Zeit französisches und belgisches 
Kapital und französisches mit belgischem Militär hätte wohl die Hütte besetzt“. Dem lu-
xemburgischen Militär wolle man „nichts nachhalten, es sind Proletarierkinder wie auch 
wir“.552 Zuvor hatte der lokale Gewerkschaftssekretär Altmeisch die Auffassung vertreten, 
dass bei den Behörden „ein feinfühlendes Herz schlummert und [sie] zum Gebrauch der 
Waffen nicht übergehen würden“. Überdies erging eine Aufforderung, wie sich die Arbei-
ter zu Beginn des Ausstandes zu verhalten hätten: „Sollte jedoch bei Abgabe des Signals 
im Hochofenbetriebe eben eine ‚Coulée‘ beginnen oder im Walzwerke die Rollgänge be-
legt sein, so haben selbstredend die dort Beschäftigten vorerst ihre Arbeit zu vollenden, 
damit nicht ein bedeutender Schaden oder gar ein Unglück entsteht.“553 In den einzelnen 
Reden manifestierte sich alles in allem eine ambivalente Atmosphäre: Man wollte sich 
solidarisch zeigen mit den bedrängten Kollegen in Differdingen und befürchtete soziale 

548  Ebd., S. 9.
549  Ebd., S. 10.
550  Zum Streikverlauf vgl. Muller, Christine: Des années turbulentes, in: Ville de Dudelange (Hrsg.): 
Centenaire Diddeleng 1907–2007, Düdelingen 2007, S. 44–49, hier S. 46 ff.
551  Vgl. AnLux, J 76/98, S. 26. Zu den Anfängen in Düdelingen vgl. auch Trausch 1974, S. 107.
552  AnLux, J 76/98, S. 23 f.
553  Ebd., S. 22. Unter „Coulée“ wird hier der Hochofenabstich verstanden. Hervorhebung im Original.
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Einschnitte; auf der anderen Seite jedoch konnte von einer aggressiven oder revolutionä-
ren Stimmung überhaupt keine Rede sein.

Am Abend des 3. März versammelten sich, erneut in derselben Kneipe, laut Polizei-
protokoll etwa 1.000 Arbeiter.554 Man zeigte sich entschlossen, die passive Resistenz 
fortzuführen, zugleich aber wurden weitere Verhandlungen mit Hüttendirektor Metz 
anberaumt und abermals die Distanz zu allen radikalen Kräften unterstrichen. So konn-
te der Ortsgendarm nach Luxemburg melden: „Es sei noch bemerkt, dass bisher die 
hiesigen Arbeiterführer die komunistische [sic!] Partei seit ihrer Gründung bekämp-
fen und wiederholt versicherten, diese Partei habe zu Unrecht in die Arbeiterbewegung 
eingegriffen.“ Trotz der Ausnahmesituation gab die Stadt noch einen ruhigen Eindruck 
ab: „Die Arbeiterschaft der Hütte verhält sich ruhig; die Grubenarbeiter haben die Ar-
beit noch nicht aufgegeben.“555 In einer Verhandlung mit dem Hüttendirektor Metz am 
Vormittag des 3. März, in der man die Wiedereinstellung der Arbeiter von Differdingen 
und Rodingen sowie eine eigene Beschäftigungsgarantie durchsetzen wollte, betonte 
der Betriebsrat Paul Theobald: „Die Arbeiterschaft hat sich nicht versammelt um der 
Direktion Schwierigkeiten zu bereiten oder Einrichtungen der Hütte zu zerstören, son-
dern erstrebt nur auf friedlichem Wege eine Lösung dieser sehr wichtigen Frage.“ Metz 
bestritt daraufhin irgendwelche Entlassungspläne und forderte die Arbeitervertreter 
auf, umgehend für die Beendigung der passiven Resistenz zu sorgen und die Arbeit wie-
deraufzunehmen. Die Verhandlung endete ergebnislos und wurde vertagt, ebenso eine 
weitere Zusammenkunft am Nachmittag desselben Tages.556

Am folgenden 4. März legten die Stahl- und Walzwerkarbeiter die Arbeit nieder.557 
Außerdem wurde der passive Widerstand fortgesetzt. Es offenbarten sich aber zugleich 
tiefe Risse zwischen den gemäßigten lokalen Betriebsräten um den Delegationspräsi-
denten Paul Theobald und den offensiver agierenden Gewerkschaftssekretären. Nicolas 
Biever und sein Kollege Ewert, die verantwortlichen BMIAV-Führer vor Ort, forderten 
vehement die Inbetriebnahme eines Hochofens in Eigenregie, damit faktisch eine Ok-
kupation der werkseigenen Produktionsanlagen, und Biever äußerte dazu laut Polizei-
bericht gegenüber den unentschlossenen Arbeitern: „Gehorchet mir, das Werk gehört 
keinem Kapitalisten mehr, sondern euch allein.“558 Delegationspräsident Theobald lehn-
te diese Maßnahme strikt ab und setzte sich damit durch: „Biever und Ewert hatten dem 
Hochofen bereits 4 Chargen zugeführt respektiv zuführen lassen und nur dadurch, dass 
die Delegation ihre Handlungsweise nicht billigte, sahen sie sich gezwungen, von einer 
weiteren Inbetriebhaltung des Ofens abzustehen und so konnte ich eine Stopfung des 

554  Die Wirtshäuser, die als Versammlungsstätten dienten, verfügten über zum Teil recht große Veran-
staltungssäle.
555  AnLux, J 76/98, S. 28.
556  Die ganze Unterhandlung vgl. ebd., S. 30–33. Zitat ebd., S. 30.
557  Vgl. Conrardy 1991, S. 210.
558  AnLux, J 76/98, S. 39 f.
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Ofens wieder vollziehen lassen.“559 Eine Radikalisierung der Bewegung und eine offen-
sivere Vorgehensweise scheiterten am Widerstand der einheimischen Arbeitersekretäre. 
Weitere Versuche, das Werk zu okkupieren und in Eigenregie die Hochöfen zu betrei-
ben, scheiterten ebenfalls.560 In Düdelingen behielten die gemäßigten, der Freien Volks-
partei zugeneigten Kräfte die Oberhand.

Nach weiteren erfolglosen Verhandlungen zwischen Hüttendirektion und Arbeiter-
delegation war am 5. März im Werk per Anschlag zu lesen: 

„Seit 2 Tagen hat die Gesamtarbeiterschaft, mit Ausnahme der Hochofenarbeiter, der Ma-
schinisten der Hochofengebläse und Elektrischen Zentrale die Arbeit verweigert und ist da-
durch kontraktbrüchig geworden. Infolgedessen sieht sich die Gesellschaft gezwungen ihre 
Betriebe zu schliessen, mit Ausnahme eines Hochofens. Dementsprechend ist der Zutritt 
des Werks allen Arbeitern verboten, mit Ausnahme der Hochofenarbeiter, der Maschinis-
ten der Hochofengebläse, der Elektrischen Zentrale und Wasserhaltung, unter der speziellen 
Bedingung, dass sie sich ausdrücklich verpflichten die Arbeit gemäss den Befehlen ihrer Vor-
gesetzten zu verrichten.“561

Die Direktion hatte mit Aussperrung reagiert, einem probaten unternehmerischen 
Mittel zur Beendigung von Streikaktionen.562 Noch am selben Tag, gegen 18.30 Uhr, 
rückte französisches Militär an, um das Werk zu räumen. Kurz zuvor, um 18 Uhr, waren 
die ersten Streikposten installiert worden, die rund um das Hüttengelände patrouillier-
ten. Der Streik hatte zwischenzeitlich, seit 14 Uhr, auch auf die lokalen Gasarbeiter über-
gegriffen.563 Bis zum 7. März hatten sich dann auch 325 Düdelinger Grubenarbeiter der 
Bewegung angeschlossen,564 das deutliche Gros stellte aber weiterhin die Hüttenarbei-
terschaft. Obwohl es im Zuge einer Versammlung am Nachmittag des 5. März zu einigen 
verbalen Scharmützeln zwischen Streikenden und der Gendarmerie kam, hieß es in dem 
entsprechenden Protokoll: „Die Streikenden bewahrten bisher die ihnen von fast allen 
Rednern empfohlene Ruhe und Disziplin.“565 Zudem sprachen sich in einer geheimen 

559  Ebd., S. 40. Zum Konflikt zwischen Gewerkschaftsvertretern und Delegation vgl. auch Muller 
2007, S. 47.
560  Vgl. Conrardy 1991, S. 211.
561  AnLux, J 76/101, S. 17. Wenig später wurde noch ein zweiter, ganz ähnlicher Anschlag folgenden 
Wortlauts angebracht: „In meiner ersten Bekanntmachung forderte ich die Hochofenarbeiter auf, den 
Befehlen ihrer Vorgesetzten Folge zu leisten. Auch meine persönliche Anfrage, die Arbeit gemäss Be-
fehlen zu verrichten, wurde verweigert. Wir sehen uns daher genötigt den letzten Hochofen ausser 
Betrieb zu nehmen und fordern die Arbeiter auf das Werk zu verlassen. Der Zutritt zur Hütte wird auch 
allen Hochofenarbeitern verweigert.“ Siehe AnLux, ADU-U1-73.
562  Vgl. Tenfelde/Volkmann (Hrsgg.) 1981, S. 13; Schönhoven 2002, S. 172–175.
563  Vgl. zu diesen Abläufen AnLux, J 76/101, S. 18 ff.
564  Vgl. ebd., S. 54.
565  Ebd., S. 20.
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Abstimmung, die Werksdirektor Metz verlangt hatte, 10 von 16 Arbeiterdelegierten für 
die Autorität des Direktors und die Befolgung legaler Wege aus, drei enthielten sich.566 

Am 8. März wurde von Seiten der Streikenden eine weitere typische Kampfmaßnah-
me getroffen: „Man teilte mit, dass Schand- respektiv Streikbrecherlisten angefertigt 
würden und nach Beilegung des Kampfes man in allen Gewerkschaftsversammlungen 
diese Verräter jedesmal an den Pranger stelle, indem man vor Eröffnung deren Name be-
kannt gebe.“567 Einen Tag später schickte der reportierende Gendarm folgende Meldung 
an die Generalstaatsanwaltschaft: „[Arbeitswillige] wurden durch das Gemeinderats-
mitglied und den Arbeiterdelegierten Eugène Conrad bei der Hütte als Streikbrecher 
notiert. Auch andere Arbeitswillige hatten sich eingestellt, entfernten sich aber wieder, 
als sie Conrad mit dem Notizbuche bemerkten.“568 In den folgenden Tagen wurden die 
Namen (vermeintlicher) Streikbrecher immer wieder öffentlich verkündet, die Listen 
sodann am Gewerkschaftslokal ausgehängt. Arbeitswillige wurden von Streikposten 
verbal angegangen.569 Ziel solcher Maßnahmen war es, die Streikdisziplin aufrecht zu 
erhalten. Dies gelang noch, wenngleich sich gewisse Spannungen zwischen Basis und 
Gewerkschaftsleitung schon zu diesem Zeitpunkt abzeichneten. So lautete das Fazit am 
8. März: „Die Versammelten wurden nicht vollauf befriedigt, da die gestern angekün-
digte Stellungnahme der Verbandsleitung noch nicht vorlag, doch trotz allem scheint 
hier die Bewegung nicht abzuflauen […].“570 Die Konzernleitung beurteilte die Lage in 
Düdelingen am Ende desselben Tages wie folgt:

„A Dudelange la grève a éclaté le même jour qu’à Esch. Les faits, chronologiquement, se 
sont suivis de façon analogue, tout en revêtant un caractère moins violent: les ouvriers ont respecté 
l’autorité patronale et exécuté en général les ordres de leurs chefs. Ils ont vidé le mélangeur et bou-
ché deux hauts-fourneaux. Le troisième a été bouché par les employés après la fermeture de 
l’usine, annoncée, tout comme à Esch par voie d’affichage. Les ouvriers ont quitté l’usine le 
samedi, 5 courant, sans opposer de résistance; seuls les membres du conseil d’usine ne sont 
sortis qu’après réquisition de la gendarmerie.“571

Trotz der beginnenden Maßnahmen gegen Streikbrecher und der Kampfrhetorik 
einiger Gewerkschafter sahen die Verantwortlichen der ARBED die Entwicklung in 
Düdelingen mit Gelassenheit. Man beurteilte die Lage wesentlich freundlicher als in 
Esch oder Differdingen, wo die Atmosphäre angespannter war. Die meisten Arbeiter 
befanden sich zwar im Ausstand, akzeptierten aber die von der Direktion vorgegebenen 
Regeln, indem sie etwa – sieht man von einigen Gewerkschaftsaktivisten um Nicolas 

566  Vgl. ebd., S. 21; außerdem Conrardy 1991, S. 211.
567  AnLux, J 76/101, S. 63.
568  Ebd., S. 87.
569  Vgl. Muller 2007, S. 47.
570  AnLux, J 76/101, S. 63.
571  AnLux, J 76/94, S. 4. Hervorhebungen durch den Autor.
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Biever ab – das Werksgelände ohne Widerstand verließen, mithin auf eine Okkupation 
von Firmeneigentum verzichteten. Es ist daher nicht ganz nachvollziehbar, wenn es in 
der zweibändigen Düdelinger Stadtgeschichte heißt, die Bewegung habe zunehmend 
eine „allure révolutionnaire“ angenommen.572

Am 9. März, während einer Versammlung auf dem Düdelinger Sportfeld, vermerkte 
der polizeiliche Protokollant: „Der Italiener Podesca, dessen Wohnort allhier nicht be-
kannt ist, redete in seiner Muttersprache seine anwesenden Landsleute an. […] Auch er 
forderte seine Landsleute auf, den Gewerkschaften treu zu bleiben und nur ihrem Rufe 
zu folgen.“573 Die italienischen Kollegen wurden gezielt zu integrieren versucht, was we-
nigstens zum Teil wohl auch gelang. Die segmentierenden Momente rückten angesichts 
der virulenten Ausnahmesituation vorübergehend in den Hintergrund. 

Am gleichen Tag war allerdings auch schon von einigen Hüttenarbeitern die Rede, 
welche die Arbeit wieder aufnehmen wollten. Als Prognose hielt der Düdelinger Gen-
darm fest: „Ein Teil der Arbeiterschaft beginnt Unwillen zu bekunden und allem An-
scheine nach tritt Morgen oder Übermorgen eine weitere Zahl zur Arbeit wieder an.“574 
Die Streikfront schien bereits zu bröckeln. Entsprechend hieß es am Folgetag: „Die jet-
zige Lage wird nur durch eine beständige Verstärkung der Streikposten aufrechterhalten. 
Deren Entfernung würde rasch die Arbeiter, das heisst immerhin eine bedeutende Zahl 
zur Hütte und zu den Gruben zurückführen.“575 Bis zum 11. März hatten 171 Arbeiter 
ihren Dienst wieder angetreten. Die Werksleitung stellte am selben Tag ein Ultimatum, 
in dem man sämtliche Arbeiter aufforderte, sich bis zum 12. März, 12 Uhr, auf dem Per-
sonalbüro zu melden, um Montags, 14. März, die Arbeit wieder aufzunehmen. Jedem, 
der sich nicht meldete, wurde fristlos gekündigt. Diese Maßnahme schien von Erfolg ge-
krönt gewesen zu sein, hieß es doch am 12. März: „Morgens kehrten 223 Arbeiter in die 
Hütte auf ihre Arbeitsplätze zurück, außerdem seien bis 18 Uhr 1.050 Hütten- und 160 
Grubenarbeiter dem Aufruf der Direktion gefolgt; viele davon wollen am Montag die 
Arbeit wieder aufnehmen.“576 Einen Tag später notierte der Protokollant, ein Gewerk-
schaftsfunktionär habe telefonisch an die BMIAV-Zentrale nach Esch gemeldet, „dass 
eine Scheiterung der Bewegung dahier bevorstehe indem sich die Arbeiter massenhaft 
zum Annahmebureau der Hütte drängen“.577 

Ein Grund der nachlassenden Streikdisziplin schien auch die mangelhafte Kommu-
nikation zwischen den Ausständigen und den Gewerkschaftsführern zu sein. So hielt 

572  Conrardy 1991, S. 210.
573  AnLux, J 76/101, S. 85.
574  Ebd., S. 87.
575  Ebd., S. 120.
576  Ebd., S. 154. Die Zahlenangaben über die Arbeitswilligen dieser Tage schwanken etwas. So heißt 
es in der Düdelinger Stadtgeschichte, 1.070 von 2.150 Hüttenarbeitern hätten sich am 11. und 12. März 
wieder eingeschrieben. Vgl. Conrardy 1991, S. 212. Ungeachtet der unterschiedlichen Meldungen war 
die Resonanz, welche die Direktion mit ihrem Angebot erreichte, beachtlich.
577  AnLux, J 76/101, S. 156 f.
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ein Düdelinger Gendarm während einer Versammlung am 13. März fest: „Ein Invalide 
fragte, wann denn die Eisenbahnarbeiter in Aktion treten werden, woraufhin er […] 
vertröstet wurde; ein weiterer Arbeiter ( Julius Schmit) fragte, warum das Wort ‚passive 
Resistenz‘ in den Versammlungen nicht ausreichend erklärt worden sei.“578 Die von den 
Verantwortlichen des BMIAV ständig wiederholte Ankündigung, wonach sich die Ei-
senbahn- und andere Arbeiter der Bewegung anschließen würden, bewahrheitete sich 
nicht. Außerdem herrschte große Konfusion über die Strategie und Zielsetzung des 
„passiven Widerstands“. Falsche Prognosen gingen mit strategischen Ungereimtheiten 
einher und untergruben so die eigene Legitimität und Aktionsbasis.579

Die Streikleitung setzte weiterhin auf die Streikposten und die Behinderung der 
Arbeitswilligen. Am 14. März meldete der Düdelinger Stationskommandant: „Bereits 
von 4 Uhr an waren die Zugänge an der Hütte von mehreren hundert Personen, vor-
wiegend Frauenspersonen, welche die Arbeitswilligen beschimpften, bedrohten und 
sogar zu verschiedenen Malen misshandelten, besetzt.“580 In die gleiche Kerbe schlug 
das katholische Luxemburger Wort, das sich im öffentlichen Diskurs klar auf die Seite 
von Patronat und Regierung schlug und berichtete: „Heute morgen wurden die Arbeits-
willigen derart belästigt, daß viele nicht zur Hütte gelangen konnten. Alte Arbeiter, die 
seit 35 Jahren ununterbrochen auf dem Werk beschäftigt sind, wurden mißhandelt, ei-
ner mit dem Barte gezerrt und auf den Boden geworfen […]. Der Terror überschreitet 
alle Grenzen.“581 Die Wortwahl ist, wenn von „Misshandlungen“ und „Terror“ die Rede 
ist, sicherlich vollkommen überzogen und der tendenziösen Sichtweise der Verfasser ge-
schuldet.582 Interessant ist, wie in dem Polizei- und in dem Pressebericht die Rolle der 
Frauen bewertet wird. Im Luxemburger Wort ist zu lesen: „Die Frauen geberden sich 
am wildesten“;583 obiger Polizeibericht spricht von „vorwiegend Frauenspersonen“, die 
an den Tätlichkeiten beteiligt gewesen seien. In einem Polizeibericht vom 11. März, um 
ein weiteres Beispiel zu nennen, hieß es: „Als heute Nachmittag, gegen 2 Uhr, Arbeits-
willige die Hütte verliessen, wurden sie von einer Menge, welche sich zu Quartier Italien 
angesammelt hatte, beschimpft und es taten sich besonders Weiber hervor.“584 In der Tat 
partizipierten die Arbeiterfrauen intensiv an den Geschehnissen: Sie waren aktiver und 
selbstbewusster Bestandteil der lokalen Arbeiterschaft, auch wenn sie im Werk selbst 

578  Ebd., S. 162. Hervorhebung im Original.
579  Denis Scuto attestiert den Düdelinger Arbeitern eine „vieille aversion [contre] tout contagion poli-
tique“, die sich hier in den zum Teil gestörten Beziehungen zu den Gewerkschaftsfunktionären wieder 
manifestiert habe. Siehe Scuto 1990, S. 261.
580  AnLux, J 76/101, S. 178.
581  Luxemburger Wort, 14. März 1921.
582  In derselben Ausgabe ist beispielsweise, vollkommen an den Realitäten vorbeigehend und in absolut 
einseitiger Manier, von „russischem Terror“ die Rede. Siehe ebd.
583  Ebd. 
584  Siehe AnLux, J 76/101, S. 131.
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kaum beschäftigt waren.585 Ihre Stigmatisierung und dezidiert negative Darstellung in 
den zitierten Quellen ist dem christlich-konservativen Weltbild der Verfasser geschul-
det: Die selbstbewusste und aktive Proletarierfrau widersprach dem überkommenen 
Frauenbild und wurde daher in den dunkelsten Farben gemalt. Von der Gegenseite je-
doch, den führenden Streikaktivisten, wurden die Verdienste der Frauen für die Bewe-
gung in hohem Maße anerkannt. So würdigte Nicolas Biever in seiner Schrift über die 
Düdelinger Arbeiterbewegung: „Die Arbeiterfrauen standen ihren Männern in nichts 
nach […].“586

Abbildung 18: Militär und Gendarmerie beim Einsatz in Düdelingen im März 1921.587

Am 14. März traf eine französische Kavallerieeinheit in Düdelingen ein, um die 
Werkszugänge zu überwachen und die Arbeitswilligen zu schützen. Bereits vorher 
befanden sich französische Jäger in dem Bereich rund um das Firmengelände. Unter-
dessen sei an diesem Tag laut Gendarmeriebericht die Zahl der Arbeitenden weiter ge-
stiegen.588 Mit Ankunft der militärischen Verstärkung entspannte sich die Lage recht 
schnell. Schon einen Tag später, am 15. März, jubelte das Luxemburger Wort  : „Der 
Terror ist gebrochen.“ Die Gendarmen und Soldaten gingen, so der Artikel weiter, 
„energisch vor“ und machten „kein Federlesens“. So seien die Streikenden, die am An-

585  Vgl. Scuto 1990, S. 258 ff. Scuto fasst die Ergebnisse der Streikbewegung mit Blick auf die Rolle der 
Frau so zusammen: „[…] les femmes ouvrières sortent de l’ombre de leur rôle d’épouse et de mère pour 
faire l’apprentissage de l’action syndicale.“ Siehe ebd., S. 259.
586  Biever 1925, S. 9.
587  Fotografie aus Conrardy 1991, S. 214. Das Luxemburger Wort kommentierte das Bild wie folgt: 
„18.3.1921. Gestern nachmittag wurde das Militär teilweise zurückgezogen. Vor dem Abmarsch wurde eine 
photographische Aufnahme der luxemburgischen und französischen Marsjünger gemacht. Die Lage ist 
vollkommen ruhig.“ Siehe ebd. Es handelt sich um französische Jäger und luxemburgische Gendarmerie.
588  Vgl. AnLux, J 76/101, S. 178.
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fang noch in Gruppen zusammen gestanden hätten, auseinander gestoben und geflo-
hen. Der Artikel schloss mit der aus Sicht des Verfassers hoffnungsfrohen Prognose: 
„Der allgemeine Eindruck ist, daß die Zahl der Arbeitswilligen, die heute wegen der 
gestrigen terroristischen Akte nicht größer geworden ist, morgen erheblich zunehmen 
wird […].“589 Tatsächlich hieß es in einem Bericht der Werksleitung: „Ce n’est que le 16 
que la reprise du travail reprenait mieux, les ouvriers sérieux ayant repris courage à la 
suite de l’intervention courageuse de la force armée.“590 Am 17. März ließ der BMIAV 
verkünden, den Ausstand beenden zu wollen. Bis zum 21. März schließlich verlief die 
Produktion wieder in geregelten Bahnen.591

Von Gewerkschaftsseite wurden die organisatorischen und strategischen Schwächen 
der eigenen Seite naturgemäß nicht als Gründe für das Scheitern benannt. Vielmehr 
hätte man „wie ein Mann […] in der Bewegung“ gestanden. Stattdessen wurde auf das 
Verhalten der Gegenseite verwiesen. Interessanterweise wurde neben „den Mißhand-
lungen von Seiten des Militärs“ – auch hier ist die Wortwahl sicher überzogen – und 
der Regierungspolitik explizit die Rolle der unternehmerischen Arbeiterpolitik hervor-
gehoben: „Den raffiniert eingerichteten ‚Sozialen Einrichtungen‘ der ARBED unterlag 
auch ein Teil der Hüttenarbeiter von Düdelingen, sobald die Direktion mit ihrem Ver-
lust drohte.“ Es zeigt sich, dass trotz aller Umbrüche und Krisen das werksinterne System 
der Versorgung intakt blieb und die betriebliche Sozialpolitik auch nach 1914/18 ihre 
domestizierende Wirkung entfalten konnte.592

Auch wenn die Ereignisse in Düdelingen, im Gegensatz etwa zu Differdingen, über-
schaubar waren, befanden sich die ARBED-Verantwortlichen vor, während und auch 
nach dem Ausstand in höchster Alarmbereitschaft. In verschiedenen werksinternen 
Stellungnahmen war die Rede von „une allure nettement révolutionnaire“ oder von 
„essais de soviétisation“. In der Beurteilung differenzierte man aber zwischen den ‚ein-
fachen Arbeitern‘, die man als Opfer von Agitatoren ansah, und den verantwortlichen 
Funktionären: „A vrai dire il n’y avait parmi nos ouvriers qu’une minorité qui était enc-
lin à la grève; la grande majorité n’a agi que sous la suggestion et les menaces des meneurs 
qui se recrutaient parmi le Syndicat et les conseils d’usine.“593 Um derartige von den Ge-
werkschaften und anderen Arbeitervertretern initiierte und geleitete Aktionen künftig 
zu verhindern war man zu massiven Gegenschlägen bereit. Von der Regierung forderte 
die Direktion eine strengere Gesetzgebung: „En ce qui concerne la répression du mou-
vement, il faut souligner que la vétusté et le caractère défectueux de notre législation ne 

589  Luxemburger Wort, 15. März 1921. Alle Zitate ebd.
590  AnLux, ADU-U1-73.
591  Zum Ende des Streiks in Düdelingen vgl. Conrardy 1991, S. 213.
592  Vgl. Biever 1925, S. 9. Alle Zitate ebd. Hervorhebung im Original.
593  Siehe AnLux, ADU-U1-73. Es handelt sich um ein ganzes Bündel von Berichten zum Streik aus 
Sicht der Werksdirektion, die unter einer Signatur zusammengefasst sind. Die obigen Zitate wurden 
aus einem Bericht mit der Überschrift „Rapport général du mouvement ouvrier“ entnommen. Dort S. 1.
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permettent pas aux pouvoirs publics de s’opposer avec l’efficacité voulue à des menées 
pareilles. Il serait désirable que sur ce point des changements y fussent apportés.“594 

Unterdessen wurde man aber auch selbst tätig. Am 21. März 1921 veröffentlichte die 
Unternehmensführung zwei Listen. Die Erste war überschrieben mit: „Ouvriers à con-
gédier pour Sabotage et offense grave provoqués dans le mouvement révolutionnaire.“ 
17 Arbeiter sollten entlassen werden, der Großteil davon gehörte, wie Eugène Conrad 
oder Paul Theobald, der durchaus gemäßigten Arbeiterdelegation, die ja die Betriebsbe-
setzung gegen den Willen der Gewerkschaft verhindert hatte, oder dem BMIAV an. Auf 
einer „Liste complémentaire des ouvriers à congédier à la suite de la grève“ standen wei-
tere zehn Namen, die allerdings nicht der Delegation angehörten. Zu den am häufigsten 
genannten Tatvorwürfen zählten Insubordination gegenüber Vorgesetzten, Aufwiege-
lung und Anstachelung von Kollegen, eigenständige Inbetriebnahme von Produktions-
anlagen sowie revolutionäre Gesinnung. Die Strafliste zeigt, dass besonders nach Rä-
delsführern gesucht wurde.595 Nicolas Biever wurde als einer der hauptverantwortlichen 
Protagonisten der Bewegung am 18. März verhaftet und zu einer dreimonatigen Gefäng-
nisstrafe, die später in eine Geldstrafe von 500 Francs umgewandelt wurde, verurteilt.596 

Umgekehrt belohnte die Hütte Loyalität. Im abschließenden Bericht über den 
Streik wurden 56 Arbeiter, ungelernte Kräfte wie Facharbeiter, namentlich erwähnt 
aufgrund ihrer Pflichterfüllung während das Ausstands. Besonders die Angestellten be-
ziehungsweise Privatbeamten wurden hervorgehoben: „La conduite courageuse de nos 
employés mérite tous les éloges. Tous ont été à leur poste et ont fait preuve d’un grand 
dévouement.“597 Schon während des Streiks zeigte sich, dass alle Versuche der Arbeiter-
organisationen, mit den Angestellten zu kooperieren, gescheitert waren. So halfen die 
meisten Angestellten und Ingenieure während des Ausstands, die Produktion aufrecht zu 
erhalten. Überdies machten Ingenieure die Hochofenaufzüge zum Teil unbrauchbar, um 
die Streikaktivisten daran zu hindern, den Betrieb in Eigenregie fortzuführen.598 Dabei 
handelte man partiell im Widerspruch zum Angestelltenverband, der am 2. März, zu Be-
ginn des Streiks, zu strikter Neutralität aufgerufen und ausdrücklich gemahnt hatte: „Die 
Beamten haben nur die ihnen vorgeschriebene Arbeit zu verrichten, d. h. diejenige die 
sie stets in dieser Qualität verrichtet haben. Es ist ihnen untersagt eine Beschäftigung zu 
übernehmen, die früher von Arbeitern ausgeführt wurde.“599 Die im betrieblichen Hand-
lungsfeld ausgeprägte und durch ein hierarchisches Gefälle gekennzeichnete Distanz 
zwischen Angestellten und Arbeitern schlug sich in der Ausnahmesituation des März-

594  Ebd., S. 10.
595  AnLux, ADU-U1-73. Die Angaben zu den bestraften Personen finden sich in dem Bericht „Sanc-
tions“.
596  Vgl. Conrardy 1991, S. 213.
597  AnLux, ADU-U1-73.
598  Vgl. u. a. den Polizeibericht vom 4. März: AnLux, J 76/98, S. 38–41; außerdem Conrardy 1991, 
S. 210 f.
599  AnLux, ADU-U1-73.
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streiks klar und öffentlichkeitswirksam nieder. Die von der Gewerkschaftsführung anvi-
sierte Kooperation scheiterte an den sozialen Realitäten des integrierten Hüttenbetriebs.

Die unmittelbar nach den Ereignissen erfolgenden Reaktionen antizipierten das re-
pressive Klima, das in den Folgejahren auf der Hütte wie im ganzen Großherzogtum 
herrschen sollte.600 Eine Anekdote, erzählt von einem Möllereiarbeiter während einer 
Gewerkschaftsversammlung kurz nach Streikende, steht repräsentativ für die Arbeits
atmosphäre auf dem Werk kurz nach Beendigung des Ausstands:

„Wir haben einen Hochofen-Assistenten (Ingenieur Hess) welcher nach Wiederaufnahme 
der Arbeit zu uns sagte: ‚Ihr knaschtiges Lumpenpack, jetzt arbeitet ihr wieder wie wir wollen 
und nicht anders.‘ Man zwingt uns auch schon den Hochöfen 17 Chargen zuzuführen und 
vor der Bewegung genügten 16. Es kam zwischen mir und Hess zu heftiger Aussprache und er 
drohte mir mit Entlassung und nannte mich ‚Bolschewist‘.“601

Am 7. Mai erschien im Proletarier ein anonym mit „Ein Organisierter“ unterzeich-
neter Artikel, in welchem über Repressalien gegen die Arbeiter in Düdelingen berichtet 
wurde: „In letzter Zeit werden uns persönliche Angriffe und Gewalttätigkeiten auf die 
Arbeiterschaft seitens einzelner Wadenbeißer von der hiesigen Hütte gemeldet.“ Man 
drohte, künftig „alle Brutalitäten, welche sich dieser oder jener zu Schulden kommen 
lassen wird, namentlich [zu] veröffentlichen“. Die Drohung wurde sogleich in die Tat 
umgesetzt: „Für heute wollen wir mal Meister Jean Michels (Feinwalzwerk) vor das Ge-
richt der Öffentlichkeit nehmen, damit alle Kameraden gewarnt sind und bei einem 
eventuellen Angriff von Seiten desselben ihre Abwehrmaßnahmen treffen können.“ Die-
ser Meister habe einen Arbeiter gewürgt und „mit einem harten Gegenstand“ bedroht. 
Der Betroffene musste daraufhin in ärztliche Behandlung, ein Krankenschein wurde 
ihm allerdings verweigert.602 

Der Konzern ging in der Folgezeit zumindest vorübergehend wieder zur Zehnstun-
denschicht über, womit eine der zentralen Errungenschaften der Kriegs- und Nach-
kriegsjahre massiv attackiert wurde. Die sozialdemokratische Arbeiterbewegung hatte 
eben erst in Düdelingen Fuß gefasst, sah sich aber durch die verheerende Niederlage wie-
der weit zurückgeworfen. Den infolge des Ausstands entlassenen Arbeitern war der Weg 
zurück ins Werk lange versperrt, es zirkulierten Schwarze Listen. Die Betriebsausschüsse 
waren im Verlauf der Bewegung aufgelöst worden, während die freien Arbeiterorganisa-
tionen heftige Einbußen zu verschmerzen hatten: Im Januar 1921 zählte die Düdelinger 
Sektion des BMIAV 1.900 Mitglieder, Ende des Jahres waren es nur noch rund 480.603 
Entsprechend wurden die lokalen Versammlungen viel schwächer frequentiert als wäh-

600  Vgl. dazu Lentz 1992, S. 185.
601  AnLux, J 76/2, S. 145. „Knaschtig“ ist dem luxemburgischen Idiom entnommen und bedeutet soviel 
wie „dreckig“. Hervorhebungen im Original.
602  Der entsprechende Artikel in Der Proletarier, 7. Mai 1921. Alle Zitate ebd.
603  Vgl. Scuto 1990, S. 283.
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rend des Streiks. Zudem litt die Gewerkschaft infolge der finanziellen Belastungen des 
Streiks an klammen Kassen. Auch innere Flügelkämpfe, in denen sich, folgt man Denis 
Scuto, die Düdelinger Sektion als rechter Flügel im Kampf gegen die den Kommunisten 
nahe stehenden Mitglieder hervortat, erschwerten den Neuanfang.604 Die entlassenen 
Arbeiter versuchten, mit Selbsthilfemaßnahmen auf die Misere zu antworten und riefen 
die Arbeitsgenossenschaft der Gemaßregelten (Argema) ins Leben. Die Argema war eine 
Baugenossenschaft und betätigte sich im Bau von Straßen, Kanälen, Wasserleitungen, 
Tunneln oder Wohnungen. Letztlich war sie allerdings nicht konkurrenzfähig und ging 
schnell wieder ein.605

Der Märzstreik sollte gerade für den Düdelinger Fall nicht aus der Perspektive sei-
nes Scheiterns beurteilt werden. Zu bedenken ist, dass gerade hier die politische und 
gewerkschaftliche Arbeiterbewegung noch kaum Wurzeln geschlagen hatte und dass es 
Ausstände in dieser Dimension vor der krisenhaften Nachkriegszeit schlichtweg nicht 
gab. Insofern zeugen die Märzereignisse von einer gegenüber der Vorkriegszeit ganz und 
gar veränderten gesellschaftlichen, politischen und mentalen Atmosphäre. Die bis dato 
politisch weitgehend abstinenten Hüttenarbeiter konnten im großen Stile mobilisiert 
werden und handelten wenigstens zeitweise relativ geschlossen. Allerdings hatte die 
Mobilisierung gerade hier – im Vergleich vor allem zu Differdingen – ihre Grenzen: Die 
Düdelinger Arbeiterschaft blieb im Vergleich zu anderen regionalen Industriezentren 
gemäßigt, die kommunistische Partei mit ihren utopisch-revolutionären Ambitionen 
fand kein günstiges Terrain vor. Dieser Trend sollte sich in der weiteren Zwischenkriegs-
zeit bestätigen, wie im Folgenden noch zu zeigen sein wird.

5  Organisationsentwicklung und Polarisierung: 
Tendenzen der Zwischenkriegszeit

Zum Abschluss der Darstellung sollen noch die wichtigsten Entwicklungstendenzen der 
sozialistischen Arbeiterbewegung im weiteren Untersuchungszeitraum aufgezeigt und 
diskutiert werden. Auf diese Weise lässt sich die in der Kapitelüberschrift aufgeworfene 
Frage beantworten, ob der Erste Weltkrieg auch in längerfristiger Perspektive eine Zäsur 
darstellte. Zunächst geht es dabei um den weiteren Werdegang von Gewerkschaften, Par-
teien und Vorfeldorganisationen. Sodann wird mit dem 1. Mai eines der zentralen Ereig-
nisse im Festkalender der Arbeiterbewegung thematisiert, demonstrierten die alljährlich 
stattfindenden Maifeiern doch plastisch und öffentlichkeitswirksam die organisatorische 
und programmatische Entwicklung der lokalen Arbeiterbewegungen. Auch in diesem 
Abschlusskapitel sollen die lokalen Tendenzen in den allgemeinhistorischen Kontext 

604  Vgl. ebd., S. 301 ff.
605  Zur Argema vgl. ebd., S. 309 f. In Esch existierte eine ähnliche Organisation, die Arbeitersolidarität 
(Arso).
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eingebettet werden. Aus diesem Grund gilt es am Ende noch zu fragen, inwiefern und 
inwieweit sich an beiden Untersuchungsorten die weltanschaulichen Polarisierungsten-
denzen, welche die Zwischenkriegszeit so sehr prägten, niederschlugen.

5.1  Zwischen Konsolidierung und Erosion: 
Organisationsentwicklung in der Zwischenkriegszeit

a) Parteien, Gewerkschaften und Vorfeldorganisationen

Neunkirchen

Bei den Wahlen zum Neunkircher Stadtrat im Jahre 1932 errang die SPD lediglich sechs 
von 42 Sitzen, die Partei war an einem Tiefpunkt angelangt. Gleichzeitig erzielte die 
KPD mit 15 Sitzen ein Rekordergebnis, mit dem sie sogar das Zentrum (11 Sitze) über-
traf. Dieses Resultat war weniger eine Zäsur oder ein Einbruch, sondern vielmehr der 
Höhepunkt einer längeren Entwicklung. Konnten die Sozialdemokraten in den Wahlen 
der Nachkriegszeit, bis einschließlich 1923, ihre Führungsrolle innerhalb des proletari-
schen Parteienspektrums bewahren, so war 1926 ein Gleichstand erreicht: Beide Partei-
en kamen auf jeweils zehn Sitze. 1929 fielen beide etwas ab, die SPD allerdings nur um 
einen Sitz auf neun Mandate, während die KPD noch einmal einen Rückgang auf sechs 
Sitze hinnehmen musste. In den folgenden drei Jahren, die gekennzeichnet waren vom 
vehementen Durchbruch der Weltwirtschaftskrise, neigte sich die Waage aber endgültig 
zugunsten der kommunistischen Partei.606 

Neunkirchen entwickelte sich seit der zweiten Hälfte der Zwanzigerjahre zu einer 
kommunistischen Hochburg, jedoch korrespondierten die städtischen Wahlergebnisse 
auch mit den landesweiten Entwicklungstrends: Bei den Wahlen zum Landesrat konnte 
die SPD gegenüber der KPD letztmals 1924 mit 18,4 gegenüber 15,9 Prozent die Ober-
hand behalten, aber schon 1928 hatte sich die mittlerweile klar nach Moskauer Vorbild 
strukturierte Partei mit 16,7 gegenüber 15,6 Prozentpunkten einen leichten Vorsprung 
erarbeitet. 1932 blieb die SPD mit 9,9 Prozent unter der Zehnprozentmarke, während 
die KPD mit 23,2 Prozent einen fulminanten Wahlerfolg feiern konnte und hinter dem 
Zentrum die stärkste politische Kraft stellte.607 Die Wahlergebnisse auf städtischer wie 
auf Landesebene waren signifikanter Ausdruck eines tief greifenden Erosionsprozes-
ses, dem sich die Sozialdemokratie – ähnlich wie in der deutschen Republik – an der 
Saar gegenüber sah. Neben den Problemen, die man mit der deutschen Mutterpartei 

606  Alle Ergebnisse der Wahlen zum Neunkircher Stadtrat vor der Saarabstimmung siehe Ebenau 
1990, S. 86 und Ebenau 2005, S. 230.
607  Die Wahlergebnisse zum Landesrat siehe Ebenau 1990, S. 85. Selbst in der Broschüre zum 100-jäh-
rigen Jubiläum der Partei in Neunkirchen musste eingeräumt werden, dass „die SPD […] bei Wahlen bis 
1932 herbe Einbrüche gegenüber der KPD zu verzeichnen hatte“. Siehe 100 Jahre SPD Neunkirchen, 
S. 11.
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teilte,608 hatte die Saar-SPD mit landesspezifischen Schwierigkeiten zu kämpfen. Diese 
waren zum Teil in der historisch ererbten politischen Landschaft des Reviers begründet: 
Viel stärker als andernorts musste man sich mit dem politischen Katholizismus um die 
potenzielle Stammwählerschaft duellieren. Auf der anderen Seite kam in der Zwischen-
kriegszeit eine Problemstellung hinzu, die aus dem Sonderstatus des Saargebiets resul-
tierte: Die SPD an der Saar geriet im Kontext der nationalen Frage, das heißt der Po-
sitionierung zu Deutschland und Frankreich, in ein „ideologisches Dilemma“, das sich 
schließlich nicht mehr auflösen ließ. Fuhr man zunächst eine dezidiert nationale und 
antifranzösische Linie in ausdrücklicher Opposition zur Regierungskommission, so er-
folgte unter der Ägide des ausgesprochenen Republikaners Max Braun seit 1928/29 eine 
Kehrtwende, die von der Basis und vom Parteiapparat nicht konsequent mitgetragen 
wurde. Innerhalb der Partei brachen entlang der nationalen Frage heftige Flügelkämpfe 
und Fraktionierungen auf, die ihr nachhaltig schadeten.609 Profiteur dieser Entwicklung 
war besonders in den konfessionell gemischten oder überwiegend protestantischen In-
dustriegemeinden die KPD. Neunkirchen darf als prototypisch für diese Entwicklung 
gelten. Gerade für die Hüttenarbeiter, die sich in einer Zeit zyklisch wiederkehrender 
Produktionskrisen und einer latenten Sockelarbeitslosigkeit ständigen Gefährdungen 
ausgesetzt sahen, hatten die Kommunisten einfachere und vermeintlich durchschlags-
kräftigere Lösungen zu bieten.610

Der Erfolg der Neunkircher Kommunisten manifestierte sich konsequenterweise 
auch auf gewerkschaftlicher und betrieblicher Ebene. Ende der Zwanzigerjahre entstand 
zunächst in Deutschland unter kommunistischer Schirmherrschaft die Revolutionäre 
Gewerkschaftsopposition (RGO). Sie sammelte unzufriedene beziehungsweise ausgesto-
ßene linke Gewerkschafter in Opposition zu den traditionellen Freien Gewerkschaften. 
Die RGO litt in Deutschland allerdings an dem Umstand, dass die KPD besonders 
unter den tendenziell weniger organisationsaffinen Erwerbslosen massiven Zuspruch 

608  Die in programmatischer und koalitionstaktischer Hinsicht schwierige Situation der SPD während 
der Weimarer Republik kann hier nicht detailliert diskutiert werden. Verwiesen sei auf das opulente 
mehrbändige Werk Heinrich August Winklers zur Geschichte der Arbeiterschaft in der Zwischen-
kriegszeit. Hier besonders: Winkler, Heinrich August: Der Schein der Normalität. Arbeiter und 
Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik 1924 bis 1930 (Geschichte der Arbeiter und der Arbeiter-
bewegung in Deutschland seit dem Ende des 18. Jahrhunderts, Bd. 10), Bonn 21988, S. 629–660; Wink-
ler, Heinrich August: Der Weg in die Katastrophe. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer 
Republik 1930–1933 (Geschichte der Arbeiter und der Arbeiterbewegung in Deutschland seit dem 
Ende des 18. Jahrhunderts, Bd. 11), Bonn 1987, S. 587–595.
609  Die Probleme der Saar-SPD in der Zwischenkriegszeit schildern ausführlich Paul/Mallmann 
1995, S. 185–201. Zitat ebd., S. 197. Vgl. auch Zenner 1966, S. 182–190. Zenner betont vor allem den 
Konkurrenzkampf mit der im Saargebiet viel nachhaltiger etablierten Zentrumspartei.
610  Zum Aufstieg der KPD vgl. ebd., S. 194–201; außerdem Bies 1978, S. 36–51. Zu den wirtschaftli-
chen Problemen der Zwischenkriegszeit, die sich zugleich negativ auf die Lohn- und Beschäftigungs-
verhältnisse der Hüttenarbeiter niederschlugen, vgl. Ebenau 2005, S. 232 f.
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fand.611 An der Saar hingegen eroberte man nach und nach bedeutende Industriezentren 
und Arbeitergemeinden, darunter Dudweiler, Dillingen, Völklingen und nicht zuletzt 
Neunkirchen. Der schleichende Niedergang des DMV in Neunkirchen dürfte, außer 
mit den zirkularen Krisenerscheinungen, mit dem Zuwachs der RGO zusammen hän-
gen. 1923 hatte der DMV hier seinen absoluten Höchststand mit 3.047 Mitgliedern er-
reicht, um dann bis 1926 auf 1.235 zu sinken. Nach einem kleinen Zwischenhoch 1927 
(1.532 Mitglieder) ging es sukzessive bergab über 755 Mitglieder 1929, also noch vor dem 
Ausbruch der Weltwirtschaftskrise an der Saar, bis zum absoluten Tiefpunkt 1932 mit 
nur noch 630 Mitgliedern.612 Während der DMV also einen zunehmenden Schwund 
verkraften musste, etablierte sich die RGO Schritt für Schritt auf dem Neunkircher Ei-
senwerk. Erstmals tauchte sie bei den Wahlen zum Arbeiterausschuss im Jahre 1929 auf, 
als sie unter der Bezeichnung „Opposition“ zwölf Sitze eroberte und damit die anderen 
Gewerkschaften klar hinter sich ließ: DMV und CMV mussten sich mit jeweils fünf 
Sitzen begnügen, der Hirsch-Dunckersche Gewerkverein kam noch auf zwei Mandate. 
Somit hatte die linksoppositionelle Gewerkschaftsvereinigung aus dem Stand heraus 
die Hälfte der Ausschusssitze erobert. Dieser Initialerfolg konnte bei der nächsten Wahl 
1931 nicht ganz bestätigt werden, jedoch blieb die RGO die stärkste Kraft. Mit neun 
Sitzen landete man vor dem DMV (7 Sitze), dem CMV (6) und dem Gewerkverein 
(abermals 2).613

Zwischen beiden Wahlgängen entwickelte die kommunistisch dominierte Gewerk-
schaft einige Aktivität. Im August 1929 initiierte man gegen den Willen der anderen 
Gewerkschaften, ja ohne diese überhaupt in Kenntnis zu setzen, einen Lohnstreik. Der-
gleichen geschah 1931 in Dillingen. Das Scheitern des Neunkircher Streiks nutzte die 
Hüttendirektion zu massiven Repressionen. Noch 1929 wurde der vermeintliche Haupt
initiator des Ausstands entlassen, im Folgejahr mussten einige der RGO angehörende 
Ausschussmitglieder das Werk verlassen.614 Der Rückgang der Stimmenzahl bei den 
Ausschusswahlen 1931 mag mit diesem Substanzverlust zusammenhängen. Streiknieder-
lage und Stimmenverluste dürfen aber nicht über den allgemeinen Trend hinwegsehen 
lassen: Die Neunkircher Arbeiterbewegung wurde gegen Ende des Betrachtungszeit-
raums kommunistisch dominiert, und zwar auf Kosten von SPD und DMV.

Im Gefolge der beiden zentralen Vergemeinschaftungsformen der sozialistischen 
Arbeiterbewegung – Parteien und Gewerkschaften – verdichtete sich in Deutschland 
bereits seit dem späteren 19. Jahrhundert eine sozialdemokratische Infrastruktur, die 

611  Zur RGO in Deutschland vgl. Schönhoven, Klaus: Die deutschen Gewerkschaften, Frankfurt 
1987, S. 169 f.
612  Zur quantitativen Entwicklung des DMV in Neunkirchen vgl. Ebenau 1990, S. 81.
613  Vgl. ebd., S. 82 f. Vgl. dazu auch 40 Jahre SPD Ortsverein Neunkirchen-Zoo, S. 17; außerdem Jung, 
Georg: Geschichte der Arbeiterbewegung. Kämpfe für soziale Demokratie und Verteilungsgerechtig-
keit. 2. Teil, in: es Heftche, Juli 2005, S. 64 ff, hier S. 66.
614  Vgl. Ebenau 1990, S. 83.
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ganz wesentlich auch durch politische Vorfeldorganisationen konstituiert wurde. Dazu 
zählten nicht zuletzt Sport-, Musik-, Gesangs- und sonstige Freizeitvereine.615 Solche 
Manifestationen einer Arbeiterbewegungskultur, die aufgrund ihrer klaren politischen 
Ausrichtung streng zu scheiden sind von den weiter oben beschriebenen sozial gemisch-
ten Vereinen, konnten an der Saar erst mit dem breiteren Durchbruch von Parteien und 
Gewerkschaften entstehen. Trotz der Ansiedelung im Vorfeld der Sozialdemokratie gab 
es, gerade in der Provinz, durchaus Überschneidungen zu bürgerlichen Vereinen. Viele 
Vereine waren nicht unbedingt hermetisch abgeriegelt. Etwas anders lag der Fall jedoch 
bei den Vereinen unter kommunistischer Ägide, die sich klar in Opposition zu Gesell-
schaft und ‚System‘ sahen. 

Im Saarrevier blieb die Arbeiterbewegungskultur hinter dem bürgerlichen und 
katholischen Vereinswesen zwar zurück, doch konnten bis zum Ende der Zwanziger-
jahre durchaus Erfolge verbucht werden. 1929 existierten an der Saar immerhin 57 Ar-
beitersportvereine mit mehr als 3.000 Mitgliedern sowie 80 Gesangvereine mit rund 
2.700 Mitgliedern, welche dem Deutschen Arbeitersängerbund (DAS) angegliedert wa-
ren.616 Ungefähr ab diesem Zeitpunkt jedoch hielt die Spaltung der Arbeiterbewegung 
auch in die Arbeiterkulturbewegung Einzug. Neben die etablierten (sozialdemokrati-
schen) Arbeitervereine traten zunehmend kommunistische Organisationsformen, die 
sich beispielsweise in der „Kampfgemeinschaft für Rote Sporteinheit im Saargebiet“ 
zusammenschlossen.617 Neben den zahlreichen Vereinen zählten unter anderem auch 
die vielen Arbeiterkneipen, die Volkshäuser und nicht zuletzt ein eigener Festkalender 
zur sozialdemokratischen Lebenswelt. Die Maifeiern übertrafen in ihrer Bedeutung die 
anderen proletarischen Feste bei weitem und sollen daher weiter unten noch gesondert 
besprochen werden.

In Neunkirchen finden sich Spuren einer lebendigen Vereinskultur im Vorfeld der 
politischen Parteien, auch wenn sich die mehrfach zitierten Jubiläumsbroschüren der 
Neunkircher SPD diesem wichtigen Feld leider überhaupt nicht widmen. In Neunkir-
cher Arbeiterfunktionären wie dem Sozialdemokraten Hermann Petri, zwischenzeitlich 
Mitglied im Landesrat und seit 1927 Stadtrat, zeigte sich die Konsistenz des politischen 
Milieus: Petri war nicht nur Partei- und Gewerkschaftsaktivist, sondern auch Mitglied 
in verschiedenen Vorfeldorganisationen. So gehörte er dem lokalen Arbeiter-Sport- und 
Turnverein ebenso an wie dem städtischen Arbeitergesangverein, dem Arbeitersamari-
terbund und den Naturfreunden.618 

615  Zu diesem unfassenden und komplexen Themenbereich vgl. Ritter/Tenfelde 1992, S. 783–838.
616  Vgl. Paul, Gerhard: „Mach dich frei!“. Die Arbeiterkulturbewegung der Völkerbundszeit, in: 
Mallmann, Klaus-Michael/Schock, Gerhard/Klimmt, Reinhard (Hrsgg.): Richtig daheim waren 
wir nie. Entdeckungsreisen ins Saarrevier 1815–1955, Bonn 1987, S. 98–102, hier S. 100. Paul und Mall-
mann sprechen von 3.200 Anhängern der Arbeitersportvereine. Vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 190. 
Zur Arbeitersportbewegung im Saargebiet vgl. außerdem Linsmayer 1992, S. 401–409.
617  Vgl. Paul 1987, S. 101 f.
618  Vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 190.
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Der Gesangverein, dem Petri angehörte, war vermutlich der im Juni 1918, also noch 
während des Krieges gegründete Arbeitergesangverein „Einigkeit“. Die sozialdemokra-
tische Volksstimme definierte den Hauptzweck des Vereins dahingehend, „den Ge-
werkschaften in der Pflege der Geselligkeit helfend unter die Arme zu greifen“. Expli-
zit wurde der Bezug zwischen Gewerkschaft und Freizeitvereinigung hergestellt. Man 
pflege durch den Gesang „die Geselligkeit unter Gleichgesinnten“ und unterstütze die 
Bildungsbestrebungen der Arbeiterschaft. Der am 8. August 1919 erschienene Artikel 
verfolgte vor allem die Absicht, Mitglieder zu werben, da „noch so viele stimmbegabte 
organisierte Arbeiter abseits stehen oder bürgerliche Vereine, denen Preis- und Wettsin-
gen die Hauptsache ist, unterstützen“. Entsprechend endete der Artikel: „Darum her-
aus aus den bürgerlichen Klimbim- und hinein in die Arbeitergesangvereine!“ Verbal 
distanzierte man sich von den Gepflogenheiten der bürgerlichen Vereine, beispielsweise 
den dort gepflegten Gesangswettstreiten; allerdings wurde in den Arbeitersängerverei-
nen oftmals bürgerlicher Habitus adaptiert und imitiert, wie sich vor allem an der Aus-
wahl der Lieder zeigt. Da man sich von den bürgerlichen Gruppierungen ausdrücklich 
abgrenzte, sollte man annehmen, im Arbeitergesangverein würde vor allem das eman-
zipatorische Liedgut der Arbeiterbewegung gepflegt. Arbeitersängervereine sangen 
aber, selbst wenn sie klar im Vorfeld der SPD oder der Freien Gewerkschaft angesiedelt 
waren, keineswegs nur politische Lieder.619 Entsprechend gestaltete sich die Auswahl 
des Liedgutes beim Gesangverein „Einigkeit“. In der Volksstimme formulierte man die 
„Pflege des Volksliedes und Vermittelung guter Vokalmusik“ als künstlerischen Zweck. 
Der Monatsbeitrag für aktive Sänger wie passive Mitglieder betrug 1919 20 Pfennige. 
In der Frühphase seines Bestehens probte der Verein in der „Glashalle“ bei der alten 
Brauerei, dort also, wo die Freie Gewerkschaft vor der Eröffnung des Volkshauses ihren 
Sitz hatte.620 Es ist davon auszugehen, dass der Gesangverein „Einigkeit“ später wie viele 
ähnliche Organisationen im Umkreis der Gewerkschaft im Volkshaus unterkam, wo 
die Fäden des sozialdemokratischen Netzwerks zusammenliefen. 

Über die lokalen Arbeitersportvereine liegen leider keinerlei Informationen vor, da-
für aber einige wenige über die Bewegung der Naturfreunde. Die Naturfreundebewe-
gung entstand gegen Ende des 19. Jahrhunderts von Wien ausgehend und war sozusagen 
das proletarische Pendant zu den bürgerlich-bündischen Organisationsformen. Offiziell 
betonte man zwar seine weltanschauliche und parteipolitische Neutralität, tatsächlich 
aber war man klar im Vorfeld der politischen Arbeiterbewegung angesiedelt und in 
vielfacher Weise mit genuin sozialdemokratischen Organisationsformen verflochten.621 
Die erste Ortsgruppe im Saarrevier entstand 1912 in Saarbrücken, ein Jahr später folgte 

619  Vgl. dazu allgemein Kramer 1987, S. 261–266.
620  Vgl. Die Volksstimme, 8. August 1919. Alle Zitate ebd.
621  Zur Naturfreundebewegung vgl. Wächter, Eva: „… an der lauten Stadt vorüberziehen!“ Natur-
freunde 1918–1933 zwischen Jugendbewegung und Jugendpflege, in: Hoffmann, Heinz/Zimmer, 
Jochen (Hrsgg.): Wir sind die grüne Garde. Geschichte der Naturfreundejugend (Schriftenreihe des 
Archivs der Arbeiterjugendbewegung, Bd. 11), Essen 1986, S. 13–62, bes. S. 13–18.
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St. Ingbert. Nicht von ungefähr waren beide Städte auch frühe Standorte der Gewerk-
schaften. 1920 schlossen sich die sieben existierenden Ortsgruppen des Saargebiets zum 
„Gau Saar“ mit Sitz in St. Ingbert zusammen. Ein Jahr zuvor, 1919, war die Neunkircher 
Sektion gegründet worden. 1925 erfolgte die Grundsteinlegung zum Naturfreundehaus 
in Kirkel bei Neunkirchen, das 1928 eingeweiht werden konnte. Folgt man dem saarlän-
dischen Sozialhistoriker Joachim Heinz, so fand die Bewegung unter Bergleuten mehr 
Anhang als unter den Hüttenarbeitern, doch ist dies nicht einwandfrei zu verifizieren.622

Neben den institutionalisierten Formen der Arbeiterkulturbewegung erlebte die 
Stadt in der Zwischenkriegszeit auch die ein oder andere Großveranstaltung, an der 
lokale wie regionale Vereinigungen partizipierten. Einen gewissen Höhepunkt stellte 
der Rote Sportaufmarsch am 6. Mai 1934 dar, der vom Arbeiter Turn- und Sportbund 
(ATSB) organisiert wurde. Gemäß der kommunistischen Arbeiterzeitung hätten sich 
10.000 Personen zu dieser Großveranstaltung eingefunden.623 Im Mittelpunkt standen 
weniger sportliche Darbietungen, sondern politische Kundgebungen im Sinne des anti
faschistischen Abwehrkampfes. Der Rote Sportaufmarsch wurde in der kommunisti-
schen Vorberichterstattung einen Tag vor dem Ereignis bewusst mit einem zeitgleich 
stattfindenden Auftritt von Goebbels in Zweibrücken kontrastiert: „Diese Kundgebung 
des proletarischen Internationalismus ist angesichts der hitlerfaschistischen Provokati-
on in Zweibrücken umso bedeutsamer“, war in der Arbeiterzeitung zu lesen. Abwech-
selnd werden die Aktionen „hier in Neunkirchen“ und „dort in Zweibrücken“ kontrastiv 
gegenüber gestellt. „Hier in Neunkirchen“ werde der „unversöhnliche Kampf gegen die 
faschistischen Kriegstreiber bis zur Niederringung der faschistischen Pest an der Saar“ 
geführt und hier seien die „Reihen der ausgebeuteten und Unterdrückten“ vereint. 
„Dort, in Zweibrücken“ aber habe man es mit der „chauvinistischen Kriegshetze des 
faschistischen Lügenministers Goebbels“ sowie einer „Lügen- und Terrorproklamation 
der Deutschen Front des Millionenverdieners Röchling und seines Strohmannes Pirro“ 
zu tun.624 Diese Veranstaltung stand schon voll im Zeichen des zu dieser Zeit tobenden 
Saarabstimmungskampfes und verweist damit bereits auf die in Kapitel 5.2 noch zu be-
handelnde Problematik.

Düdelingen

Die Düdelinger Sektion des BMIAV war nach dem Märzstreik zwischenzeitlich auf 360 
Mitglieder geschrumpft,625 ehe dann ein recht schneller Wiederaufbau gelang. Mitte der 

622  Zur Naturfreundebewegung im Saarrevier allgemein vgl. Heinz, Joachim: Die Arbeiterschaft zum 
„Arbeitsmenschen“ sittlich heben, in: Arbeitnehmer 12 (1995), S. 440 ff. Zu Neunkirchen vgl. Zurück 
zur Natur, in: Kiebitz. Das Neunkircher Stadtblatt. März 1996, S. 4 f. Beide regionale beziehungsweise 
lokale Zeitschriften liegen im Stadtarchiv der Kreisstadt Neunkirchen vor.
623  Siehe Arbeiterzeitung, 8. Mai 1934.
624  Alle Informationen aus Arbeiterzeitung, 5. Mai 1934. Alle Zitate ebd.
625  Zahl nach Geschichte der Arbeiterbewegung 1957, S. 108.
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Zwanzigerjahre hatte man den Abwärtstrend gestoppt und zählte wieder 1.500 Personen 
in seinen Reihen.626 Der Gesamtverband hatte inzwischen eine strategische Neuausrich-
tung vollzogen. 1921 hatte man frühzeitig auf Streik gesetzt. Diese Option wurde mit der 
verheerenden Niederlage obsolet. Henri Koch beschreibt den neuen Kurs des BMIAV 
wie folgt: „Die Gewerkschaften wandten sich einem taktisch bedingten, überlegten Re-
formismus zu, der […] ein entscheidender Faktor der modernen Entwicklung wurde.“627 
Konkret setzte man sich für den Ausbau der Sozialgesetzgebung und des Arbeitsschut-
zes sowie für die Implementierung kollektiver Arbeitsverträge ein. Über die im April 
1924 gegründete Arbeitskammer trat man in konsensorientierte Verhandlungen mit 
Patronat und Regierung. Die eigene Organisation sollte nach den Erschütterungen der 
Vorjahre dauerhaft stabilisiert werden und vor allem sollte der Primat gegenüber der 
Partei behauptet werden.628 

Der „geduldige Marsch durch die Institutionen“629 trug schließlich Früchte, etwa 
indem im Mai 1925 die Arbeiterausschüsse wieder eingeführt und im Dezember 1926 
ein Gesetz über den bezahlten Urlaub verabschiedet wurde. Mit den Christlichen Ge-
werkschaften kooperierte man regelmäßig im Rahmen einer Aktionsgemeinschaft, die 
unter anderem die Lohnpolitik und das Zusammenspiel in den Arbeiterausschüssen ko-
ordinieren sollte. 1929 wurde per Regierungsbeschluss der Proporz bei Ausschusswah-
len festgesetzt, wodurch auch den Christlichen eine Vertretung eingeräumt wurde. Vor 
diesem Hintergrund war eine (begrenzte) Zusammenarbeit notwendig. Äußerer und 
öffentlichkeitswirksamer Höhepunkt der Kooperation war eine gemeinsam organisierte 
Demonstration in der Hauptstadt am 12. Januar 1936 mit bis zu 40.000 Teilnehmern, in 
deren Verlauf man gemeinsame Forderungen artikulierte. Aus der gemeinsamen Initia-
tive resultierte noch im Januar 1936 ein Großherzoglicher Beschluss, mit dem sämtliche 
Koalitionsbeschränkungen endgültig aufgehoben und die Gewerkschaften als offizielle 
Verhandlungspartner im neu geschaffenen „Nationalrat der Arbeit“ anerkannt wurden. 
Der Artikel 310 des Strafgesetzbuches, der das Versammlungsrecht zu Ungunsten der 
Gewerkschaften massiv eingeschränkt hatte, war damit hinfällig geworden.630 Am 21. Juli 
1936 wurde im Nationalrat schließlich, gleichsam als Höhepunkt der Entwicklung seit 
1921, der erste Tarifvertrag für die Luxemburger Schwerindustrie unterzeichnet.631

626  Vgl. Biever 1925, S. 10 f.
627  Koch 1978, S. 327.
628  Vgl. Lentz 1992, S. 186; außerdem Vom Berg- und Hüttenarbeiterverband über den LAV zum 
OGB-L 1986, S. 6.
629  Lentz 1992, S. 252.
630  Vgl. Vom Berg- und Hüttenarbeiterverband über den LAV zum OGB-L 1986, S. 7. Die facettenrei-
che Entwicklung der Kooperation zwischen BMIAV und der christlichen Gewerkschaft kann an dieser 
Stelle nicht hinreichend nachgezeichnet werden. Verwiesen sei auf die fundierte Darstellung bei Lentz 
1992, S. 194–210.
631  Vgl. ebd., S. 231.
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Bereits zuvor, im Jahr 1928, waren einige kommunistische Aktivisten, nicht zuletzt 
auf Initiative der Düdelinger Sektion, aus dem BMIAV ausgeschlossen worden, wo
raufhin auch im Großherzogtum die RGO entstand. Dem BMIAV ging es vor allem 
um eine Integration in Staat und Gesellschaft, weshalb man sich immer entschiedener 
von extremen Kräften distanzierte. Die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition war be-
sonders eng mit der kommunistischen Partei verknüpft und ordnete sich deren Primat 
unter. Die Forderungen der RGO – darunter die Anvisierung einer baldigen politischen 
wie gesellschaftlichen Revolution – waren utopisch und hatten zur Folge, dass diese Or-
ganisation kaum eine Rolle spielte.632 In Düdelingen hinterließ die RGO jedenfalls kei-
ne Spuren. So ist in der zweibändigen Stadtgeschichte zu lesen: „Un syndicat à tendance 
communiste RGO […] n’a pratiquement joué aucun rôle à Dudelange.“633 Es scheint so, 
dass die recht schnelle Erholung und Konsolidierung des Düdelinger BMIAV-Ortsver-
bandes vor diesem Hintergrund zu sehen ist: Die Düdelinger Sektion verkörperte durch 
ihre antirevolutionäre, moderate und partiell apolitische Ausrichtung den rechten Ge-
werkschaftsflügel. Der neue Kurs entsprach ihrer Ausrichtung und war damit einem ra-
schen Neuaufbau förderlich. 

Parallel zur numerischen Konsolidierung expandierte die Düdelinger Sektion in 
qualitativer Hinsicht. So entstand ein Arbeitergesangverein, der um 1924 zirka 50 
Mitglieder zählte und neben Unterhaltungsabenden beispielsweise Weihnachtsbesche-
rungen für Arbeiterkinder organisierte. Im Jahr 1924 sollen rund 1.000 Kinder daran 
teilgenommen haben. Bereits seit 1919 organisierte man stark frequentierte Maifeiern, 
die nach einem Einbruch 1921 später wieder ausgiebig begangen wurden. Parallel zu 
den Maifeiern richtete man Kinderfeste aus.634 Höhepunkt dieser Entwicklung und 
Zentrale der sich verbreiternden gewerkschaftlichen Infrastruktur bildete aber auch 
hier das Volkshaus, das Erste seiner Art im Großherzogtum.635 Wie andernorts litt 
die Düdelinger Arbeiterbewegung lange Zeit unter fehlenden Räumlichkeiten, sodass 
man immer wieder auf die Gunst lokaler Schankwirte angewiesen war. Um Abhilfe zu 
schaffen, wurde im April 1922 eine Genossenschaft gegründet, die sich dem Bau eines 
Gewerkschaftsheimes widmen sollte. Im August des Folgejahres schließlich wurde für 
246.000 Francs ein Haus erworben, in dem am 15. August 1923 das Gewerkschaftsheim 
eröffnet wurde. Neben Wohn- und Geschäftsräumlichkeiten sowie den Verbandsbü-
ros verfügte die neue BMIAV-Zentrale in Düdelingen über einen Festsaal „wie ihn“, 
so Nicolas Biever, „die Minettsgegend kaum aufzuweisen hat“. Somit stand nun ein 
Ort für Versammlungen zur Verfügung. Außerdem wurden ein Wirtschaftsbetrieb 
mit Flaschenbierdepot sowie eine Kegelbahn eingerichtet. Im ersten Geschäftsjahr er-

632  Zu diesen Entwicklungen vgl. ebd., S. 330–338. Zum neuen Kurs des BMIAV vgl. auch Scuto 1990, 
S. 288–295. Zur Rolle der Düdelinger beim Ausschluss der Kommunisten aus dem Verband vgl. ebd., 
S. 302 ff. Zur Entstehung der RGO im Großherzogtum vgl. Schaeffer 1961, S. 200.
633  Conrardy/Krantz 1991, S. 385.
634  Siehe dazu Biever 1925, S. 12.
635  Vgl. Geschichte der Arbeiterbewegung 1957, S. 111.
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wirtschaftete das Gewerkschaftsheim immerhin rund 30.000 Francs. Das Düdelinger 
Volkshaus sollte dafür sorgen, dass „die Bildung und Geselligkeit gefördert werde“. 
Überdies diente dieser zentrale Stützpunkt aber dazu, die Organisationsstruktur zu fes-
tigen und den Einfluss des BMIAV vor Ort zu mehren. Laut Nicolas Biever wurde das 
Heim eingerichtet, „damit die Arbeiter stets mit ihren Vertrauensmännern, auch au-
ßerhalb des Betriebes, in enger Fühlung sein sollen“.636 Entsprechend hatte man wenige 
Jahre zuvor das Angebot der Hüttendirektion abgelehnt, Räumlichkeiten des Unter-
nehmens zu nutzen. Dies hätte dem Streben nach Unabhängigkeit und eigenständiger 
Politik diametral widersprochen.637

Die sozialistische Partei befand sich zu Beginn der Zwanzigerjahre in einer Krise: 
Man verzeichnete sinkende Mitgliederzahlen, während in der programmatischen Aus-
richtung Unklarheit herrschte. Hinzu kam die Spaltung der Arbeiterbewegung, deren 
Ende nicht in Sicht war. Ganz im Gegenteil lieferten sich Sozialisten und Kommunis-
ten über die jeweiligen Parteimedien polemische Duelle.638 Die sozialistische Mehrheit 
sprach sich für ein engeres Zusammengehen mit den Gewerkschaften aus und forcierte 
zu diesem Zweck die Gründung einer neuen Partei nach Vorbild der belgischen Arbei-
terpartei. Am 21. Juni 1924 wurden in vielen Städten des Großherzogtums, unter ande-
rem auch in Düdelingen, Gründungsversammlungen abgehalten, an deren Ende eine 
neue Organisation stand: die Arbeiterpartei Luxemburgs (APL). Zum Zeitpunkt der 
Parteigründung zählte die Organisation rund 400 Mitglieder, zwei Jahre später waren 
es etwa doppelt so viele und bis 1934 stieg die Zahl auf ungefähr 1.300, um dann aber bis 
1936 wieder auf unter 1.000 zu sinken.639 Nach den Wahlergebnissen zu urteilen, war die 
Partei allerdings von höherem Gewicht, als es die Mitgliederzahlen erahnen lassen: 1937 
errang man immerhin 18 von 55 Sitzen in der Abgeordnetenkammer und war damit hin-
ter der konservativ-klerikalen Rechtspartei (25 Sitze) zweitstärkste Kraft. Im Anschluss 
daran übernahm man erstmals Regierungsverantwortung. 1940 wurde die Partei nach 
dem deutschen Einmarsch aufgelöst.640

Die APL kooperierte eng mit der Industriegewerkschaft – Marc Lentz zufolge wur-
de sie sogar zum „politischen Arm der Gewerkschaft im Parlament“641 – und stand für 
einen reformistisch-revisionistischen Kurs. Die Forderungen zielten auf Verbesserun-
gen der Arbeitssituation und auf eine materielle Besserstellung der Arbeiterschaft.642 

636  Vgl. Biever 1925, S. 17 f. Alle Zitate ebd. Außerdem Geschichte der Arbeiterbewegung 1957, 
S. 110 f.
637  Vgl. zu diesem Angebot Conrardy/Krantz 1991, S. 387.
638  Vgl. Fayot 1979, S. 238–242.
639  Zur Gründungsgeschichte der APL vgl. ebd., S. 257–266. Zur Mitgliederentwicklung siehe ebd., 
S. 275.
640  Zu den Wahlergebnissen siehe ebd., S. 463 ff.
641  Lentz 1992, S. 186.
642  Vgl. Fayot 1979, S. 266–269; außerdem La vie politique au Grand-Duché de Luxembourg 1998, 
S. 68.
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Eine Vereinigung mit den Kommunisten, die vor allem von der sozialistischen Jugend-
organisation angestrebt wurde, war damit außerhalb des Realistischen, allerdings hatte 
die KPL seit 1922 ohnehin nur noch den Status einer Splitterpartei: Schon knapp ein 
Jahr nach ihrer Gründung verlor sich die kleine Partei in Flügelkämpfen zwischen Sta-
linisten und Trotzkisten. 1928 zählte man gerade mal rund 100 Mitglieder, die meisten 
davon Italiener. Erst ab 1930, im Zuge der Weltwirtschaftskrise, erholte man sich wieder 
etwas.643 

Mit ihrer pragmatischen Ausrichtung erreichte die APL die Industriearbeiterschaft, 
stellten doch sowohl unter den Mitgliedern als auch unter den Kandidaten der Gemein-
deratswahlen die Hütten- und Bergarbeiter die Mehrheit.644 Ein vorwiegendes Ziel der 
jungen Partei war ihre organisatorische Straffung und der Aufbau einer modernen Infra-
struktur, die auch für die Jugend und für Arbeiterfrauen Angebote bereit hielt. Seit den 
späteren Zwanzigerjahren war der Trend erkennbar, dass die Zentralorgane – Parteitag, 
Parteileitung und Kontrollkommission – ihre Befugnisse ausbauten.645 Dennoch behiel-
ten wenigstens die größeren Ortsgruppen beachtliches politisches Gewicht. Laut Ben 
Fayot entwickelte die „große Ortsgruppe Düdelingen“ ab 1924 „eine rege Tätigkeit“ vor 
Ort. 

Abbildung 19: Das Gewerkschaftsheim in der Niddeschgaass (1928).646

643  Zur Krise der KPL vgl. Schaeffer 1961, S. 199–202.
644  Zur sozialen Zusammensetzung vgl. Fayot 1979, 318.
645  Zum Parteiaufbau vgl. ebd., S. 281–286.
646  Die Volkshäuser bildeten das Gravitationszentrum der lokalen Arbeiterbewegungen, liefen in ihnen 
doch die Fäden des politischen Milieus zusammen. Sie erfüllten vielerlei Funktionen und dienten als 
Räumlichkeit für Versammlungen, Schulungszentrum oder einfach als Ort der Geselligkeit. Überdies 
repräsentierten sie den gewachsenen Stellenwert der Arbeiterbewegung im Stadtbild. Die rechts noch 
zu erkennende Inschrift „Arbeiterheim Düdelingen“ wurde erst nachträglich in das Bild montiert. Ab-
bildung aus Conrardy/Krantz 1991, S. 389.
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Dies ist wohl auch mit dem Verschwinden der Freien Volkspartei beziehungsweise mit 
ihrem Aufgehen in der Arbeiterpartei zu erklären. Der eng an den Gewerkschaften an-
gelehnte Kurs der neuen Partei vermochte die aus Gewerkschaftskreisen stammenden 
Anhänger der Volkspartei anzubinden.647 Die Arbeiterpartei konnte nun in Düdelingen 
feste Wurzeln schlagen. Sie war im lokalen Schöffenrat vertreten und stellte bisweilen 
auch den Bürgermeister.648 

Es liegen keine Mitgliederzahlen speziell für Düdelingen vor. Rückschlüsse über die 
Größe der Ortsgruppe lassen sich dennoch über die Anzahl der Mandate auf den Partei-
tagen ziehen. 1926 stellte die Düdelinger Ortsgruppe 6 von 40 Delegierten. Ben Fayot 
geht davon aus, dass vier Delegierte einer Mitgliederzahl von 80 bis 100 entsprechen.649 
Das hieße also, die Düdelinger Ortsgruppe hätte zu diesem Zeitpunkt 120 bis 150 Mitglie-
der gezählt. 1930 stellte die Ortsgruppe elf von nunmehr 59 Delegierten. Fayots Schlüssel 
zufolge hätte sie damit zwischen 220 und 275 Mitglieder umfasst. Die größte Ortsgruppe 
stellte gemessen an den Parteitagsmandaten die Kantonshauptstadt Esch.650 

Auch wenn diese Zahlen nur den Charakter von Näherungswerten haben und damit 
keinen Anspruch auf exakte Abbildung der tatsächlichen Verhältnisse erheben können, 
so zeigen sie doch, dass die parteipolitische Organisation der Düdelinger Industriearbei-
terschaft überschaubar blieb angesichts einer Einwohnerzahl von 14.763 im Jahr 1930.651 
Auf der Hütte arbeiteten zu diesem Zeitpunkt – 1929 wurden die höchsten Produk-
tionszahlen im Beobachtungszeitraum erzielt – mehr als 3.000 Personen. Wenn man 
bedenkt, dass die Partei auch Bergarbeiter und Handwerker in ihren Reihen zählte, so 
dürfte die Zahl der in der APL organisierten Düdelinger Hüttenarbeiter verhältnismä-
ßig gering gewesen sein. Es lässt sich festhalten, dass die Gewerkschaft vor Ort wesent-
lich stärker blieb als die eng mit ihr verknüpfte Arbeiterpartei. 

Dennoch verfügte die Düdelinger Parteigruppe über eine Jugendorganisation, die 
eng mit der Gewerkschaft zusammen arbeitete, sowie seit Februar 1926 über einen Stu-
dienzirkel zur Arbeiterbildung.652 Überdies zeigte die APL in Düdelingen durch ver-
schiedene Kundgebungen Präsenz, so etwa im Zuge der großen Kampagne gegen einen 
Gesetzentwurf der Regierung Joseph Bech im Jahre 1936/37. Das sogenannte ‚Maulkorb-
gesetz‘ sah ein strenges Vorgehen gegen (vermeintlich) verfassungsfeindliche Kräfte vor 
und hatte besonders die Kommunisten im Visier. Es war gleichsam der Höhepunkt einer 
ganzen Reihe von repressiven Maßnahmen gegen die KPL, die sich Anfang der Dreißi-
gerjahre von ihrer tiefen Krise erholt und bei den Wahlen zur Abgeordnetenkammer 
1931 immerhin 5,5 Prozent erzielt hatte. Bei den Teilwahlen drei Jahre später wuchs man 

647  Vgl. ebd., S. 271. Zitate ebd., S. 280 und 271.
648  Vgl. ebd., S. 280. Über die Beteiligung in den kommunalpolitischen Gremien kam es mitunter auch 
zu Streit in den eigenen Reihen, der auch zu kleineren Sezessionen führte. Siehe ebd., S. 280 und 310.
649  Siehe ebd., S. 276.
650  Die Delegiertenzahlen siehe ebd., S. 284 f.
651  Zahl nach Les Archives de la division d’ARBED-Dudelange (1882–1940) o. J., S. XXI.
652  Siehe Fayot 1979, S. 331 und 333.
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sogar auf 7,3 Prozent an, woraufhin aber die Wahl des kommunistischen Spitzenkandi-
daten angefochten wurde.653 Über die Gesetzesvorlage, die neben den Kommunisten 
wenigstens indirekt auch die APL und den BMIAV ins Visier nahm, wurde per Refe-
rendum abgestimmt. Im Vorfeld der Abstimmung entfalteten sich öffentlichkeitswirk-
same Kampagnen sowohl der Befürworter als auch der Gegner. In Düdelingen luden 
im Januar 1937 die Freien Gewerkschaften und die APL zu mehreren Informations- und 
Protestveranstaltungen ins Gewerkschaftsheim. Es sprachen zu diesen Anlässen unter 
anderem Nicolas Biever und Pierre Krier.654 Das Ergebnis des Referendums konnten die 
APL und der BMIAV, die nach anfänglicher Schaukelpolitik und Unentschlossenheit 
zur treibenden Kraft gegen die Vorlage wurden, als Erfolg verbuchen, stimmten doch 
50,7 Prozent der Wahlbeteiligten gegen das Gesetz.655 In Düdelingen wurden 6.015 gül-
tige Stimmen abgegeben, davon 2.253 zu Gunsten der Gesetzesvorlage. Damit stimmten 
3.762 Personen, eine deutliche Mehrheit, gegen das Projekt.656

Die kommunistische Partei spielte in Düdelingen nach wie vor keine Rolle, auch 
wenn der vor Ort arbeitende Lehrer Jean Kill ab 1930 Chefredakteur des Parteiorgans 
„Arbeiterstimme“ war.657 Unmittelbar nach dem Märzstreik versuchte die KPL durch-
aus, in dem „Pfaffennest“ Düdelingen, wie einer ihrer Agitatoren formulierte,658 Mit-
glieder zu werben. Ihr vollständiges Scheitern belegt aber geradezu sinnbildlich eine 
Agitationsversammlung am 22. August 1922. Die Versammlung war für 19 Uhr ange-
setzt, aber zu diesem Zeitpunkt befanden sich überhaupt keine Zuhörer im Raum eines 
lokalen Schankwirts. Erst um 19.30 Uhr trafen mit dem aus Esch stammenden Redner 
50 Personen ein, darunter ganze drei aus Düdelingen. Diese bildeten bezeichnenderwei-
se den Vorstand des kleinen kommunistischen Ortsverbandes.659 Die programmatischen 
Schwächen und die partielle Vergessenheit der politischen Realitäten offenbarte eine 
am 30. April 1921 vor 35 Zuhörern abgehaltene Versammlung. Hier forderte einer der 
Redner die Anwesenden zu verstärkter Werbearbeit auf, bis man „die Staatsgewalt [an 

653  Zu den antikommunistischen Maßnahmen der Dreißigerjahre vgl. Schaeffer 1961, S. 202–208.
654  Vgl. Muller 2007, S. 48.
655  Zur Kampagne gegen das Maulkorbgesetz vgl. Fayot 1979, S. 418–431; Calmes 1989, S. 492 f.; 
Schaeffer 1961, S. 209–212. Die Rolle der APL und des BMIAV in der Auseinandersetzung um das 
Ordnungsgesetz diskutiert intensiv Lentz 1992, S. 237–251. Der BMIAV war in dieser Phase auf eine 
Annäherung an den Staat bedacht und vermied daher ein allzu offensives Vorgehen. Man wollte das 
Maulkorbgesetz zunächst im Parlament bekämpfen. Erst, als das Referendum über die Gesetzesvorlage 
bewilligt wurde, profilierten sich BMIAV und APL deutlicher als Gegner des Projekts.
656  Zum Ergebnis des Referendums in Düdelingen vgl. Muller 2007, S. 49.
657  Vgl. Schaeffer 1961, S. 201. Jean Kill wurde 1934 seines Lehramtes als „notorischer Kommunist“ 
enthoben. Vgl. ebd., S. 203. Auch diese Maßnahme war im Kontext der oben angesprochenen antikom-
munistischen Kampagne zu sehen.
658  So auf einer Versammlung der kommunistischen Partei am 8. April 1921. Siehe AnLux, J 76/2, 
S. 147 f., Zitat S. 147.
659  Zu dieser Versammlung siehe ebd., S. 301.
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sich] reißen“ könne.660 Folgt man Benito Gallo, so zählte die KPL in Düdelingen An-
fang 1930 nicht mehr als neun Personen.661

b) Zwischen Politik, Agitation und Geselligkeit: Die Maifeiern

Die politische Arbeiterbewegung schuf sich, in Abgrenzung zu Staat und Bürgertum, 
ihren eigenen Symbolhaushalt und ihren eigenen Festkalender. Letzterer umfasste ei-
nige mehr oder weniger kurzlebige Feiern, welche nur zeitweilige oder regionale Re-
sonanz fanden, darunter die Märzfeiern zur Erinnerung an die Revolution 1848 oder 
die Lassallefeiern.662 Zum wichtigsten und langlebigsten Termin im proletarischen 
Festkalender avancierte der 1. Mai, der in Deutschland seit den 1890er Jahren begangen 
wurde.663 Die Maifeiern verbanden verschiedene Elemente und erfüllten verschiedene 
Funktionen. Inge Marszolek untersuchte die Maifeiern während der Kaiserreichszeit 
mithilfe der Methoden einer „neuen Kulturgeschichte des Politischen“, wobei sie das 
Maizeremoniell in Anlehnung an sprachwissenschaftliche Terminologie als „performa-
tiven Akt“ interpretierte: Es ging um eine öffentlichkeitswirksame Artikulation und Vi-
sualisierung der eigenen Positionen.664 Marszolek benannte besonders die Multidimen-
sionalität und Polyfunktionalität des Ersten Mais als Grund für seinen Erfolg: „Gerade 
die Verklammerung von Fest und Kampftag, in Verbindung mit utopischen Verdichtun-
gen […] führte dazu, dass dieses Zeremoniell zu einem der wichtigsten Bestandteile des 
Kalenders der sozialistischen Organisationen wurde.“665 Die Maifeiern waren überdies 
gleichsam ein Seismograph für die lokale und regionale Entwicklung der politischen 
Arbeiterbewegung und sollen daher im Folgenden entlang ihrer wichtigsten Merkmale 
und Inhaltspunkte analysiert werden. 

Nur sehr sporadisch und ohne große Teilnehmerschaft wurden vor dem Ersten 
Weltkrieg im Saarrevier und im Großherzogtum Maifeiern abgehalten,666 in den bei-

660  Siehe AnLux, J 76/171, S. 132 f., Zitat S. 132.
661  Vgl. Gallo 1987, S. 394.
662  Vgl. Schneider, Ute: Politische Festkultur im 19. Jahrhundert. Die Rheinprovinz von der fran-
zösischen Zeit bis zum Ende des Ersten Weltkriegs (1806–1918) (Düsseldorfer Schriften zur neueren 
Landesgeschichte und zur Geschichte Nordrhein-Westfalens, Bd. 41), Essen 1995, S. 263–285; außer-
dem Friedemann, Peter: Feste und Feiern im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 1890–1914, in: 
Huck, Gerhard (Hrsg.): Sozialgeschichte der Freizeit. Untersuchungen zum Wandel der Alltagskultur 
in Deutschland, Wuppertal 1980, 161–185, hier S. 183 f.
663  Zu den Anfängen des 1. Mai in Deutschland vgl. Schneider 1995, S. 286 f.
664  Marszolek, Inge: „Jedem Ehre, jedem Preis …“. Maifeiern im Kaiserreich, in: Biefang, Andreas/
Epkenhans, Michael/Tenfelde, Klaus (Hrsgg.): Das politische Zeremoniell im Deutschen Kaiser-
reich 1871–1918 (Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 153), 
Düsseldorf 2008, S. 411–429, hier bes. S. 411 ff.
665  Ebd., S. 427.
666  Für das Saarrevier vgl. Leiner 1989, S. 244 ff.; außerdem Paul/Mallmann 1995, S. 191. Paul und 
Mallmann illustrieren vor allem am Beispiel Saarbrückens den Bedeutungsaufschwung des 1. Mais mit 
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den Betrachtungsorten unterblieben sie vollständig. Der Ottweiler Landrat konnte 
1906 vermelden: „Weder in der Zeit der in anderen Bezirken veranstalteten Wahlrechts-
Demonstrationen, noch zwecks Veranstaltung einer Maifeier sind im Kreise Ottweiler 
Versuche von socialdemokratischer Seite unternommen worden […].“667 Neunkirchen 
und Düdelingen erlebten ihre ersten Maifeiern demnach erst während beziehungsweise 
kurz nach dem Ersten Weltkrieg. Bis zum Ende des Untersuchungszeitraums wurde nun 
in jedem Jahr, wenngleich mit wechselnder Resonanz, der 1. Mai gefeiert. Dabei wurden 
an beiden Orten ähnliche Merkmale und Abläufe entwickelt.668

Als Quellengrundlage zur Rekonstruktion der Feierlichkeiten diente vor allem die 
lokale Arbeiterbewegungspresse, die in jedem Jahr ausführlich berichtete. Dies waren 
im Saarrevier die sozialdemokratische „Volksstimme“, das Pendant zum „Vorwärts“, so-
wie die kommunistische „Arbeiterzeitung“.669 Bei der synoptischen Auswertung beider 
Organe kann zugleich die sich vertiefende Kluft zwischen beiden Flügeln der sozialis-
tischen Arbeiterbewegung ermessen werden. In Luxemburg erstatteten das „Escher Ta-
geblatt“, das der SPL beziehungsweise APL und dem BMIAV nahe stand, sowie der 
„Proletarier“,670 das Organ der luxemburgischen Freien Gewerkschaften, regelmäßig Be-
richt. Ein Abgleich mit der bürgerlichen oder katholischen Presse wäre sicherlich inter-
essant, aber sowohl die Saarbrücker Zeitung als auch das Luxemburger Wort enthielten 
sich größtenteils der Berichterstattung.671 Dafür meldeten sich entsprechende Neun-
kircher Lokalblätter zu Wort, wenngleich nur in polemischer und wenig informativer 
Form. In der katholischen Neunkircher Zeitung etwa hieß es 1926: „Der Maiumzug, 
jene bekannte Demonstration linksgerichteter Kreise, bewegte sich am Samstag mit 
dem üblichen Tamtam durch die Straßen der Stadt. Die Straßenbahn erlitt hierdurch 
wiederholt Verspätung.“672 Außer diesen Polemiken enthält die bürgerliche oder katho-

der Zäsur 1914/18 und fassen prägnant zusammen: „Die jährlichen Maiumzüge verliehen den veränder-
ten Machtverhältnissen sinnlich-konkreten Ausdruck.“ Siehe ebd. Mit Blick auf Luxemburg und die 
luxemburgische Arbeiterbewegung schreibt Denis Scuto: „Le premier moment de grande mobilisation 
est constitué par la fête du 1er mai 1919 […].“ Siehe Scuto 1990, S. 186. Aus den zitierten Einschätzun-
gen gehen die große Bedeutung der Maifeier für die Arbeiterbewegung sowie der zäsurhafte Charakter 
des Ersten Weltkriegs hervor.
667  Zitiert nach 100 Jahre SPD Neunkirchen, S. 8.
668  Aufgrund der gewandelten gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen beinhalteten 
die Maifeiern partiell andere Inhalte und Schwerpunkte als vor 1914. Dies machte sich besonders in 
Neunkirchen bemerkbar, wo sich die Spaltung der Arbeiterbewegung zeitweise deutlich in den Feiern 
manifestierte. In den zeremoniellen Abläufen, zentralen Elementen und wesentlichen Akteuren glichen 
die hier untersuchten Maifeiern der Zwischenkriegszeit aber denjenigen etwa aus dem Kaiserreich. Zu 
den Maifeiern der Kaiserreichszeit vgl. Marszolek 2008, passim.
669  Zu diesen beiden Organen der politischen Arbeiterbewegung vgl. Merl 2010, S. 47–50. Zur Arbei-
terzeitung vgl. Bies 1978, S. 42–46.
670  Zu diesen beiden Organen vgl. Scuto 1990 S. 390 ff.
671  Zur Saarbrücker Zeitung vgl. Linsmayer 1992, S. 111. Diese habe lediglich bei negativen Vorfällen 
Bezug auf die Maifeier genommen. 
672  Zitiert nach: Die Volksstimme, 4. Mai 1926.
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lische Presse kaum brauchbares Material.673 Die Recherche in zeitgenössischen Polizei-
protokollen, welche die Darstellung um die behördliche Perspektive hätten ergänzen 
können, erbrachte ebenfalls keine brauchbaren Befunde.

Der 1. Mai war im Betrachtungszeitraum kein staatlicher Feiertag und musste zum Teil 
gegen den Willen von Arbeitgebern und Behörden durchgesetzt werden. In seinem Pro-
gramm von 1917 forderte beispielsweise der LMAV eine „vollständige Arbeitsruhe am 
1. Mai“, dies wurde aber im weiteren Untersuchungszeitraum nicht realisiert.674 So klagte 
der Proletarier noch 1928 über die „Urlaubsverweigerung seitens der Hüttendirektion“.675 
Entsprechend forderte die saarländische Volksstimme 1930 dazu auf, an diesem Tag die 
Arbeit niederzulegen: „An der Arbeiterschaft liegt es nun dem 1. Mai durch Arbeitsruhe 
auch das Gepräge zu geben, das ihm als Weltfeiertag des klassenbewussten Proletariats 
zukommt. Auch die Kinder dürfen an diesem Tag nicht zur Schule geschickt werden 
[…].“676 Ganz ähnlich hieß es am 2. Mai 1935 im Escher Tageblatt: „Dem Aufruf der Ar-
beiterpartei die Kinder aus den Schulen zu halten, hatten viele Eltern Folge geleistet.“677 
Indem eigenständig die Arbeit für einen Tag niedergelegt wurde, kam die Teilnahme an 
der Maifeier „einem politischen Bekenntnis gleich“:678 Man folgte gegen den Willen von 
Arbeitgeber und Obrigkeit dem Aufruf von Partei und Gewerkschaft. 

Trotzdem waren die Fronten diesbezüglich nicht immer von vornherein verhärtet, 
bisweilen wurden Arrangements mit Betriebsleitung und Behörden zu treffen versucht. 
In einer Sitzung der Düdelinger Arbeiterdelegation im April 1926 brachte ein Arbeiter-
delegierter zur Sprache, dass die Belegschaft den 1. Mai feiern wolle. Daraufhin stellte 
der Werksdirektor zur Bedingung, dass der darauffolgende Sonntag dafür unentgeltlich 
gearbeitet werden müsse. Scheinbar ließ der Erfolg der Unterhandlung zu wünschen 
übrig, denn es wurden, wie aus der Anschlusssitzung im Juni hervorgeht, zwei Arbeiter 
bestraft, weil sie am 1. Mai nicht zur Arbeit erschienen waren.679 Im Unterschied dazu 
fiel am 1. Mai 1920 auf Beschluss des Neunkircher Ortslehrervereins der Unterricht aus, 
sodass sich die Schuljugend dem Umzug „zahlreich angeschlossen“ hat.680 Der luxem-
burgische Proletarier begrüßte 1929 den Beschluss der kommunalen Entscheidungsträ-
ger, „dem 1. Mai behördlicherseits den Stempel eines Feiertags zu geben“. An diesem Tag 
legten zumindest die städtischen Betriebe einen Ruhetag ein.681 Bisweilen wurden wohl 

673  Inge Marszolek kommt zu dem Urteil: „Zumindest für die neunziger Jahre scheint es, als hätte die 
bürgerliche Presse diese [die Maifeiern] völlig ignoriert.“ Siehe Marszolek 2008, S. 427.
674  Siehe Steil 1992a, S. 153.
675  Der Proletarier, 12. Mai 1928.
676  Die Volksstimme, 30. April 1930.
677  Escher Tageblatt, 2. Mai 1935.
678  Schneider 1995, S. 308.
679  Vgl. AnLux, ADU-U1-336. Delegationssitzungen vom 16. April und vom 23. Juni 1926.
680  Die Volksstimme, 4. Mai 1920.
681  Der Proletarier, 4. Mai 1929.
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auch Arrangements mit der Hüttenleitung getroffen. So hieß es in einem Düdelinger 
Polizeibericht vom 1. Mai 1920: „In der Hütte war nur jene Arbeiterzahl tätig, welche 
die Sicherheit des Betriebes erheischte.“682 Dies deutet darauf hin, dass man mit den 
Werksoberen vorher abklärte, welche Arbeiten durchgehend zu erledigen seien. Trotz 
dieser Verständigungen war und blieb es im gesamten Untersuchungszeitraum keine 
Selbstverständlichkeit, den 1. Mai zu feiern.

Die Maifeiern verliefen nach einem klar strukturierten Muster mit immer wieder-
kehrenden, ja sogar als stereotyp zu bezeichnenden Elementen und zeremoniellen Ab-
läufen.683 Dabei erfüllten die Feiern verschiedene Funktionen: Sie sollten die Arbeiter-
schaft mobilisieren und politisieren, für Kohäsion und Identitätsbildung innerhalb der 
Bewegung sorgen und nicht zuletzt auch den Anhängern Geselligkeit, Unterhaltung und 
Zerstreuung bieten.684 Die Matrix aller Maifeiern bildet ein Vorbericht in der saarländi-
schen Volksstimme am 30. April 1920 ab. Hier wurde die Eröffnung der Feierlichkeiten 
durch einen vormittäglichen Demonstrationszug unter Begleitung von Musikkapellen 
angekündigt. Mittags standen verschiedene Festversammlungen mit Ansprachen und 
politischen Reden auf dem Programm, abends Unterhaltung mit Tanz, Konzert und ver-
schiedenen Darbietungen unter Mitwirkung des Arbeitergesangvereins.685 Der Ablauf 
in Düdelingen hob sich oft nur in Nuancen von dem in Neunkirchen ab. Beispielsweise 
fand hier zumeist auch eine abendliche Vorfeier am 30. April statt.686 Der Arbeiterbewe-
gungspresse kam die Aufgabe zu, die Arbeiterschaft für den 1. Mai zu mobilisieren. Zu 
diesem Zweck wurden neben Programmankündigungen Tage vorher bereits umfangrei-
che Artikel über die allgemeine Bedeutung des 1. Mais publiziert, der sozialdemokrati-
sche Vorwärts etwa kam mit Sondernummern heraus.687 Auch der luxemburgische Pro-
letarier versuchte im Vorfeld, seine Anhängerschaft zu mobilisieren. Am 1. Mai 1920 zum 
Beispiel forderte das Gewerkschaftsorgan auf der Titelseite seine Leser in großen Lettern 
auf, den 1. Mai „in würdiger Weise“ zu feiern.688 

Das „Kernstück“689 der Maifeiern bildeten die Festansprachen, in denen die politi-
schen Botschaften kommuniziert wurden. Zum einen wurden ständig wiederkehrende 
Forderungen nach sozialpolitischen Verbesserungen, Lohnerhöhungen oder dem Aus-
bau des Arbeitsschutzes aufgegriffen. Noch 1940, als die internationale Lage eigentlich 
andere Themen in den Vordergrund rückte, fasste das Escher Tageblatt die Rede Ni-
colas Bievers in Düdelingen so zusammen: „Redner verlangte, falls das Patronat keine 
Lohnerhöhung vornehmen wolle, daß die Indexklauses gesetzlich geregelt werde[n], um 

682  AnLux, J 76/166, S. 60.
683  Allgemein vgl. Marszolek 2008. S. 416–420.
684  Vgl. Schneider 1995, S. 315.
685  Siehe Die Volksstimme, 30. April 1920.
686  Vgl. Escher Tageblatt, 30. April 1930.
687  Vgl. Schneider 1995, S. 296 f.; Marszolek 2008, S. 426 f.
688  Der Proletarier, 1. Mai 1920.
689  Schneider 1995, S. 301.
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so das Spiel der Reaktion zu vereiteln, das mit dem Gehälterabbau der Privatbeamten 
begann und dahinauszielte, nach den Gehältern der Beamten die Löhnung der Arbeiter-
schaft zu kürzen.“690 Zwanzig Jahre zuvor, am 1. Mai 1920, wurde von der saarländischen 
Arbeiterbewegung eine für die Maifeiern typische Resolution verabschiedet, in welcher 
ähnliche Anliegen formuliert wurden. So ging es um Lohnerhöhungen, Arbeitsschutz, 
den Achtstundentag, Presse- und Versammlungsfreiheit, betriebliche Mitbestimmung 
oder volle politische Partizipationsrechte.691 

Ebenso ständig wiederkehrend war die Thematisierung des 1. Mais in seiner histori-
schen Bedeutung. Es wurde an die Relevanz dieses Tages für die Arbeiterschaft und die 
Arbeiterbewegung erinnert. Am 5. Mai 1930 hieß es in der Nachberichterstattung der 
saarländischen Volksstimme:

„In seinen Ausführungen kam er [der Redner Pfaff aus Saarbrücken] auf die Verfolgungen 
und Maßregelungen zu sprechen, unter denen die Arbeiterführer der ersten Demonstrati-
onszüge zu leiden hatten. Man scheute sich nicht, Galgen zu errichten und die ersten Arbei-
terfreunde, wie es in Chicago der Fall war, aufzuhängen. Auch heute noch ist dem Kapital 
jedes Mittel recht, um den Arbeiter zu versklaven und ihn zu einem willenlosen Werkzeug 
seiner Willkür zu machen.“692

Hier wurde ganz explizit, wenn auch in übertriebener Art und Weise, die Vergangen-
heit des Maifeiertags mit der Gegenwart verknüpft und damit eine lange Geschichte des 
(Klassen)Kampfes suggeriert, in deren Tradition auch die aktuelle Arbeiterbewegung 
stehe. Die Beschwörung der Vergangenheit hatte die Funktion, die innere Kohäsion der 
Organisation zu stärken. Am 1. Mai 1935 referierte Gewerkschaftssekretär Conrady in 
Düdelingen in ähnlicher Weise über die Vergangenheit und über die generelle Bedeu-
tung des Maifeiertags.693 Fünf Jahre zuvor, 1930, schilderten die Redner Nicolas Biever 
und Jacques Thilmany „in markanten Worten die Bedeutung des 1. Mai für die Arbeiter-
schaft der ganzen Welt“.694

Daneben gab es noch ein drittes stets wiederkehrendes Element der Festansprachen: 
Der direkte Appell an den Zusammenhalt und an die Organisationsdisziplin. Am 3. Mai 
1940 hieß es im Escher Tageblatt, einer der Düdelinger Redner „skizzierte mit treffen-
den Worten die Errungenschaften des Verbandes seit dem Jahre 1917 und richtete an 
alle Arbeiter einen warmen Appell Solidarität zu üben“.695 Die Maikundgebungen boten 
sich als Forum geradezu an, die Verdienste der organisierten Arbeiterbewegung öffent-
lichkeitswirksam zu betonen und damit den eigenen Führungsanspruch zu untermau-

690  Escher Tageblatt, 3. Mai 1940.
691  Die Resolution im Wortlaut in: Die Volksstimme, 3. Mai 1920. 
692  Die Volksstimme, 5. Mai 1930.
693  Vgl. Escher Tageblatt, 2. Mai 1935.
694  Siehe Der Proletarier, 10. Mai 1930.
695  Escher Tageblatt, 3. Mai 1940.
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ern. In Neunkirchen wie in Düdelingen konnte man zudem, angesichts der blockierten 
Organisationsgeschichte vor 1914, auf das überaus schnelle Anwachsen und die raschen 
Erfolge der Bewegung verweisen.

Neben den leitmotivisch auftauchenden Topoi dürfen die Maiansprachen aber auch 
als Indikator aktueller politischer Entwicklungen gelten. So lassen sich aus den verschie-
denen Festreden der Zwischenkriegszeit in diachroner Perspektive wechselnde Problem-
lagen herausschälen. In den Nachkriegsjahren drängte man auf schnelle Überwindung 
der Krisensymptome. So forderten die Autoren der Resolution von 1920 im Saargebiet 
eine Bekämpfung der Teuerung vor allem von Lebensmitteln und Brennmaterial sowie 
ein Verbot von Wucher und Schleichhandel. Tagesaktuell waren ebenso der Ruf nach 
Abrüstung und „Beendigung des imperialistischen Militarismus“ angesichts der verhee-
renden Ausmaße des Ersten Weltkriegs. Der spezifischen Situation des Saargebiets ge-
schuldet waren schließlich die Forderung eines demokratischen Wahlrechts sowie nach 
dem Abzug des französischen Militärs. Ganz explizit wollte man die „Zurückziehung 
der farbigen Besatzungstruppen“.696 Somit liefern die Maifeiern einen weiteren Beleg 
dafür, dass der rhetorische Internationalismus der Arbeiterbewegung in der Praxis regel-
mäßig an Grenzen stieß. Die Nachkriegspressionen und die daraus abgeleiteten Forde-
rungen spielten auch in Luxemburg eine wichtige Rolle, besonders der Ruf nach Sozi-
alisierungen wurde laut: „Wir fordern: Die Sozialisierung der Produktionsmittel [und] 
sofortige Nationalisierung der Eisenbahnen“, hieß es am 1. Mai 1920 im Proletarier.697 
Im gleichen Jahr wurden in der im Minettebassin zirkulierenden Mairesolution gar die 
„Abschaffung der ausbeutenden Privatwirtschaft“ sowie die „soziale Revolution“ ein-
gefordert.698 So spiegelt sich in den Aufrufen zum 1. Mai die aufgeladene Situation der 
Nachkriegszeit, wenngleich derart radikale Bekenntnisse Rhetorik blieben, der tatsäch-
lich eher defensiven Programmatik nicht unbedingt entsprachen und wohl hauptsäch-
lich einem Mobilisierungszweck dienten.

Seit Mitte der Zwanzigerjahre spiegelte sich in den Berichterstattungen zu den Maifei-
ern immer deutlicher die inzwischen weltanschaulich aufgeladene Spaltung der Arbeiter-
bewegung wider.699 Bis 1928 hatten sich in Neunkirchen die Positionen derart weit vonei-

696  Siehe noch einmal die Resolution im vollen Text: Die Volksstimme, 3. Mai 1920.
697  Der Proletarier, 1. Mai 1920.
698  Siehe Der Proletarier, 8. Mai 1920.
699  Der 1. Mai bot während der Zwischenkriegszeit auch immer wieder die Bühne für gewalttätige 
Auseinandersetzungen zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten, während des ‚Berliner Blut-
mais‘ 1929 gab es sogar etliche Todesopfer. Hier ging die Polizei, die unter dem Kommando der SPD-
geführten Regierung stand, gegen eine nicht genehmigte kommunistische Demonstration vor. Die 
Auseinandersetzungen zogen sich bis zum 3. Mai hin und forderten mehr als 30 Todesopfer. Vgl. dazu 
Schirmann, Léon: Neues zur Geschichte des Berliner Blutmai 1929, in: 100 Jahre Erster Mai. Beiträge 
und Projekte zur Geschichte der Maifeiern in Deutschland. Ein Tagungsbericht, Berlin 1989, S. 43–54; 
außerdem Winkler 21988, S. 672–677. Selbstverständlich erreichte die Polarisierung und Radikalisie-
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nander entfernt, dass Sozialdemokraten und Kommunisten getrennte Feiern abhielten.700 
In diesem Jahr verlangten die Neunkircher Sozialdemokraten, den Roten Frontkämpfer-
bund (RFB) wegen dessen Militanz von der Veranstaltung auszuschließen und forder-
ten von den lokalen Gewerkschaften, einem entsprechenden Antrag zuzustimmen. Dies 
wurde jedoch abgelehnt, sodass sich die organisatorische Spaltung künftig plastisch und 
öffentlichkeitswirksam am 1. Mai offenbarte.701 Während die lokale SPD im Volkshaus 
feierte, zogen die Kommunisten gemeinsam mit den Gewerkschaften durch die Straßen. 
In der Nachberichterstattung triumphierte die der KPD verbundene Arbeiterzeitung un-
ter Verhöhnung der sozialdemokratischen Konkurrenz: 

„Trotz der gewissenlosen Handlungsweise sozialdemokratischer Führer vom Schlage eines 
Petry und Genossen war die gestrige Demonstration in Neunkirchen stärker wie zuvor. 
Tausende Proleten folgten dem Aufruf des ADGB und gaben hierdurch den sozialdemo-
kratischen Saboteuren die einzige richtige Antwort, bereiteten ihnen eine Niederlage, wie 
sie größer nicht gemacht werden kann. Jeder ehrliche sozialdemokratische Arbeiter nahm 
an der Demonstration teil und bezeugte den knapp 100 Männekens im Volkshaus tiefste 
Verachtung.“702

Die sozialdemokratische Presse antwortete nicht weniger offensiv. So hieß es am 
5. Mai 1930 in der Volksstimme über die zurückliegende Festrede eines sozialdemokra-
tischen Funktionärs:

„Dann kam er darauf zu sprechen, daß der größte Feind des Arbeiters nicht im Ausbeutungs-
system der heutigen Gesellschaft zu suchen ist, sondern in den eigenen Reihen der Arbei-
ter. Gewissenlose Führer versuchen die Arbeiter zu entzweien und sie zu ihren persönlichen 
Zwecken zu mißbrauchen. Darum müssen [wir] sie aufklären und ihnen zeigen, daß wir nur 
als geschlossene Masse unser Ziel erreichen können. Mit einem Hoch auf das vereinigte Pro-
letariat schloss er seine Rede.“703

In Düdelingen spielte diese Thematik keine große Rolle, da die KPL vor Ort kaum 
vorhanden war und die Partei in diesen Jahren ohnehin nur ein Schattendasein friste-
te. Vielmehr scheint der BHAV-Funktionär und Mitbegründer der Freien Volkspartei 
Bernard Herschbach hier bereits am 1. Mai 1919 in der Festansprache die Stoßrichtung 

rung in Neunkirchen niemals diese Ausmaße, dennoch spiegelte sich im Kleinen auch hier die Zeitten-
denz wider, welche am Maifeiertag besonders anschaulich zum Vorschein trat.
700  Im Gegensatz dazu feierten beide Gruppierungen Gerhard Paul und Klaus-Michael Mallmann zu-
folge in Saarbrücken noch bis 1929 gemeinsam. Vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 191.
701  Vgl. Linsmayer 1992, S. 114.
702  Arbeiterzeitung, 3. Mai 1928. Gemeint ist hier der Sozialdemokrat und Funktionär des Bergarbei-
terverbandes Herrmann Petri.
703  Die Volksstimme, 5. Mai 1930.
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für die kommenden zwei Jahrzehnte vorgegeben zu haben als er betonte, dass das Pro-
letariat „gerechte und unübertriebene Forderungen aufzustellen sich bestrebe und die-
selben erkämpfe, ohne bolschewistische und spartakistische Lehren zu befolgen“. Man 
verfolge den Weg der Evolution, nicht den der sozialen Revolution.704

Ab etwa 1930 wurde ferner die hereinbrechende Weltwirtschaftskrise des Öfteren the-
matisiert. 1931 gab Nicolas Biever in Düdelingen „die jetzige anhaltende schlechte Lage 
der Arbeiterklasse“ zu bedenken. Als probates Mittel zur Überwindung der Krise be-
nannte er die gewerkschaftliche Solidarität und Geschlossenheit: „Zum Schluß forderte 
er alle Arbeiter auf, mitzukämpfen in einem einzigen großen Verbande, da nur durch ab-
solute Einigkeit und Geschlossenheit die heutigen Zustände beseitigt werden können.“705 
Der ständig wiederkehrende Appell an die organisatorische Geschlossenheit wurde ver-
quickt mit der tagesaktuellen, von der Wirtschaftskrise gekennzeichneten Lage. In der 
saarländischen Arbeiterzeitung wurde 1930 eine kommunistische Mairesolution vorge-
stellt, welche ebenfalls die Krise zum Inhalt hatte. Gefordert wurden höhere Löhne und 
ein Entlassungsstopp.706 Gerade in Neunkirchen wurde die Krise später allerdings durch 
die Konfrontation mit dem heraufziehenden Nationalsozialismus thematisch überlagert. 

An beiden Orten rückte spätestens seit den frühen Dreißigerjahren der antifaschis-
tische Abwehrkampf immer mehr ins Zentrum. SPD und KPD im Saargebiet schlos-
sen sich im Zuge des Saarabstimmungskampfes zur Einheitsfront zusammen, weshalb 
die innere Spaltung der Arbeiterbewegung in den Hintergrund trat.707 Schon anlässlich 
der Maifeier 1933 kam es zu Übergriffen durch SA-Trupps: Am örtlichen Schützenhaus 
überfiel eine geschlossene Einheit zwei Angehörige des Reichsbanners und verletzten 
diese schwer.708 Am gleichen Tag organisierten die lokalen Nationalsozialisten eine 
‚Strafexpedition‘ in das Arbeiterviertel ‚Holzgehege‘.709 Am 3. Mai 1934 schilderte die 
Volksstimme, wie die örtlichen Nationalsozialisten die Maifeiern für sich zu vereinnah-
men und dabei die sozialistische Feier zu stören suchten. Vor dem Volkshaus, an dem 
sozialistische und antifaschistische Banner angebracht waren, hätten sich „Nazigrup-
pen“ unter Unterstützung von Landjägern und Polizisten zusammengerottet, um die 
Maifeier der Arbeiterbewegung zu sprengen. Eine besonders aktive Rolle habe dabei die 
Hüttendirektion gespielt:

„Das Neunkircher Eisenwerk nahm diesmal an dem Wettbewerb, die Maifeier im national-
sozialistischen Sinne zu begehen, rege Teil. Etwa 120 Hakenkreuzfahnen waren auf den vielen 
Schornsteinen und Hochbehältern angebracht und riesige Hakenkreuze von zwei Meter 
Durchmesser ragten weit über die Häuser hinaus. Hunderte von Hüttenarbeitern wurden 

704  Polizeibericht der Gendarmerie Düdelingen zitiert nach Scuto 1990, S. 187.
705  Siehe Der Proletarier, 9. Mai 1931.
706  Siehe Arbeiterzeitung, 3. Mai 1930.
707  Diese Thematik wird im folgenden Kapitel noch ausführlicher behandelt.
708  Vgl. 100 Jahre SPD Neunkirchen, S. 11.
709  Vgl. 40 Jahre SPD Ortsverein Neunkirchen-Zoo, S. 17.
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seit Wochen damit beschäftigt, diese Hitlersymbole anzufertigen, um ihren eigenen sozialen 
Niedergang damit zu bekräftigen. Auch die Hüttenarbeiter bekamen die Auflage, Haken-
kreuzfahnen zu hissen.“710

Die Schilderungen scheinen angesichts der weiter oben aufgezeigten Tatsache, dass 
das Unternehmen eng mit NS-Organisationen wie ‚Kraft durch Freude‘ zusammen ar-
beitete, durchaus realistisch. In den Festreden der Arbeiterbewegung zum 1. Mai wurde 
gegen die nationalsozialistische Propaganda angesprochen. 

Der antifaschistische Abwehrkampf stand auch in den Düdelinger Maireden auf der 
Agenda, erstaunlicherweise auch schon lange bevor die Nationalsozialisten im Nach-
barland einen entscheidenden Machtfaktor darstellten. Schon 1927 beschworen die 
Redner in Düdelingen die „internationale […] Arbeitersolidarität im Kampfe gegen den 
Faschismus und für das wahre Menschenrecht“.711 Nach der Ernennung Hitlers zum 
deutschen Reichskanzler, erst Recht aber mit der wachsenden Drohung einer aberma-
ligen Okkupation des Großherzogtums wurden die Aussagen deutlicher und dringli-
cher. Am 2. Mai 1935 war im Escher Tageblatt zu lesen: „Kam. P[ierre] Krier sprach über 
unsern Kampf für die Erhaltung der Demokratie, der Bewahrung der Arbeiterklasse 
vor dem Faschismus und betont, daß wir die Gegner im Auge halten und auf richtige 
Weise bekämpfen werden.“712 Über die Rede Kriers, inzwischen Arbeitsminister, hieß 
es fünf Jahre später, wenige Tage vor dem deutschen Einmarsch in Luxemburg: „Im 
besonderen geißelte er die Defaitisten, die Maulwürfen gleich das demokratische Ge-
bäude zu unterwühlen versuchten, um an seine Stelle ein Gebäude zu setzen, in dem 
sich die ‚Quislinge‘ […] heimisch fühlen.“713 Insgesamt lässt sich festhalten, dass sich 
in den Maiansprachen die aktuellen politisch-weltanschaulichen Problemstellungen 
brennspiegelartig verdichteten.

Angesichts der vorausgehenden Ausführungen erscheinen die Thesen marxistisch 
orientierter Autoren, die vor allem die politische Komponente der Maifeiern betonen 
und in ihnen, in Anlehnung an ein Diktum Rosa Luxemburgs, ein „lebendiges Stück des 
internationalen, proletarischen Klassenkampfes“714 sehen wollen, plausibel. Jedoch war 
dies nur eine Facette des 1. Mais. Zurecht betont etwa Ute Schneider die gesellige Kom-
ponente der Maifeiern, ohne die sie für viele Arbeiter ganz wesentlich an Attraktivität 
verloren hätten: Man suchte Zerstreuung, Vergnügen und Abwechslung vom harten 
Arbeitsalltag. Allzu lange politische Reden und eine einseitige Konzentration auf politi-

710  Siehe Die Volksstimme, 3. Mai 1934.
711  Der Proletarier, 8. Mai 1927.
712  Escher Tageblatt, 2. Mai 1935.
713  Escher Tageblatt, 3. Mai 1940. Hervorhebung im Original.
714  Zitiert nach Fricke, Dieter: Zur Erforschung und Darstellung der Geschichte des Ersten Mai 
(Thesen), in: 100 Jahre Erster Mai. Beiträge und Projekte zur Geschichte der Maifeiern in Deutschland. 
Ein Tagungsbericht, Berlin 1989, S. 37–42, hier S. 37.
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sche Inhalte hätten eher ermüdend und damit kontraproduktiv gewirkt. So gehörten die 
Nachmittage und Abende stets den unterhaltsamen Darbietungen mit Tanz, Theater- 
und Gesangsaufführungen sowie Musikkonzerten.715

Die Maifeiern waren eine „Mischung aus Politik, Geselligkeit und Agitation“,716 wo-
bei diese Bereiche nicht immer scharf voneinander zu trennen sind, denn es existierten 
Übergangs- und Grauzonen. Am besten wird dies wohl an den Umzügen deutlich, die 
jeweils am Vormittag abgehalten wurden. Zum einen bot der Umzug durch die Stra-
ßen der Stadt die Möglichkeit, mittels Transparenten und Symbolen das eigene poli-
tische Ideengut zu transportieren. 1930 zum Beispiel wurden zur Finanzierung eines 
Kinderferienwerks im Düdelinger Umzug rote Blumen an die Zuschauer verkauft, 1935 
schwenkten Schulkinder „ca. 200 [rote] Fähnchen“.717 1930 hieß es in der Neunkircher 
Vorberichterstattung: „Im Zuge sind nur rote Fahnen nach bestimmten Abständen 
und Transparente, die vom Vorstand des Ortsausschusses anerkannt sind, zu tragen. Je-
der Zugteilnehmer muss ein Maiabzeichen (rotes Zelluloidbändchen) tragen.“718 Zum 
anderen enthielt der Zug Elemente, die eher den Charakter eines volkstümlichen Spek-
takels hatten. In Düdelingen wurde der Zug „mit Böllerschüssen“ eröffnet,719 an beiden 
Orten fand er unter reger Beteiligung verschiedenster Musikvereine statt. Die Symbiose 
aus politischen und folkloristischen Elementen belegt eine Schilderung des Düdelinger 
Maiumzugs aus dem Jahr 1920: „Ein Umzug durch die Stadt, vorab die Rote Fahne und 
die Maikränze, fand statt.“720 Der 1. Mai hatte, so zeigt sich an diesen Sachverhalten, 
neben der politischen Ausrichtung auch „Volksfestcharakter“.721 Die Düdelinger Arbei-
ter nahmen zudem regelmäßig im Zuge der Maifeiern an einem von der Gewerkschaft 
organisierten Fußballturnier in Petingen teil, die Politik rückte zu Gunsten des Sports 
in den Hintergrund.722 Ferner wurde 1924 auf dem Sportfeld der „Union Sportive“, ei-
nes lokalen Fußballvereins, ein Fußballspiel ausgetragen. Anschließend standen weitere 
Spiele und sportliche Darbietungen auf dem Programm.723 Das Angebot richtete sich 
an die ganze Familie und diente vor allem der Unterhaltung. 

Ähnliche Schlussfolgerungen ließen sich mit Blick auf die Kinderbelustigungen und 
Familienfeierlichkeiten ziehen, die beiderorts in den Festablauf integriert waren. Am 
1. Mai 1924 organisierte die Düdelinger Ortsgruppe des BMIAV nach eigenen Angaben 
ein Kinderfest, „welches in Sachen der Beteiligung und der Leistung seinesgleichen in 

715  Vgl. Schneider 1995, S. 303 ff.
716  Ebd., S. 312.
717  Siehe Escher Tageblatt, 2. Mai 1930 und 2. Mai 1935.
718  Die Volksstimme, 26. April 1930.
719  Siehe Escher Tageblatt, 2. Mai 1935.
720  AnLux, J 76/166, S. 60.
721  Schneider 1995, S. 312.
722  Vgl. u. a. Escher Tageblatt, 1. Mai 1935.
723  Der Proletarier, 26. April 1924.
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Luxemburg sucht“.724 In den Festzügen liefen die Kinder ebenfalls mit. Natürlich verfolg-
te man mit der Einbindung der Kinder in perspektivischer Hinsicht den Zweck, Nach-
wuchs für die eigene Organisation zu rekrutieren, also eine genuin politische Intention; 
andererseits drängt sich in ebenso großem Maße der Eindruck eines geselligen Familien-
festes auf. In mehreren Jahren, etwa 1924, berichtete der Proletarier über einen „gemütli-
chen Familienabend“, der die Veranstaltungen abgeschlossen habe.725

In diesem Zusammenhang ist weiterhin darauf hinzuweisen, dass – trotz des eige-
nen Anspruchs, eine „Gegenkultur und Alternative zu den bürgerlichen Festivitäten“726 
aufzubauen – Parallelen zu bürgerlichem oder konfessionellem Brauchtum nicht von 
der Hand zu weisen sind: Man bediente sich in mannigfacher Weise dem bekannten 
bürgerlichen Repertoire, vor allem in der durchorganisierten Gestaltung der Festzüge, 
wie sie aus Schützen- oder Kriegervereinsfesten bekannt waren, oder in der Ausrich-
tung des unterhaltsamen Abendprogramms. In Düdelingen gehörte regelmäßig die 
Übergabe des Maikranzes zum Ritual, ein Zeremoniell, das an vorindustrielles, ag-
rarisches oder religiöses Brauchtum erinnert.727 Folgerichtig fasst Peter Friedemann 
zusammen: „[…] im großen und ganzen wird man jedoch von einer Mischkultur spre-
chen müssen, in die wesentlich die Inhalte und Formen bürgerlicher Kulturvorstel-
lungen übernommen worden sind.“728 Der von Friedemann festgehaltene allgemeine 
Eindruck bestätigt sich vor allem mit Blick auf Düdelingen, wobei neben bürgerli-
chen auch andere kulturelle Traditionsstränge einflossen. Auch wenn in Neunkirchen 
die Unterhaltungselemente etwa in Form von Musikkonzerten oder Tanzabenden 
nicht fehlten, so stand doch der politische Charakter klar im Vordergrund. Dazu 
trug nicht zuletzt auch bei, dass hier die Frontlinien zwischen Sozialdemokraten und 
Kommunisten, später zwischen den Anhängern der Einheitsfront und den Vertretern 
der Deutschen Front, dem Mitte-Rechts-Bündnis unter nationalsozialistischer Füh-
rung, viel klarer abgesteckt waren. Die politisch-weltanschauliche Atmosphäre war in 
Neunkirchen wesentlich aufgeheizter, was sich in der Ausgestaltung der Maifeiertage 
deutlich niederschlug.729

Es ist nicht möglich, die Resonanz der Maifeiern zuverlässig zu eruieren. Die hier 
herangezogenen Zeitungsquellen müssen diesbezüglich kritisch hinterfragt werden, 
stammten sie doch aus der politischen Arbeiterbewegung selbst und verfolgten das Inte-
resse, die eigenen Aktionen möglichst positiv darzustellen. So kann die Beteiligung nur 
tendenziell eingeschätzt werden. 

724  Biever 1925, S. 12.
725  Vgl. Der Proletarier, 10. Mai 1924.
726  Schneider 1995, S. 313.
727  So etwa 1930. Siehe Escher Tageblatt, 2. Mai 1930. Das Abholen und Aufhängen des Maikranzes 
wurde in jedem Jahr zelebriert, wie auch aus der Berichterstattung im Proletarier hervorgeht.
728  Friedemann 1980, S. 182.
729  Verwiesen sei abermals auf das folgende Kapitel.
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Abbildung 20: Der 1. Mai 1920 in Düdelingen.730

Neunkirchen erlebte während der Völkerbundzeit hinter der Landeshauptstadt Saar-
brücken die zweitgrößten Maifeiern und -kundgebungen des Saargebiets. 1920 spricht 
die Volksstimme – nach eigenen Angaben in einer „vorsichtigen Schätzung“ – von 
10.000–12.000 Zuschauern und Teilnehmern.731 Selbst bei zu erwartender Übertrei-
bung scheint die Resonanz sehr groß gewesen zu sein. Die Arbeiterzeitung spricht 1926 
von 3.000 Teilnehmern am Demonstrationszug, zeigte sich mit dieser Zahl aber nicht 
zufrieden: „Entsprechend der Zahl der Feiernden hätten aber anstatt 3.000 mindestens 
10.000 Arbeiter teilnehmen müssen.“732 Es haben also wohl wesentlich mehr Menschen 
an den Feierlichkeiten insgesamt teilgenommen als am Demonstrationszug. Entspre-
chend vermeldete die Volksstimme im gleichen Jahr: „Der Aufruf zur Arbeitsruhe am 
1. Mai wurde von 95 Prozent der Arbeiter sämtlicher Industriebetriebe befolgt.“733 An-
gesichts der Vielzahl der in und um Neunkirchen angesiedelten Industrieunternehmen 
spricht diese Angabe für eine sehr hohe Teilnehmerzahl. Für 1930 gibt die Arbeiterzei-
tung, entsprechend der organisatorischen Verfeindung, grob divergierende Zahlen für 
den sozialdemokratischen und den kommunistischen Zug an: Bei den Sozialdemokra-
ten, einer wahren „Umzugstragödie“, hätten gerade mal 390 Personen teilgenommen; 
über die eigene Veranstaltung hingegen heißt es: „Die Strassen am Bahnhof waren aus-
gefüllt von den Massen der Kommunisten und der revolutionären Gewerkschaftsoppo-

730  Abbildung entnommen aus: Scuto 1990, S. 204. Der Umzug gehörte zu den konstitutiven Be-
standteilen der proletarischen Maifeiern. Die Photographie illustriert ansatzweise verschiedene Mo-
mente des Festzuges. Zum einen handelt es sich um einen Aufmarsch in geordneter Formation und mit 
Transparenten. Während diese Merkmale auf den politischen Charakter der Maifeiern hinweisen, sind 
auf der Abbildung seitlich aber auch einige Kinder zu sehen. Der 1. Mai war trotz aller Politik, so Denis 
Scuto, „une véritable fête pour les familles prolétaires“. Siehe ebd.
731  Siehe Die Volksstimme, 4. Mai 1920.
732  Siehe Arbeiterzeitung, 4. Mai 1926.
733  Die Volksstimme, 5. Mai 1926.
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sition.“ Am kommunistischen Zug hätten 1.500 Personen teilgenommen.734 Sicherlich 
sind diese Zahlen und Schilderungen bewusst verzerrt. Andererseits scheint ein kom-
munistisches Übergewicht durchaus glaubwürdig, wenn man die gleichzeitige Entwick-
lung der Wahlergebnisse beider Parteien und den Aufschwung der RGO im Eisenwerk 
bedenkt. 

Die kommunistische Dominanz veränderte zugleich die Qualität des 1. Mais, wurde 
dieser doch nun zunehmend „mehr Kampf- als Festtag“, indem die KPD und ihre Vor-
feldorganisationen „stärker das aggressiv-kämpferische Element“ betonten. Dies machte 
sich beispielsweise durch eine Vermehrung propagandistischer Transparente, Schilder 
und Parolen bemerkbar, in denen offensiv für die kommunistische Sache geworben 
wurde.735 Zwischen 1929 und 1932 sollen zwischen 2.000 und 5.000 Personen an den 
Demonstrationszügen teilgenommen haben.736 1934, als die Spaltung im Zeichen des 
Antifaschismus überwunden war, spricht die Volksstimme von 2.000 Teilnehmern an 
der Nachmittagsveranstaltung.737 Angesichts der offenen Parteinahme der Behörden für 
die nationalsozialistisch gesteuerte Deutsche Front und angesichts deren terroristischer 
Politik scheint diese Zahl immer noch ordentlich zu sein.

In Düdelingen sei die Beteiligung bis 1925 „stets zufriedenstellend“ gewesen, so Ni-
colas Biever in seiner kurzen Darstellung der Düdelinger Arbeiterbewegung.738 1920 
nahmen laut Polizeibericht sowohl am morgendlichen Umzug als auch an der nachmit-
täglichen Kundgebung etwa 3.000 Personen teil.739 Scheinbar gab es allerdings stärkere 
Schwankungen in den Teilnehmerzahlen. So musste nach dem gescheiterten Märzstreik 
1921 wohl ein nicht unwesentlicher Einbruch hingenommen werden: „Alles in allem 
war die diesjährige Maifeier nicht so imposant wie in den letzten Jahren“, hieß es im 
Proletarier.740 1930 „beteiligte sich eine größere Anzahl von Kameraden als im Vorjahr“, 
wusste das Escher Tageblatt zu berichten und verwies damit indirekt auf die eher nied-
rigere Beteiligung Ende der Zwanzigerjahre. Diese Angabe widerspricht allerdings den 
Ausführungen im Proletarier, wo für das Jahr 1929 von „einige[n] Tausend Personen“ 
die Rede ist, die an der Maifeier partizipiert hätten.741 1930 fehlen genauere Angaben, 
aber während des Festzuges seien immerhin 1.600 rote Blumen verkauft worden, was auf 
eine stattliche Teilnehmerzahl schließen lässt.742 Auch 1935 hieß es in der Nachbericht-

734  Siehe Arbeiterzeitung, 3. Mai 1930.
735  Vgl. Linsmayer 1992, S. 113. Alle Zitate ebd.
736  Diese Zahl nach ebd., S. 105.
737  Siehe Die Volksstimme, 3. Mai 1934.
738  Biever 1925, S. 12.
739  Vgl. Scuto 1990, S. 204. Scuto hebt die Veranstaltung dieses Jahres besonders hervor: „La fête du 
1er mai 1920 représente un des 1er mai les plus imposants de l’histoire sociale du Luxembourg.“ Siehe 
ebd., S. 202.
740  Der Proletarier, 7. Mai 1921.
741  Siehe Der Proletarier, 4. Mai 1929.
742  Siehe Escher Tageblatt, 2. Mai 1930.
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erstattung: „Die Beteiligung war stärker als im Vorjahr.“743 Bisweilen, etwa 1923, wurde 
im Proletarier die Resonanz euphemistisch zu beschreiben versucht: „Was den Düdelin-
ger Kameraden an Zahl fehlt, ersetzen sie durch festen Willen und ernsten Sinn.“744 Im 
Folgejahr ist von 1.200 Teilnehmern am Demonstrationszug die Rede.745 „Über 1.000 
Teilnehmer“ sollen es 1928 gewesen sein.746 1940 erfährt man im Escher Tageblatt nichts 
weiter, als dass der Festsaal voll besetzt gewesen sei.747

Die Zahlenangaben in den verschiedenen Blättern widersprechen sich zum Teil und 
sind mit Vorsicht zu rezipieren. Unabhängig davon kann aber konstatiert werden, dass 
der 1. Mai auch in Düdelingen immer stärker in den Festkalender integriert wurde und 
dass die offizielle Nichtanerkennung durch den Staat und die Verbote von Seiten des 
Unternehmens immer anachronistischer wurden. Schon 1924 sei, obwohl „keine voll-
kommene Arbeitsruhe“ geherrscht habe, „die übergroße Mehrheit der Arbeiter den 
Werken fern“ geblieben.748 1928 schilderte der Proletarier eine Atmosphäre, die an offizi-
elle dynastische, staatliche oder kirchliche Feiertage erinnerte: „Besonders zu erwähnen 
bleibt noch, daß entgegen den Vorjahren dieses Jahr am 1. Mai die ganze Stadt in Festes-
schmuck gehüllt war. Fast alle Geschäftshäuser waren beflaggt.“749 Den nach wie vor 
vorhandenen Ausgrenzungsversuchen von Seiten des Staates versuchte man mit Spott 
und Ironie zu begegnen: „Sehr mißfällig wurde das verstärkte Aufgebot der bewaffneten 
Macht von den Festteilnehmern aufgenommen; die Nase, die diesen und allen sonstigen 
Schuldigen seitens der mustergültig organisierten und disziplinierten Teilnehmerschaft 
für die Bestärkung der Gendarmerie gedreht wurde, fand überall, selbst in Gegnerkrei-
sen, entsprechende Kommentare.“750 Der Maifeiertag wurde von den Vertretern der Dü-
delinger Arbeiterbewegung nicht als revolutionärer Akt wahrgenommen. Vielmehr war 
man auf Anerkennung durch den bürgerlichen Staat bedacht.

Zuletzt lässt sich noch konstatieren, dass die in Düdelingen lebenden Arbeitsmi
granten, zumindest die Italiener, ebenfalls den 1. Mai begingen. Es scheint so, als hät-
te man zum Teil gemeinsam, zum Teil getrennt gefeiert. So führte der Zug regelmäßig 
durch das Stadtviertel Italien. 1930 wurde allerdings im Vorfeld angekündigt, dass in der 
abendlichen Vorfeier verschiedene, das heißt getrennt voneinander abgehaltene Musik-
veranstaltungen stattfinden würden: Im Viertel Schmelz durch die Musikvereinigung 
Concordia, im Stadtzentrum durch die Stadtmusik und im Viertel Italien ein eigenes, 
durch die italienische Vereinigung Fratellanza organisiertes Konzert.751 Eine ähnliche 

743  Escher Tageblatt, 2. Mai 1935.
744  Der Proletarier, 5. Mai 1923.
745  Siehe Der Proletarier, 10. Mai 1924
746  Siehe Der Proletarier, 12. Mai 1928.
747  Siehe Escher Tageblatt, 3. Mai 1940.
748  Vgl. Der Proletarier, 10. Mai 1924
749  Der Proletarier, 12. Mai 1928.
750  Der Proletarier, 4. Mai 1929.
751  Siehe Escher Tageblatt, 30. April 1930.
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Aufteilung wurde auch 1920 vorgenommen.752 Die nationale und soziokulturelle Seg-
mentierung offenbarte sich auch im Zuge der Maifeiern, sie sollte aber eben nicht zu 
starr interpretiert werden.

Alles in allem entsteht der Eindruck, dass der 1. Mai im Düdelingen der Zwischen-
kriegszeit fest zum Feierrepertoire gehörte und auf große Resonanz gestoßen ist, dass 
man aber gegenüber Neunkirchen, den Dimensionen von Stadt und Werk entsprechend, 
zurück geblieben ist. In Düdelingen tat sich in der Organisation besonders die Gewerk-
schaft hervor, auch wenn im Festzug Vertreter der Parteien Präsenz zeigten,753 wohinge-
gen in Neunkirchen, wo die Parteien stärker waren, SPD und KPD gleichberechtigt und 
aktiv in der Organisation und Durchführung waren. An beiden Orten bestätigt sich 
die Ausgangsthese, dass der 1. Mai als Seismograph für die Entwicklung der politischen 
Arbeiterbewegung, aber auch als Indikator aktueller politischer Problemlagen gelten 
kann. Es offenbaren sich in dieser Hinsicht aber auch Unterschiede: Die Atmosphäre 
in Neunkirchen war wesentlich aufgeladener, man denke nur an die Verbalschlachten, 
die sich Sozialdemokraten und Kommunisten in den späteren Zwanziger- und frühen 
Dreißigerjahren lieferten oder an die nationalsozialistischen Störmanöver. Die Spaltung 
und Polarisierung der Arbeiterbewegung hatte auch die Maifeiern erreicht, feierte man 
doch einige Jahre lang getrennt. Die politische Radikalisierung der Maifeiern kulminier-
te 1934 im Zuge des Saarabstimmungskampfes. In Düdelingen wurden umgekehrt die 
unterhaltenden und familiengerechten Elemente, aber auch das volkstümliche Brauch-
tum stärker gepflegt. Der höhere Polarisierungs- und Politisierungsgrad Neunkirchens 
gegenüber Düdelingen zeigte sich noch an vielen weiteren Aspekten, die im Folgenden 
aufgezeigt werden sollen. Generell ist festzuhalten, dass die Regelmäßigkeit und gute 
Resonanz der Maifeiern den Durchbruch und die nachhaltige Etablierung der politi-
schen Arbeiterbewegung an beiden Orten öffentlichkeitswirksam bestätigten.

5.2  Düdelingen und Neunkirchen in der Phase 
der weltanschaulichen Polarisierung

Nicht nur zyklisch auftretende wirtschaftliche und soziale Krisenerscheinungen, son-
dern auch politische und weltanschauliche Verwerfungen gehörten zur Signatur der 
Zwischenkriegszeit. Die Politisierungs- und Polarisierungstendenzen der Zwanziger- 
und Dreißigerjahre wurzelten zwar bereits im 19. Jahrhundert und in der in vielerlei 
Hinsicht exaltierten Phase des fin de siècle; für einen mentalen Radikalisierungsschub 
in bis dato ungekannter Intensität sorgten allerdings erst der Weltkrieg und die krisen-

752  Vgl. Scuto 1990, S. 204. Zur italienischen Beteiligung an den Maifeiern vgl. auch Gallo 1987, 
S. 179 f.
753  1929 waren laut Programmankündigung Abgeordnete und Mitglieder der Arbeiterpartei am Um-
zug beteiligt. Siehe Der Proletarier, 27. April 1929.
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hafte Nachkriegszeit: „Der Krieg selbst und sein revolutionsträchtiger Ausgang […] 
verschärfte[n] die Frontstellungen, schwächte[n] die Resistenzkräfte“, so Karl Dietrich 
Bracher in seiner viel beachteten Studie über politisches Denken im 20. Jahrhundert, 
das er nicht zu unrecht als „Zeit der Ideologien“ kennzeichnet.754 Der Krieg selbst be-
einflusste die politische Kultur nachhaltig durch die bis dahin unerhörte Dimension 
der Gewalt und Zerstörung. Andreas Wirsching wirft – nicht zuletzt mit Blick auf die 
Gewalttätigkeit, welche die politische Kultur der Zwischenkriegszeit prägte – die Frage 
auf, ob der Welt- unmittelbar in einen Bürgerkrieg übergegangen sei.755 Die gleichzei-
tig zu verkraftenden Hunger- und Versorgungskrisen erwirkten zudem ein nachhaltiges 
Gefühl der Existenzgefährdung, das in den regelmäßig auftretenden Krisenphasen aktu-
alisiert wurde und auf das politische Verhalten ausstrahlte.

Nicht nur die Formen, sondern auch die Inhalte der geistig-politischen Auseinander-
setzungen der Zwischenkriegszeit wurden im Krieg präfiguriert, nicht zuletzt deshalb, 
weil dieser mit der russischen Oktoberrevolution koinzidierte. Ihr Erfolg „verschärfte 
[…] einerseits den Revolutionskult von links, zugleich aber auch den militanten Anti-
kommunismus, der nun zu einem wesentlichen Element aller rechtsradikalen Bewegun-
gen wurde […]“.756 Der Erste Weltkrieg besiegelte die Spaltung der Arbeiterbewegung 
endgültig und gab besonders ihrem linken, später in den Extremismus abgleitenden 
Flügel in mittelfristiger Perspektive Auftrieb. Auf der anderen Seite entstand eine neue 
Form des Rechtsradikalismus, der durch den latenten Antikommunismus und die Re-
volutionsfurcht im Bürgertum zwar gespeist wurde, aber mitnichten allein dadurch hin-
reichend zu erfassen ist. Die neue Rechte nahm gerade in Deutschland langfristig ausge-
prägte völkisch-antisemitische Ideen auf und trieb diese radikal auf die Spitze. Genuin 
neu am deutschen Rechtsradikalismus der Zwischenkriegszeit war, dass alte Ideologeme 
nun in feste institutionelle Formen gegossen, mit modernen Mitteln propagandistisch 
kommuniziert und damit letztlich massenwirksam wurden.757 Die Auseinandersetzung 

754  Bracher, Karl Dietrich: Zeit der Ideologien. Eine Geschichte des politischen Denkens im 
20. Jahrhundert, Stuttgart 1982, S. 126.
755  Vgl. den paradigmatischen Titel seiner umfangreichen und komparativ angelegten Studie: Wir-
sching, Andreas: Vom Weltkrieg zum Bürgerkrieg? Politischer Extremismus in Deutschland und 
Frankreich 1918–1933/39. Berlin und Paris im Vergleich (Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschich-
te, Bd. 40), München 1999.
756  Bracher 1982, S. 127 f.
757  Vgl. Wirsching 1999, S. 616–619. Mit Recht kritisiert Wirsching die von einigen Extremismus-
forschern vertretene Auffassung, den neuen Rechtsradikalismus auf den Antikommunismus zu redu-
zieren. Gerade in Deutschland waren die völkisch-antisemitischen Traditionslinien älter als der rabiate 
Antikommunismus, der erst mit dem Weltkrieg und der Oktoberrevolution zur vollen Entfaltung kam. 
Die Subsumierung von Nationalsozialismus und Kommunismus unter der Kategorie des politischen 
Extremismus oder des ‚Totalitarismus‘ ist nicht unproblematisch und wurde in der Geschichts- und 
Politikwissenschaft der letzten Jahrzehnte kontrovers diskutiert. Diese Debatte kann hier nicht weiter 
verfolgt werden. Festzustellen bleibt aber, dass ideologisches und antipluralistisches Denken sowie poli-
tische Gewalt hauptsächlich von diesen beiden Massenbewegungen auf die öffentliche Bühne getragen 
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von Rechts- und Linksextremismus in ihren organisatorischen Ausprägungen war der 
„sowohl in Deutschland als auch in universalhistorischer Perspektive entscheidende 
Grundkonflikt“ der Epoche.758 Obwohl die weltanschauliche Polarisierung ein gesamt-
europäisches Phänomen war und die ideologischen Frontlinien die Staats- und Länder-
grenzen überschritten, wurden die Auseinandersetzungen in Deutschland aufgrund der 
spezifischen Konstellation aus Kriegsniederlage und langfristigen Kriegsauswirkungen 
besonders hart und intensiv geführt. Folgerichtig fanden Links- und Rechtsextremis-
mus hier in Form der Thälmann-KPD und des Nationalsozialismus ihre radikalsten und 
intransigentesten Manifestationen.759

Die weltanschaulichen Kämpfe der Zeit wurden freilich am intensivsten in den Me-
tropolen, allen voran in Berlin, ausgetragen. Jedoch strahlte das geistig-politische Klima 
auch in die Provinz aus und am Falle Neunkirchens wurde gezeigt, wie der 1. Mai seit 
Ende der Zwanzigerjahre und dann mit dem Aufkommen des Nationalsozialismus ein 
zunehmend ideologisiertes Gepräge erhielt. Es ist daher interessant, zum Abschluss des 
darstellenden Teils der Frage nachzugehen, inwiefern sich die großen geistig-politischen 
Auseinandersetzungen der Zwischenkriegszeit in den beiden Untersuchungsorten nie-
derschlugen.

a) Faschismus und Antifaschismus: Düdelingen

Aufgrund der Schwäche der kommunistischen Partei vor Ort beeinflusste die Spaltung 
der Arbeiterbewegung das politische Klima in Düdelingen kaum. Ebenso wenig hin-
terließ der organisierte Rechtsradikalismus, der in Luxemburg ohnehin kein politisches 
Massenphänomen war, nachhaltige Spuren.760 Antikommunistische Phobien oder stän-
destaatliche Modelle, wie sie zuhauf in der europäische Rechten kursierten, fanden je-
doch vor allem in den Dreißigerjahren in der etablierten konservativen Rechtspartei 
ein Publikum, neue Parteien oder Bewegungen wie andernorts in Europa blieben hier 

worden sind. Zu der Diskussion vgl. die in den vorangehenden Anmerkungen aufgeführten Arbeiten 
von Wirsching 1999 und Bracher 1982.
758  Wehler 2003, S. 484.
759  Erneut sei Andreas Wirsching zitiert, der die radikalere Ausprägung des politischen Extremismus in 
Deutschland gegenüber Frankreich betont: „Die links- wie rechtsextremistischen Bewegungen waren 
in Deutschland ‚extremer‘ als in Frankreich; in der gemeineuropäischen ‚Zeit der Ideologien‘ (Bracher) 
waren sie ideologischer im gemeineuropäischen, gleichsam sorelianischen Zeitalter der Gewalt waren 
sie gewaltsamer.“ Siehe Wirsching 1999, S. 622. Hervorhebungen im Original.
760  Es gab im Großherzogtum durchaus einen breiten rechtsextremistischen und auch antisemitischen 
Diskurs, daneben auch die ein oder andere Organisationsform. Rechtsextremistische Ideen aus dem 
Ausland, neben Deutschland wäre der belgische Rexismus zu nennen, beeinflussten rechtsnationalisti-
sche Kreise im Land. Man vermochte es aber nicht, ähnlich wie in den Nachbarstaaten die Ideologeme 
in eine breitenwirksame politische Aktion umzusetzen. Zu dem Themenkomplex vgl. Blau, Lucien: 
Histoire de l’extrême droite au grand-duché de Luxembourg au XXe siècle, Esch-sur-Alzette 1998; zu-
sammenfassend in Blau 2001.
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ein Randphänomen. Marc Lentz beurteilt das von der konservativen Regierung Bech 
forcierte ‚Maulkorbgesetz‘ als den „konkret sichtbare[n] Ausdruck der autoritär-anti-
kommunistischen Tendenzen, die sich in Luxemburg zwischen den beiden Weltkriegen 
entwickelten“. Diese Tendenzen hätten sich im Großherzogtum „innerhalb der beste-
henden Formationen, vor allem der katholischen Rechtspartei“ herausgebildet.761 Lentz 
weist in diesem Zusammenhang auch auf den medialen Diskurs vor allem im katholi-
schen Luxemburger Wort, das der Rechtspartei nahe stand, hin. Gerade während des 
Spanischen Bürgerkriegs, in welchem das Blatt klar Position für die Putschisten ergriff, 
wurde eindringlich vor einer vermeintlichen ‚kommunistischen Gefahr‘ gewarnt. Am 
8. Februar 1937 beispielsweise sprach sich das Luxemburger Wort „für einen festen eu-
ropäischen Block gegen die von Osten her drohende Weltrevolution aus“. In eine ähn-
liche Kerbe schlug die Luxemburger Zeitung, das dem Patronat und insbesondere der 
ARBED nahe stand. Ein Redakteur stellte am 9. Januar 1937 die rhetorische Frage, wer 
„nach den blutigen Ereignissen in Spanien“ noch leugnen könne, „daß uns an erster Stel-
le vom Kommunismus eine Gefahr droht“.762 Die weltanschaulichen Auseinanderset-
zungen wurden also im Großherzogtum wie andernorts ausgetragen, spielten sich aber 
im Rahmen überkommener Parteien, Institutionen und Medien ab.

Die ideologischen Grabenkämpfe der Zeit zogen auch an Düdelingen nicht ganz 
spurlos vorüber. Vor allem die italienische Gemeinde lieferte das Podium für die großen 
geistig-politischen Auseinandersetzungen der Zwischenkriegszeit: Den traditionell in 
der community präsenten linksproletarischen Kräften standen seit den Zwanzigerjah-
ren die örtlichen Vertreter der faschistischen Auslandsorganisation gegenüber. Nach 
der Regierungsübernahme durch Benito Mussolini im Jahre 1922 versuchte die neue 
faschistische Regierung, auch auf die zahlreich im Ausland lebenden Italiener Einfluss 
zu nehmen und sie ideologisch an das Regime zu binden. Zu diesem Zweck wurden 
Auslandsorganisationen wie die fasci italiani all’estero ins Leben gerufen.763 Als Land mit 
starker italienischer Präsenz wurde Luxemburg Schauplatz der faschistischen Auslands-
politik, ja die Faschisten intensivierten sogar gegenüber den Vorgängerregierungen ihre 
Bemühungen um die im Großherzogtum lebenden Landsleute: „En effet le fascisme 
[…] s’occupait des émigrés comme on ne l’avait jamais fait dans le passé.“764 Dies geschah 
einerseits durch Propaganda, andererseits durch die Installierung verschiedener Frei-
zeiteinrichtungen. Vor allem die in zahlreichen Ortschaften entstehenden Dopolavoros 
spielten dabei eine zentrale Rolle. In diesen Häusern wurden die verschiedenen bereits 
vorher existierenden sozialen, sportlichen oder kulturellen Einrichtungen der italieni-
schen Gemeinde zusammengefasst. Die Dopolavoros standen unter der Leitung der 

761  Vgl. Lentz 1992, S. 237. Zitat ebd. Hervorhebung durch den Autor.
762  Vgl. ebd., S. 241 ff. Die Zitate aus den zeitgenössischen Presseorganen nach ebd., S. 242.
763  Zur faschistischen Auslandspolitik vgl. Storia dell’emigrazione italiana 2002, S. 527–533.
764  Gallo, Benito/Viglione, Anna: La communauté italienne entre fascisme et antifascisme, in: 
Pauly, Michel (Hrsg.): Lëtzebuerg de Lëtzebuerger? Le Luxembourg face à l’immigration, Luxemburg 
1985, S. 65–77, hier S. 66.
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faschistischen Partei.765 Wie viele aktive Faschisten es im Großherzogtum tatsächlich 
gab, ist kaum seriös einzuschätzen. Die Zahl dürfte jedoch überschaubar gewesen sein.766 
Inwieweit die faschistische Propaganda bei der breiteren Masse der in Luxemburg leben-
den Italiener verfing, ist überhaupt nicht zu sagen.

In Düdelingen war der Faschismus in der italienischen Gemeinde weniger tief veran-
kert als andernorts, dennoch gab es auch hier vereinzelt Aktivisten und offene Sympa-
thisanten. So existierte ein lokaler Kampfbund (fascio). Ein Dopolavoro wurde erst im 
Sommer 1934 im örtlichen Café Brizzi, dessen Besitzer aktiver Faschist war, eröffnet und 
erfüllte wie in anderen Gemeinden die Funktion, sportliche und kulturelle Vereinigun-
gen unter faschistischer Schirmherrschaft räumlich zu vereinigen. Daneben wurden im 
Dopolavoro Kurse für italienische Sprache und italienisches Brauchtum durchgeführt, 
ganz im Sinne der von den Faschisten projektierten Pflege einer italianità. Des Weite-
ren kümmerte man sich um die Jugend. In Düdelingen existierten Gruppen der faschis-
tischen Jugendorganisationen Balilla und Avanguardisti, die in den Sommermonaten 
Ferienlager ausrichteten.767

Die luxemburgischen Behörden standen den faschistischen Aktivitäten insgesamt 
nicht ablehnend gegenüber, sah man doch in den Faschisten – ganz im Gegensatz zu 
den Linkskräften – Garanten für Ruhe und Ordnung.768 Unter den im Großherzogtum 
anwesenden Vertretern der linken Parteien jedoch formierte sich Widerstand gegen die 
Indoktrinations- und Vereinnahmungsversuche. Entsprechend wurde in den sozialisti-
schen und kommunistischen Blättern gegen das offizielle Italien angeschrieben, wäh-
rend sich – neben den bestehenden Parteien und aus diesen heraus – antifaschistische 
Aktionskomitees formierten.769 Die Gegensätze spitzten sich im Verlauf der Dreißiger-
jahre und besonders im Zuge des spanischen Bürgerkriegs und der zunehmend expansi-
ven Aggressivität des Faschismus zu.770 Luxemburg stellte einige Spanienfreiwillige aus 
den Reihen der linken Gruppierungen, darunter Italiener und Einheimische.771

765  Vgl. ebd.; außerdem Gallo 1987, S. 166–169.
766  Das antifaschistische Blatt Il Riscatto ging für 1926 nur von „quelques dizaines de fascistes“ aus. 
Siehe Gallo/Viglione 1985, S. 68. 
767  Vgl. Gallo 1987, S. 393.
768  Vgl. Gallo/Viglione 1985, S. 68.
769  Zum italienischen Antifaschismus in Luxemburg vgl. Gallo 1987, S. 171–202.
770  Vgl. Gallo/Viglione 1985, S. 72–75.
771  Die luxemburgische Geschichts- und Migrationsforschung brachte der Frage nach der Beteiligung 
von Luxemburgern beziehungswei---se von in Luxemburg lebenden Italienern am spanischen Bür-
gerkrieg sehr großes Interesse entgegen. Vgl. dazu in diskursanalytischer Perspektive IPSE – Identités 
Politiques Sociétés Espaces (Hrsg.) 2010, S. 222. Beispielhaft genannt sei: Wehenkel, Henri: Les vo-
lontaires italiens du Luxembourg dans la „Brigata Garibaldi“ en Espagne, in: Caldognetto, Maria 
Luisa/Gera, Bianca (Hrsgg.): L’histoire c’est aussi nous. Actes des Journées internationales d’études 
Dudelange (Luxembourg) 20 octobre 2007 et 11 octobre 2008, Turin 2009, S. 165–170. Wehenkel geht 
von rund 100 luxemburgischen beziehungsweise luxemburgisch-italienischen Spanienkämpfern aus. 
Siehe ebd., S. 165.
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Abbildung 21: Mitgliedsausweis der faschistischen Organisation in Düdelingen.772

In den späteren Dreißigerjahren entfaltete sich unter Behörden und staatlichen Stel-
len ein angstbeladener Revolutionsdiskurs, allenthalben wurde ein kommunistischer 
Umsturz nach russischem Vorbild befürchtet. Düdelingen bewegte sich hier durchaus 
im Trend der Zeit, meldete doch ein örtlicher Polizist am 3. Februar 1937: „In hiesi-
gem Viertel Italien hat sich bereits ein Sowjetstaat im Kleinen gebildet.“773 Zwar gab 
es innerhalb der italienischen Gemeinde kommunistische Bestrebungen, doch blieben 
diese relativ isoliert. Der Polizeibericht hatte mit der politischen Realität in der Hüt-
tenstadt nur wenig gemein, er offenbart vielmehr die Befindlichkeiten der Behörden als 
die tatsächlichen Verhältnisse. Dennoch existierten kleine, nur wenige Personen umfas-
sende kommunistische und anarchistische Zellen unter den italienischen Einwanderern 
sowie eine Filiale der Antifaschistischen Liga. Diese beschränkten sich jedoch alle auf 
verbale und mediale Bekämpfung des Gegners. So wurden lokale Geschäftsleute und 
italienische Vereinigungen als Sympathisanten des Faschismus bezichtigt. Außerdem 
offenbarten einige Düdelinger durch freiwillige Teilnahme am spanischen Bürgerkrieg 
ihre antifaschistische Haltung: Insgesamt sollen 27 Einwohner, darunter Italiener und 
Luxemburger, in den internationalen Brigaden gekämpft haben. Ganz im Gegensatz 
zu Esch jedoch – „vraie capitale de la lutte contre le fascisme“ – blieben gewalttätige 
Auseinandersetzungen in Düdelingen aus.774 Einmal mehr zeigt sich, dass die politische 

772  Der Ausweis muss nach dem 23. September 1943 erstellt worden sein, da er sich in der Umschrift auf 
den republikanischen Faschismus bezieht. Da Düdelingen zu dieser Zeit okkupiert war, wurde es, wie 
die Ortsangabe „in Germania“ verrät, zu Deutschland gezählt. Abbildung aus Hoffmann 2002, S. 62. 
Das Original befindet sich im Besitz des CDMH.
773  Zitiert nach Muller 2007, S. 49.
774  Vgl. Gallo 1987, S. 394 f. Zitat ebd., S. 395. Zur Beteiligung von Düdelinger Einwohnern am spa-
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Landschaft in Düdelingen gemäßigter war als andernorts im Industrierevier. Dies galt 
offensichtlich auch für die italienische Gemeinde vor Ort.

b) Polarisierung im Zeichen des Saarabstimmungskampfes: Neunkirchen

In Neunkirchen wurden die ideologischen Kämpfe gleich an zwei Fronten ausgetragen. 
Zum einen standen sich im linken Lager im Grunde genommen bereits seit 1918, in 
virulenter Form dann aber seit den späteren Zwanzigerjahren zwei verfeindete Partei-
en gegenüber. Zwar kam es nicht zu blutigen Auseinandersetzungen wie vielerorts in 
Deutschland, jedoch behakte man sich intensiv und ausdauernd auf propagandistischer 
und publizistischer Ebene. Die Spaltung der Arbeiterbewegung wurde bereits am Bei-
spiel der Maifeiern zu illustrieren versucht. Im Stadtrat tat sich besonders die kommu-
nistische Fraktion mit lautstarken Zwischenrufen hervor und es mussten in dieser Phase 
mehrere Sitzungen wegen Tumulten sogar abgebrochen werden.775 Zum anderen wurde 
Neunkirchen Schauplatz des linken antifaschistischen Abwehrkampfes gegen den Na-
tionalsozialismus. 

Noch bevor der Nationalsozialismus vor Ort eine Rolle spielte, deuteten sich die 
geistig-politischen Verwerfungen zwischen rechts und links an. Am 18. Juli 1926 hielt 
der Kreiskriegerverband Ottweiler einen Festzug mit anschließender Fahnenweihe in 
Neunkirchen ab. Die katholische Neunkircher Zeitung berichtete im April des Folge-
jahres über einen Prozess gegen insgesamt 35 Angeklagte, die an einer von den Arbeiter
organisationen ausgerichteten Gegendemonstration teilnahmen und anschließend in 
„wüste Tumulte“ mit den Vertretern der Kriegervereine verwickelt waren. Unter den 
Angeklagten befanden sich 19 in Neunkirchen lebende Personen, darunter mehrere 
Hüttenarbeiter. An der Gegendemonstration wirkten beide Flügel der Arbeiterbewe-
gung mit: Einerseits waren KPD und der Rote Frontkämpferbund, andererseits SPD 
und Reichsbanner beteiligt. Außerdem waren die Gewerkschaften, die Arbeitersamari-
ter und einige „linksstehende Arbeitervereine“ in dem 200 Menschen umfassenden Zug 
vertreten. Die Neunkircher Zeitung schlug sich in ihrer Berichterstattung klar auf die 
Seite der „wehrlosen Veteranen“, die von den „Linksradikalen Neunkirchens“ angegrif-
fen worden seien. Insofern muss der Artikel als tendenziös und nur bedingt geeignet für 
die Rekonstruktion der Ereignisse gelten. Ersichtlich wird jedenfalls, dass beide Seiten 
von der Regierungskommission genehmigte Aufmärsche veranstalteten und dass es erst 
nach deren offizieller Beendigung zu tätlichen Auseinandersetzungen kam, in die auch 
herbeieilende Landjäger auf Seiten der Kriegervereine eingriffen. Einer der Landjäger 
sei von einem Roten Frontkämpfer „misshandelt“ worden. Wie auch immer der tatsäch-

nischen Bürgerkrieg vgl. Wehenkel, Henri: No pasarán!, in: Ville de Dudelange (Hrsg.): Cente-
naire Diddeleng 1907–2007, Düdelingen 2007, S. 50–59. Nach der Rückkehr der Spanienkämpfer soll 
in Düdelingen eine mehrtägige Feier stattgefunden haben. Vgl. Wehenkel 2009, S. 170.
775  Vgl. Kühn 2005, S. 335.
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liche Ablauf vor sich ging: Zuzustimmen ist der Neunkircher Zeitung in ihrem Urteil, 
dass in dieser Begebenheit die zeittypische „Siedehitze der politischen Leidenschaften“ 
zum Ausbruch gekommen ist.776 Der Vorfall war mehr als nur eine schnell in Vergessen-
heit geratene Episode. Er präfigurierte, wenngleich auf ganz kleiner Ebene, die „offene 
Schlacht“777 zwischen Links- und Rechtskräften während des Saarabstimmungskampfes 
1933–35, die zu einem nicht unerheblichen Teil in Neunkirchen ausgetragen wurde.

Im Versailler Vertrag wurde festgeschrieben, dass die saarländische Bevölkerung nach 
15-jähriger Verwaltung durch den Völkerbund über die weitere politische Zugehörigkeit 
des Saargebiets entscheiden sollte. Zur Alternative standen die Beibehaltung des Status 
Quo, die Rückkehr ins Deutsche Reich und die Angliederung an Frankreich. Bis zum 
Januar 1933 herrschte quer durch alle politischen Lager Konsens über die Rückkehr zu 
Deutschland. Mit der Regierungsübernahme Adolf Hitlers jedoch bildeten sich zwei un-
versöhnliche Blöcke: Auf der einen Seite die in der Deutschen Front versammelten Befür-
worter der Rückkehr, auf der anderen Seite die Einheitsfront der beiden Arbeiterparteien, 
die sich gegen einen Anschluss an das nationalsozialistische Deutschland aussprach. Die 
Spaltung der Arbeiterbewegung wurde wenigstens für ein gutes halbes Jahr überwunden, 
indem sich KPD und SPD im Sommer 1934 auf ein gemeinsames Vorgehen im Abstim-
mungskampf einigten. Auf der Gegenseite schlüpfte die NSDAP zusehends, besonders 
nach Gründung der zweiten und dritten Deutschen Front, in die Führungsrolle.778 

Die Auseinandersetzungen wurden, ähnlich wie das in der Endphase der Weimarer 
Republik der Fall war, auch auf die Straße verlagert. Beide Seiten versuchten in Kund-
gebungen und Propagandaveranstaltungen ihre Anhängerschaft zu mobilisieren, wobei 
die Deutsche Front dank der finanziellen und logistischen Unterstützung aus Berlin von 
Beginn an die Oberhand gewann. Außerdem vermochten es die nationalsozialistisch 
dominierten Rückgliederungsbefürworter, den so einflussreichen (politischen) Katho-
lizismus – sieht man von einer Minderheit um Johannes Hoffmann und den christli-
chen Gewerkschaften ab – auf ihre Seite zu ziehen. Dabei bediente sich die Deutsche 
Front zunehmend auch des Terrors und der politischen Gewalt, wie am Beispiel des 
Überfalls von SA-Leuten am 1. Mai 1933 auf Neunkircher Arbeiter beispielhaft gezeigt 
wurde. Die Gegner der Rückgliederung setzten ihrerseits auf die Unterstützung durch 
die vielen Emigranten, die seit 1933 Zuflucht an der Saar fanden und sich publizistisch in 
den Dienst der Einheitsfront stellten. Die Jahre zwischen 1933 und 1935 zählen sicherlich 
zu den bewegtesten Phasen der Saarhistorie: Das Saargebiet stand, wie es eine britische 
Journalistin formulierte, wochenlang „im Brennpunkt des Interesses der internationalen 
Journalistenelite“.779

776  Siehe Neunkircher Zeitung, 27. April 1927. Alle Zitate ebd. Vgl. auch Kühn 2005, S. 335.
777  Behringer/Clemens 2009, S. 100.
778  Vgl. ebd., S. 100 ff.; Sander 22008, S. 311 f. Zur Entstehung der saarländischen Einheitsfront vgl. 
auch Zenner 1966, S. 302–305; außerdem Kühn 2007, S. 80 ff.
779  Vgl. dazu Schock, Ralph (Hrsg.): Haltet die Saar, Genossen! Antifaschistische Schriftsteller im 
Abstimmungskampf 1935, Berlin 1984, S. 9–15. Aufgeführtes Zitat nach ebd., S. 15. Dieser Sammelband 
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Neunkirchen war – nicht zuletzt aufgrund des fulminanten Aufstiegs der politischen 
Arbeiterbewegung seit 1916 – einer der zentralen Schauplätze des Saarabstimmungs-
kampfes. In der starken Arbeiterbewegung traf die sich anfänglich nur sehr zögerlich ent-
wickelnde nationalsozialistische Zelle auf beträchtlichen Widerstand. Schon bevor die 
NSDAP politisch ernsthaft an Gewicht gewinnen konnte – im November 1932 eroberte 
man erstmals vier Sitze im Stadtrat780 – kam es hier und da zu gewalttätigen Auseinander-
setzungen. Erstmalig in Erscheinung trat die nationalsozialistische Bewegung im Zuge 
des hunderttägigen Bergarbeiterstreiks 1923, der sich durch seine antifranzösische Spit-
ze bestens für rechtsnationalistische Propagandazwecke eignete.781 Einige wenige lokale 
Nationalsozialisten trafen sich in diesem Zeitraum regelmäßig in einem örtlichen Wirts-
haus. Dies hatte aber für die Stadt zunächst keine dauerhaften Folgen, verschwanden 
doch die wenigen Hitleranhänger genau wie im republikanischen Deutschland während 
der folgenden Jahre wieder von der Bildfläche.782

Im August 1930 kam es dann erstmals wieder zu einer nächtlichen Schlägerei zwi-
schen Kommunisten und Nationalsozialisten. Letztere verfügten zu dieser Zeit bereits 
über ein ‚Sturmlokal‘ in der Kaiserstraße, wo im Dezember desselben Jahres eine NS-
Jugendversammlung abgehalten wurde. Im Umfeld dieser Veranstaltung waren erneut 
Tätlichkeiten zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten zu verzeichnen. Au-
ßerdem wurde Anfang 1933 eine nationalsozialistische Bücherei zur Verbreitung von 
Propagandamaterial eingerichtet.783 Ende Juli 1932 versuchten Kommunisten, eine 
nationalsozialistische Versammlung in einer Gaststätte in der Schulstraße zu sprengen. 
Daran wurden sie von Polizei und Landjägern gehindert. Im Anschluss lieferten sich Po-
lizeikräfte und Kommunisten eine Straßenschlacht, in deren Verlauf mehrere Personen 
verletzt wurden.784 Weitere Ausschreitungen fielen im März, April und am 1. Mai 1933 
vor.785 Im April wurde der lokale Leiter des Reichsbanners von SA-Leuten zusammen-
geschlagen.786 Am 21. September 1933 überfielen SA-Männer eine Kneipe mit überwie-
gend kommunistischem oder sozialdemokratischem Publikum. In der daraus resultie-
renden Schießerei erschoss ein SPD-Anhänger einen Nationalsozialisten in Notwehr. In 
der Folgezeit, nicht zuletzt im Zuge der Beisetzung, wurde der Tote zu einer Art Horst 

illustriert anhand von Originaltexten in vorzüglicher Weise das publizistische Geschehen rund um den 
Saarabstimmungskampf, wenngleich ausschließlich aus der Perspektive der Hitlergegner. Unter den 
Autoren, die sich zur Saarfrage äußerten und hier Berücksichtigung fanden, zählten solch illustre Per-
sonen wie Heinrich und Klaus Mann, Hanns Eisler oder Bertolt Brecht.
780  Siehe Ebenau 1990, S. 86.
781  Vgl. dazu noch einmal Mallmann 1987b.
782  Zum Wirken der wenigen Nationalsozialisten während des Bergarbeiterstreiks 1923 in Neunkir-
chen vgl. Ebenau 2005, S. 231 f.
783  Vgl. Kühn 2005, S. 336.
784  Zu diesen Vorkommnissen vgl. Ebenau 1990, S. 87 f.
785  Vgl. ebd., S. 93.
786  Vgl. Kühn 2005, S. 336.



571

Wessel Neunkirchens verklärt.787 All diese Vorkommnisse waren gleichsam Vorboten-
gefechte mit Blick auf die heiße Phase des Saarabstimmungskampfes, dessen Fronten 
bereits im Vorfeld klar abgesteckt waren. 

Im Oktober 1933 traten die bürgerlichen Parteien Neunkirchens der Deutschen 
Front bei, wodurch der bis dahin keineswegs dominanten NSDAP die lokale Führungs-
rolle zukam. Ihre erste Maßnahme im Stadtrat nach der Konstitution des Rechtsbünd-
nisses bestand darin, Hitler zum Neunkircher Ehrenbürger zu ernennen. Außerhalb des 
Stadtparlaments verstärkten Nationalsozialisten und Deutsche Front den Druck auf 
ihre Gegner. Bereits am 21. September hatte ein Stoßtrupp der SA eine Kneipe überfal-
len, die besonders von Aktivisten der Arbeiterbewegung frequentiert wurde. Daneben 
wurde die Rückgliederungspropaganda vor Ort intensiviert.788 

Diese fand nicht zuletzt auf der Hütte insofern ein günstiges Terrain vor, als die 
Werksoberen in vielerlei Weise ihre Sympathien für das nationalsozialistische Deutsch-
land offen bekundeten. So wurde am 1. Oktober 1933, also lange bevor die Rückglie-
derung faktisch besiegelt wurde, auf dem Werk der Hitlergruß eingeführt. Am 1. Mai 
1934 tat sich das Unternehmen, wie gezeigt wurde, in der Gestaltung einer nationalsozi-
alistischen Maifeier hervor. Bereits am 1. März hatte die Volksstimme getitelt: „Wieder 
Stumm-Hilger System im Neunkircher Eisenwerk.“789 Zwar war der unternehmerische 
Versuch, im Windschatten der Deutschen Front zu einer restriktiven Arbeiterpolitik 
alten Stils überzugehen, naheliegend; dennoch stößt sich der Vergleich mit der Ära 
Stumm etwas an den politischen Realitäten, hatte doch die Arbeiterbewegung mittler-
weile eine gefestigte Stellung im Werk erobert. Vielmehr scheint es so, als hätten sich 
die in Neunkirchen tobenden geistig-politischen Auseinandersetzungen auf der Hüt-
te brennspiegelartig verdichtet. Gleichwohl – dies sollte trotz des Machtzuwachses der 
Arbeiterbewegung nicht vergessen werden – blieben die Arbeitgeber in einer stärkeren 
Position. So wurden bereits 1933 einige Arbeiter entlassen, die sich dem pro-nationalso-
zialistischen Kurs der Werksdirektion gegenüber kritisch zeigten.790

Die Arbeiterorganisationen stellten sich dem Druck der Deutschen Front entgegen. 
Dies geschah auf mehreren Ebenen. Zum einen schlossen sich die lokalen Organisati-
onen zur Einheitsfront zusammen. Die Führung in Neunkirchen übernahm jener Her-
mann Petri, den die kommunistische Arbeiterzeitung noch im Mai 1928 als „gewissen-

787  Vgl. ebd., S. 337.
788  Vgl. Ebenau 1990, S. 92 ff.
789  Die Volksstimme, 1. März 1934. Gemeint ist der ehemalige Leiter der preußischen Bergwerksdirek-
tion zu Saarbrücken Ewald Hilger, der als Verfechter einer intransigenten Arbeiterpolitik im Bergbau in 
gewisser Weise als Pendant Stumms angesehen werden kann. 1904 erfuhr er reichsweite Aufmerksam-
keit, als er einen Bergmann wegen vermeintlicher Verleumdung anklagte. Zwar ging Hilger formal als 
Sieger aus dem Prozess hervor, aber die rückständige und repressive politische Atmosphäre im Saarre-
vier rückte mit diesem Prozess erstmals in den Fokus der reichsweiten Öffentlichkeit. Vgl. dazu Paul/
Mallmann 1995, S. 165 f.
790  Vgl. Ebenau 1990, S. 94 f.
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losen sozialdemokratischen Führer“ gebrandmarkt hatte.791 Seit Spätherbst 1934 wurde 
der Einheitsfrontgedanke auch auf die Gewerkschaften übertragen, indem DMV und 
RGO kooperierten. Daneben gründete der Sozialdemokrat Karl Schneider das partei-
übergreifende Initiativkomitee aller Hitlergegner und Friedensfreunde, welches 1934 zu 
einer Kundgebung in den Neunkircher Saalbau lud, bei der unter anderem der kommu-
nistische Schriftsteller Erich Weinert sprach.792 Zum zweiten wurden in Neunkirchen 
zahlreiche Emigranten der Arbeiterbewegung aufgenommen. Im Volkshaus und an an-
deren Orten in und um Neunkirchen, unter anderem auch in den Privatwohnungen ei-
niger Funktionäre, wurden mehrere hundert Personen untergebracht.793 Man versprach 
sich sicherlich auch, vom Know-how der im politischen Kampf geschulten Emigran-
ten zu profitieren. Schließlich wurden in Neunkirchen zahlreiche Versammlungen und 
Kundgebungen der saarländischen Einheitsfront abgehalten. Erwähnung fand bereits 
der Rote Sportaufmarsch am 6. Mai 1934, zu dem sich laut Arbeiterzeitung 10.000 An-
hänger der Arbeiterparteien einfanden. Max Braun, der führende Kopf der Sozialdemo-
kraten im Saargebiet, sprach zwischen 1933 und 1935 gleich mehrfach in Neunkirchen, 
zum Teil vor mehreren Tausend Zuhörern.794 Daneben warben auch externe Vertreter 
vor Ort für die Einheitsfront, so etwa Hanns Eisler Anfang 1934. Eisler sprach im Volks
haus vor mehr als 800 Zuhörern.795 

Um sich vor Übergriffen durch die paramilitärischen Verbände der Deutschen Front 
zu schützen und die eigenen Veranstaltungen abzuschirmen, wurde im März 1933 aus den 
Reihen der Sozialdemokratie der Sozialistische Schutzbund (SSB) ins Leben gerufen. Die 
rund 200 Mitglieder zählende Organisation zeigte erstmals bei einer Kundgebung in 
Neunkirchen, am 27. August 1933, Präsenz. Die paramilitärischen Vereinigungen waren 
in der Endphase der Weimarer Republik ein konstitutives Merkmal der politischen Kul-
tur und wurden nun auch im Saargebiet und in Neunkirchen Teil der politischen Kultur. 
Der SSB trat neben die bereits bestehenden und in Neunkirchen aktiven Formationen 
des Roten Frontkämpferbundes, der SA oder des Reichsbanners, das, obschon ebenfalls 
sozialdemokratischer Provenienz, nicht mit dem SSB gleichzusetzen ist. Wie alle anderen 
Organisationen dieser Art waren die SSB-Einheiten uniformiert: Die SSB-Männer wa-
ren in grüne Hemden, schwarze Hosen und Schaftstiefel gekleidet.796

791  Siehe noch einmal die Berichterstattung zum 1. Mai in Neunkirchen in der Arbeiterzeitung vom 
3. Mai 1928.
792  Vgl. Ebenau 1990, S. 98 f.; außerdem Jung, Georg: Geschichte der Arbeiterbewegung. Kämpfe 
für soziale Demokratie und Verteilungsgerechtigkeit. 3. Teil, in: es Heftche, August 2005, S. 92 ff., 
hier S. 92.
793  Vgl. Ebenau 1990, S. 96–100; außerdem 40 Jahre SPD Ortsverein Neunkirchen-Zoo, S. 19; Jung 
2005, 3. Teil, S. 92; Paul/Mallmann 1995, S. 206.
794  Vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 211.
795  Zum Auftritt Hanns Eislers im Neunkircher Volkshaus vgl. Schock (Hrsg.) 1984, S. 41 ff. Außer-
dem Berichterstattung in der Arbeiterzeitung, 24. Januar 1934.
796  Vgl. Paul/Mallmann 1995, S. 215.
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In der Rückschau betrachtet standen die Neunkircher Arbeiterorganisationen trotz 
aller Anstrengungen auf verlorenem Posten. Wie im gesamten Saargebiet behielt die 
Deutsche Front vor allem dank der Inkorporierung der bürgerlichen Parteien und 
des (politischen) Katholizismus die Oberhand. In Neunkirchen erzielten die Rück-
gliederungsbefürworter 88,4 Prozent der Stimmen, die Anhänger des Status Quo nur 
11,5 Prozent und diejenigen, die sich für einen Anschluss an Frankreich aussprachen, 
verschwindend geringe 0,1 Prozent.797 Noch am 15. Januar 1935, dem Tag, an dem der 
überwältigende Abstimmungserfolg der Deutschen Front verkündet wurde,798 wurde 
in Neunkirchen eine antifaschistische Kundgebung abgehalten. Gleichzeitig flüchteten 
sich zahlreiche Anhänger der Arbeiterparteien vor dem nun immer offener einsetzen-
den Terror ins Volkshaus, das einem sozialdemokratischen Emigranten zufolge „einem 
Flüchtlingsasyl glich“. Die Entscheidung für Hitlerdeutschland bedeutete das vorüber-
gehende jähe Ende der noch jungen Neunkircher Arbeiterbewegung.799

Zu Beginn dieses Kapitels VI wurde die Leitfrage formuliert, ob der Erste Weltkrieg 
als Zäsur in der Geschichte der Arbeiterbewegung an beiden Untersuchungsorten gel-
ten darf. Diese Frage kann prinzipiell positiv beantwortet werden: Die sozialistisch-so-
zialdemokratische Arbeiterbewegung erlebte in der zweiten Kriegshälfte ihren Durch-
bruch und war in der Zwischenkriegszeit fester Bestandteil des politischen, sozialen 
und kulturellen Lebens in beiden Industriegemeinden. Dies lässt sich etwa anhand der 
Mitgliederzahlen der Gewerkschaften, aber auch anhand vereinzelter Wahlergebnisse 
nachvollziehen. Ebenso signifikant scheint zu sein, dass der 1. Mai zu einem festen Be-
standteil des lokalen Festkalenders wurde und die Arbeiterbewegungen etwa durch die 
Volkshäuser das Stadtbild mitprägten.

Zwar konnte die Beteiligung der Hüttenarbeiter an den einzelnen Organisationen 
aufgrund fehlender Quellen800 nicht exakt bestimmt werden; mehrere Punkte sprechen 
allerdings für eine maßgebliche Partizipation der Eisen- und Stahlarbeiter an den aufstre-
benden Organisationen: Erstens muss auf das demographische Gewicht der Hüttenleute 

797  Siehe Kühn 2005, S. 337.
798  Die Deutsche Front erhielt landesweit 90,8 Prozent der abgegebene Stimmen bei 97,8 Prozent 
Wahlbeteiligung. Für den Status Quo stimmten gerademal 8,8 Prozent, die restlichen 0,4 Prozent spra-
chen sich für einen Anschluss an Frankreich aus. Zum Ergebnis der Wahl siehe Schock (Hrsg.) 1984, 
S. 15. Zur Interpretation der Abstimmung beziehungsweise der Gründe für den klaren Sieg der An-
gliederungsbefürworter vgl. Burgard, Paul: Das Saarland im Nationalsozialismus (1935–1945), in: 
Herrmann, Hans-Christian/Schmitt, Johannes (Hrsgg.): Das Saarland. Geschichte einer Region, 
St. Ingbert 2012, S. 263–311, hier S. 271–274.
799  Zu dieser letzten Kundgebung der Einheitsfront vgl. Schock (Hrsg.) 1984, S. 15 f. Zitat nach ebd., 
S. 16. Nach der Rückkehr zu Deutschland wurden führende Neunkircher Arbeiterfunktionäre wie Her-
mann Petri oder Karl Schneider verhaftet, andere gingen ins Exil, die Zurückgebliebenen verloren zu-
meist ihre Anstellung. Vgl. 40 Jahre SPD Ortsverein Neunkirchen-Zoo, S. 19.
800  Sicherlich wären Mitgliederlisten mit Berufsbezeichnungen interessant gewesen. Wahrscheinlich 
wurde in Neunkirchen nach dem 13. Januar 1935 viel Material zerstört.
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an beiden Orten hingewiesen werden.801 Sie stellten hier wie da das Gros der Arbeiter-
population, damit der ‚natürlichen‘ Klientel der Arbeiterorganisationen. Zweitens wurde 
für Düdelingen gezeigt, dass das ARBED-Werk Brennpunkt und zentraler Schauplatz 
des Märzstreiks 1921 war. Die Arbeiteraktivisten konzentrierten hier, wo sie die Mehr-
zahl ihrer Anhängerschaft wussten, ihre Tätigkeit. Drittens wurde für beide Orte nach-
gewiesen, dass es in der letzten Kriegsphase und während der Novemberrevolution auf 
den Werken gärte, dass beiderorts die politische ‚Friedhofsruhe‘ ein jähes Ende fand. Die 
Belegschaften pochten auf die Überwindung der überkommenen restriktiven Strukturen 
und forderten mehr Partizipation ein, was auf ihre politisch aktive Rolle in den beiden 
Folgejahrzehnten vorausdeutet. Viertens schließlich wurde gezeigt, wie die Freien Ge-
werkschaften in den Werken selbst gegenüber den anderen Richtungsgewerkschaften die 
Oberhand gewannen. In den späteren Jahren stellte in Neunkirchen sogar die kommu-
nistische RGO die stärkste Kraft in den Arbeiterausschüssen, ein klares Indiz für die Po-
litisierung der Neunkircher Hüttenarbeiterschaft. Auch in Düdelingen hatten die freien 
Organisationen in den Arbeiterdelegationen eine klare Vorrangstellung gegenüber der 
christlichen Gewerkschaft. Diese Punkte sollten als Belege für die gewachsene politische 
Partizipation der Eisen- und Stahlarbeiterschaft im Rahmen der politischen und gewerk-
schaftlichen Arbeiterbewegung an beiden Untersuchungsorten genügen.

Die Entwicklungen in Neunkirchen und Düdelingen differierten allerdings auch 
erheblich. Auf dem gewerkschaftlichen Feld ist festzustellen, dass die luxemburgische 
Industriegewerkschaft in Düdelingen trotz des Rückschlages der Streikniederlage 
1921 ihre Stellung weitgehend wahrte. Auch in Neunkirchen blieben die Freien Ge-
werkschaften präsent, aber der DMV musste zu Gunsten der kommunistischen RGO 
Verluste hinnehmen. Dies war eine unmittelbare Folge eines weiteren divergierenden 
Trends: In Neunkirchen kam die Spaltung der Arbeiterbewegung, wie sie sich während 
des Krieges deutschland- und europaweit vollzog, voll zur Geltung. Die RGO wuchs 
im Windschatten der in Neunkirchen immer stärker werdenden KPD. In Düdelingen 
hingegen spielten die Kommunisten keine nennenswerte Rolle, überhaupt zeichnete 
sich die Düdelinger Arbeiterbewegung durch eine im Vergleich auch zu anderen Orten 
des luxemburgischen Minettebassins auffällige Mäßigung aus. Damit korrespondiert 
der Umstand, dass die sozialistischen Parteien hier in ihrer Bedeutung hinter den Ge-
werkschaften zurückblieben: Es ging dem Gros der Arbeiterschaft um soziale, nicht um 
politische Ziele. Die moderate Haltung der Düdelinger Hüttenarbeiterschaft scheint 
nicht zuletzt ein Resultat der weiterhin funktionstüchtigen betrieblichen Sozialpolitik 
zu sein. So machten die Arbeiterfunktionäre diese für das schnelle Scheitern der März-
bewegung verantwortlich.802 Auch in Neunkirchen wurde die betriebliche Sozialpolitik 

801  Siehe dazu noch einmal die diesbezüglichen Überlegungen in Kapitel I.
802  Vgl. dazu noch einmal Biever 1925, S. 9. Ähnlich bewertet Denis Scuto, der bei seiner Untersu-
chung des Märzstreiks sämtliche relevanten Industriestandorte des Minettebassins im Blick hat, die 
spezielle Situation in Düdelingen: „Les événements à ARBED Dudelange confirment la réputation 
de haut-lieu du paternalisme social, détenue par l’usine.“ Siehe Scuto 1990, S. 241. Problematischer 
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in der Zwischenkriegszeit weiter forciert, sie konnte aber nicht mehr die gleiche Wir-
kung wie vor 1914/18 entfalten. Dass sich die geistig-politischen Kämpfe der Zeit in 
Neunkirchen ungleich heftiger abspielten als in Düdelingen, zeigte sich spätestens in 
den Dreißigerjahren, als es zur mitunter gewaltsamen Konfrontation mit dem aufzie-
henden Rechtsextremismus kam. Die politischen Rahmenbedingungen an der Saar, die 
auch aufgrund der Abstimmungssituation wesentlich spannungsreicher waren als in Lu-
xemburg, trugen wesentlich zur aufgeladenen Atmosphäre in Neunkirchen bei.

Die Grundkonstellation der Vorkriegszeit war spätestens 1918 obsolet geworden. 
Vor 1914 blockierte das reziproke Wirkungsgeflecht aus betrieblichem Handlungsfeld, 
soziokultureller Zusammensetzung der Arbeiterbevölkerungen und betrieblicher Ar-
beiterpolitik den organisatorischen Durchbruch der sozialdemokratisch-sozialistischen 
Arbeiterbewegung. Diese Grundkonstellation geriet mit dem Einschnitt des Ersten 
Weltkriegs ins Wanken. Trotz der technologischen Fortschritte und Rationalisierungen 
der Zwischenkriegszeit blieb das betriebliche Handlungsfeld in seinen Grundprinzipi-
en relativ konstant. Dies wurde durch die diachron angelegte und den gesamten Be-
trachtungszeitraum umfassende Analyse der Arbeitssituation in Kapitel III zu zeigen 
versucht. Allerdings wurden partielle Änderungen der Kooperationsformen und klare 
Veränderungen im Fluktuationsverhalten festgestellt: Die Belegschaften waren vor dem 
Ersten Weltkrieg deutlich mobiler, damit für die Arbeiterorganisationen schwerer zu 
erfassen. Mit der Verstetigung der Belegschaft und der Durchsetzung zum Teil neuer, 
auf qualifizierter Zusammenarbeit beruhender Kooperationsformen wurden dauerhafte 
Kommunikations- und Kooperationsnetzwerke befördert. Die Wandlungen im betrieb-
lichen Handlungsfeld verschufen der Gruppenbildung im außerbetrieblichen Lebens-
bereich, besonders in der politisch-organisatorischen Sphäre, neue Impulse. So gesehen 
begünstigte die Entwicklung die dauerhafte politische und gewerkschaftliche Anbin-
dung. Mit Blick auf die Zusammensetzung und Herkunft der Arbeiter gibt es ebenfalls 
klare Kontinuitätslinien: Das Neunkircher Eisenwerk rekrutierte seine Arbeiterschaft 
weiterhin aus dem agrarischen Umland, während in Düdelingen, nach dem Exodus vie-
ler ausländischer Arbeitskräfte, mit der Erholung der Wirtschaft wieder die Diversifi-
zierung der Arbeiterpopulation einsetzte. Auf der anderen Seite ist davon auszugehen, 
dass die städtische Autoreproduktion der Arbeiterschaften gegenüber der Vorkriegszeit 
gewachsen sein dürfte. Dies kam der politischen Betätigung und Organisation ebenfalls 
entgegen. 

Am schwersten wog aber, wenn man die einzelnen Faktoren isoliert, das durch den 
Weltkrieg veränderte politische und gesellschaftliche Klima: Eine politische Entmün-
digung und Bevormundung der Arbeiterschaft, wie sie vor 1914 praktiziert wurde, war 

erscheint es, wenn Scuto den Düdelingern ein unpolitisches ‚Wesen‘ attestiert, indem er von einer „vieil-
le aversion des Dudelangeois contre toute contagion politique“ spricht. Siehe ebd., S. 261. Abgesehen 
von der generellen Fragwürdigkeit von solch pauschalen Bewertungen bewies die Düdelinger Arbeiter-
schaft durchaus Affinität zu politischer Betätigung, wenngleich auf moderatere Weise als in Neunkir-
chen, Esch oder Differdingen.
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nach dem Krieg mit all seinen Verwerfungen und Umbrüchen nicht mehr durchsetzbar. 
Repression konnte bestenfalls temporär – wie nach dem Märzstreik in Düdelingen – 
oder in einer politischen Ausnahmesituation wie während des Saarabstimmungskamp-
fes zur vollen Anwendung gebracht werden. Die Arbeiterorganisationen – allen voran 
die Gewerkschaften – hatten sich ihrerseits in der existenziellen Krisensituation von 
Kriegs- und Nachkriegszeit derart als Krisenmanager bewährt, dass sie nach 1918 nicht 
mehr ohne weiteres eliminiert und verfolgt werden konnten. Überdies profitierten sie 
in der virulenten Umbruchphase vom Legitimationsverlust der traditionellen Funkti-
onseliten.
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Schlussbetrachtung

Ein zentrales Anliegen der vorliegenden Studie war es, im Sinne eines typologisierenden 
Ansatzes die besonderen Merkmale der Eisen- und Stahlarbeiterschaft herauszuarbeiten. 
Dabei ergab sich im Verlauf der empirischen Erarbeitung und der Analyse der Befunde 
ein gewisses Paradoxon, war doch eines der wesentlichen Merkmale der Hüttenarbei-
terschaft gerade ihre beachtliche Heterogenität und Ausdifferenzierung. Dies bedeutet, 
anders formuliert, eines ihrer bestimmenden Charakteristika war der Umstand, dass sie 
kaum auf einen Nenner zu bringen ist: Die Eisen- und Stahlarbeiterschaft war, so Bar-
rington Moore, „eine mannigfaltige und in sich gespaltene Gruppe“.1 Der soziale Raum 
der Eisen- und Stahlindustrie zeichnete sich durch eine Vielfalt verschiedenster Akteure 
mit jeweils spezifischen Handlungsressourcen, Kapitalien und Machtmitteln aus, an-
gefangen bei den einfachen Kolonnenarbeitern etwa im Vorfeld der Hochöfen, in den 
Konverterwerken oder in der Düdelinger roulage, über die gelernten Fachkräfte wie die 
Schlosser oder Schmiede, die besser angelernten Kräfte mit einer zentralen Stellung im 
Produktionsprozess – zu nennen wären die Schmelzer oder Puddler – bis hin zu den 
zahlreichen Führungskräften, den Meistern, Ingenieuren und Betriebsleitern.

Die Segmentierung der Hüttenarbeiterschaft, die einherging mit einer beträcht-
lichen Hierarchisierung, wurde auf mehreren Ebenen nachgewiesen. Großen Raum 
nahm die Analyse der Arbeitssituation und insbesondere der Belegschaftsstruktur ein, 
da die Gruppenstrukturen im Betrieb die Verhältnisse in den anderen Handlungsfel-
dern entscheidend präfigurierten. Die Belegschaften moderner, integrierter beziehungs-
weise gemischter Hüttenwerke zerfielen in eine kaum zu überblickende Vielfalt an Ar-
beiterkategorien und Tätigkeitsfeldern. Die modernsten Betriebsanlagen, vor allem das 
Thomasstahlwerk und die Walzanlagen, wo aufgrund der weit vorangeschrittenen Tech-
nologie die Arbeitsteilung am stärksten ausgeprägt war, ragten hinsichtlich der Ausdif-
ferenzierung ihres Personals am deutlichsten hervor. Die kleinteilige Tätigkeitsstruktur 
entsprach bis zu einem gewissen Grad einer Aufteilung nach Kompetenzen und Wei-
sungsbefugnissen. Prinzipiell gleichartig qualifizierte Arbeiter wurden eingeteilt in I., 
II., III. oder sogar IV. Leute, ein Aufstieg innerhalb der zum Teil technologisch beding-
ten, zum Teil aber auch artifiziell hergestellten Hierarchie war prinzipiell möglich. Die 
Tätigkeits- oder Berufsbezeichnungen wirkten dabei „im Sinne einer Unterscheidungs-
marke […], deren Wert sich nach der Stellung innerhalb eines hierarchisch gestaffelten 
Systems von Titeln richtet und die auf diese Weise zur Festlegung der jeweiligen Positi-
onen von Akteuren und Gruppen beiträgt“. Ein Charakteristikum der sozialen Welt der 
Hüttenindustrie war, wie an beiden Untersuchungsorten nachgewiesen werden konnte, 
dass die durch Titulaturen wie „I. Mann“ festgelegten hierarchischen Positionen nicht 
unbedingt mit tatsächlichen Qualifikationen übereinstimmten. Dies hatte zur „Folge, 

1  Moore 1982, S. 357.
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daß sich die Vergütung des Titels gegenüber der der Arbeit weitgehend verselbständigt 
und die gleiche Tätigkeit unterschiedlich bezahlt wird“.2

Mit einer höheren Position ging aber, ganz unabhängig von der mit der Position ver-
bundenen genuinen Arbeitsqualifikation, in der Regel ein höherer Lohn einher, sodass 
sich ein Aufstieg in der Hierarchie für den Einzelnen allemal lohnte und er einer „in-
dividuellen Orientierung“3 eher den Vorzug gab gegenüber kollektiven Lösungen: Es 
waren „die kleinen ‚Karrieren‘, die aus gewerkschaftlicher Sicht so sehr störten“.4 Denis 
Scuto spricht gar von einem „sozialen Wettstreit“ innerhalb der Belegschaften um die 
besten Positionen.5 Der soziale Raum der Eisen- und Stahlindustrie erwies sich als hoch 
kompetitiv, zwischen den Akteuren entfalteten sich latente Kämpfe, „die auf Erhaltung 
bzw. Veränderung der Struktur zielen“.6 Dies konnte zum Beispiel anhand der heran-
gezogenen Strafkataloge und anderer betrieblicher Dokumente nachgewiesen werden. 
Mit Recht erkannte der DMV in dieser speziellen Arbeits- und Sozialorganisation, die 
das Hüttenwesen deutlich abhob vom Bergbau, einen wesentlichen Grund dafür, dass 
bis zum Ersten Weltkrieg in der Schwereisenindustrie kaum Organisationserfolge erzielt 
werden konnten.7

Es wurde weiterhin festgestellt, dass sich die Diversifizierung der Hüttenbelegschaft 
mitnichten auf die betriebliche Ebene beschränkte: Die die soziale Welt der Hütten-
industrie konstituierenden sozialen Handlungsfelder standen in einem reziproken Wir-
kungsgeflecht, die Positionen der Akteure, mithin die sozialen Relationen, präfigurier-
ten die Verhältnisse in den jeweils anderen Feldern. So profitierten die Arbeiter, je nach 
innerbetrieblichem Status und Position auf dem Arbeitsmarkt, in unterschiedlich ho-
hem Maße von der betrieblichen Sozialpolitik. Wie der Neunkircher Fall zeigte, wurden 
die Beschäftigten in der betrieblichen Krankenkasse eingeteilt in verschiedene Katego-
rien und Klassen, je nach Dauer der Betriebszugehörigkeit und Höhe des Einkommens. 
Einer weitgehend versorgten Stammarbeiterschaft, die sich in erster Linie aus qualifi-
zierten Facharbeitern und besser angelernten Kräften rekrutierte, stand folgerichtig ein 
in stärkerem Maße gefährdetes Segment der Hüttenbelegschaft gegenüber. Es waren 
ferner die besser qualifizierten Arbeiter mit einer gewissen Marktmacht und einer ent-
sprechenden Stellung im Betrieb, welche eher mit gutem, preisgünstigem Wohnraum 
ausgestattet wurden. 

Es zeigt sich also, dass die bestimmenden Strukturmerkmale der Eisen- und Stahl
arbeiterschaft sowohl in der betrieblichen Arbeitswelt als auch in der privaten Lebens-
welt zu suchen sind. Die verschiedenen Ebenen – verstanden als soziale Handlungsfelder 
– standen in einem reziproken Wirkungsgeflecht: Vor allem die im Betrieb eingeübten 

2  Vgl. Bourdieu 1985, S. 25 ff. Zitate ebd. Hervorhebungen im Original.
3  Ames 1989, S. 116.
4  Kocka 1990, S. 434. Hervorhebung im Original.
5  Im französischsprachigen Original ist von „compétition sociale“ die Rede. Siehe Scuto 1992, S. 53.
6  Bourdieu 1985, S. 28.
7  Vgl. Die Schwereisenindustrie 1912, S. 331 f.
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Gruppenmuster und -beziehungen hatten vorprägenden Einfluss auf die politisch-orga-
nisatorische Sphäre. Arbeiterexistenzen in der Eisen- und Stahlindustrie können somit 
nur unter Berücksichtigung und Integration mehrerer Dimensionen angemessen erfasst 
werden. Dies hängt nicht zuletzt auch mit der Rolle der Betriebsherren zusammen, de-
ren umfassende Personalpolitik bewusst den Konnex zwischen Betrieb und Lebenswelt 
der Belegschaft herstellte. Die Unternehmen wirkten als eine Klammer, die den sozi-
alen Raum der Eisen- und Stahlindustrie respektive dessen einzelne Handlungsfelder 
verband. An beiden Orten begegnete man einem ungemein starken Unternehmertum, 
das eine ambitionierte Arbeiterpolitik betrieb und Anspruch auf den ‚ganzen Arbeiter‘ 
erhob. Die lokalen Hüttenunternehmer – besonders Karl Ferdinand Stumm und Emile 
Mayrisch – repräsentierten vor Ort das starke Unternehmertum der Schwerindustrie. 
Stumm und Mayrisch bedienten sich der branchenweit zur Anwendung kommenden 
Strategien der Personalführung. Beide stellten jedoch – was die Tragweite ihrer Bemü-
hungen angeht – auch Sonderfälle dar. Beide Unternehmen gingen in ihrer Sozialpolitik 
weiter als andere Betriebe. Das Düdelinger Werk nahm in Luxemburg diesbezüglich 
eine veritable Pionierstellung ein. Die Repressions- und Entmündigungspolitik wiede-
rum wurde in Neunkirchen besonders in der ‚Ära Stumm‘ konsequenter betrieben als 
anderswo. Auch Düdelingen blieb in dieser Hinsicht hinter Neunkirchen zurück, auch 
wenn hier, man denke nur an die Repressalien nach dem Märzstreik 1921, bisweilen ein 
ausgesprochen repressives Klima herrschte. Die Kohärenz des sozialen Raums, das heißt 
die Interdependenz zwischen den einzelnen Teilfeldern, war an beiden Untersuchungs-
orten aufgrund der weitreichenden unternehmerischen Arbeiterpolitik besonders groß.

In den ausgewerteten Fabrikordnungen, Knappschaftsstatuten, Mietverträgen und 
ähnlichen Quellentypen wurde immer wieder der Anspruch formuliert, auch die private 
Lebensführung der Beschäftigten zu überwachen. Soziale Befriedung ging mit gesell-
schaftlicher Entmündigung und politischer Repression einher, in Neunkirchen freilich 
virulenter und systematischer als in Düdelingen. Dabei dürfen allerdings die Verhaltens-
postulate, die die Betriebsherren inner- und außerhalb der Fabrikmauern erhoben, nicht 
mit den tatsächlichen Verhältnissen identifiziert werden: Beiderorts entwickelten die 
Hüttenarbeiter, wie anhand von Strafkatalogen oder Polizeiprotokollen gezeigt wurde, 
mannigfaltige Formen des Protests, der Insubordination oder ganz einfach des Kampfes 
um Freiräume. Die Hüttenarbeiter waren nicht die indifferente und lethargische Masse, 
als die sie gerade von zeitgenössischen Vertretern der Arbeiterbewegung nicht selten be-
schrieben wurden, sondern zeigten sich gerade im betrieblichen Alltag „eigen-sinnig“.8 
Die Unternehmen setzten die Rahmenbedingungen und Regeln, die allerdings von den 
Arbeitern als Akteure mit eigenen Handlungsressourcen mit Leben erfüllt wurden. 

Der organisierte politische Kampf blieb, jedenfalls bis 1914, eine kaum vorhandene 
Randerscheinung. Die Industriezentren Neunkirchen und Düdelingen waren damit ein 
Stück weit abgekoppelt von der allgemeinen Entwicklung, feierten doch Freie Gewerk-

8  Vgl. dazu noch einmal Lüdtke 1993.
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schaften und die sozialdemokratische Partei in den letzten Jahrzehnten vor dem Ersten 
Weltkrieg große Organisationserfolge. Arbeits- und Lebenswelt der Eisen- und Stahl-
arbeiter boten der politischen Arbeiterbewegung ein denkbar ungünstiges Terrain. Die 
Fragmentierung der Arbeiterpopulationen nach Tätigkeiten, Löhnen, Qualifikationen, 
Herkunft, Lebensstandard und Lebensformen sowie die einer Gruppenzusammengehö-
rigkeit abträglichen Kooperations- und Kommunikationsstrukturen im Betrieb und die 
enorme Mobilität blockierten im Zusammenspiel mit der überaus effizienten betriebli-
chen Arbeiterpolitik den Durchbruch der politischen und gewerkschaftlichen Arbei-
terbewegung, die sich in anderen Branchen und Industriezentren ja durchaus bereits vor 
dem Ersten Weltkrieg etablieren konnte. In Düdelingen griffen zusätzlich aufgrund der 
spezifischen Migrations- und Rekrutierungsmuster soziokulturelle Diversifizierungsme-
chanismen. Es wäre jedoch verfehlt, davon ausgehend auf eine totale Organisationsun-
fähigkeit der Hüttenarbeiter zu schließen, wie gerade von Gewerkschaftern angesichts 
des eigenen Scheiterns behauptet wurde: Es boten sich jenseits der politischen und ge-
werkschaftlichen Arbeiterbewegung Formen und Möglichkeiten der Partizipation, man 
denke nur an das Wirken der konfessionellen Vereinigungen und an das vielfältige Ver-
einswesen. Am Neunkircher Fall, genauer an den von der Hütte installierten Vereine wie 
dem Verein „Die Werkstätte“ offenbarte sich aber, dass vorwiegend bestimmte Segmente 
der Belegschaft sich organisatorisch zusammenfanden: die besser gelernten Facharbeiter 
mit ordentlicher Berufsausbildung sowie die Meister. Gruppenbildung zwischen einzel-
nen Akteuren entwickelte sich auf der Basis ähnlicher Stellungen im sozialen Raum, wie 
sich etwa auch an den außerbetrieblichen Vereinsgründungen oder anhand der wilden 
Streiks von Seiten der Italiener in Düdelingen manifestierte. Es zeigte sich, „daß man 
[innerhalb des sozialen Raums] nicht jeden mit jedem zusammenbringen kann – unter 
Mißachtung der grundlegenden, zumal ökonomischen und kulturellen Unterschiede“.9 
Die Ausdifferenzierung des sozialen Raums nach Berufs-, Tätigkeits- oder soziokultu-
rellen Segmenten lief der gewerkschaftlichen Gruppenbildung also zuwider, beförderte 
aber Vergemeinschaftung auf kleinerer Ebene.

Der Krieg mit all seinen Verwerfungen und krisenhaften Folgeerscheinungen mar-
kierte dann an beiden Orten eine scharfe Zäsur: Die Freien Gewerkschaften und Arbei-
terparteien avancierten nun zu gewichtigen politischen und gesellschaftlichen Faktoren. 
Die Gründe für den Umbruch scheinen – bei allen Modernisierungs- und Rationalisie-
rungstendenzen sowie Änderungen in den Kooperationsformen innerhalb der Werke 
während der Zwischenkriegszeit – weniger in grundlegenden Transformationen der Ar-
beitsorganisation im Betrieb oder aber in einer veränderten oder sich abschwächenden 
Arbeiterpolitik gelegen zu haben, als vielmehr in den gewandelten gesellschaftlichen 
und politischen Grundgegebenheiten. Der Erste Weltkrieg setzte, zumal mit der sich 
verschlechternden Versorgungssituation, lang gehegte Protestpotenziale frei, die nun, 
aufgrund des Legitimitätsverlusts der überkommenen Eliten, der Arbeiterbewegung zu 

9  Bourdieu 1985, S. 14.



581

Gute kamen. Besonders die Gewerkschaften bewährten sich in der Organisation der 
Versorgungswirtschaft während und nach dem Krieg als Krisenmanager, zumal sie im 
Zuge des Vaterländischen Hilfsdienstgesetzes endgültig gesetzliche Anerkennung fan-
den. Es gelang ihnen, den in der Vorkriegszeit aufgrund der strukturellen Merkmale des 
sozialen Raums weitgehend misslingenden Gruppenbildungsprozess nun institutionell 
zu steuern. Auch nach der Überwindung der Nachkriegsprobleme waren die Gewerk-
schaften aus dem gesellschaftlichen und politischen Leben nicht mehr zu verdrängen. 
In ihrem Windschatten erlebten ebenso, wenigstens in Neunkirchen, die Parteien der 
Arbeiterbewegung ihren Durchbruch.

Vertreter der saarländischen Sozialgeschichtsschreibung bedienten allzu oft, wie es 
in der Regionalhistoriographie generell häufig der Fall ist, einseitig regionalspezifische 
Erklärungsmuster zur Darstellung bestimmter Sachverhalte. Dabei bewegten sich die 
beiden Untersuchungsorte in allen genannten Punkten in einem allgemeinen und über-
regional gültigen Branchenkontext. 

In den Großbetrieben der Schwereisenindustrie herrschten grosso modo recht stan-
dardisierte Arbeitsvoraussetzungen, auch darf das starke und über den Betrieb hinaus 
ambitionierte Unternehmertum als übergreifendes Branchenmerkmal gelten. Beleg da-
für ist nicht zuletzt die Tatsache, dass die Hüttenbetriebe auch in anderen Revieren, 
etwa im Ruhrgebiet, der politischen Arbeiterbewegung bis 1914 verschlossen blieben.10 
Bei allen Sonderlagen im Saarrevier wie auch im luxemburgischen Minettebassin: Die 
Regionalgeschichte ist keinesfalls abzukoppeln von allgemeinen Entwicklungstenden-
zen. Wohl sind regionale Spezifika, etwa im soziokulturellen Profil der Arbeiterschaften, 
festzustellen und durchaus von großer Bedeutung. Genannt sei die für die Saararbeiter-
schaft wie für die luxemburgischen Industriearbeiter so typische Verankerung in länd-
lich-agrarischen Denk- und Verhaltensmustern. Der Vergleich mit dem saarländischen 
Steinkohlenbergbau offenbarte allerdings so klare Unterschiede im Gruppenverhalten 
der Belegschaften beider Industriezweige, dass viel stärker als bislang branchenspezifische 
Aspekte in die Diskussion einzubringen sind. Es stellt sich etwa die Frage, wieso sich die 
saarländischen Bergarbeiter zwischen 1889 und 1893 zu mehreren größeren Ausständen, 
die teilweise auch organisatorisch koordiniert waren, erhoben, während die Hüttenwer-
ke von dieser Entwicklung gänzlich ausgenommen blieben. Regionalspezifische Argu-
mente scheiden bei der Beantwortung aus, denn Berg- und Hüttenarbeiter lebten bis-
weilen, wie in Neunkirchen, sogar in derselben Industriegemeinde. Die Antwort kann 
nur unter Rekurs auf die Exzeptionalitäten der Eisen- und Stahlarbeiterschaft gegeben 
werden, die ihrerseits zunächst im Betrieb selbst und seinen spezifischen Arbeits- und 
Sozialformen begründet lagen. Dies zu zeigen war ein Ziel der vorliegenden Studie, die 
damit ein lange gehegtes regionalhistorisches Desiderat zu erfüllen bestrebt war.

10  Vgl. dazu noch einmal Domansky-Davidsohn 1980.
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Bei allen branchenbedingten Gemeinsamkeiten zwischen beiden Untersuchungsor-
ten: Es offenbarten sich auch signifikante Unterschiede. Das Neunkircher Eisenwerk re-
krutierte sein Personal fast ausschließlich aus dem näheren und mittleren Umland, wäh-
rend die Düdelinger Hütte arbeitsmarktbedingt auch auf Fernmigration angewiesen 
war. Besonders die seit den 1890er Jahren massiv präsenten italienischen Zuwanderer 
prägten Hüttenbelegschaft und Industriegemeinde. Während die Neunkircher Hütten-
arbeiterpopulation regional betrachtet einem recht homogenen Umfeld entstammte, 
zeichnete sich die Düdelinger Arbeiterschaft durch eine weitreichende soziokulturelle 
und nationale Segmentierung aus. Die starke Präsenz der Italiener hatte ambivalente 
Folgen. Zum einen beförderte sie die Ausdifferenzierung der Gesamtbelegschaft; zum 
anderen aber hob sie eine mögliche Atomisierung der Arbeiterbevölkerung ein Stück 
weit auf, indem sich den Zuwanderern in einer fremden und bisweilen feindseligen Um-
gebung die Möglichkeit bot, sich im Betrieb wie außerhalb mit ihren Landsleuten zu-
sammenzuschließen. Die Zuwanderung forcierte somit Gruppenbildung auf kleinerer 
Ebene. Gerade bei auftauchenden Spannungen wurde dieser negative Inklusionseffekt 
wirksam: Wie an verschiedenen wilden Streiks verdeutlicht wurde, entwickelten die 
Italiener ein eigenes Protestverhalten bei (vermeintlichen) Missständen. Somit konnte 
auch gezeigt werden, dass die Italiener in Luxemburg nicht, wie vielfach gerade von zeit-
genössischen Gewerkschaftern wenigstens implizit unterstellt, Lohndrücker oder eine 
willfährige Manövriermasse in den Händen der Stahlbarone waren.

Unterschiedliche Entwicklungen offenbarte auch die Analyse der lokalen Arbei-
terbewegungen. Rein chronologisch betrachtet verlief die Organisationsgeschichte an 
beiden Orten im Großen und Ganzen parallel: Nachdem vor 1914 weitgehend Ruhe 
geherrscht hatte, markierte der Erste Weltkrieg einen tiefen Einschnitt und in der Zwi-
schenkriegszeit spielten die Arbeiterorganisationen – von einzelnen Stagnationsphasen 
abgesehen – eine wichtige Rolle im politischen und gesellschaftlichen Leben. Bei ge-
nauerem Blick offenbarten sich im Laufe der Untersuchung aber auch in diesem Punkt 
gravierende Unterschiede. Es wurde erstens gezeigt, dass in Düdelingen die Arbeiter-
parteien gegenüber den Industriegewerkschaften von eher untergeordneter Bedeutung 
blieben. In Neunkirchen hatten die Arbeiterparteien hingegen einen höheren Stellen-
wert und waren eng verzahnt mit den lokalen Gewerkschaften. So kam es bereits im 
Zuge der Novemberrevolution zur Kooperation von Partei- und Gewerkschaftsfunktio-
nären im städtischen Arbeiterrat. Zweitens war festzustellen, dass die aus dem Weltkrieg 
ererbte Spaltung der Arbeiterbewegung in Neunkirchen mit voller Wucht zum Durch-
bruch kam, bis die SPD von der KPD sogar überflügelt wurde und die RGO zum DMV 
ernsthaft in Konkurrenz trat. In Düdelingen spielten die Kommunisten nie eine Rolle, 
sodass auch die Spaltung der Arbeiterbewegung – die auch im Großherzogtum hier 
und da zum Vorschein kam – kein Thema wurde. Damit eng verflochten ist ein dritter 
Gesichtspunkt: Die geistig-politische Atmosphäre war in Düdelingen im Vergleich zu 
Neunkirchen, aber auch zu anderen Industriegemeinden im Minettebassin deutlich mo-
derater. In Neunkirchen manifestierten sich die weltanschaulichen Grabenkämpfe der 
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Zeit, besonders in der heißen Phase des Saarabstimmungskampfes 1934/35, mit großer 
Vehemenz. Abgesehen von den gelegentlich vorkommenden physischen Auseinander-
setzungen wurde die Stadt Schauplatz intensiver propagandistischer Kämpfe zwischen 
Links und Rechts, und bereits vor dem Aufkommen des Nationalsozialismus vergiftete 
die Spaltung der Arbeiterbewegung die geistig-politische Atmosphäre. In Düdelingen 
blieb das politische Klima größtenteils mild, was nicht zuletzt für den eindämmenden 
Erfolg der betrieblichen Arbeiterpolitik sowie die im Vergleich zum Saargebiet weniger 
spannungsvolle politisch-gesellschaftliche Rahmensituation spricht.11 Wie die in einem 
gesonderten Unterkapitel geschilderte Märzbewegung von 1921 allerdings offenbarte, 
waren auch die Düdelinger Hüttenarbeiter bisweilen gewillt und in der Lage, Protest 
offensiv zu artikulieren.

In seiner umfangreichen und theoretisch hoch anspruchsvollen Monographie über 
die „Arbeits- und industriellen Beziehungen in der deutschen und amerikanischen Ei-
sen- und Stahlindustrie“ kritisiert Thomas Welskopp den Umgang der bisherigen For-
schung mit dem Quellenmaterial und die daraus resultierende Folgerungspraxis:

„Den weitreichenden Folgerungen liegt jedoch in der Regel eine nur punktuelle, wenig sys-
tematische und in keinem Fall gleichgewichtige Rekonstruktion der Verhältnisse im betrieb-
lichen Handlungsfeld der Hüttenwerke zugrunde. Nicht selten wurden bisher dabei aus der 
ambivalenten, z. T. widersprüchlichen und sicherlich nicht leicht zugänglichen zeitgenössi-
schen Überlieferung wie aus einem historischen Steinbruch passende Belege für abstrakte 
Konzepte isoliert, ohne den komplexen sozialen Strukturen und Prozessen in dieser Branche 
wirklich nachzugehen.“12

Welskopps Forderung läuft auf eine größere Systematik der Quellenauswertung und 
damit auf eine fundiertere empirische Erdung theoretischer oder abstrakter Konzep-
te hinaus. Dieses selbstverständlich hochberechtige Postulat wird allerdings durch die 
zum Teil disparate, zum Teil sperrige Quellensituation vor kaum zu lösende Probleme 
gestellt, die sich auch im Verlauf der vorliegenden Studie in verschiedenen Bereichen 
immer wieder offenbarten. Leider waren die Verhältnisse auf der Basis des überliefer-
ten und zugänglichen Quellenmaterials kaum systematisch, wie Welskopp es fordert, 
sondern zumeist nur punktuell zu rekonstruieren, denn es taten sich immer wieder be-
trächtliche Lücken in der Überlieferung auf. Wichtige Dokumente waren oftmals nur 
für vereinzelte Teilbetriebe und Zeitabschnitte vorhanden, etwa ein Strafkatalog aus 
dem Neunkircher Walzwerk von 1923 oder aber ein recht umfangreicher Schriftwechsel 

11  Demgegenüber könnte allerdings eingewandt waren, dass sich die luxemburgischen Städte Esch und 
Differdingen in der dort herrschenden Atmosphäre bisweilen eher Neunkirchen annäherten als Düde-
lingen.
12  Welskopp 1994, S. 39 f.



584

aus der Düdelinger Hochofenanlage aus den 1920ern. Es musste daher häufig mit Pro-
jektionen und Analogiebildungen gearbeitet werden. Immer wieder stellte sich dabei 
die Frage, ob die punktuellen Erkenntnisse generalisierbar sind. Da aber die Arbeitssi-
tuation im Eisen- und Stahlbetrieb über verschiedene Werke und Reviere hinweg recht 
gleichartig strukturiert war, konnten zugleich immer wieder Befunde aus anderen Wer-
ken zum Vergleich herangezogen werden, sodass die Ergebnisse, obwohl sie punktuellen 
Charakter hatten, doch recht zuverlässig erschienen.

Bei zwei Quellengattungen ergab sich ein gleichsam entgegengesetztes Problem: 
Hier waren die Datensätze zu groß und die Dokumente zu sperrig, um vollständig in-
nerhalb einer vertretbaren Zeit von einer einzelnen Person bearbeitet zu werden. Die 
Neunkircher Fremdenbücher und vor allem die Düdelinger Stammlisten lieferten unge-
mein informative, aber eben auch nur schwer zu bewältigende Datenmengen, die folg-
lich auf der Basis von Stichproben untersucht wurden. Natürlich stellte sich während 
der empirischen Erhebung ebenso wie während der Auswertung und Interpretation im-
mer wieder die Frage nach der Zuverlässigkeit des gewählten Verfahrens, denn auch hier 
wurden aus punktuellen Befunden weitreichende Folgerungen etwa über das Fluktua-
tionsverhalten und die Qualifikationsstruktur der Düdelinger Arbeiter sowie über die 
regionale Provenienz der Neunkircher Hüttenleute gezogen. 

Die Studie darf so gesehen durchaus als Ansatz- und Ausgangspunkt einer weiteren 
Forschungsdiskussion verstanden werden. Mit den Düdelinger Stammlisten, den Neun
kircher Fremdenbüchern und anderen Quellengattungen liegen Dokumentkorpora vor, 
die bis dato sträflich vernachlässigt wurden. Es lässt sich mit Fug und Recht behaup-
ten, dass die Düdelinger Stammlisten in ihrem Umfang und in ihrer Geschlossenheit 
einen Quellenkorpus darstellen, wie er nicht häufig aufzufinden ist. Ulrich Zumdick 
beispielsweise sprach im Zusammenhang mit den Arbeiterstammlisten der Phoenix-
Hütte in Duisburg-Laar, die weniger geschlossen überliefert sind als das Düdelinger 
Pendant, von einem „in vieler Hinsicht außergewöhnlichen Quellenfund“, der seine 
Studien überhaupt erst inspiriert und motiviert habe.13 Der luxemburgischen Sozialge-
schichtsschreibung stellt sich in Zukunft die Aufgabe, das Material – vielleicht auf der 
Grundlage der hier vorgegebenen Fragestellungen – systematischer und flächendecken-
der auszuwerten und damit gerade das betriebliche Handlungsfeld in seinen Struktur-
prinzipien und Funktionsmechanismen noch genauer zu analysieren. 

Für die saarländische beziehungsweise Neunkircher Forschung stellt sich künftig die 
Aufgabe, die bislang eher marginal oder dilatorisch behandelte Migrationsgeschichte 
aufzuwerten. Durch eine systematische und sorgfältige Analyse der Neunkircher Frem-
denbücher – die keineswegs nur über die Hüttenarbeiterschaft informieren – lassen 
sich tiefe Erkenntnisse über die Sozialgeschichte der saarländischen Industrialisierung 
und das soziokulturelle Profil der Saarbevölkerung gewinnen. Auf der Basis der Frem-
denbücher sind wertvolle Einsichten in charakteristische Wanderungsströme zwischen 

13  Zumdick 1990, S. 17.
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einzelnen Dörfern oder ländlichen Gebieten und der Industriestadt Neunkirchen zu 
gewinnen. Interessant wäre ferner der Vergleich mit anderen saarländischen Industrie-
gemeinden wie Burbach, Völklingen oder Dillingen.14 Die einseitige Konzentration der 
saarländischen Arbeiterhistoriographie auf die Bergleute muss einer angemessenen Be-
rücksichtigung der zahlenmäßig starken und gerade durch ihre Alleinstellungsmerkmale 
so interessanten Hüttenarbeiterschaft weichen. Zu diesem Zweck müssen sich künftige 
Arbeiterhistoriographen auch verstärkt ‚in den Betrieb wagen‘, das heißt den Bereich der 
Arbeit aufwerten, auch wenn die Quellen häufig nur schwer zugänglich sind.

Prinzipielle Probleme sowie Anknüpfungspunkte für weitere Tiefenbohrungen erga-
ben sich ferner im ausführlich diskutierten Bereich der Organisationsgeschichte. Es war 
ein ausdrückliches Ziel der Studie, das Organisations- und politische Partizipationsver-
halten der Eisen- und Stahlarbeiter von Neunkirchen und Düdelingen nachzuzeichnen. 
Um dies vollständig bewältigen zu können, hätte es allerdings einiger Quellen bedurft, 
die nicht zur Verfügung standen. Um etwa die genaue Beteiligung der Hüttenarbeiter an 
den lokalen Gewerkschaftsorganisationen quantitativ zu eruieren, wäre man beispiels-
weise auf örtliche Mitgliederlisten des DMV oder des BMIAV angewiesen gewesen. 
Gleiches gilt für die lokalen Vereine, die als konkurrierendes Organisationsangebot mo-
delliert wurden. Hilfreich für weitere Analysen wären etwa Mitgliederlisten aus zeit-
genössischen Vereinen oder konfessionellen Vereinigungen gewesen, die aber zugleich 
über die Berufe der verzeichneten Personen hätten informieren müssen. 

Mangels derartiger Dokumente mussten Rückschlüsse von der allgemeinen Or-
ganisationsgeschichte auf den Anteil der Hüttenarbeiter an ihr gezogen werden. Der 
Politisierungsgrad der Hüttenarbeiterschaften und ihre Partizipation an den lokalen 
Organisationen dürften in der Zwischenkriegszeit hoch gewesen sein. Aus verschie-
denen Gründen scheint diese Annahme legitim zu sein. Zum einen stellten die Eisen- 
und Stahlarbeiter die soziodemographisch bedeutendste Gruppe beider Städte und die 
gleichsam ‚natürliche‘ Klientel von Freien Gewerkschaften und Arbeiterparteien. Es 
scheint logisch, dass sie auch das Rückgrat der seit etwa 1916 zum Durchbruch gelan-
genden Arbeiterorganisationen stellten. Zum anderen deuten andere Quellengattungen 
und Informationen auf den gestiegenen Politisierungsgrad der Hüttenbelegschaften hin. 
Für Düdelingen wäre dabei an die Polizeiprotokolle zu denken, welche die vermehrten 
politischen Aktivitäten auf der Hütte während des Märzstreiks, aber auch schon in den 
Vorjahren klar aufzeigen. Für den Neunkircher Fall sind etwa die zunehmenden Erfol-

14  Auch zu den anderen bedeutenden Saarhütten fehlen bislang integrierende Studien über die Arbei-
terbelegschaften. Für die Dillinger Hütte, die Teil der Stumm-Gruppe war, erschien jüngst eine Jubi-
läumsschrift, welche die wichtigsten thematischen Bereiche für ein solches Unterfangen vorgibt. Vgl. 
AG der Dillinger Hüttenwerke (Hrsg.): 325 Jahre Dillinger Hütte (3 Bde.), Dillingen 2010. Das 
Werk ist untergliedert in drei Bände, die mit „Chronik“, „Menschen“ und „Technik“ überschrieben 
sind. Besonders der Band „Menschen“ liefert wichtige Ansatzpunkte für eine Geschichte der Dillinger 
Hüttenarbeiter, geht es doch unter anderem um die Arbeitsbedingungen, um das Verhältnis zur Unter-
nehmensleitung sowie um Aspekte der Freizeitgestaltung.
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ge des DMV, später auch der RGO bei den betrieblichen Ausschusswahlen bekannt.15 
Nichtsdestotrotz wäre es von unermesslichem Wert, wenn noch mehr interne Doku-
mente aus den Gewerkschaften oder Parteien auftauchen würden, auf deren Basis eine 
umfassende Sozialgeschichte der lokalen Organisationen geschrieben werden könnte.

Weitere Desiderata wären zu benennen. Mehrfach erwähnt wurde der Mangel an 
Ego-Dokumenten, der die individuelle Akteursperspektive bisweilen in den Hinter-
grund treten ließ. Hier könnten bislang unentdeckte, womöglich in Privatbesitz befind-
liche Dokumente Abhilfe schaffen und die vorliegende Studie um wichtige Blickwinkel 
ergänzen. Die Studie ist ferner in ihrem zeitlichen Rahmen begrenzt auf die Zeit vor 
der nationalsozialistischen Herrschaft. Es wäre interessant zu fragen, wie sich die bei-
den Werke und insbesondere die Arbeiterschaften unter totalitären Vorzeichen fortent-
wickelten und ob es Formen kollektiven oder individuellen Widerstands gab. Zuletzt 
projektiertes Unterfangen dürfte allerdings ebenfalls durch die schwierige Quellenlage 
erschwert werden. Für den Zeitraum nach 1945 ist sicherlich der Wiederaufbau der poli-
tischen Arbeiterorganisationen ein interessantes Themenfeld, zumal unter den Sonder-
bedingungen des Saarstaates unter Johannes Hoffmann. Hier wäre die Frage nach perso-
nellen, organisatorischen und programmatischen Kontinuitäten innerhalb der Parteien 
und Gewerkschaften zu klären.

15  Vgl. dazu noch einmal Ebenau 1990, S. 65 und 82 f.
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Anhang

Das Abkürzungsverzeichnis enthält lediglich die wichtigsten und nicht unbedingt als 
allgemein bekannt vorausgesetzten Abkürzungen. Im Quellenverzeichnis finden sich 
hinter den Signaturen aus den jeweiligen Findbüchern vom Autor gewählte Titulie-
rungen, um den Inhalt der Dokumente zu bezeichnen. Die Angaben im Literaturver-
zeichnis enthalten hinter den Volltiteln Kurztitel, die im Text bei mehrfacher Zitierung 
benutzt wurden. Quellentitulierungen und Kurztitel sind jeweils in eckigen Klammern 
verzeichnet.
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NE	 Neunkircher Eisenwerk
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Saarländische Tageszeitung, 11. September 1941.
Saarländische Tageszeitung, 12. September 1941.

Sonstige

Einwohnerbuch (Adreßbuch) des Saargebietes 1927 nach dem Stande vom Herbst 1926. Abge-
schlossen am 31. Dezember 1926.

Neunkircher Adreßbuch, enthaltend die Einwohner der Orte Neunkirchen, Niederneunkirchen, 
Schlawerie, Sinnerthal, Heinitz-Dechen, Kohlhof, Spiesen, Elversberg und Wellesweiler unter 
namentlichen Aufführungen aller Beamten, Industriellen und Gewerbetreibenden, sowie der 
Beamten und Gewerbetreibenden der Orte Illingen, Schiffweiler und Wiebelskirchen nebst 
amtlichen Lokal-Polizei-Verordnungen der Bürgermeisterei Neunkirchen und den wichtigsten 
Polizeiverordnungen der königlichen Regierung zu Trier. Nach amtlichen Quellen bearbeitet 
von J. Ph. Schons. Im Selbstverlage des Verfassers. Neunkirchen 1888.

Stadt Düdelingen. Festprogramm der Stadteinweihung, 2. August 1908. [einsehbar u. a. im CDMH]
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